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Vorwort. 





Wenn der Verfaſſer es unternimmt, mit einem Handbuch über 
die Unfall-Verſicherung der gewerblichen, Fabrik- und 
Betriebs-Arbeiter in die Oeffentlichkeit zu treten, obwohl über 
dieſen Gegenſtand bereits eine größere Anzahl von Ausgaben vorhanden 
iſt, darunter einzelne Kommentare, welche ſich allgemeiner Anerkennung 
zu erfreuen haben, ſo veranlaßt ihn hierzu die Erwägung, daß der 
Charakter ſeiner Bearbeitung ein ſo durchaus eigenartiger, von dem 
der vorerwähnten Werke völlig verſchiedener iſt, um ihr, trotz des ſpäten 
Erſcheinens, — welches eben durch feine Eigenart bedingt war —, auch 
neben jenen noch einen angemefjenen Platz in ver Literatur der ge- 
dachten Materie zu fichern. 

Die Abficht des Verfaſſers geht leviglich dahin, ein vollftändiges, 
ſyſtematiſch und überfichtlich geordnetes, authbentifches Material ver 
Unfallverfiherung zu liefern. Er Hat fi vemgemäß aller eigenen, 
logiſchen und ufualen Interpretationen enthalten und erläutert die Be⸗ 
ftimmungen des Geſetzes vom 6. Juli 1884 nur durch legale und 
authentifche Interpretationen, insbejondere durch die Motive der Regie⸗ 
rungsvorlage, der Kommiſſions⸗ und Plenar-Beichlüffe, durch die er- 
gangenen Auspehnungs- und Ergänzunge-Gefete, Allerhöchſten Erlaffe, 
und Beichlüffe des Bundesraths, fowie durch die Verfügungen, Be- 
jheide und Negulative der mit Ausführung des Gefekes betrauten Be⸗ 
hörden. Seine langjährige Praxis als Verwaltungsbeamter hat ihn zu 
der Weberzeugung geführt, daß, namentlich für den Gebrauch ver mit 
Handhabung eines Gejeges befaßten Behörden, Korporationen und 
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Beamten ein Handbuch über daſſelbe nur dann von wirklich praftifchem 
Werth und Nuten tft, wenn es in faßlicher und überfichtlicher Weiſe 
das authentiihe Material im Wortlaut giebt und ven daſſelbe Be- 
nugenden in die Tage verfegt, beim Erlaß von Verfügungen und Be— 
ſcheiden, wie auch bei Abfafjung von Eingaben und Beſchwerden fich 
auf amtlihe Erlaffe und Erläuterungen zu berufen, beziehungsweife 
ſolche wörtlih anzuführen. 

Dieſen Zwed Hofft der Verfaffer mit dem vorliegenden Kompen- 
dium zu erreichen. Für den handlichen Gebrauch und die Veberficht- 
Yichkeit ift durch praktiſche Anordnung des Materiales fowie durch ein 
ausführliches Inhalts⸗Verzeichniß, Sach⸗ und chronologifches Regiſter 
Sorge getragen. Die während des Drudes ergangenen Erlaſſe ꝛc. 
find nah Möglichkeit noch dem Text einverleibt, vie, bei welchen dies 
nicht angängig war, in einem befonderen Nachtrage berüdfichtigt worden, 
jo daß das Handbuch das vollftännige, bis zur Zeit feiner Veröffent- 
lichung ergangene Material Tiefert. 

Möge die Hoffnung des Verfafjers fich erfüllen und feiner Arbeit 
eine wohlgeneigte Aufnahme zu Theil werben. 

Frankfurt a. M., im Oltober 1886. 


Der Verfaſſer. 
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Die Arbeiter-Verforgung, — die Sicherftellung des Arbeiterſtandes 
gegen die wirthichaftlihen Nachtheile und Gefahren, welche vemfelben 
duch Krankheit, Unfälle und Alter proben, — war eine der hervor. 
ragendſten und wichtigften Rulturaufgaben, welche vem Deutichen Reiche 
aus der Erbſchaft des Norddeutſchen Bundes zugefallen waren. 

Schon unmittelbar nach Konftituirung des Deutfchen Reiches war 
die Köfung der Arbeiterfrage in Angriff genommen worben, nämlich 
durch Erlaß des Haftpflihtgefeges vom 7. Junt 1871(R. G. Bl. 
S. 207) 1), welche8 den Arbeiter gegen die wirtbfchaftlichen Folgen einer 
dureh Betriebsunfälle herbeigeführten Erwerbsunfähigfeit bezw. Ver⸗ 
minderung feiner Arbeitskraft ſchützen follte. 

Demnächſt bildete die Unterftägung ver Arbeiter in Krankheits⸗ 
fällen ven Gegenftand der legislatoriſchen Thätigkeit der Reichs-Geſetz⸗ 
gebung, deren Refultat vie Gefege vom 7. April 1876 über die 
eingefhriebenen Hülfskaſſen und vom 8. April 1876 be— 
treffend die Abänderung des Tit. VIII. ver Gemwerbe- 
Ordnung (RB. S. 125—136) waren. 

Indeſſen diefe Gefege entfprachen, wie ſich bald herausftellte, nicht 
den gehegten Erwartungen. 

Das Haftpflichtgefe erwies fich nicht nur als unzureichend, ſondern 
geradezu dem Intereſſe des Arbeiterftandes ſchädlich. Die dem DVer- 
unglücten bezw. deſſen Hinterbliebenen obliegende ſchwierige Beweislajt 
machte die Wohlthat des Geſetzes häufig illuſoriſch; Zahlungsunfähtgfeit 
bes VBerpflichteten verettelten oft den praftifchen Erfolg des Entſchädigungs⸗ 
anfpruches und pie faft in jedem alle entftehenden Prozeſſe über das 
Borhandenfein ver Haftpflicht des Unternehmers waren dazu angethan, 


1) Ausgedehnt auf Elſaß⸗Lothringen durch Gefe vom 21. Januar 1873. 
R. G. Bl. ©. 769.) 
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ben Arbeiter gegen den Arbeitgeber zu erbittern und das Verhältniß 
zwifchen Arbeitnehmer und Wrbeitgeber in bevenfliher Weife zu ver- 
ſchlechtern. 

Auch die Geſetze von 1876 erfüllten ihren Zweck nicht in aus— 
reichendem Maße, va Mangels eines Zwanges zum Beitritte die Be⸗ 
theiligung der Arbeiter an ben eingefchriebenen Hülfskaſſen eine relativ 
geringe war und verhältnigmäßig nur jehr wenige Gemeinden von ber 
ihnen eingeräumten Befugniß zur Einführung des Verficherungszwanges 
dur Ortsftatut Gebrauch machten. 

Der Wunfch nach Befeitigung diefer Geſetze und nach Herbei- 
führung einer obligatorifchen Verficherung, welche, von dem civilrecht⸗ 
lichen Grundfatze des Schadenerſatzes abgehenn, eine auf dem Boden 
des öffentlichen Rechtes berubende Fürforge für die durch Betriebe» 
unfälle Berlegten und deren Hinterbliebenen einführte, wurde in allen 
betheiligten Kreiſen lautbar. 


Das bedenkliche Anwachſen ver foztaldemofratiihen Bewegung 
regte demmächft zu neuen Verſuchen auf dem Felde der Arbeiterfchuß- 
Sefeggebung an. Nachdem die Regierung durch das Geſetz über Die 
gemeingefährlichen Beftrebungen ver Sozialdemokratie vom 21. October 
1878 (8.6.81. ©. 351) den Weg der Repreffion bejchritten, fomit 
die negative Seite der Mafßregeln zur Ausführung gebracht hatte, welche 
zur Abwehr ver foztalen Gefahren nothwendig geworven waren, hielt 
fie e8 für doppelt geboten, die Heilung der fozialen Schäden nunmehr 
auch auf dem Wege der pofitiven Förderung des Wohles der arheiten- 
den Klaſſe zu verjuchen und ven jozialreformatoriihen Beſtrebungen 
erhöhte Aufmerkfamteit zuzuwenden. 


Eine die berechtigten Intereffen ver Arbeiter fördernde Gefeb- 
gebung Hatte zu ihrer nothwenpigen Vorausfegung eine gründliche 
Reviſion der bis dahin verfolgten freihändleriſchen Hanvels- und Wirth⸗ 
ſchaftspolitik. Diefe Revifion wurde durch das befannte Schreiben des 
Herrn Reichskanzlers vom 15. December 1878 eingeleitet und im Full 
1879 zum gefeglichen Abſchluſſe gebracht. Das neue Syſtem hatte 
wachſende Vermehrung ver Arbeitsgelegenheit, fortgejegte Nachfrage 
nach Arbeitskräften und wenn auch Yangfam, doch ftetig aufiteigenve 
Beſſerung der Arbeitslöhne zur Folge. 

Eine der wejentlichften Früchte der neuen Wirthichaftspolttit aber 
war eine Erſtarkung der Induſtrie in dem Maße, daß Die Verforgung 
der Arbeiter bet Krankheit, Unfall und im Alter in Ausſicht genommen 
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und ihr die finanziellen Aufwendungen für diefe Zwecke in der Haupt« 
ſache zugemutbet werben fonnten. 

Das Ziel diefer fozialreformatorifchen Beftrebungen war, wie dies 
auch die Allerhöchfte Botſchaft vom 17. November 1881 verkündete, 
ein breifaches: 

1. Verpflegung und Unterftügung im Falle einer Krankheit bezw. 
einer durch Krankheit veranlaßten vorübergehenden Erwerbs⸗ 
unfähigkeit; 

2. Erſatz des durch Tödtung oder Verletzung im Betriebe herbei⸗ 
geführten dkonomiſchen Schadens; 

3. Verſorgung für den Fall einer durch Alter oder Invalidität ver⸗ 
urſachten Arbeitsunfähigkeit. 

Am 8. März 1881 wurde dem Reichstage zunächſt der Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Unfallverſicherung der Arbeiter vorgelegt 
(Druckſachen Nro. 41), über welchen jedoch eine Einigung der geſetz⸗ 
gebenden Faltoren nicht zu Stande kam. 


Dieſer Entwurf enthielt (88 8, 9) eine Beſtimmung, nach welcher 
die Entſchädigung für die erften vier Wochen einer durch Unfall her- 
beigeführten Erwerbsunfähigkeit nicht Gegenftand der Unfallverficherung 
fein follte und die Motive der Vorlage nahmen, um dieſe Lüde aus- 
zufülfen, eine Reviſion der das Krankenkaſſen⸗Weſen der Arbeiter 
regelnden Gefeggebung in Ausficht, durch welche den Arbeitern auch 
für die erften vier Wochen der Erwerbsunfähigkeit eine angemejjene 
Unterftügung gefihert werden ſollte. Der Reichstag billigte im Prinzip 
diefe Art der Regelung und fprach fich in der Sitzung vom 15. Juni 
1881 in Form einer Nefolution ausprüdlich für eine zu dieſem Zwecke 
vorzunehmende Nevifton der das Hülfskaſſenweſen betreffenden Gefet- 
gebung aus. 

Die jeither auf dem Gebiete des Hülfslaffenwejend gemachten 
Erfahrungen hatten zur Evidenz dargethan, daß eine allgemeine Durch- 
führung der Arbeitereffranfenverficherung, wie fte zu einer ausreichenden 
Ergänzung ber Unfallverfiherung unabweislich erforderlich ift und als 
eine der wichtigften Maßregeln zur Verbefferung ver Lage des Arbeiter- 
ftandes bezeichnet werden muß, auf dem durch die Gejetgebung bes 
Jahres 1876 eingefchlagenen Wege nicht erreicht werden Tann. Die 
weit überwiegende Mehrzahl ver beftehenden Arbeiter⸗Krankenkaſſen ver- 
dankte ihre Entftehung nicht der eigenen Initiative ber Arbeiter, und 
von der Befugniß der Gemeinden und weiteren Rommunalverbände, 





VI Einleitung. 


durch Ortsſtatut oder Beſchluß die Begründung von Krankenkaſſen für 
Handwerksgeſellen und Fabrikarbeiter zu erzwingen, war, wie ſchon 
vorher bemerkt, nur in höchſt geringem Maße Gebrauch gemacht worden. 
Eine Vermehrung der Krankenkaſſen war auf dieſem Wege nicht ein⸗ 
getreten und ebenſowenig hatte ſich die Hoffnung erfüllt, es werde in 
Folge der durch das Hülfskaſſengeſetz vom 7. April 1876 gegebenen 
Rechtsgrundlage, welche bis dahin gefehlt hatte, für die aus der eignen 
Initiative der Arbeiter hervorgehenden Krankenkaſſen eine allgemeine 
Derbreitung diefer Kaſſen eintreten. 


Um bier die durchaus nothwendige Abhülfe zu fchaffen, wurde 
im Laufe der Legislatur-Periode des Jahres 1881 zugleich mit einem 
neuen Entwurfe des Geſetzes über pie Unfallverficherung auch ber 
Entwurf eines Gefeßes über die Kranfenverficherung der Arbeiter ein- 
gebracht. Die Kaiferlihe Botſchaft vom 17. November 1881, mit 
welcher dieſe Legislaturperiove eröffnet wurde, betonte beſonders, daß 
Se. Majeftät der Kaifer und König e8 für Seine Pflicht halte, dem 
Neichstage diefe Aufgabe von Neuem an's Herz zu legen und mit um 
jo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott Seine Re⸗ 
gierung gefegnet habe, zurüdhbliden würde, wenn e8 Ihm gelänge, dere 
einjt das Bewußtſein mitzunehmen, dem Baterlande neue dauernde 
Bürgichaften feines inneren Friedens und den Hülfsbebürftigen größere 
Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiſtandes, auf ven fie Anfpruch haben, 
zu binterlafien. 

Nah Beſchluß der Kommiſſion wurde mit der Berathung des 
Kranfenverficherungsgejeges begonnen, weil anerkannt wurde, daß nad 
dem ganzen Syſteme der Vorlagen vie obligatorifche Krankenverſicherung 
die Vorausfegung für die Unfallverfiherung bilde, fovaß wohl das 
Kranfenverfiherungsgefek ohne die Unfallverfiherung, nicht aber um⸗ 
gekehrt das Geſetz über die Unfallverficherung ohne die Krantenverficherung 
gedacht werben Fünne. 


Nachdem durch die Allerhöchite Botſchaft vom 14. April 1883 
dem Neichstage die Erledigung beider Gefekesvorlagen von Neuem zur 
dringenden Pflicht gemacht worden war, „um Raum bafür zu fchaffen, 
daß in der nächſten Reichstags - Seffion Vorlagen wegen ver Alters- 
und Invaliden⸗Verſorgung ver Arbeiter zur gefetlichen Verabſchiedung 
gebracht werben könnten”, wurde das Geſetz über die Kranken— 
verfiherung der Arbeiter in der Situng des Neichstages vom 
31. Mai 1883 angenommtn und erhielt unterm 15. Juni 1883 bie 
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verfaffungsmäßige Sanction. Die Publikation erfolgte im Reichsgeſetz⸗ 
blatt Nro. 9 vom 21. Juni 1883. 

Das Gefet trat bezüglich feiner organifatortichen Beftimmungen — 
Beſchlußfaſſung über ſtatutariſche Einführung des BVerficherungszwanges 
und Herjtellung der zur Durchführung deffelben dienenden Einrichtungen 
— mit dem 1. December 1883, in feiner gefammten Ausführung mit 
dem 1. December 1884 in Kraft. 


Die Ergänzungen und Abänderungen des Hülfskaſſen⸗-Geſetzes vom 
7. April 1876, welche fih im Verlaufe ver Verhandlungen über bie 
Unfall- und Kranfenverficherung als erforderlich berausgeftellt hatten, 
fanden ihre Erlepigung durch das Geſetz betreffend die Ab- 
änderung des Geſetzes über die eingefhriebenen Hülfß- 
faffen vom 1. Juni 1884 (R. G. Bl. Nro. 16. S. 54 ff.). 


Inzwiſchen Hatten auch die Verhandlungen über die Unfallver- 
fiherung ihren Fortgang genommen und wurde das Unfallver- 
ſicherungs-Geſetz vom Neichötage In ver Sikung vom 27. Juni 
1884 angenommen, erhielt unterm 6. Juli 1884 die Sanction und 
wurde in Nro. 19 des Reichsgeſetzblattes vom 9. Juli ejusd. (S. 69 ff.) 
publicirt. Die organtjatorifhen Beftimmungen ver Abfchnitte IL. His V. 
und VIII, vie auf diefe Abſchnitte bezüglichen Strafbeitimmungen fo- 
wie diejenigen Vorſchriften, welche zur Durchführung der in dieſen 
Abſchnitten getroffenen Anordnungen dienen, traten mit dem Tage ver 
Verkündigung des Geſetzes in Kraft; die Beitimmung des Zeitpunftes, 
mit welchem das Geſetz in feinem ganzen Umfange in Wirkſamkeit 
treten follte, wurde einer mit Zuſtimmung des Bundesrathes zu er- 
laffenden Raiferlichen Verordnung vorbehalten. 


Nach dem Negierungs - Entwurfe befchränfte fich der Umfang ver 
Unfaliverfiherung auf die Fabrik bezw. die in den bisher haftpflichtig 
gemwejenen Betrieben bejchäftigten Arbeiter. 

Für diefe Beichränfung war, wie die Motive ausführten, der Ge- 
fihtspuntt maßgebend geweien, daß die gefetzliche Negelung der Unfall- 
fürforge für viefe in Folge der Entwidelung der Induftrie am meiften 


gefährdeten Arbeiter, für welche fih $ 2 des Haftpflichtgefees als 


unzureichend, ja fogar ſchädlich eriwiefen habe, die nächte und pringlichite 
Aufgabe bilde. Die Bejeitigung der Haftpflicht für dieſe Arbeiter und 
die Herftellung einer befjerert und wirkfjameren Unfallfürjorge für pie- 
jelben, müfjfe den Ausgangspunkt der Gefeßgebung auf dieſem Gebiete 
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bilden, an welchen demnächſt die Ausbehnung der Unfallverficherung 
auf weitere Arbeiterfreife angelnüpft werden könne. 
Die Mojoritäts- Parteien vereinigten fih in dieſem als wohlfundirt 
anerkannten PBrinzipe der Negierungsvorlage und wurde demzufolge vie 
gedachte Beſchränkung in das Geſetz aufgenommen. 


Bei ven Verhandlungen des Reichstages hatte der Herr Staats» 
minifter von Bötticher wiederholt Veranlafjung genommen, gegenüber 
dem von verfchtevenen Seiten geäußerten Verlangen nach Erweiterung 
des Kreifes der zu verfichernnen Perfonen zu fonftatiren, daß es die 
Abfiht der verbündeten Regierungen ſei, nah und nach die Unfall- 
verficherung auf alle Arbeit auszudehnen, welche mit Gefahr verbunden 
ſei. Das Gefeß folle nur den Anfang der Heritellung einer wirkſamen 
Unfallverfiherung bilden, um daran die Ausvehnung auf weitere Kreife 
im Wege der Spezial⸗Geſetzgebung anknüpfen zu fönnen; zugleich ftelite 
er weitere Vorlagen nach diefer Richtung hin in baldige Ausficht. 

Dementsprechend ging dem Reichstage unterm 17. December 1884 
(Nero. 77 der Drudjachen) eine Vorlage zu, welche die Unfalle und 
Krankenverfiherung auf folgende Betriebe ausdehnte: 


1. ven gefammten Betrieb der Pofte, Telegraphen- und Eifenbahn- 
Berwaltungen, fowie ſämmtliche Betriebe ver Marine- und Heeres- 
verwaltungen, einjchließlich der Bauten, welche von dieſen Ver⸗ 
woltungen auf eigene Rechnung ausgeführt werben ; 

. ven Baggerei-Betrieb; 

3. den gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenfhiffahrts-, Flößerei⸗, 
Prahm⸗ und Fährbetrieb, jowie den Gewerbebetrieb des Schiffs- 
ziehens (Treidelei); 

4. den gewerbsmäßigen Speditions⸗, Speicherei- und Kellereibetrieb; 

5. den Gewerbebetrieb der Güterpacker, Güterlader, Schaffer, Brader, 
Wäger, Meſſer, Schauer und Stauer. 


Aus der diefem Gefegesentwurfe Seitens der verbündeten Re—⸗ 
gterungen beigegebenen allgemeinen Begründung tft Folgendes hervor- 
zuheben: 

„Bei den Verhandlungen des Reichstages über die Unfallver⸗ 
ſicherung iſt die Ausdehnung des Kreiſes der Verſicherten wiederholt 
gefordert worden. Auch die verbündeten Regierungen werden nach wie 
vor von dem Beſtreben geleitet, die geſetzliche Unfallfürſorge im Wege 
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der Spezialgeſetzgebung jo bald als möglich auf alle Kreiſe der arbeiten- 


den Bevölketung auszubehnen, welche bet der Arbeit einer beſonderen 
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Unfallgefahr ausgeſetzt find. Dies Ziel Täßt fich bei ver Verſchiedenheit 
ber dabei in Betracht kommenden Verhältnijje nicht mit einem Male 
erreichen; die Intereffen aller Betheiligten können dabei vielmehr nur 
dann mit Erfolg gewahrt werben, wenn die Gefebgebung auf dem von 
ihr mit dem Unfallverficherungsgejege vom 6. Juli 1884 betretenen 
Wege allmälig und ftufenwetfe fortichreitet. 


Als befonders dringlich war fchon bei den Verhandlungen des 
Reichstages vie Ausdehnung ver gefetlichen Unfallfürforge auf die in 
ben Zransportbetrieben befchäftigten Arbeiter bezeichnet worden. 


Diefe Betriebe find in ver That erfahrungsmäßig beſonders ges 
fährlih. Unter ihnen nimmt ver Betrieb ver Eifenbahnen eine hervor» 
ragende Stellung ein. Die Beitimmungen des Haftpflichigejeges auch 
für den Eifenbahnbetrieb durch vie öffentlich-vechtlich georonete Unfall⸗ 
verficherung zu erjegen, wird in ven betheiligten Kreiſen als ein be- 
jonders dringendes Bedürfniß empfunden. 


Bei Ausdehnung der Unfallverfiherung auf die Eifenbahnbetriebe 
tritt die Frage In den Vorbergrund, ob es nöthig und rathſam fet, 
bie für Nechnung des Reiches oder eines Bundesſtaates verwalteten 
Eifenbahnen in die berufsgenoffenjchaftlihe Organtjation einzufügen, 
oder ob es fich nicht vielmehr empfehle, vie Unfallverficherung in dieſen 
Betrieben dem Reihe oder dem Bunvesftaate, für deren Rechnung der 
Betrieb geführt wird, und deren Leiftungsfähigfeit zweifellos tft, direkt 
zu überweifen. Tür die Bejahung viefer Frage ſpricht zunächſt die 
Erwägung, daß die Stante-Eifenbahnbetriebe, wenn fie in die Berufs⸗ 
genofjenfhaften eintreten, vermöge ihres Umfanges und des ſich daraus 
ergebenden Webergewichts die Genofjenjchaften beeinträchtigen würden. 
Andererſeits bieten viefelben als felbititändige Träger der Unfallver- 
fiherung den Vortheil, daß ihre bereitS vorhandene Verwaltungs⸗ und 
Behörden-Organifation ohne Weitere auch für die Unfallverfiherung 
der in dieſen Betrieben beſchäftigten Arbeiter verwerthet werden Tann. 
Das fi) hieraus erhebliche Erleichterungen und Vereinfachungen ergeben, 
leuchtet ein. 


Wird diefer Weg einmal eingefchlagen, jo erſcheint es im Interefſe 
der Einheitlichfeit ver Verwaltung geboten, auch viejenigen Nebenbe- 
triebe der Eifenbahnen, welche als Fabriken 2c. ſchon gegenwärtig dein 
Unfallgefetz und ber durch daffelbe eingeführten Organifation unterliegen, 
aus der letzteren herauszuheben und fie für die Unfallverfigerung dere 
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jenigen Behörbe zu unterftellen, welcher vie Unfallverficherung für den 
Hauptbetrieb obliegt. 

Aehnlich liegen die Verhältniſſe bei den für Rechnung des Reiches 
oder eines Bundesſtaates verwalteten Binnenſchiffahrts⸗ und Baggerei⸗ 
betrieben, ſowie für die Poſt- und Telegraphenverwaltungen. 

Wird aber dieſen großen Reichs- und Staatsverwaltungen die Un⸗ 
fallverfiherung der in ven Betrieben verfelben bejchäftigten Arbeiter 
direkt übertragen, jo liegt fein ausreichender Anlaß vor, für die Marine- 
und Heeresverwaltungen, deren technifche Betriebe bereit8 unter das 
Unfallverfiherungsgejeß fallen, vie in Rebe ftehenden Vereinfachungen 
und Erleichterungen nicht in gleicher Weife eintreten zu laffen, vielmehr 
bietet für gewiſſe milttäriiche und Marinebetriebe die Einordnung in 
Berufsgenofjenfchaften injofern beſondere Schwierigkeiten, als bier vie 
äußerte Strenge bezüglich der Geheimhaltung einzelner Betriebszweige 
aus naheliegenden Gründen unerläglich ift. 

Ueberdies hat das im Entwurfe vorgefehene Verfahren ven großen 
Borzug, ſämmtliche Betriebe diefer Verwaltungen, auch die fonft nicht 
verficherungspflichtigen, 3. 93. die handwerksmäßigen und die landwirth⸗ 
ſchaftlichen (Geftüts-)Betriebe der Unfallverfiherung zu unterwerfen. 
Dabei follen die Intereffen der Arbeiter au bier vollen Schuß finden 
und demgemäß nicht nur eine Vertretung der Arbeiter und Schiedsge⸗ 
richte gebildet werden, ſondern es foll auch die richterliche Inftanz des 
Neich8-Verfiherungsamtes in vollem Umfange zur Geltung kommen. 

Im Gegenfate zu diefen großen Reichs- und Staatsverwaltungen 
find im Anſchluß an die Beftimmungen des Unfallverficherungsgefetes 
für die übrigen Eifenbahnverwaltungen und die fonjtigen Transportbe- 
triebe Berufsgenoſſenſchaften zur Durchführung der Unfallverficherung 
zu bilden. An viefe Transportbetriebe fchließen fich einige andere an, 
welche naturgemäß mit venfelben in näherer over fernerer Beziehung 
ftehen und welche gleichfalls für die darin befchäftigten Perfonen mit 
befonderer Unfallgefahr verbunden find. 

Nach den vorftehend angedeuteten Gefichtspunften und ver dadurch 
bedingten Unterſcheidung zwiſchen ven großen fisfaltichen Unternehmun- 
gen und den fonftigen Betrieben oronet der Entwurf die Unfallver- 
fiherung für alle in dieſen Betrieben bejchäftigten Arbeiter und Be— 
triebsbeamte, fofern lettere nicht als Reiche-, Staats⸗ oder Kommunal- 
beamte gegen feftes Gehalt und Benfion angejftellt find. Gleichzeitig 
wird die Unfallfürforge auf die in Regiebauten der Boft-, Telegraphen- 
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Eifenbahn-, Marines und Heereöverwaltungen beichäftigten Perfonen, 
ſoweit fie nicht feſt angeftellte Beamte find, ausgedehnt. Inſoweit legtere 
in Frage kommen, unterliegt die Sicherung derſelben gegen die Folgen 
von Unfällen im Wege ver bienftpragmatifchen Geſetzgebung zur Zeit 
der Erwägung. 

Dei der General-Diskuffion in der Kommiffion wurde hervorge- 
hoben, e8 dürfe fich empfehlen, das Geſetz auch auf die Beamten, ins⸗ 
befondere bei Bahnbetrieben, auszudehnen und ven bei letzteren Bes 
ſchäftigten günftigere Entſchädigungsbedingungen zu gewähren. Bezüg- 
lich - des erfteren Punktes wiejen vie Vertreter der verbündeten Negie- 
rungen auf bie beftehende Abficht Hin, bezüglich der Verficherung der 
NReichsbeamten in Bälde einen Gefegentwurf vorzulegen; bezüglich des 
leßteren wurde von denſelben bemerkt, es ſei nicht angängig, verfchies 
dene Kategorien verunglüdter Arbeiter nach verfchlevenen Grundſätzen 
zu entſchädigen. 

Es wurde ſodann als nothwendig bezeichnet, näher zu präcifiren, 
inwieweit die bei ver Marines und Heeresverwaltung Beichäftigten 
unter das Geſetz fielen. 

Regterungsfettig wurde darauf aufmerkfam gemacht, daß man bei 
der Armee und Marine nur fpeziell den technifchen und Oekonomie⸗ 
Betrieb babe faffen wollen. Die Unfallverfiherung beziehe fih nur 
auf Arbeiter im Gegenfag zu Perjonen des Solvatenftandes. Zweifel 
feien damit ausgejchloffen und eine vetaillirte Ausführung unnöthig. 

Im weiteren Verlaufe der Generalpisfuffion wurde darauf hin- 
gewiejen, daß die Landes⸗Verſicherungsämter durch das Gefeg eine ganz 
befondere Bedeutung befommen könnten und daß bei gleichzeitiger Thätig⸗ 
feit des Reichs⸗Verſicherungsamtes und der Landes-Verfiherungsänter 
zu befürchten fei, daß eine verſchiedene Nechtsfprehung eintrete. Da⸗ 
gegen bemerften die Vertreter der verbündeten Regierungen, daß bei 
der Ausführung des Lnfallverfiherungsgefeges vie partikulariftiichen 
Beitrebungen fehr in den Hintergrund getreten feien; die Bundesſtaaten 
würden fich die Errichtung von Landes-Verſicherungsamtern ſchon der 
Koſten wegen überlegen. 

Die Regierungsvorlage wurde ſowohl im Plenum, wie in der 
Kommiſſion, faſt unverändert angenommen. Das Geſetz erhielt unterm 
28. Mat 1885 die verfaſſungsmäßige Sanction und wurde in Nro. 19 
des Neich8-Gefekblattes vom 6. Juni 1885 (S. 159 ff.) publicirt. 

Auch bezüglich viefes Gefekes treten die Abfchnitte II His V und 
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VIII des Unfallverficherungsgejeßes, die auf diefe Abfchnitte bezitglichen 
Strafbeitimmungen und die zur Durchführung der in dieſen Abſchnitten 
getroffenen Anordnungen dienenden Vorfchriften mit dem Tage der Ver⸗ 
fündigung in Kraft. Der Zeitpunkt, mit welchen im Webrigen das Ge⸗ 
feg ganz over theilweife in Gültigkeit treten follte, wurbe einer mit 
Zuftimmung des Bundesrathes zu erlaffenden Kaiferlihen Veroronung 
vorbehalten. 

Dementfprechend erging unterm 25. September 1885 (R. G. Bl. 
©. 271) eine Kaiſerliche Verordnung, welche mit vem 1. Detober 
1885 das Unfallverfiherungsgejeg vom 6. Juli 1884 in feinem ganzen 
Umfange, das Ausbehnungsgefeg vom 28. Mai 1885 bezüglich ver Be⸗ 
triebe der Poſt⸗, Telegraphen- und Eifenbahnverwaltungen, ſowie ſämmt⸗ 
liher Betriebe der Marines und Heeresverwaltungen und zwar eitt- 
fchlieglih der Bauten, welde von dieſen Verwaltungen für eigne Rech» 
nung ausgeführt werben, in Kraft ſetzte. — Durch Kaiſerliche Ver— 
ordnung vom 24. Juni 1886 (R.G. Bl. S. 205) wurde ſodann 
das Auspehnungsgefeg vom 28. Mai 1885 auch für den Baggerei- 
betrieb, den gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenjchiffahrts-, Flößerei⸗, 
Prahm- und Fährbetrieb, den Betrieb des Schiffsziehens (Treidelei), 
ven gewerbsmäßigen Speditions⸗, Speicherei- und Kellereibetrieb, ven 
Gewerbebetrieb der Güterpader, Güterlaver, Schaffer, Brader, Wäger, 
Meſſer, Schauer und Stauer mit dem 1. Juli 1886 in feinem ganzen 
Umfange in Kraft gejett. 

Nah 8 4 des Unfallverjicherungsgejehes vom 6. Juli 1884 ſollte 
letteres auf Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Reiches, eines 
Bunvesftantes oder eines Kommunalverbanves mit feftem Gehalt oder 
Penfionsberechtigung angeftellt find, Leine Anwendung finden, weil deren 
Heranziehung zur DVerficherung eine unerwünfchte Rückwirkung auf bie 
Gefeggebung der einzelnen Bundesſtaaten über die Penftonirung ver 
Beamten ausüben würde. Im den Verhanplungen war das Beitreben 
hervorgetreten, auch die Beamten ver Staatsbetriebe ꝛc. der Unfall- 
verficherung derart zu unterwerfen, daß auf die aus ver Unfallverfiche- 
rung erhaltene Entihäbigung die Benfton zu verrechnen fei. Aus ver- 
ſchiedenen Gründen (— fiehe viefelben in den Motiven zu $ 4 des 
Geſetzes —) wurde jedoch Hiervon Abſtand genommen und die Erreichung 
dieſes Zieles der Speztal-Gefeßgebung vorbehalten ?). 


1) Vergl. die Rede des Staatsjefretärd des Inneren, Stenograph. Berichte 
1884. ©. 185. 
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Für die Beamten ver Reichs-Civilverwaltung, des Reichsheeres, 
der Kaiferlichen Marine und für die Perfonen des Soldatenſtandes, 
welche in reich8gefetlich der Unfallverfiherung unterliegenvden Betrieben 
bef&häftigt find und in Folge eines in ſolchen Betrieben erlittenen Un⸗ 
falles dienſtunfähig werben, bezw. bie Hinterbliebenen verfelben wurde 
durch das Geſetz vom 15. März 1886 betreffend die Für- 
forge für Deamte und Berfonen des Solbatenftandes 
(R.G.Bl. 1886 ©. 53 ff.) Beitimmung getroffen. 

Diefes Geſetz regelt im bienftpragmatifchen Wege die Unfallfür- 
forge fir alle in Betrieben des Reiches befchäftigten Beamten, einfchlieh- 
lich der kommiſſariſchen und gejtattet ein Gleiches für vie Beamten ber 
einzelnen Bunbesftanten und der Kommunalverbände durch Landesges 
jeßgebung ober jtatutarifche Feftfegung. 

Ihren Abfchluß erhielt die Unfallverfiherung durch das Geſetz 
betr. die Unfall» und Kranlenverfiherung der in land» 
und forftwirtbfhaftliden Betrieben befhäftigten Per- 
fonen vom 5. Mai 1886. (R.G. Bl. S. 132 ff.) 

Bereits unterm 3. Januar 1885 war dem Neichötage der Entwurf 
eines Gefeßes betr. die Unfallverfiherung der land» und forftwirth- 
ihaftlihen Arbeiter vorgelegt worden. Derjelbe umfaßte 61 Para 
graphen, und ging Davon aus, daß das Unfallverficherungsgejeß vont 
6. Juli 1885 nicht ohne Weiteres auf die hier fraglichen Betriebe aus⸗ 
gedehnt werden könne. ‘Die Unterſchiede, welche die Verhältniſſe ver 
Land⸗ und Forſtwirthſchaft mit ihren Nebengewerben gegen die Ver⸗ 
hältniſſe der Induftrie und der Transportgewerbe aufweiſen, ſei ſo er⸗ 
heblich, daß dadurch eine Reihe tiefgreifender Abweichungen für die 
Organiſation und Durchführung dieſes Zweiges der Unfallverſicherung 
erforderlich werde. Dabei komme insbeſondere in Betracht, daß die 
Land⸗ und Forſtwirthſchaft im Allgemeinen einen einzigen umfangreichen 
Berufszweig darſtelle, bei ihr alſo eine Vereinigung verſchiedener Bes 
rufszweige in eine gemeinfame Berufsgenoſſenſchaft begrifflich ausge- 
ſchloſſen ſei. Diefen Verſchiedenheiten trug ver Entwurf Rechnung. 

Nachdem der Entwurf in den Sigungen vom 30. und 31. Januar 
1385 zur erften Leſung gelangt war, wurde er einer Kommiffion über- 
wiejen und von dieſer in einmaliger Leſung durchberathen; zur zweiten 
Leſung im Plenum ift er inveffen nicht gediehen. 

Nah Berüdfihtigung der von der gedachten Kommiſſion gefaßten 
Beihlüffe wurde unterm 7. Januar 1886 dem Neichstage ein neuer 
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Entwurf vorgelegt. Derfelbe unterfchien ſich namentlich in formeller 
Beziehung und zwar durch eine veränderte Äußere Anordnung von dem 
früberen, injofern die Bezugnahme auf die entſprechenden Beitimmungen 
des Unfallverficherungsgejeges vom 6. Juli 1884 fortgelafjen und die ein- 
ſchlagenden Beftimmungen des letzteren, foweit fie für die Unfallverfiche- 
rung der in land» und forſtwirthſchaftlichen Betrieben bejchäftigten Per- 
onen Geltung haben, in ven Entwurf felbit aufgenommen worden find. 

In materieller Hinfiht enthielt der Entwurf eine erhebliche Be⸗ 
ſchränkung des Kreifes der von demſelben betroffenen Perfonen, info» 
fern die Familienangehörigen des Betriebsunternehmers, worunter bie 
Ehegatten, Ajcendenten und Defcendenten ſowie die Gefchwifter ber 
Eheleute zu verftehen find, der obligatorifchen Verficherung nicht unter- 
liegen follten, wenn fie von dem Familienhaupte ungeachtet ihrer 
etwaigen Bejhäftigung in dem land⸗ oder forjtwirthichaften Betriebe des⸗ 
felben Lohn oder Gehalt nicht empfangen. 

Eine fernere Berüdfichtigung der bei den Berathungen des vorigen 
Entwurfes bervorgetretenen Auffafjungen lag in der Vorſchrift, daß 
ven fleinen Betriebsunternehmern mit einem Jahresverdienſt bis 2000 
Mark ſchon kraft des Gefeges die Berechtigung zuftehen ſollte, fich 
felbft oder andere in ihren Betrieben bejchäftigte, nach $ 1 nicht ver- 
ficherte Perfonen, insbefondere aljo ihre Yamilienangehörigen zu ver- 
fihern; die Befugniß der Berufsgenofjenichaften, jolche Verficherungen 
ihrerjeit8 zuzulaffen, blieb vemgemäß auf größere Betriebe bejchräntft. 

Die erfte Lefung erfolgte in der Neichstagsfigung vom 3. Februar 
1886, worauf die Verweifung an die Kommiſſion VI befchloffen wurde. 
Auf Grund des von diefer Kommiffion erftatteten Berichtes (Nro. 252 
ber Druckſachen) fand die zweite Plenarberathung in den Situngen 
vom 6. und 7. April, und die Schlußberathung in der vom 9. April ftatt. 

Der Bundesrath gab in ber Sigung vom 21. April feine Zu. 
ftimmung und wurde das Gefeg, nachdem es unterm 5. Mat cr. vers 
faffungsmäßig ſanktionirt war, im Neich8-Gefegblatt Nro. 14 v. 12. Mat 
1886 publizirt. 

Die Beftimmungen der Abjehnitte A und B, U, U, IV, V, 
VII und X traten mit vem Tage der Verkündigung in Kraft. Im 
Mebrigen wurbe ver Zeitpunkt, mit welchem das Gefeß ganz oder theil- 
weife für den Umfang des Neiches oder Theile deſſelben in Kraft treten 
jollte, einer mit Zuftimmung des Bundesraths zu erlafjenden Kaifer- 
lihen Verordnung vorbehalten. 
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I Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. Rapitel. 
Amfang der Verficherung. 


81.9 
Alle in Bergwerken, Salinen, Unfbereitungsanftalten, Steinbrüchen, 
Gräbereien (Gruben), auf Werften und Bauhöfen ſowie in Fabriken und 
Hüttenwerken beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamte, letztere, ſofern ihr 
Jahresverdienſt an Lohn oder Gehalt zweitauſend Mark nicht überſteigt, 


1) Was die Abgrenzung des Kreiſes der verficherungspflichtigen Perfonen an- 
belangt, fo find die Gründe, welche für die vorläufige Beſchränkung derjelben auf 
die Arbeiter der im $ 1 bezeichneten Betriebe beftimmend geweſen find, in ben 
allgemeinen Erörkerungen (fiehe Einleitung!) bereit3 erwähnt worden. Hiernad) 
bildet $ 2 des Haftpflichtgefebed den Ausgangspunkt für die in Ausficht genommene 
Regelung ber Unfallverfiherung und ift nur injofern eine Erweiterung g enüber 
demjelben eingetreten, als für diejenigen Betriebe, in welchen Dampfleflel oder 
durch elementare Kraft bewegte Triebwerle zur Verwendung kommen, ber Begriff 
„Fabrik“ nicht von dem Umfange der Produktion, der vorzugsweiſe in der Zahl 
der beichäftigten Arbeiter zu äußerlich erfennbarem Ausdruck gelangt, abhängig 
gemacht worden iſt. Dagegen haben diejenigen Betriehe, für welche zur vorüber⸗ 
gebend eine nicht zur Detriehäanlage gehörige Kraftmajchine benußt wird, von bem 

ereiche diejes Entwurfes ausgeſchloſſen werden müflen, weil in dieſen ein fabrik- 
mäßiger Betrieb überhaupt nicht ftattfindet. Es handelt fich Hierbei vorzugsweiſe 
um diejenigen Fälle, in denen eine transportable Machine von dem Eigenthümer 
berjelben zur vorübergehenden Benußung der Maſchinenkraft an Andere nermiethet 
wird, oder eine für einen Fabrikbetrieb beitimmte, in einer feſten Betriebaftätte 
Beute greftmaſchine auch außerhalb dieſer Fabrikitätte norübengehend als Motor 
enutzt wird. 

Da die Salinen zu den Bergmerten, die Aufbereitunggan« 
Kalten und Hüttenwerke, jowie die Werften und Bauhöfe, fofern in 
tejen gewerblichen Anlagen ein fabritmäßiger Betrieb ftattfindet, zu den Fabriken 
im Sinne des Haftpflichtgejeges zu rechnen find, fo findet die Unfalluerficherung 
auch auf diefe Betriebe Anwendung. 

Unter Steinbrüden find diejenigen Anlagen zu verftehen, in denen die 
Gewinnung von Steinarten (Bau, Werk⸗, Mühlftein-, Marmor-, Baſalt⸗, Granit-, 
Schieferbrüde u. |. m.) gewerbsmäßig und nach bejonderen teihmilihen Regeln 
’ , deägleihen umfaßt nach der Terminologie neuerer Berggeiche er Ausdrud 
„Sräberei” die auf die Gewinnung der in den fogenannten oberflächlichen Lager⸗ 

Doehl, Die Unfall-Verficherung zc. 1 


2 I. Abfchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


werben gegen die Folgen ber bei dem Betriebe fich ereignenden Unfälle nad 
Maßgabe ver Beſtimmungen dieſes Geſetzes verfichert. 


ftätten vorlommenden Mineralien (Mergel-, Kied-, Sand-, Thon-, Lehm⸗ und 
ähnlide Gruben) gerichteten Anlagen, in denen ein gewerbsmäßiger und nad 
techniſchen Regeln ausgeführter Betrieb ftattfindet. Die Steinbrüche und Gräbereien 
find, ebenjo wie im Haftpflichtgefeß, auch Hier deshalb befonders aufgeführt worden, 
weil e3 zweifelhaft iſt, ob dieſelben unter die egeihmung Bergwerk zu ſubſu⸗ 
miren fein würden; es handelt fi aljo um den Bergwerken analoge Unterneh 
mungen, welche auch als ſolche der polizeilichen Aufficht unterliegen. 

Soweit Betriebe in Frage kommen, in denen nicht Dampfkeſſel oder durch 
elementare Kraft bewegte Triebwerke verwendet werden, erſcheint die genaue Be⸗ 
zeichnung be3 Begriff? „Fabrik“, melde im Haftpflichtgefeg unterlaflen worden 
tft, zur Befeitigung der vielen Zweifel, welche der Mangel einer ſolchen Beftimmung 
bet der Anwendung jenes Gejeßes hervorgerufen hat, geboten. Da die Abgren- 
zung zwiſchen Fabrik und Handwerk im Wejentlichen auf dem Umfang de3 Be— 
triebes beruft, fo ift für denjelben nad) dem Borgange anderer Gejetgebungen 
die Zahl der beichäftigten Arbeiter als Maßſtab angenommen. Die angegebene 
Definition will und Tann jedoch den Begriff „Fabrik“ nicht erichöpfen. Die zahl- 
reihen Verſuche, welche in den Gejeßgebungen verjchiedener Länder bisher in 
vieler Richtung gemacht worden find, haben an der Bielgejtaltigleit des praftiichen 
Lebens ihre Schranke gefunden. Darin liegt aber fein ausreichender Grund, um 
überhaupt darauf zu verzichten, für die Beurtheilung der Frage, ob ein gemwerb- 
licher Betrieb als Fabrik zu betrachten jei oder nicht, wenigitend einen gefeglichen 
Anhalt zu gewinnen. Es wird damit nicht ausgefchloffen, daß in konkreten Fällen 
auch darüber hinaus einzelne Betriebe als Fabriken fich darjtellen können und 
folgeweife unter die für diefe geltenden Normen gebracht werden müffen. Um 
nad) diejer Richtung Hin den Anforderungen des praftiichen Lebens jederzeit ge- 
recht zu werden, ift dem NReichd-Verfiherungsamt die Befugniß beigelegt worden, 
auch andere Betriebe, jofern fich diefelben als Fabriken daritellen, als jolche zu be- 
zeichnen und ſie jomit unter die Vorſchriften des Unfallverficherungsgefeßes zu jtellen. 

Andererjeit fallen nach dem beitehenden Sprachgebrauch Betriebe unter die 
Bezeichnung „Fabrik“, welche mit einer Unfallgefahr für die darin befchäftigten 
Perſonen überhaupt nicht verfnüpft find. Die Heranziehung folcher Betriebe zur 
Unfallverfiherung würde, jelbft wenn fie der niedrigften Sefatrentlaffe zugemwiejen 
würden, eine Unbilligfeit gegen die Unternehmer und eine überflüffige Beläftigung 
derjelben, daneben aber auch eine Belajtung der Verwaltung mit zahlreichen für 
die Erreichung der Zwecke des Geſetzes nicht erforderlichen Gefchäften mit fich 
bringen. Die Ausſchließung diejer Betriebe von dem Verfiherungszwange Tann 
indeſſen nicht durch gejeßliche Aufitellung beitimmter Merhnale, jondern nur durch 
Aufzählung der auszuſchließenden Betriebsarten erfolgen, welche mit Sicherheit 
und erihöpfend nur allmählig an der Hand praftiiher Erfahrungen möglich; ift. 
Es ift daher dem Bundesrathe vorbehalten worden, die näheren Beftimmungen 
über en diefer Art, für melde die Verficherungspflicht auszuſchließen tft, 
zu erlafien. 

In Mebereinjtimmung mit den Bejchlüffen des Reichstags zur erften Unfall- 
verjicherungsgejeß-Borlage unterwirft der Entwurf der Unfallverfiherung alle Ar- 
beiter — worunter bier, wie im Tit. VII der Gewerbeordnung auch weibliche 
Ürbeiter zu veritehen find, — ohne Rüdficht auf die Höhe ihres Einkommens, die 
Betriebsbeamten aber nur dann, wenn fie nach der Höhe ihres Einkommens, 
bon welcher ihre joziale Stellung in der Regel abhängig fein wird, über den Stand 
der gewöhnlichen Arbeiter fich nicht wejentlich erheben. Der Marimalbetrag, von 
welchem ab die Verpflichtung der Betriebsbeanten zur Verſicherung fortfallen joll, 
it im Entwurf auf 2000 Mark angenommen worden, da bei einem niedrigeren 
Betrage die zahlreiche Klafje der Werkführer und Vorarbeiter, welche von der Un⸗ 
fallverficherung nicht auszuſchließen jein dürfte, wahricheinlicd nur zum Theil ge- 
troffen werden würbe. 








1. Kapitel. Umfang der Berjicherung. 3 


Daſſelbe gilt von Arbeitern und Betriebsbeamten, welche von einem 
Gewerbtreibenden, deſſen Gewerbebetrieb ſich auf die Ausführung von 


Die Vorſchrift im früheren Entwurfe, daß auf Eiſenbahn⸗ und Schiffahrts⸗ 
betriebe das Gejeg nur dann Anwendung finden fol, wenn fie al3 integrirende 
heile eine verficherungspflichtigen Betriebes lediglich für Diefen beftimmt find, ift 
duch eine allgemeinere Sallung erjegt worden. Dies empfiehlt jich aus dem Grunde, 
um auch andere gewerbliche Anlagen, welche wejentliche Beſtandtheile eines ver- 
fiherungspflichtigen Betriebes find, den Beſtimmungen des Entwurfs zu unter- 
werfen. (Motive der Regierungdnorlage zu $ 1. ©. 42. 43.) 

Sn der Kommiffion waren mehrfache Anträge auf Erweiterung des Kreifes 
der verjicherungspflichtigen Perfonen geitellt. Der weiteftgehende war der, dem 
$ 1 folgende Faſſung zu geben: 

„Alle in Bergwerken, Salinen, Uufbereitungsanftalten, Brüchen, Gräbereien 
und Gruben, Fabriken und Hüttenwerten, bei der gewerbömäßigen Beförderung 
von Perjonen oder Gütern zu Lande oder auf Binnengewäflern, im Speicher- und 
Kellereibetriebe, im Handwerke und fonftigen ftehenden Gewerbebetrieben, in ber 
Land⸗ und Foritwirthichaft beichäftigten Arbeiter und Betriebsbeamte”. 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß e3 fich handele um eine gejeh- 
liche Regelung der den Unternehmern obliegenden Pflicht, die in ihren Betrieben 
beichäftigten Arbeiter gegen die wirthichaftlichen Folgen etwaiger Unfälle ficher zu 
ftellen. Es beruhe dieje Pflicht darauf, daß ſolche Unfälle nicht anders anzuſehen 
feien, wie Beichädigungen des todten Betriebdmaterialed, als Produktionsunkoſten, 
für welche felbitverjtändlich der Unternehmer aufzulommen habe. SHiernad) ſei es 
unzuläjfig, ohne ganz enticheidende Gründe einzelne Urbeiterfategorien auszu⸗ 
ihließen, vielmehr müſſe die Verficherungspflicht ganz ebenjoweit reichen, wie Die 
Gefahr der Beihäftigung, das Handwerk aber müfje fchon um deswillen einbe- 
zogen werden, weil eine jichere Scheidung defjelben gegen den Yabrifbetrieb nad) 
wie vor unmöglich jei. 

Dem gegenüber wurde darauf Hingewiejen, daß, wenn man die Gefähr- 
lich keit der Beichäftigung zum alleinigen Maßſtab nehmen wolle, um danach den 
Kreis der zu verjichernden Perjonen zu bejtimmen, man folgerecht dazu komme, 
alle Staatsbürger, deren Einkommen eine gewille Höhe nicht überfteigt, und jeden- 
falls alle, deren Einkommen auf einer beftimmten Beſchäftigung beruht, der Ber- 
fiherungspfliht zu unterwerfen, denn e3 gebe jchließlich feine Beichäftigungsart, 
die nicht mit irgend einer Gefahr für Leben und Gejundheit verbunden fei. Hier⸗ 
bei ftoße man aber nicht nur auf die größten Schwierigkeiten, fondern ein der⸗ 
artige3 Borgehen ſei auch prinzipiell unberechtigt. Man dürfe den Ausgangs- 
punft und die Hiftorische Entwidelung der Frage nicht aus dem Auge verlieren. 
Das Bedürfnig einer gejeglichen Regelung der Erjagpflicht bei Betriebsunfällen 
jet aus dem Weſen der modernen Induſtrie (Mafchinenbetrieb, Arbeitstheilung, 
Bufammendrängung vieler Arbeiter in gejchlojfenen Räumen, Unfähigleit des ein- 
zelnen Arbeiter3, den Unfall zu verhüten, u. |. m.) hervorgegangen und müſſe 
auf diefem Gebiete zunächſt zum Abſchluß gebracht werden. ne Regelung im 
Sinne des vorliegenden Entwurfs jet zudem nur da möglih, wo eine feite 
Scheidung zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bejtehe, dies jei aber innerhalb 
derjenigen Betriebe, welche nach der Meinung der Antragiteller einbezogen werden 
follten, vielfach nicht der Fall. Von einem Kommifjionsmitgliede wurde auch dar- 
auf aufmerkſam gemacht, daß eine generelle Unterwerfung des Handwerks unter 
die Verjicherungspflicht ohne Zwangsinnungen nicht ausführhar jet. Der Antrag 
wurde abgelehnt. 

Dagegen wurden Betriebe, in welden Erplofipftoffe oder erplo- 
dDirende Gegenstände gewerbömäßig erzeugt werden, ſowie in Folge der zahl« 
reihen aus den Kreifen der Bauhandwerker eingegangenen Petitionen auch das 
Baugewerbe verficherungspflichtig erflärt. Für den Fall, daß das Bedürfniß 
fich herausftellen follte, noch andere al3 die im Abjag 2 bezeichneten Zweige des 

1 [| 
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Manrer-, Zimmer, Dachveder-, Steinhauer: und Yrunuenarheiten eritredt, 
in diefem Betriebe beihäftigt werben, fowie von ben im Schomfleinfeger- 
gewerbe beichäftigten Arbeitern. 


Den in Abf. 1 anfgeflihrten gelten im Sinne dieſes Geſetzes Diejenigen 


Baugewerbes der Verſicherungspflicht zu unterwerfen, ift durch ben neu eingefügten 
legten Abſatz Borlerpe —8 

Anträge auf Einziehung des Transportgewerbes und der landwirthſchaftlichen 
»Betrtebe wurden abgelehnt, nachdem bezüglich des erfteren Gewerbes anf den Weg 
der Specialgefepgebung verwieſen, bezüglich der Landwirthichaft nach den Erfiäirun- 
gen der Regierungsvertreter eine Vorlage wegen Erweiterung des Gejeges beſtimmt 
erwartet werden Tönne. 

Die von einem Mitgliede der Kommiſſion geftellte Frage, ob auch das ge- 
werblihe und fonftige Selin de, das in den in & 1 aufgeführten Betrieben be- 
ihäftigt würde, unter das Geſetz fiele, wurde von einem Bertveter der verbändeten 
Regierungen bejahend beantwortet. 

Ueber die Interpretation der in der vorlebten Beile des eriten Abſatzes ge⸗ 
brauchten Worte „bei dem Betriebe“ ertlärte ein Regierungsvertreter, „daß durch 
dieſe Worte ein urſächlicher Zuſammenhang zwiichen dem Betriebe und dem ein- 
‚getretenen Unfall erfordert werde“. Abweichend bierbon war ein Bitglied der 
Kommiſſion der Unficht, „bei dem Betriebe” bedeute foviel als „während des Be- 

tebes“. Dagegen graubte ein Mitglied die regierungsfeitig abgegebene Erflärung 
dahin präciſiren zu Dürfen, da ein dreifaches Sriterium erforder ich jet, um einen 
Unfall als Betriebsunfell im Sinne des Geſetzes zu charalterifiren, einmal näm⸗ 
lich müſſe der deſoudigte ein im Betriebe beſchäftigter Arbeiter fein, ſodann müſſe 
der Unfall mit dem riebe im Zuſammenhange ſtehn, endlich müſſe der be⸗ 
ſchädigte Arbeiter zu den verſicherungspflichtigen Perſonen gehören. 
(Motive der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu 8 1. ©. 6.) 

Die Veränderung, welde im Plenum der $ 1 den Kommiſſionsbeſchlüſſen 
gegenüber erfahren hat, befteht in der nad dem 2. Abſatze im Einverftändnifle 
mit den verbündeten Regierungen bejchloffenen Einbeziehung des Schornftein- 

egergemwerbe3 in den Preis der zu verfidernden Perjonen. Die Frage der 

usdehnung des Kreiſes der zu verjichernden Perſonen hat, wie in der Kommiffion, 
jo auch hei der zweiten Berathung im Plenum des Reichätages, einen breiten Raum 
in Anſpruch genommen. Der Berichterftatter bezeichnete den Standpunkt der ver- 
bündeten Regierungen als einen mohlfundirten. Die Regelung der Materie fei 
zunächft auf dem Gebiete der eigentlichen Induſtrie nothwendig geworden „der 
Induſtrie mit Mafchinenbetrieb, wit Arbeitötheilung, mit Zujammendrängung 
vieler Arbeiter in gefchloffenen Räumen, der Induſtrie in der vor ung ftehenden 
Tonfreten Beichaffenhett, die e3 dem Arbeiter unter Umftänden nicht möglich macht, 
Unfälle zu verhüten, die den Arbeiter an eine beitimmte Stelle ftellt, ihn ver- 
anlaßt, unter ganz beftimmten, feiner Willfür entzogenen und die Unfallgefaht in ſich 
bergenden Umftänden feine Arbeit vorzunehmen". Die Unfallverficherung bezwede, 
Die chädigungsfrage möglichit Mar und einfach zu ftelen. „Das Necht zu diefem 
Vorgehen eninimmt die Geſetzgebung daraus, daß bie geſchilderten Umitände ſolche 
ſind, die aus der Beſchaffenheit der modernen Induſtrie folgen. Sie macht dem⸗ 
gemäß die gefammte Induſtrie ſolidariſch haftbar für die Unfälle, Die aus ihrer 

eichafferrheit Hervorgehen und fie nimmt dieje jolidartich haftbar gemachte In⸗ 
duftrie in Anſpruch, wo es fih darum Handelt, für die wiffenichaftlichen Schäden 
der fo entftandenen Unfälle aufzukommen; das tft die eigentliche rechtliche Grund⸗ 
Inge des Geſetzes, von der aus wir die einzelnen rechtlichen Beftimmungen zu treffen 
haben. Das ift eben darım auch die Grundlage, von der aus wir enticheiden 
müflen, welche Kategorien von Arbeitern wir unter das Gejeb einbeziehen mollen; 
und ‚weil dag die rechtliche Grundlage ift, darum konnte ich jagen: der Entwurf der 
verbündeten Regierungen nahm den wohlfundirten Standpunkt ein, zunächit nicht 
über das alte Haftpflichtgefeb Hinauszugehen. (Stenograph. Bericht ©. 7651.) 
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Beiriebe gleich, im weichen Dampfleffel oder durch elementare Kraft (Mind, 
Waſſer, Dampf, Gas, heiße Luft u. j. mw.) bewegte Triebwerke zur Ver⸗ 
wendung kommen, mit Ausnahme der land- und forftwirthichaftlichen, nicht 
unter ben Abi. 1 fallenden Nebenbetriebe, ſowie derjenigen Betriebe, fir 
welde nur vorübergehend eine nicht zur Betriebsanlage gehörenve Kraft- 
maſchine benugt wird. 

Im Mebrigen gelten als Fabriken im Sinne dieſes Geſetzes insbe» 
fordere diejenigen Betriebe, in welchen die Bearbeitung ober Perarbeitung 
von Gegenftänden gewerbsmäßig ausgeführt wird und in welchen zu biefem 
Zwede mindeftens zehn Arbeiter regelmäßig befhäftigt werden, ſowie Be: 
triebe, in welchen Exploſivſtoffe oder explodirende Gegenftände gewerbsmäßig 
ergengt werben. 

Welche Betriebe außerdem als Fabriken im Sinme biejes Gefeges an- 
zufehen find, entſcheidet das Reichs⸗Verſicherungsamt (88 87 ff.). — 

Auf gewerbliche Anlagen, Eiſenbahn⸗ und Schiffahrtsbetriebe, welche 
weſentliche Beſtandtheile eines der vorbezeichneten Betriebe ſind, finden die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes ebenfalls Anwendung. 

Für ſolche unter die Vorſchrift des 81 fallende Betriebe, welche mit Uns 
fallgefahr für die darin befhäftigten Perjonen nicht verknüpft find, kann durch 
Beihluß des Bundesrathes die Berfiherungspflicht ausgeſchloſſen werben. 

Arbeiter und Betriebsbeamte in anderen, nicht unter Abſ. 2 fallenden, 
auf die Ausführung von Bauarbeiten ſich erftredenden Betrieben können durch 
Beihluß des Bundesraths für verficherungspflichtig erklärt werben. 


Ergänzungen: 


1. Geſetz über die Ausdehnung der Anfall und Rrankenverfickerung 
vom 28, Mai 18855. (R.6.B1. 3. 159 ff.) 


8 1.1 Das Unfalfverficherungsgefeg vom 6. Juli 1884 (R.G.DT. 


„Die Vorlage”, jo äußerte fich der Staatsminister von Bötticher, — „ins 
dem fie ji) an das Haftpflichtgeie anlehnt, indem fie diejenigen Betriebe, auf 
die das Haftpflichtgejeg Anwendung findet, in eriter Linie als verficherungspflichtig 
erflärt, Bat dabei im Auge, zunädit den ftehenden ®ewerbebetrieb derjenigen 
Kategorien zu len die im Haftpflichtgeje erwähnt find ..... Wenn wir 
uns ietzt darauf beſchränkt Haben, in der Hauptſache nur diejenigen Betriebe zu 
erfaflen, auf welche das Da Anwendung findet, jo ift e8 eben um des⸗ 
willen geichehen, weil bier das Bedürfniß das dringendite ift, und weil diefe Be- 
triebe unſchwer in die Organijation eingefügt werden können, die wir Ihnen vor» 
ſchlagen.“ en ericht ©. 762.) 

Bezüglich der nicht im Betriebe beichäftigten und alſo nicht unter $ 1 fallen» 
ben Perſonen bleibt das Haftpflichtgejeg voll und ganz beftehen. 

Wenn $ 1 jagt, alle Ürbeiter werden nad) Maßgabe des Geſetzes verfichert, 
r ift darunter zu veritehen, fie werden verfichert von dem Antrafttreten de3 Ge⸗ 
ege3 an, und zwar jo, daß die Eutſchädigungspflicht fich auf diejenigen Unfälle 
bezieht, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes eingetreten find, nicht aber auf 
jolde Unfälle, welche ſchon vorher fich ereignet hatten. 

(Stenograph. Beridt ©. 773.) 

1) Das Haftpflichigejeg vom 7. Juni 1871 gewährt den im Eifenbahn- 
bienft beichäftigten Perſonen, joweit fie nicht in einer mit dem Eifenbahnbetriebe 





6 I. Abſchnitt. Allgemeine Beftimmungen. 


©. 69) findet mit den aus nachſtehenden Beftimmungen ſich ergeben 
den Abänderungen Anwendung auf: 


verbundenen Fabrik 2c., z. B. einer Eiſenbahnwerkſtatt, beichäftigt find, einen An- 
ſpruch aus Betriebsunfällen nur unter der Vorausfegung, daß diefe Unfälle im 
eigentlihen Eijenbahnbetriebe, d. 5. bei ſolchen Yunctionen der Eijenbahnver- 
waltung eingetreten find, welche demjelben im Vergleich mit allen anderen Trans- 
portgewerben die ihm eigenthümliche Gefährlichkeit verleihen. Eine Unfallfürjorge 
für die bei fonftigen Betriebsunfällen und bei Ausführung von Bauarbeiten ver- 
unglüdten Urbeiter wird durch das Haftpflichtgefeg nicht vorgefehen. Das Unfall- 
verjicherungsgefeß vom 6. Juli 1884 Hingegen trifft nur für diejenigen Perſonen 
Fürforge, welche in einer mit einem Eifenbahnunternehmen al3 integrirender Be- 
ftandtheil deffelben verbundenen Fabrik ꝛc. oder bei einer als Pertinenz eines an- 
deren unter $ 1 defjelben fallenden Betriebes anzujehenden Eiſenbahn beichäftigt 
find. Die Bauarbeiter fallen unter dafjelbe nur dann, wenn fie von einem Ge— 
werbtreibenden in feinem Betriebe bejchäftigt werden. 

Der Entwurf will allen Berfonen, welche im Eijenbahnbetriebe im weiteften 
Sinne, d. 5. bei allen denjenigen techniichen Berrichtungen verunglüden , melde 
zu dem Eijenbahnbetriebsdienit als joldhem gehören (im Gegenſatz zu der gefahr- 
Iojen Beichäftigung in den Bureaus, beim Reinigen der Zimmer 2c.) den gleichen 
Anſpruch auf Entihädigung gewähren. Außerdem aber erweitert er den Kreis 
der verjiderten Bauarbeiter, indem er die Unfallverfiherung auf diejenigen 
Perſonen ausdehnt, welche bei den von Eifenbahnen im Regiebetriebe ausgeführten 
Bauten aller Art, mögen dies Neubauten, Ermweiterungd- oder Ergänzungsbauten, 
Erd-, Wafler- oder Hochbauten fein, einen Unfall erleiden. Rückſichtlich der Un—⸗ 
fallverjiherung jollen alle Eifenbahnregiebauten als integrirende Theile des Eifen- 
bahnunternehmens, von welchem und für melches fie ausgeführt werden, gelten. 
Dadurch wird der Kreis der Bauarbeiter, für welche die Unfallfürjorge kraft Geſetzes 
eintritt, erheblich erweitert. 

Alle in dieſer Weije bei Eifenbahnen beichäftigten Arbeiter werden Hierdurch 
Hinfichtlih der Borausjegungen und des Maßes der ihnen bei Unfällen zu ge- 
—— Entſchädigung den unter das Unfallverſicherungsgeſetz fallenden Arbeitern 
gleichgeſtellt. 

Ebenſo wie der Ausdruck „Betrieb“ iſt auch der Ausdruck „Eiſenbahn“ im 
weiteſten Sinne verſtanden worden und umfaßt in Anlehnung an 81 Abi. 1 
Biffer 1 des Krantenverjicherungsgejetes und S$ 1 Abi. 6 des Unfallverficherungs- 
gejeßes alle zur Beförderung von Perſonen oder Gütern mittel3 elementarer Kraft 
oder auf Schienen beitimmte Transportmittel, alfo nidht nur die großen Loko— 
motivbahnen, melde die Verbindung zwiſchen entfernteren Gegenden ver- 
mitteln, ſondern aud die Fleineren Straßen-, Pferde-, elektriſche 
Bahnen und ähnlihe Unternehmungen. 

Nächſt den Eifenbahnen iſt einer der umfangreichiten Transportbetriebe der- 
jenige der Bojtverwaltungen und mit diefen find wieder die Telegraphen- 
verwaltungen eng verbunden. Der Entwurf behandelt diefe Betriebe nad) 
denjelben Geſichtspunkten mie die Etfenbahnen. Die Ausdehnung der Unfallvers 
fiherung auf die von diefen Verwaltungen im Betriebe oder bei Ausführung von 
Regiebauten beichäftigten Arbeiter und Betrieb3beamten Tommt den bei der Be- 
rathung der früheren Geſetzentwürfe geäußerten Wünfchen entgegen und entipricht 
auch infofern dem prafttihen Bedürfniß, als nicht bloß die Ausübung der dienſt⸗ 
lichen Funktionen beim Eijenbahn- und Fuhrwerksbetrieb der Poſt, Fondern auch 
in anderen Dienjtzweigen der Poſt- und Telegraphenvermwaltung, 3. B. beim Land- 
briefträgerdienft, Badetdienft, bei der Anlegung und Reparatur von Telegraphen- 
und Telephonleitungen mit einer bejonderen Unfallgefahr verbunden tft. 

Wie bereit3 erwähnt, dehnt der Entwurf das Unfallverfiherungsgejeß ferner 
auf ſämmtliche Betriebe der Marine- und Heeresverwaltungen, einſchließ— 
ich der für Rechnung derjelben ausgeführten Bauten aus, alſo auch auf diejenigen 
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1. ven gejammten Betrieb der Poft-, Telegraphen⸗, und Eifen- 
bahnverwaltungen ſowie ſämmtliche Betriebe ver Marine- und 


Betriebe diefer Verwaltungen, welche dem Unfallverficherungsgefeg noch nicht unter 
worfen find. Bon einem „gejammten“ Betriebe, wie bei den Eifenbahnen ꝛc., 
jpriht der Entwurf hier um deswillen nicht, weil nicht bie Kriegsführung oder 
die Ausbildung der tm Dienſt befindlichen Soldaten, fondern nur die in der Ber- 
waltung des Heeres und der Marine vorhandenen techniſchen Magazin- und jonftigen 
Einzelbetriebe in Frage kommen. Nur die „in“ diefen Betrieben, alſo im Be- 
trieb3dienft als Arbeiter oder Betriebsbeamte beichäftigten Perſonen jollen der Ber- 
fiherung unterliegen. 

Der Baggereibetrieb hat entweder die Gewinnung von Foſſilien (Kies, 
Bernitein 2c.) oder die Entfernung von Sand ꝛc. durch Vertiefung von Wafler- 
ftraßen zum Gegenitande. Zur Behebung von Zweifeln darüber, inwieweit ein 
jolcher Betrieb ſchon gegenwärtig von der Unfallverjicherung erfaßt wird, und um 
die legtere auch auf den dem Unfallverficherungsgejeß jedenfall3 nicht unterliegen- 
den, aber nicht ungefährlicden Betrieb der Heinen Handbagger, ſowie auf die Be- 
dienung der Prahme, mitteld welcher die ausgehobenen Erdmaſſen fortgeichafft 
werden, auszudehnen, ift der Baggereibetrieb als folder, aljo in feinem ganzen 
Umfange, bier ausdrüdlid aufgenommen worden. 

Auch der Binnenihitfahrts-, Tlößerei-, Prahm- und Fähr— 
betrieb, jowie der Gewerbebetrieb der Treidelei unterliegt erheblicher Unfall- 
gefahr und es entipricht dem auch bei den Verhandlungen des Reichstags über das 
Unfalberficherungägeleh als dringend anerkannten Bedürfniß, die Unfallverficherung 
auf die in dieſen Betrieben bejchäftigten Berfonen auszudehnen. Was dagegen die 
Seeſchiffahrt anbelangt, fo bejtehen die gegen die Einbeziehung derfelben früher 
erhobenen Bedenken auch jet noch und es wird noch erheblicher Vorarbeit bes 
dürfen, um die einer befriedigenden Söfung der Aufgabe für diefen eigenartigen 
Gewerbebetrieb entgegenftehenden Schwierigleiten zur befeitigen. Auszudehnen ift 
dagegen die Unfallverfiherung ferner auf die zahlreihen, im gewerb3mäßigen 
Suhrmertsbetriebe, zu welhem auch die non Unternehmern gehaltenen Poſt⸗ 
haltereien gehören, bejchäftigten Urbeiter und Betriebsbeamte. Als „gewerb3- 
mäßig“ wird der Fuhrwerksbetrieb dann anzujehen fein, wenn eine gewiſſe Konti« 
nuität des Betriebes die Abficht erkennen läßt, denjelben für einige Dauer zu 
Zwecken des Erwerbs fortzufegen. Hiernach fallen unter diefen Begriff außer den 
eigentlichen Frachtfuhrleuten und Hauderern aud die zum Gewerbebetriebe be= 
nugten Fuhrwerke der Kaufleute und jonftigen Gewerbtreibenden, 4. B. der Hotel⸗ 
wirthe. Nicht getroffen werden dagegen die dem Komfort dienenden Kutichfuhr- 
werte von Privatperfonen und ebenfowenig das Fuhrwerk eines Landmanneg, 
welcher gelegentlich gegen Entgelt Berjonen befördert oder etwa zur Winteräzeit 
feine für die Landwirthichaft entbehrlichen Gefpanne vorübergehend zu Steinfuhren 
für einen Chaufjeebau oder dergl. gegen Entgelt darbietet, es jei denn, daß er 
für folden Erwerb bejondere Einrichtungen trifft, aus denen ſich die Kriterien 
des gemwerbsmäßigen Fuhrwerksbetriebes ergeben. Der Umftand, daB unter den 
Fuhrwerlsunternehmern zahlreiche Kleinere Gewerbtreibende vertreten find, deren 
wirthichajtliche Verhältniffe fi von denen ihrer Arbeiter kaum unterfcheiden, und 
welche durch einen jelbft geringen Beitrag zur Unfallverfiherung der Arbeiter eine 
empfindlihe Belaftung erfahren, kann zu einer Beichräntung auf die größeren 
Unternehmer jhon um deswillen nicht führen: einmal find jene Berjonen nur 
dann beitrag3pflichtig, wenn und jolange fie in ihren Betrieben Arbeiter beichäftigen, 
jodann aber müſſen diefe Arbeiter bei einem Betriebsunfall ohne Rüdficht darauf 
entihädigt werden, ob fie denjelben im Dienfte eines Kleinen oder eines großen 
Unternehmers erlitten haben. Allen diejen Keinen Unternehmern wird durch die 
Einziehung die Möglichkeit einer Selbitverfiherung eröffnet. Auch das Unfall- 
verſicherungsgeſetz behandelt die Meinen, mit Motoren arbeitenden Gemwerbtreiben- 
den ebenfo wie die großen Fabrifbefiber. 
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Heeresverwaltungen, und zwar einſchließlich ver Bauten, welche 
von diefen Verwaltungen für eigne Rechnung ausgeführt werben ; 

2. ven Baggereibetrieb; 

3. den gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenſchiffahrts⸗, Flößerei-, 
Prahm- und Fährbetrieb, fowie den Gewerbebetrieb des Schiffs- 
ziehens (Treibelei) ; 

4. ven gewerbsmäßigen Speditions⸗, Speicher- und Rellereibetrieb ; 

5. den Gewerbebetrieb ver Güterpacker, Güterlader, Schaffer, 
Brader, Wäger, Schauer und Stauer. 


2. Behanntwachung des Heichskanzlers vom 22, Banner 1885. 
(8.6.81, 3. 73.) 

Auf Grund des 8 1 Abf. 8 des Unfaltverficherungsgejekes vom 
6. Juli 1884 (R.G.Bl. ©. 69) hat ver Bundesrath beſchloſſen: 

Arbeiter und Betriebsbeamte, welche von einem Gewerbtreibenven, 
veffen Gewerbebetrieb fi auf die Ausführung von Tüncher-, Ver⸗ 
putzer⸗ ( Weißbinder⸗, Gypfer⸗, Stuffateur-, Maler (Anftreicher-), 
Glaſer⸗, Klempner⸗ und Ladirer-Arbeiten bei Bauten, ſowie auf bie 


Daß zur Binnenihiffahrt aud bie gewerbsmäßige Kleinfchtfferei mittelft 
Kähnen, Sondeln u. ſ. w. gehbnt, unterliegt feinem Zweifel. 

Speiher- und Kellereibetriebe, wohin auch die Magazine der Kanf- 
leute und die Kellereien der Bier- und Weinwirthe gehören, find Häufig mit 
Handelsgeſchäften verbunden und dann ebenjo wie jelbftjtändige derartige Betriebe 
der Unfallverficherung bisher nicht unterworfen geweten. Sie bieten aber auch 
dann dieſelben Unfallgefahren, wie wenn fte mit Fabriken 2c. verbinden und damit 
ſchon jet verfiherungapflichtig find. Diejelben waren daher ebenfo wie im Weſent⸗ 
nn ans gleichem Grunde der gewerbsmäßige Speditionsbetrieb in das Gejeg 
aufzunehmen. 

Das Gewerbe folder im 8 36 der Gemwerbe-Ordnung aufgeführten Per- 
fonen, denen die Ermittelung der Beichaffenheit, der Menge oder des Gewichts 
bon Gütern, oder dad Ent» und Beladen der Schiffe zufteht, jowie ſolcher Per- 
fonen, weldye Güter verpaden oder behuf3 des Landtransportes verladen, iſt be⸗ 
fonderen Befahren unterworfen; es erſcheint daher rathjam, fie hier aufzunehmen, 
[Son um dadurch die Möglichkeit zu geben, daß auf Grund des S 2 Abſ. 2 leg. 
ieſen Gemwerbtreibenden auch für ihre Berfon die Verficherung gegen die Gefahren 
ihres Berufs möglich gemacht wird. Die im $ 36 a. a. D. nod) genannten Güter⸗ 
beftätiger find im Wejentlihen Makler und einer Unfallgefahr nicht unterworfen. 

(Motive der Regierungsvorlage 8 1. ©. 8. 9.) 


Die Unnahme erfolgte im Plenum unverändert nach der Negierungsuoringe 
mehrere Abünderungsvorſchläge wurden abgelehnt. Der eine mar damit begründet, 
der Ausdrud „tim Betriebe” ſei höchſt unklar und viel zu eng gefaßt; aud) das 
Bureauperjonal Tönne zuweilen zu gefährlicheren BDienftleiftungen herangezogen 
werben, müſſe jomit auch unter die Bejtimmungen des Gejeßes fallen; ein anderer 
Antrag wollte den Fuhrwerksbetrieb ausnehmen, weil es faum thunlich fei, die 
roße Anzahl diefer meiſt Kleinen Betriebe in den Rahmen des Geſetzes zu bringen. 


terer wurde gurüdgegogen. 
(Rommiffiondberidt zu $1. ©. 6.) 
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Anbringung, Abnahme, Verlegung und Reparatur von Blitzableitern er» 
ftredt, in dieſem Betriebe befchäftigt werben, für verficherungspflichtig 
zu erflären!). . 


3. Bekanntmadung des Reichskanzlers vom 27. Mai 1886. 
(8.6.31. 3. 190.) 

Auf Grund Des 8 1 Abf. 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 (R.G. Bl. S. 69) Hat der Bundesrath beſchloſſen: 

Arbeiter und Betriebsbeamte, welche von einem Gewerbtreibenven, 
deſſen Gewerbebetrieb fih auf die Ausführung von Schreiner (Tiſch⸗ 
ler-), Einjeger-, Schloffer- oder Anfchlägerarbeiten bei Bauten erftredt, 
in dieſem Betriebe beickäftigt werven, mit der Wirkung vom 1. Januar 
1887 an für verfiherungspflichtig zu erklären. 


©rlänterungen zu Abſ. 1: 


1. Unter „Bergwerken“ find nur bergmännifch betriebene An« 
Tagen zur Gewinnung von Mineralien zu verftehen. Schürfen und 
Bohren gehört nicht zum Bergwerfsbetriebe. 

(Entichdgen. d. R.D.H. Bd. XXV. ©. 146.) 


2. Die Anwendung eines Tunnels ijt kein Bergwerfsbetrieb. 
(Entichdgen. d. R.O.H. v. 10. März 1876. Bd. XX. ©. 8,) 


3. Aufbereitungsanftalten bewirken bie mechanifche Neint- 
gung der durch Bergbau gewonnenen Produkte und die Trennung ver 
nutzbaren Mineralien vom tauben Geftein. 

(Anttg. d. R.B.U. v. 14. Juli 1884. U. N. I. ©. 814.)%) 


4. Das Ausgraben der fundamente eines Gebäudes, oder 
das Ausſchachten eines Grunpftüdes zweds Hebung und Tort- 
ihaffung von Erdmaſſen zu baulichen Zweden ift feine „Gräberei“. 


1) Diejer Beſchluß mar damit motiviert, daß dieſe Gewerbtreibenden ihre 
Arbeit Häufig von ftehenden oder hängenden Gerüften aus oder anf Leitern, in 
beiden Fällen oft in bedeutender Höhe, verrichten und daß dabei zahlreiche und 
nieht felten ſchwere Unglüdsfälle vorkommen. Dazu kommt, daß die Ürbeiten der 
Zünder und Berpuger und die der Maurer, namentlich auf dem platten Lande, 
von denjelben Perfonen verrichtet zu werden pflegen und daß auch da, wo beide 
Gewerbebetriebe getreunt find, die Tüncher zumeift auf denjelben Gerüften arbeiten, 
auf denen die gegen Unfall verfiherten Maurer thätig find. 

Der Uniftand, daß die Klempner, Maler und Ladirer Häufig auch andere, 
als Bauarbeiten, verrichten, und daß fie bezüglich diefer anderen Berufsthätigteit 
der Unfallverficherung durch Beichluß des Bundesrath8 nicht unterworfen werden 
fönnen, bat keinen ausreichenden Anlaß gegeben, ihnen für die mit befonderer 
Unfallgefahr verbundene Bauthätigkeit die Wohlthaten der Unfallverficherung vor- 
zuenthalten. (Bergl. Anltg. d. R.B.N. v. 14. Zuli 1834. A. N. J. ©. 374.) 

2) Siehe diejelbe zu $ 11. 
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Soweit diefe Arbeiten von Maurern vorgenommen werben, find fie zum 
Gewerbebetriebe vieler ju rechnen. 
(Ext. d. D.9.6. v. 24. Mai 1878. Bd. XXI. ©. 403.) 
5. As „Werftbetriebe” im Sinne des $ 1 Abi. 1 U. V.G. 
find lediglich Anftalten zur Erbauung von Schiffen zu betrachten. 
(Beichd. d. R.B.A. v. 11. Juni 1886. Nro. 183. U. N. II. ©. 133.) 


6. As „Bauhöfe“ im Sinne des $ 1 Abf. 1 1.2.6. find nur 
auf eine gewilfe Dauer berechnete Anlagen zur Vorbereitung von Bau⸗ 
anlagen anzufehen, nicht aber ſchon jeder eingefriedigte Platz, auf welchem 
ein Bau auageführt wird. 

(Beichd. d. NR.B.X. v. 9. November 1885. Nro. 84. U. N. I. ©. 364.) 

7. Berfiherungspflichtig find alle Berfonen — mit Ausnahme der 
Ehefrau —, welche von dem Betriebsunternehmer in dem Betriebe als 
Arbeiter bejchäftigt werden, fomit au Kinder und Verwandte 
bes Erfteren. Auf die Zahlung von Kohn over Gehalt kommt e8, — ab⸗ 
weichen von der Kranfenverficherung, — bei der Unfallverficherung nicht an. 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 23. September 1884. No. 10. U. N. I. ©. 3.) 


8. Die Entſchädigung ift durch die thatfächlihe Beſchäftigung „im 
Betriebe“ bedingt; es muß ferner ein urfächliher Zufammenhang 
zwiſchen dem Betriebe und dem eingetretenen Unfalle vorhanden fein, 
fowie ein abnormes, dem regelmäßigen Gange des Betriebes fremdes 
Ereigniß, durch welches Leben oder Geſundheit des Arbeiters 
geſchädigt wird. 

as „im Betriebe beihäftigt” ift derjenige anzufehen, 
welcher räumlih in ver Betriebsftätte und fachlich in einer zum Be: 
triebe gehörigen Weiſe beſchäftigt iſt. Es gehören daher nicht hieher 
biejenigen Perfonen, weldhe für einen verficherungspflichtigen Betrieb 
an anderen Orten, 3. B. in ihren Wohnungen arbeiten (Hausinpuftrie), 
ebenfomwenig biejenigen, welche in der Betriebsftätte eine mit dem Be- 
triebe nicht in Zuſammenhang ftehende Arbeit, 3. B. eine Reparatur, 
verrichten. Jedoch ift e8 nicht erforderlich, daß vie Thätigfeit des Ver- 
fiherungspflichtigen mit dem Hauptbetriebe in nothwenpigem Zufammen- 
bange ftehe; tft 3. B. mit einer Mafchinenfabrit zu deren eignem 
Bedarfe eine Tifchlerei, Schlofferei ze. — und zwar auch räumlihd — 
verbunden, jo find die darin thätigen Arbeiter im Betriebe befchäftigt‘). 
(Entihdg. d. R.G. in Str.©. Bd. IX. ©. 264, desgl. in Civ.S. Bd. IV. ©. 98.) 


9. Strafgefangene, mögen fie innerhalb oder außerhalb ver 
Gefangenenanftalt, in ftaatlihen oder privaten Betrieben bejchäftigt 
werben, find als „Arbeiter im Sinne des Unfallverficherungsgefetes 
nicht anzufehen, mithin nicht verficherungspflichtig. 

Dagegen unterliegen vie freien Arbeiter, welche neben ven Straf- 
gefangenen in verartigen Betrieben etwa befchäftigt werben, jofern 


1) Vergl. au: Beſchd. d. R.V. A. v. 1. April 1886. Nro. 151 (UN. U. 
©. 73) zu $ 52 und dv. 20. April 1886. Nro. 163 (A. N. II, ©. 82) zu $ 58. 
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legtere unter $ 1 des Unfallverficherungsgefeges oder unter $ 1 des 
Ausbehnungegeiehen fallen, ver Verſicherung. 

(Beihd. d. R.V. A. v. 27. Februar 1886. Neo. 132. U. N. IL ©. 48.) 

10. Auf Beamte, fall fie leviglich mit ver Buchführung, Korres 
ſpondenz und dergleichen betraut find, und Verrichtungen im Betriebe 
nicht auszuüben haben, findet das Geſeh keine Anwendung. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 24. October 1884. Nro. 11. A. N. J. ©. 3.) 

11. In allen Fällen beſchränkt ſich die Verſicherung auf Unfälle, 
bie der Arbeiter oder Betriebsbeamte in ven der Berufsgenoſſenſchaft 
angehörigen Betrieben erleidet, in welchen er „beichäftigt” ift. In 
diefem Sinne würde ein Unfall, ver einem Betriebsbeamten in einem 
feiner Leitung nicht unterftellten Bergwerfe, das er zu feiner Inftruftion, 
alfo nicht in feiner Eigenfchaft als Betriebsbeamter befucht, zuftoßen 
möchte, von der Berufsgenoſſenſchaft nicht zu entſchädigen fein. Hier⸗ 
durch wird felbftverftändlih der Frage nicht präjudizirt, ob ein Unfall, 
den der Beamte in einem fremden Bergwerk erleidet, das er im ‘Dienfte 
des von ihm geleiteten Unternehmens betreten hat, ein Betriebsunfall 


im Sinne de8 $ 1 Abi. 1 ift. 
(Beſchd. d. R.B.U. v. 9. November 1885. Nro. 88. U. N. I. ©. 366.) 


Erläuterungen zu Abfak 2: 

1. Auch die Arbeiten beim Abbruch von Gebäuden find zu 
den Mtaurerarbeiten im Sinne des $ 1 Abf. 2 des Unfallverficherungs- 
gefees zu rechnen, jevoch ohne Präjudiz für die nach $ 37 Abi. 2. a. a. O. 
dem Genofjenfchaftsvorftande vorbehaltene Prüfung der Frage ſowie für 
die von dem Neichd- Verfiherungsamt nah 8 37 Abf. 4 a. a. O. 
eenturt er zu treffende Entſcheidung. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 10. Februar 1886. Nro. 128. A. NR. U. ©. 16.) 

2. Die als felbftftänniges Gewerbe betriebene Ausfhadhtung 
von Erde bei Grundarbeiten behufs Ausführung von Gebäuden ift 
nad Diaßgabe des Geſetzes vom 6. Juli 1884 an und für fich nicht 
HAAREN 1, 

. R.B.U. v. 20. Sanuar 1886. Nro. 117. A. N. II. ©. 11.) 

3 Ar ogenamnte „Regiebauten”, fofern es fich dabei nicht 
etwa um ven Betrieb eines Bauhofes (8 1 Abf. 1) handelt, finvet 
dag ee ehe ngeneten feine Anwendung ?). 

(Beich dv. 12. October 1885. Nro. 65. U. NR. I. ©. 342.) 

4, Die für eigne Rechnung (im Negiebetrieb) erfolgenne Aus⸗ 
führung von Bauten durch Bauunternehmer ftellt ſich als verjicherungs- 
pflichtiger Baugewerbebetrieb dar, wenn viefelbe gewerbsmäßig erfolgt, 
was in der Regel bei der Ausführung von Bauten auf Spekulation 


zum Wiederverfauf der Fall fein wird. 
( Reich. d. R.V. A. v. 18. März 1886. Nro. 134. U. N. II. ©, 48.) 


1) u) Be auch den Beſchd. d. R.B.U. v. 29. Januar 1886. Nro. 114 
(UN U 10/11) unter Erläuterung 10 zu Abſ. 3 dieſes Paragraphen 

2) Wegen der Regiebauten der Neichd- und Staatdbehörden ftehe die Motive 
zu $ 1 Abf. 1 des Ausdehnungsgejebes v. 18. Mai 1885, Ergänzungen zu $ 1. 


12 I. Abſchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


5. Zu den Mühlenbaubetrieben in Holz, welde durch 
Beihluß des Bundesraths vom 21. Mai 1885 ven Baugewerks⸗ 
gensfienichaften zugetheilt worben find, find Diejenigen zu vedmen, in 
denen die Zimmerei al8 vorwiegender Beftandtheil des Ganzen anzu- 
feben ift. Dahingegen gehören ſolche Mühlenbaubetriebe, deren Haupt- 
betrieb in der Be⸗ und Verarbeitung von Eifen bejteht, zu den Eifen- 
und Stahl-Berufsgenofjenichaften. 

(Beſchd. d. R.B.X. dv. 12. Mai 1886. Rro. 174. U. R. II. ©. 93.) 


6. Bflafterer gehören zu den Baugewerksgenofjenfchaften, wenn, 
was in der Negel der Fall ift, vie betriebenen Pflafterarbeiten mit 
Steinhauerarbeiten verbunden find. 

Beſchd. d. R.B.X. v. 18. Juni 1886. R. V.A. I. 10507. ungedrudt.) 


Erläuterungen zu Abſ. 3: 

1. Als „Dampfleffel” im Sinne des 8 1 Abi. 3. leg. find 
nur Reffel mit geipannten Dämpfen zu verſtehen. Ob hiernach der 
in Rede ftehende Dampfapparat als „Dampffkeſſel“ zu erachten fein 
wird, ift von hier aus nicht zu überfehen und nicht ohne Weiteres von 
dem hervorgehobenen Umftande abhängig zu machen, daß der Apparat 
der Reffelrenifion nicht unterworfen ft. Sollte legtered indeſſen buaumf 
beruben, daß der fragliche Dampfapparat zu den im $ 13 ver Bekannt⸗ 
machung betreffend allgemeine polizeiliche Beitimmungen über die An« 
legung von Dampffeffeln vom 29. Mai 1871 (R. G. Bl. ©. 122) auf« 
geführten Kochgefähen (Nro. 1), Dampfüberhigern (Nro. 2), oder Koch⸗ 
keſſeln (Nro. 3) gehoͤrt), jo wäre er al8 „Dampfkeſſel“ im Sinne 
des 8 1 Abf. 3 des Unfallverfiherungsgefeßes nicht zu erachten und 
der Betrieb mithin nur injoweit verfickerımgspflichtig jein, als etwa 
andere gejetliche Vorausjegungen hierfür vorliegen. 

Geſchd. d. R.V. A. v. 28. October 1885. Nro. 76. 4. N. I. ©. 353.) 


2. Wieverholt haben Unternehmer von Anlagen, in welchen Kraft- 
mafchinen zur Verwendung kommen, die inladungen zu General⸗ 
Verſammlungen mit dem Bemerken zurüdgejandt, daß die Anlage nicht 
gewerbsmäßig, fondern ohne Vortheil für ven Unternehmer zu gemein 
nüßigen Ameden ꝛc. betrieben werde. 


y Als Dampfleflel im geleplichen Sinne find nicht angujehen: 

1) Kochgefäße, in welchen mittelſt Dampfed, welcher einem anderen 
Dampfentwidler entnommen iſt, gelocht wird; 

2) Dampfüberhiter oder Behälter, in welchen der einem anderen Dampf- 
entwidler sntnommene Dampf dur Einwirkung von Feuer bejonderg 
erhigt wird; 

3) Kochtefjel, in melden Dampf aus Wafjer durch Einwirkung von 
Feuer erzeugt wird, fofern diefelben mit der Atmojphäre durch ein 
unverfchließbares, in den Waflerraum binabreichendes Standrohr 
von mindeitend 8 Centimeter Weite und nicht über 5 Meter Höhe 
verbunden find. 

(Belanntmchg. betr. allgemeine polizeiliche Beftimmungen über die Anlegung von 
Dampfkeſſeln vom 29. Mai 1871. $ 18. R.G.Bl. 1871 ©. 122.) 
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Die in Rede ſtehenden Anlagen find, foweit in ihnen bie that- 
ſächlichen Vorausſetzungen eines „Betriebes“ gefunden werben, wegen 
der Berwendung von Dampfleffeln oder von anderen burch elementare 
Kraft bewegten Triebwerken al® unfallverficherungspflichtig im Sinne 
des Geſetzes vom 6. Yuli 1884 zu betrachten. Die Vorſchrift im $ 1 
Abſ. 3 fett nicht woraus, daß der Betrieb ein gewerbsmäßiger 
oder mit Vortheilen für ven Unternehmer verlnüpft fen 
möffe. 

Die Ausnahmebeftimmung am Schluffe des af. 3 ꝛc. wird bier- 
durch ſelbftverſtändlich nicht berührt. 

Geſchd. d. R.B.A. v. 17./26. Februar 1885. Nro. 97. a. N. I. ©. 103.) 


3. Die allgemeinen Merkmale des „Betriebes“ ſind lediglich 
dem Sprachgebrauch und ven im Geſetze ſelbſt angeführten thatſächlichen 
Vorausſetzungen zu entnehmen. Hiernach iſt es zur Begründung der 
Verſicherungspflicht insbeſondere nicht erforderlich, daß die Gewerbs— 
mäßtigfeit des Betriebes, in welchem Dampfleffel 2c. zur Verwendung 
fommen, nachgewiejen werde. Eine Rückſichtnahme auf Eigenihaften 
des Petrieböunternehmevs oder auf die Zweckbeſtimmung des Betriebes 
tennt S 1 Abſ. 3 ausſchließlich nur Hinfichtlich der land⸗ und forft- 
wirthiehaftlichen Nebenbetriebe und viejenigen Betriebe, für welche nur 
vorübergehend eine nicht zur Betriebsanlage gehörige Kraftmafchine be⸗ 
nust wird. Im Uebrigen macht bie betreffende Gejehesftelle Teinen 
Unterſchied, ob als Unternehmer der Staat, ein ftäptifches over fonitiges 
Gemeinweſen, eine Korporation ober ein Brivatmann erſcheint, und ob 
per Betrieb ftantlihen, gemeindlichen, wohlthätigen oder gewerblichen 
‚Zweden bient. In allen dieſen Fällen werben bie im Betriebe be- 
ſchäftigten Arbeiter gegen die Folgen von Betriebsunfällen verfichert, 
ſofern eine ver im Geſetz aufgeftellten thatſächlichen Vorausfegungen vorliegt. 

(Beicd. d. R.B.U. v. 10. Auguſt 1886. Nro. 67. U. N. I. ©. 342.) 


4. Auf Anfrage einer unteren Verwaltungsbehörde, ob in folgen- 
ven Fällen eine Berficherungspflicht beftehe: 

a) beim Betriebe von Gasmotoren zur Bedienung ver Haus- 

wafferleitungen in kommunalen und privaten Gebäuben; 

b) beim Vorhandenſein von Winpmotoren in Privatgärten, 

welche das Waſſer zur Beſprengung ver Pflanzen ꝛc. in ein 
bochgelegenes Baffin pumpen, aus welchem es in eine Röhren- 
leitung berabftrömt ; 

c) bei Zuftheizungsanlagen in ftäntiichen Schwigebäupen ; 
wird eriwibert: 

Hinfihtlih der VBerfiherungspfliht von Betrieben, in welcden 
Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft bewegte Triebwerle verwendet 
‚werden ($ 1 Abf. 3 leg.), fommt es zunächſt nicht darauf an, ob als 
Unternehmer der Staat, ein ftäntifches oder fonftiges Gemeinwefen, 
eine Rorporation ober ein Privatmann erfcheint, und ob ver Betrieb 
ſtaatlichen, gemeindlichen oder gewerblichen Zwecken vient. 
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Dei der Anwendung dieſes Grundſatzes auf die vorbezeichneten 
Wafjerlettungs- bezw. Luftheizungsanlagen ift indefien zu beachten, daß 
nach ber angeführten Gefegesftelle die Verfiherungspflicht nur begründet 
it, wenn und injoweit der Dampffeifel oder das durch elementare 
Kraft bewegte Triebwerl „in“ einem „Betriebe“ zur Verwendung 
fommt. &8 ift jomit erforderlich, daß auch unabhängig von dem Motor 
noch ein „Betrieb“ als folcher beftehen bleibt. Eine Hauswafferleitung 
ift nun aber an fich, ebenjo wie eine Luftheizungsanlage, in der Regel 
nur eine „Einrichtung“, nicht ein „Betrieb“. 

In Betreff der unter b. aufgeführten Vorrichtungen ift außerdem 
noch der bejondere Umstand in Erwägung zu ziehen, daß, felbft wenn 
bier Betriebe im Sinne des Unfallverficherungsgejeged vorlägen, bie= 
felben als land» oder forjtwirthfchaftliche, nicht unter $ 1 Abf. la. a. ©. 
fallende Nebenbetriebe fich darſtellen würden, welche nah 8 1 Abi. 3 
a. a. O. dadurch nicht verficherungspflichtig werben, daß in denfelben 
ein Motor zur Verwendung kommt. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 7. November 1885. Nro. 90. U. N. I. ©. 366.) 


5. Die bloß zeitweife Nihtbenugung einer noch im Beſitz 
des Unternehmers befindlichen Kraftmafchine, welche jeden Augenblic 
wieder in Verwendung genommen werben Tann, hebt die Verficherungs- 
pflichtigleit eines Betriebes nicht auf. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 5. März 1885. Nro. 28. 4. N. I. ©. 103.) 


6. Für die nah 8 1 Abf. 3 des Unfallverficherungsgejetes be= 
gründete Verficherungspfliht eines Motoren: Betriebes tft es an 
fih ohne Belang, ob der Betriebsunternehmer die elementare Kraft 
jelbft hervorbringt, oder von Anderen miethet. Das Geſetz knüpft vie 
Berficherungspflichtigfeit an die „Berwendung“ im Betriebe, unbe- 
fümmert darum, wem der Motor gehört. Der Grund hiervon liegt 
in der Gefahr, ven ver Motor für die Arbeiter hervorruft. Es fragt 
fih nur, für weſſen Rechnung der Betrieb des Kraftitellenmiethers 
erfolgt. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 21. Augujt 1885. Nro. 68. A. N. I. ©. 343.) 

7. Die Entfcheivung darüber, ob ein Betrieb verficherungspflichtig 
ift, over nicht, fteht gemäß 8 37 Abſ. 2 leg. zunächſt dem betreffenden 
Genoſſenſchaftsvorſtande zu, das NReiche-Verficherungsamt ift erft dann 
zu einer endgültigen Entſcheidung berufen, wenn entwever in Yolge der 
Seitens des Betriebsunternehmers, ſei e8 gegen die Aufnahme in das 
Genofjenfchaftsfatafter, jet e8 gegen vie Ablehnung deſſelben eingelegten 
Beſchwerde die Sache an daſſelbe herantritt ($ 37 eit.), oder wenn in 
Folge eines in dem Betriebe vorgelommenen Unfalls die Entſcheidung 
veffelben angerufen wird (88 59 Abſ. 4, 62 Abf. 2). Das Reichs⸗ 
Berfiherungsamt nimmt indefjen, ohne dadurch feiner Entſcheidung im 
einzelnen alle vorzugreifen, nicht Anftand, jeine Meinung dahin auss 
zufpreden, daß der Betrieb einer Dampfipritge wegen der Ver- 
wendung eines Dampfkeſſels der Regel nad ein verficherungspflichtiger 
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Betrieb ift und demgemäß die Bedienungsmannſchaft der Dampfiprige, 
fofern die Mannſchaft aus Arbeitern oder Betriebsbeamten der Löſch⸗ 
anftalt im Sinne des 81U.V. G. beiteht, zur Unfallverficherung, und 
zwar bei ver zuftändigen Eifen- und Stahl-Berufsgenofjenfchaft, anges 
meldet werden muß. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 20. November 1885. Nro. 98. U. N. I. ©. 372.) 


8. Der Beichwerde eines Hausbefigerd gegen feine Aufnahme in 
bie Berufsgenofjenfchaft der Gas⸗ und Wafferwerfe hat das Neiche- 
Berfiherungsamt aus folgenden Grünven ftattgegeben: 

Beichwerveführer hat in feinem Wohnhaufe einen Kleinen Gas⸗ 
motor (mit 1/, Pfervekraft), der nah Bedürfniß in Bewegung gefekt 
wird, um einen hochgelegenen, zur Verforgung des Haushalts dienen⸗ 
den Waſſerbehälter zu füllen. Diefe Einrichtung iſt als ein „Betrieb“, 
in welchem ein Motor zur Verwendung kommt ($ 1 Abf. 3 leg.) nicht 
anzujehen; dieſelbe unterliegt mithin nicht der Verficherungspflicht. 

Mit Motoren betriebene Hauswajferleitungen werden im 
Allgemeinen ale unfallverficherungspflichtig nur dann zu erachten fein, 
wenn fie in gewerblichen Anlagen (darunter größeren Gafthöfen, Waaren⸗ 
häufern), Krankenhäuſern, Gefängniffen oder anderen größeren Staats⸗ 
und Kommunalgebäuven unter Verwendung eines ftändigen Arbeiters 
(Keijelheizers, Mafchinenwärters) betrieben werden. Dieſer Fall trifft 
bier nicht zu. 

(Beihd. d. R.B.U. v. 20. März 1886. Nro. 157. U. N. IL. ©. 77.) 

9. Warmwafferheizungsanlagen find im - Allgemeinen 
dann als verficherungspflichtig zu erachten, wenn fie in gewerblichen 
Anlagen (darunter größeren Gafthöfen, Waarenhäufern), Krankenhäuſern, 
Gefängniffen oder anderen: größeren Staats- und Kommunalgebäuben 
unter Verwendung eines ftändigen Arbeiter (Kefjelwärters ꝛc.) mit 
„Dampfkeſſeln“ (im Sinne des $ 1 Abf. 3 leg.) betrieben werden. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 16. April 1886. Nro. 158. U. NR. I. ©. 77.) 

10. Die Anlage und Verwendung einer Eifenbahn zur Herbeis» 
Schaffung und Fortihaffung von Materialien begründet für einen an 
fich nicht verficherungspflichtigen Betrieb die Verfiherungspflicht nicht. 
Dagegen find allerdings diejenigen Betriebe für Erparbeiten, 
in welchen ftehenvde Kraftmafchinen verwendet werden, verficherungs«- 
pflichtig, wenn nicht die im 8 1 Abf. 3 leg. aufgeführten Ausnahmen 
zutreffen. In welchem Umfange die bei einem ſolchen Unternehmen 
beihäftigten Arbeiter der Unfallverficherung unterliegen, ift je nach ven 
tbatfächlichen Verhältniſſen feftzuftellen; es kommt darauf an, ob vie 
Arbeiter als in dem Motorenbetrieb bejchäftigt anzufehen find. 

Die verficherungspflichtigen Betriebe der in Rede ftehenden Art 
gehören übrigens, falls es fih nicht um Fundamentirungs⸗ ıc. Arbeiten 
handelt, die von Baugewerbtreibenden für bauliche Zwecke betrieben 
werden, nicht zu den Baugewerfs - Berufsgenofjenihaften, ſondern zu 
den Eifen- und Stahl» Berufsgenoffenichaften, da den lekteren alle 
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Dampfe, Gas⸗ und fonftigen Motorenbetriebe zugewiejen find, joweit 
fie nicht zw eimer anderen Berufsgenoſſenſchaft gehören. 
(Beſchd. d. R.VB.X. v. 29. Januar 1886. Rro. 114. U. NR. II. 10.) 


11. Spiritusbrennereien, welde mit Dampfmaſchinen be= 
trieben werben und mehr als 10 Arbeiter befchäftigen, find als Fabriken 
anzufehen, auch wenn biefelben mit einem landwirthſchaftlichen Betriebe 
in Verbindung ſtehen. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 6. Auguſt 1884. Nro. 4. A. N. I. ©. 2.) 


12. Auf Anfrage, ob mit Motoren betriebene Entwäfferung$- 
anlagen von Gemeinden, Entwäfferungsverbänden und einzelnen 
Srunpbefigern verfiherungspflichtig find, wird befchlofjen: 

daß derartige Entwäfferungsanlagen, fofern fie lediglich den Zwecken 
ber Landwirthſchaft bienen, als Theile oner Nebenbetriebe ver letzteren 
aufzufaſſen und nicht verfiderungspfliähtig find, daß ſolche Entwäſſerungs⸗ 
anlagen dagegen, welche nicht ausfhlieklih für die genannten Zwecke 
beftimmt find, 3. B. bet größeren Wafferbauten in Anwendung kommende 
Waſſerſchöpfmühlen, unter das Unfallverfiherungsgejeg fallen, jofern 
der Motor nit etwa nur vorübergehend benugt wird. 

(Beſchlß. d. R.B.U. v. 22. September 1884. Nro. 6. A. N. J. ©. 2.) 


13. Lohn- Dampf» Dreiherei- Betriebe find verfiherunge- 
pflichtig, foweit die Mafchinen von den Leuten der betreffenden Unter⸗ 
nehmer bebient werden; ſobald jedoch die Bebienung durch das Berfonal 
des Landwirthes erfolgt, find Diefe Betriebe als Nebenbetriebe ver Land⸗ 
wirthſchaft anzujehen und unterliegen der DVerficherungspflicht nicht. 

Beichd. d. R.B.U. dv. 22. September 1884. Nro. 5. A. N. J. ©. 2.) 


14, Die von einem Unternehmer in fisfalifhen Waldungen durch 
ſelbſtſtändige Köhlermeifter ausgeführte Berfohlung von Holz in 
Meilern ift als ein forftwirthfchaftlicher Betrieb anzufehen, auf welchen 
bas Unfaliverfiherungsgefep feine Anwendung findet. 

(Beihd. d. RV. A. v. 2. Februar 1886. Nro. 115. A. N. II. ©. 11.) 


&rlänterungen zu Abß. 2: 


1. Fabrifen find Anftalten, in welchen vie Verarbeitung und 
Verfeinerung gewiſſer Naturerzeugniffe im Großen betrieben wird. 
(Preuß. Allg. Landredt Th. II. Tit. 8. $ 407.) 


2. Alle Fabriken, auch wenn biefelben weder Motoren ver- 
wenden, noch mehr als zehn Arbeiter beichäftigen, find verficherungs- 
pflichtig. Der Abf. 4 des 8 1 1U.B.G. definirt nicht den Begriff Fabrik, 
fondern beftimmt nur, welche Arten von Betrieben unter allen Um- 
ftänden als „Fabriken“ im Sinne des Unfallverfiherumgagefeges anzu⸗ 
jeben find, auch wenn dies nad dem Sprachgebrauch im einzelnen Falle 
zweifelhaft ſein follte. 

(Beihd. d. R.V.A. dv. 22. Auguft 1884. Nro. 1.U.NE S. 1.) 
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3. Die Abſätze 3 und 4 des $ 1 U. V. G. feken allerdings „Grund⸗ 
bedingungen, an welche das Reichs⸗Verſicherungsamt für alle Fälle ge 
bunden iſt“ feit, infofern als Betriebe, in welchen Dampffefjel oder 
durch elementare Kraft beiwegte Triebwerke zur Verwendung kommen, 
bezw. Betriebe zur gewerbömäßigen Bearbeitung over Verarbeitung von 
Segenftänden, in welchen minbeftens 10 Arbeiter regelmäßig beichäftigt 
werden, unbedingt als verficherungspflichtig anerfannt werben müflen. 
Dagegen iſt vie Folgerung unberedtigt, daß nur jolche Unternehmungen, 
auf weiche die im Abſatz 3 und 4 enthaltenen Kriterien zutreffen, im 
Sinne des Unfallverfiherungsgefeges „Fabriken“ feien. Aus Abſ. 3 
kann eine foldhe Folgerung ſchon um veswillen nicht hergeleitet werben, 
weil diefer Abſatz nicht davon fpricht, welche Betriebe „als Fabrilen 
gelten”, fendern davon, welche Betriebe den im Abf. 1 aufgeführten 
unfallverfiherungspflichtigen Betrieben (unter welchen die Fabriken ohne 
Einſchränkung genannt find) „gleichgelten“. Aber auch Abf. 4 zeigt 
fchon in feinem Wortlaute (— „Im Uebrigen gelten als Yabrifen im 
Sinne dieſes Geſetzes insbefondere diejenigen Betriebe ꝛc.“ —) daß 
nicht eine erſchöpfende Definition des Begriffes „Fabrik“ beabfichtigt 
ist, fondern daß lediglich für die Beſtimmung dieſes Begriffes ven aus⸗ 
führenden Behörven ein allgemein gefetlicher Anhalt geboten werben 
follte. Noch Harer geht dies aus der unmittelbar anfchließenvden Be⸗ 
ftimmung des Abf. 5 hervor: „Welche Betriebe außerdem ale 
Fabriken im Sinne dieſes Geſetzes anzufehen find, enticheivet das 
Reichs⸗Verſicherungsamt“. 

Hiernach kann das Reichs⸗Verſicherungsamt nicht an die Kriterien 
ver Abfätze 3 und 4 „auf alle Fälle gebunden ſein“. Daſſelbe bat 
vielmehr gemäß $ 1 Abf. 1 alle jene Betriebe für unfallverficherungs- 
pflichtig zu erflären, welche fich ſprachlich und begrifflich ale Fabriken 
darftellen. 

(Beſchd. d. R.B.A. u. 26. Februar 1885. Nro. 29. U. N. J. ©. 103.) 


4. Alle Fabriken, aub wem in benfelben weder Motoren ver- 
wandt, noch mehr als 10 Arbeiter befchäftigt werben, find verficherungs⸗ 
pflichtig. Der Abſ. 4 des $ 1 definirt ven Begriff der Fabrik wicht, 
fonvern beſtimmt nur, welche Arten von Betrieben unter allen Um⸗ 
ftänden als „Fabriken“ im Sinne des Geſetzes anzufehen find, auch 
wenn dies nach dem Sprachgebrauch im einzelnen Fällen zweifelhaft fein ſollte. 
In Gemäßheit dieſes Grundfages find ohne Rückſicht auf die Ar 
zahl der befchäftigten Perfonen und auf das Vorhandenfein von Mo⸗ 
toren für werficherungspflichtig erklärt werben: 
Basanftalten, Bürften- und Pinſelfabriken, Zink— 
ſchmelzereien, Dachpappenfabriken, Damenmäntel— 
fabriken, Handſchuhfabriken. 
Geſchd. d. R.B.U. v. 22. Auguſt 1884. Nro. 1. A. N. J. S. 1.) 


5. Der ſeitens verſchiedener Bürften- und Pinſelfabrikanten 


geſtellte Antrag, diejenigen Arbeiter von der Unfolberierung auszu⸗ 
Doehl, Die Unfall⸗Verſicherung ꝛc. 
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fchließen, welche zwar in ver Fabrik beichäftigt find, aber nicht bei 
Kreisbandfägen, Fraiſemaſchinen und bei mit elementarer Kraft be- 
triebenen Drehbänken und Bohrmafchinen beihäftigt werden, — wird 
abgelehnt. 

Das Gefeg läßt bei einem an fich verficherungspflichtigen Betriebe 
eine Scheidung ver in demfelben beichäftigten Arbeiter in jolche, welche 
verfichert werden müſſen, und foldhe, welche nicht verfichert zu werben 
Brauchen, überhaupt nicht zu. In dem vorliegenden alle ift übrigens 
auch die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß einem in einer Bürften- 
und Pinfelfabrit befchäftigten Arbeiter durch eine Kreisbandſäge oder 
Fraiſemaſchine ein Unfall zuftoße, auch wenn er nicht an diefen 
thätig ift. 

(Beſchd. d. R.B.A. v. 14. October 1884. Nro. 9. A. N. I. ©. 2.) 

6. Brauereien, welde mit Hanbbetrieb ohne Motoren arbeiten, 
find als unfallverficherungspflichtig in der, Regel nur dann anzufehen, 
falls in denſelben mindeſtens 10 Arbeiter durchfchnittlich befchäftigt 
werden. 
| Dagegen find Buchdruckereien, weil fie regelmäßig mit Ma⸗ 
fehinen betrieben werben, und nicht als handwerksmäßige Betriebe auf- 
zufafien find, Bletweißfabrifen, Mineralwafferfabrifen, 
auh wenn fie ohne Motoren und mit weniger als 10 Perſonen be- 
trieben werden, als Fabriken im Sinne des Unfallverjicherungsgefeges 
zu betrachten. 

(Beil. d. RVV. A. dv. 3. November 1884. Nro. 2. A. N. J. ©, 2.) 


| T. Spiritusfabrifen, welde mit Dampfmafchinen betrieben 
werden und 6—12 Arbeiter beichäftigen, find als Fabrifen anzufehen, 
einerlei ob viejelben in Verbindung mit einem lanpwirtbfchaftlichen 
Betriebe ftehen, oder nicht. 

(Beſchd. d. R.B.X. vom 6. Auguſt 1884. Nro. 4. A. N. I ©. 2.) 


8. Kalköfen (Ralfbrennereien), aub wenn fie ohne Mo—⸗ 
toren und mit weniger als 10 Arbeitern betrieben werden, find als 
Fabriken anzufeben. 

(Beil. d. R.B.X. v. 20. November 1885. Nro. 89. U. N. I. ©. 366.) 


I. Die Rauchtabak, Schnupftabak, Eigarren (Cigarretten) 
heritellenden Betriebe find in der Negel als Fabrifen im Sinne des 
8 1Abſ. 1U. V. G. anzufehen, fofern der Unternehmer ſtändig mit frem- 
den Arbeitöfräften, alfo nicht nur mit Familienangehörigen für eigne 
Rechnung, mithin nicht lediglich als Hausinduftrieller arbeitet. 

(Beihd. d. R.B.A. dv. 18. Februar 1886. Nro. 127. A. N. U. ©. 16.) 


10. Der Vorftand der Nahrungsmittel-Inpuftrie-Genoffenfchaft hat 
folgenden Beſchluß gefaßt: 
„Als unfallverfiherungspflichtige Betriebe find zu erachten: 
a) alle Schlächtereien in Städten, in welden Schlahthaus- 
zwang befteht; 
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b) in Städten, in welden ein ſolcher Zwang nicht beſteht, diejenigen 
Schlächter, welche regelmäßig in einem Schlachthauſe ſchlachten; 

c) ohne bie erwähnte Rückſicht alle Schlächter, welche Großvich- 
betriebe mit ihren Schlächtereten verbinden ; 

d) alle Schweinemetger ohne Unterſchied“. 


Der Beihluß des Vorſtandes zieht den Kreis der verficherungs- 
pflichtigen Schlächtereten zu weit. 


Zu a) und b) ift zu bemerfen, daß ein Schlächtereibetrieb, wenn 
und infoweit verfelbe in einem Schlachthauſe mit Motoren oder mit 
minbeftens 10 Arbeitern erfolgt (SLAb|.3 und 4 U. V. G.), verficherungs- 
pflihtig und demnach gemäß 8 11 und 35 a. a. DO. anzumelden ift. 


Als Mitglieder der Berufegenoffenibeft find wegen dieſer Schlacht» 
haus-Schlächtereibetriebe nach $ 9 Abf. 2 a. a. O. nicht die Gemein- 
den als Unternehmer des Schlachthaufes, fondern die einzelnen das 
Schlachthaus benugenden Schlächtereiunternehmer anzufehen. 


Zur Vermeidung von Mißverftännniffen wir hierbei bemerkt, daß 
der außerhalb des Schlachthauſes fich vollziehende handwerksmaßige 
Theil des Schlächtereibetriebes von der Verſicherungspflicht des Schlacht⸗ 
hausbetriebes an ſich nicht miterfaßt wird. 


Die Unternehmer des Schlachthauſes ſelbſt können nur wegen der 
von ihnen beſchäftigten (gelohnten) verſicherungspflichtigen Perſonen 
GKeſſelheizer, Maſchiniſten ꝛc.) als Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaft 
in Betracht kommen. 


Zu ce) und d). Abgeſehen von den dem Vorſtehenden nach ver⸗ 
ſicherungs⸗ und anmelvepflichtigen Schlahthaus-Schlächtereien find alle 
übrigen Schlächtereien nur dann verficherungspflichtig, wenn fie fich 
als Fabrifbetriebe varftellen, insbejondere mit Motoren ober mit 
mindeftens 10 Arbeitern betrieben werben. 

(Entſchd. d. R.V.A. v. 18. März 1886. Nro. 133. A. N. II. ©. 48.) 


11. Die Befchwerve eines Strumpfwirtlermeifterd gegen feine 
Aufnahme in das Genoffenfchaftsfatafter wurde unter nachitehender 
Motivirung abgemwiefen : 

Im Betriebe des Befchwerdeführers kommen neben Strumpfwirker⸗ 
jtühlen auch Stridmafchinen zur Verwendung. Die mit Feinerlei 
handwerfsmäßiger Geſchicklichkeit verbundene, rein mechanifche Her- 
ftellung von Waaren auf diefen Mafchinen verleiht dem Betriebe einen 
fabrifmäßigen Charakter. Der Betrieb ift vemgemäß nah 8 1 Abi. 1 
1.8.6. verficherungspflichtig. 

GBeſchd. d. R.B.X. v. 28. März 1886. Nro. 149. 4. N. II. ©. 73.) 


12. Etsgewinnungsbetriebe, welde varin beftehen, aus 
Gewäſſern (Seeen, Teichen, Flüffen) Eis herauszufchaffen, um e8 an 
Brauer ꝛc. zu verlaufen, unterliegen ber Verfiherungspflicht nicht. 
Hierdurch wird jedoch der Frage, ob und inwiefern bie von einem 
Brauereibefiger mit feinen Brauereiarbeitern betriebene Eisgewinnung 

2* 
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als Nebenbetrieb der Brauerei anzuſehen und als ſolcher verficherungs⸗ 
pflichtig iſt, nicht präjudizirt. 
(Beſchd. d. R.B.U. v. 26. Februar 1886. Nro. 131. U. N. DO. ©. 17.) 

13. Ueber die Auslegung des $ 1 Abf. 4 U. V. G., insbeſondere 
darüber, ob die vafelbft bezeichneten „mindeftens 10 Arbeiter 
zum Zweck der gewerbsmäßigen Verarbeitung von Gegenftänden“ mit 
diefer Verarbeitung ꝛc. unmittelbar befchäftigt fein müſſen, oder ob e8 
genügt, wenn ein Theil der Arbeiter mit der Berarbeitimg felbit, ein 
anderer Theil aber mit Vorbereitungen zur Bearbeitung oder mit dem 
Verladen, Abfahren 2c. befchäftigt ift, wird dahin entſchieden: 

Die angeftellten Ermittelungen haben ergeben, daß der Betriebs⸗ 
unternehmer 10 Arbeiter regelmäßig befchäftigt, von welchen ſechs mit 
Holzfhneiden und Zurichten von Bauhößzern, die übrigen theils ale 
Flößer, theile als Fuhrleute, fowie mit Verladen des Holzes vom 
Waſſer zur Bahn und auf Fuhrwerk beihäftigt find. Dabei beichränft 
fih vie Beſchäftigung ver Flößer auf das Verbringen ver Floßhölzer 
in ven Floßhafen, das Losbinden der Stämme von den Flößen ıc., 
umfaßt daher nicht ven eigentlichen Flößereibetrieb (Floßfahrten 2c.). 

Das Neichsverjicherungsamt hat in Webereinftimmung mit ver 
zuftändigen unteren Berwaltungsbehörpe angenommen, daß unter dieſen 
Umftänden die geiverbemäßige Bearbeitung der Hölzer als beftimmend 
für die Beurtheilung der Art des Betriebes anzuſehen tft; bie Thätig- 
feit der fogenannten Flößer und der Fuhrleute ftellt fih als ein inte 
grirender Beftandtbeil der eigentlichen Betriebshandlung dar. Hiernach 
werden in bem in Rebe ftehenden Betriebe zum Zwecke ver gewerbs⸗ 
mäßigen Bearbeitung von Gegenftänden 10 Arbeiter regelmäßig be- 
ne verjelbe ift daher gemäß $ 1 Abf. 4 U. V. G. verficherungs- 
pflichtig. 

In einem anderen Falle haben die angeftellten Ermittelungen er- 
geben, daß vie Bejchwerbeführerin ein faufmännifches Brennmaterialien- 
verfaufsgefchäft für Holz und Kohlen betreibt. Diefelbe befchäftigt in 
diefem Betriebe zwar regelmäßig 10 Arbeiter, verwendet jedoch mur 
zwei davon zum Zerfleinern von Holz und Kohlen. Hiernady Tann 
die gewerbömäßige Bearbeitung des Holzes und der Kohlen als be⸗ 
fiimmend für die Beurtheilung ver Art des Betriebes nicht angefehen 
und ver lestere, da als Fabrifen im Sinne des Unfallverſicherungs⸗ 
gefetses gemäß S 1 Abf. 4 a. a. O. diejenigen ‚Betriebe geften, welche 
zum Zwede der Be⸗ over Verarbeitung von Gegenftänden mindeftens 
10 Arbeiter befchäftigen, für verfiherungspflichtig nicht erachtet werben. 

(Beſchd.'d. R.B.X. v. 20. April 1886. Nro. 155. A. N. I. ©. 76.) 


14. Bei Benrthellung der Frage über die Verficherungspflichtig- 
feit eine Betriebes gemäß S 1 Abf. 4 U.B.G. tft nicht diejenige An⸗ 
zahl von Arbeitern zu Grunde zu legen, welche vorübergehend, 
affo bei augenblidfiher, durch plögliche Beftellungen herporgerufener 
Arbeitshiufung befgäftigt find, fondern diejenige, welche bei regelmäßigem 
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Geſchäftsverkehr zur Zeit des vollen Betriebes — während ver foge- 
nannten Saifon — thätig ift. Geht die Zahl ver Arbeiter während 
eines Theiles des Jahres, in der fogenannten ftillen Zeit, unter 10 
herunter, jo wird bie Verficherungspflichtigfeit des Betriebes dadurch 
nit aufgehoben. Hausinduſtrielle gelten nicht als im Betriebe 
bejchäftigte Arbeiter und kommen daher aus dem Gefichtspunft des 
8 1 Abf. 4 nicht in Betracht, wenngleich deren Verwendung, nament» 
lich wenn fie in ausgedehnten Maße ftattfinvdet, für die Beurtheilung 
des Betriebes als „Fabrik“ im Sinne des 8 1 Abf. 1a. a. DO. von 
Beveutung fein kann). 
(Beſchd. d. R.V.A. v. 80. April 1886. Nro. 156. U. R. II. ©. 77.) 


Erläuterung zu Abf. 6: 


Die Anlage und Verwendung einer Etfenbahn zur Herbei- 
ſchaffung und Fortihaffung von Materialien begründet für einen an 
ſich nicht unter das Unfallverficherungsgefeg vom 6. Juli 1884 fallen» 
den Betrieb die Verficherungspflicht nicht. 

Ob das Eifenbahnunternehmen als folches verfiherungspflichtig 
tft, entfcheivet fih nad dem Auspehnungegefeg vom 28. Mai 1885. 

(Beihd. d. R.B.U. v. 29. Januar 1886. Nro. 114. A. N. IT. ©. 10.) 


@rläuterungen zu 5 1 des Uusdehnungsgefekes: 

. 1. Unter „Eifenbahnen” find alle Anftalten zur Beförderung 

von Berfonen over Sachen auf Schienenwegen zu verftehen; ob dieſe 

dem öffentlichen Verkehr dienen oder nicht, Ift gleichgültig. Die Schienen» 

grundlage iſt das Wejentliche, 

(Entſcheid. des Reichsgerichts in Ciy Sathen Bd. J. ©. 262, Vd. I. ©. 8 u. 38, 
Bd. VII. ©. 40 ff.) 


2. Der Speihher- und Kellereibetrieb muß gleich dem 
Spepditionsbetrieb, mit welchem in unmittelbarem Zuſammen⸗ 
bange verjelbe im Gefet benannt wird, ebenfalls ein gewerbemäßiger 
fein, wenn der Unternehmer zu deſſen Anmeldung verpflichtet fein fol. 
Auch bier fommt es aljo darauf an, daß der Betrieb zu Zwecken des 
Erwerbes auf einige Dauer erfolgt, fei e8, indem aus der Speicherei 
und Relferei ein felbftftändiges Gewerbe gemacht wird, wie beim Dod- 
und Badhofsbetriebe in größeren Stäpten, bei Actien-Speihern ꝛc., fei 
es, indem ber übrige Gewerbebetrieb des Speicherei- oder Kellerei⸗ 
befiters fo wefentlid mit dem Betriebe der Speicherei ober Kelferei 
zuſammenhängt, oder von biefem fo fehr abhängt, daß der Speicherei⸗ 
over Kellereibetrieb einen hervorſtechenden Beſtandtheil des Geſammt⸗ 
unternehmens bildet, wenn nicht den Hauptbeſtandtheil, wie bei den 
Kornſpeichern ber Setreivegroßhänbfer und ven Kellereien der Wein- 
großhandlun gen. 


iy y BSerg I. Beſcheide Nro. 16, 53, 101, 118 u. 156. ge Nachrichten des 
Reichs⸗Verſicherungsamts 1885 ©. 82, 288, 1886 ©. 1, 76. 
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Trifft feine diefer Vorausfegungen zu, fo kann e8 fih wohl um 
einen im Befite eines Gewerbtreibenden befindlihen „Speicher“ ober 
„Keller“, nicht aber um einen gewerbsmäßigen „Speicherei=s" oder 
„Stelferetbetrieb” handeln. Insbeſondere fallen die gewöhnlichen Seller 
der Krämer und Höfer, der Gaft- und Bierwirthe nicht unter ven Be- 
griff des gewerbsmäßigen Speicherei- und Kellereibetriebes. 

(Belanntmchg. d. R.B.U. v. 5. Juni 1885. Nro. 3. U. N. J. ©. 160.) 1) 

3. Die Wein- Gewinnung und Behandlung ift dur das Geſetz 
vom 28. Mai 1885 nur infofern für verfiherungspflichtig erflärt, als 
diefelbe in „Kellereien“ betrieben wird, während die als Fabrilen fich 
darftellenden Betriebe für Wein- Gewinnung bereitS durch das Gefek 
vom 6. Juli 1884 umfaßt werben. 

Wenn und infoweit hiernach das Keltern von Moft unter 
den Begriff des Kelfereibetriebes Fällt, wird der Eintritt der Unfall- 
verficherungspflicht nicht Dadurch ausgefchloffen, daß ber Betrieb regel- 
mäßig nur etwa vier Wochen im Jahre dauert. Diefe Eigenthümlichfeit 
des Betriebes würde vielmehr in ven als Grundlage für die Bemeſſung 
ver Beiträge geltenden Lohnliften nah Maßgabe ver 88 71 ff. des 
Unfallverfiherungsgefeges wirffam zum Ausdrud gelangen. 

Sofern die bei einem folchen Kellereibetriebe befchäftigten Arbeiter 
während der übrigen Zeit des Jahres in einem unfallverficherungs- 
pflichtigen Betriebe nicht bejchäftigt find, werden dieſelben für vieje Zeit 
bei der für Kellereibetriebe zu bildenden Berufsgenoffenfchaft nicht verfichert. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 30. Juli 1885. Nro. 66. A. N. I. ©. 342.) 2) 


Erläuterungen zur Bekanntmachung dv. 22. Jan. 1SS5: 


1. Die von einem Studateur, deſſen Betrieb fih auf Bau- 
arbeiten im Sinne des $ 1 Ab. 2 des Unfallverficherungsgefetes bezw. 
ver Befanntmahung vom 22. Januar 1885 (R.G. Bl. S. 13) erftredt, 
lediglich in der Werkftätte befchäftigten Arbeiter find in der Baugewerfe- 
genoſſenſchaft mit verfichert, falls in ver Werkftätte die Heritellung von 
Studateurgegenftänden für den Baubetrieb des Unternehmers erfolgt. 
Wenn dagegen der Studateur feinen Betrieb auf Bauten nit erſtreckt, 
fondern die Studateurgegenftänvde zum Zwecke des Verkaufes verfertigt, 
fo würden die in dieſem Betriebe befchäftigten Arbeiter nur dann als 
verfichert anzufehen fein, wenn die Vorausfegungen des $ 1 Abi. 1, 
3, oder & a. a. O. auf benfelben zutreffen, mit anderen Worten, wenn 
der Betrieb fabrifmäßig, beziehungsweife mit Motoren oder mit min» 
deſtens 10 Arbeitern ausgeübt wird. 

Das Gleiche gilt von Glafern, Malern und anderen in ber vor- 
genannten Bekanntmachung bezeichneten Gewerbtreibenden. 

Beh. d. R. V. A. v. 23. März 1886. Nro. 168. A. NR. I. ©. 90.) 


4) y Wegen egen des Betriebes von Kellerarbeiten durch ſelbſtſtändige Küfermeifter 
vergl. ir eihb. d. R.V. A. v. 26. Auguft 1885. Nro. 70. A. N. 
zu F9A 

2) a Zebrigen ſiehe die Ausführungsbeſtimmungen zu 8 11. 
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2. Die gewerbsmäßige Reinigung von Glasſcheiben und 
Glasdächern an ſich ift nicht als Glaferarbeit bei Bauten im Sinne 
der Befanntmahung vom 11. Januar 1885 und auch fonft nicht als 
verficherungspflichtiger Betrieb im Sinne des Unfallverficherungsgefetes 
anzufehen. (Beichd. d. R.V. A. Nro. 177. A. N. IL. ©. 120.) 


3 2.ı) 


Durch ftatutarifche Beſtimmung (88 16 ff.) kann die Verficherungs- 
pfliht auf Betriebsbeamte mit einem zweitaufend Mark überfteigenden Iahres- 
verbienft erftredit werden. In diefem alle ift bei ver Teftftellung der Ent- 
ſchädigung der volle Iahresarbeitsverbienft zu Grunde zu legen. 

Durch Statut kann ferner beftimmt werben, daß und unter welchen 
Bedingungen Unternehmer der nah $ 1 verficherungspflichtigen Betriebe 
berechtigt find, fich jelbft oder andere nady $ 1 nicht verficherungspflichtige 
Perfonen gegen die Folgen von Betriebsunfällen zu verfichern. 


1) Für die Betriebsbeamten mit einem 2000 Mark überfteigenden Jahres 
eintommen liegt ein gleich dringendes Bedürfnig zur Unfallfürjorge nicht vor, viel⸗ 
mehr wird es im Allgemeinen, joweit nicht das Haftpflicht-Gejeg Anwendung findet, 
der Vereinbarung der Betheiligten überlafjen werden können, die Vorausſetzungen 
und den Umfang der Yürjorge vertragsmäßig Veitguftelien, welche ihnen im Falle 
eines fie treffenden Unfalles zu Theil werden fol. Da jedoch die möglichjt voll- 
Ständige Bejeitigung der durd) die Anwendung des Haftpflichtgejeges bei eintreten- 
den Unfällen nothwendigerweiſe entjtehenden erbitternden Streitigleiten zwiſchen 
den Betriebsunternehmern und ihren Beamten al3 das anzuftrebende Ziel ange- 
fehen werden muß, jo iſt neben der obligatorifchen Unfallverfiherung des $ 1 
aud) für die Betrieb3beamten mit einem 2000 Mark überiteigenden Arbeitsver⸗ 
dienst die Möglichleit eröffnet worden, daß die Berufsgenoffenichaften ftatutariich 
die Unfallverficherungspflicht nach Maßgabe des Entwurfes auf diejelben ausdehnen 
Tönnen. Erfolgt diefe Ausdehnung, m finden auch auf die Verficherung diefer 
Beamten alle Beitimmungen des Entwurfes gleihmäßig Anwendung. 

Bis zu welchem Betrage des Jahreseinkommens die Unfallverjicherung der 
Beamten Pla greifen foll, ih ebenfall3 Sache der ftatutarischen —— 

Eine fernere weſentliche Erweiterung gegenüber der früheren Vorlage ent- 
Hält der gegenwärtige Entwurf injofern, ald er den Betriebsunternehmern mit 
einem 2000 Mark nicht überjteigenden Jahresverdienſt geitattet, fi auch für ihre 
Perſon gegen die wirthichaftlihen Folgen der Betriebsunfälle zu verjichern. In⸗ 
dem binfichtlich der Berechtigung und Nothwendigfeit diefer Erweiterung auf die 
allgemeinen Darlegungen Bezug genommen wird, ift nur zu bemerken, daß aud 
bei diejer Berfiherung die Beitimmungen des Entwurfes, insbejondere was die 
Höhe der zu gewährenden Entichädigung (88 5 bis 7), ſowie die Art ihrer Yelt- 
ftelung und vie gegen lebtere uläffigen Rechtsmittel (88 57 ff.) anlangt, Plab 
greifen, ‘und daß durch eine derartige Verjiherung den Betriebdunternehmern die 
ihnen in diejer Eigenichaft zuftehenden Rechte, insbeſondere auf Theilnahme an 
der Verwaltung der Berufsgenofjienichaft, in feiner Weije alterirt werden. 


(Motive der NRegierungsvorlage $ 2. ©. 44.) 


Der lebte Sat des Abſ. 1 wurde duch die Kommilfion Hinzugefügt um 
den Sinn Harer zu ftellen. Es fol nämlich verhütet werden, daß beiſpielsweiſe 
ein Beamter mit einen Jahresgehalt von 6000 Mark nur bis zum Betrage von 
4000 Mark verjichert werde. 


(Motive der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu 8 2. ©. 8.) 
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Ergänzung: 
AusdehnungssGefeb vom 28. Mai 1885. 


8 4. Die Erftredung der Verficherungspflicht auf Betriebsbeamte 
mit einem 2000 Mark überſteigenden Gehalt bezw. Sahresverbienft 
($ 2 Abf. 1 des Unfallverficherungsgefetes) Tann durch Die Ausführungs- 
vorſchriften erfolgen, foweit dieſe Beamte nit nah $ 4 a. a. O. von 
der Anwendung des Geſetzes ausgeſchloſſen find. 


Erläuterungen: 


1. Auf die Anfrage, ob unter ver Bezeihnung „Betriebsbe- 
amte“ im 8 2 des Gefekes auch die In dem Bureau eines Fabrif- 
etabliffements befchäftigten, kaufmänniſch geſchulten Kräfte zu verftehen 
find, wird beichlofien, daß auf diefe Beamte, fofern fie lediglich mit 
der Buchführung, Korrefpondenz umd vergleichen betraut find und Ver⸗ 
richtungen im Betriebe nicht auszuüben haben, das Unfallverfiherungs- 
geſetz keine Anwendung zu finden hat. 

Geſchlß. d. R.B.U. v. 24. Oftober 1884. Nro. 11.9. N. I. ©. 3.) 


23. Der Begriff ver „Betriebsbeamten“ ift durch allgemeine 
Deitimmung nicht erſchöpfend zu firiren. Die Art ver Öehaltszahlung 
ift nicht charakteriftiich. Im Allgemeinen find Betriebsbeamte technifch 
und wifjenjchaftlich gefchulte Perfonen, welche nicht mit Verrichtung der 
Handarbeit, jondern mit der Aufficht und Leitung betraut find, 

Die Trage, ob eine Perfon ein Betriebsbeamter iſt, kann mit 
Sicherheit nur im einzelnen Falle entjchleden werden. Im Allgemeinen 
jind jedoch als Betrieböbeamte nur ſolche anzujehen, die entweder als 
Bevollmächtigte, fei es für den nichttechnifchen und technijchen Theil, 
jei es nur für leßteren, figuriren oder als leitende bezw. beauffich 
tigende Betriebsorgane niederer Orbnung wirkten. Hiernach würben 
technifche Beamte, die im Allgemeinen auf dem technifchen Bureau bes 
ſchäftigt find, aber im fteten perjünlichen Verkehr mit dem Betriebe 
ftehn, als Betriebebeamte anzufehen fein, wogegen faufmännijche Kräfte, 
die im Allgemeinen mit ver Buchhaltung, Korrefponvenz u. f. w. betraut 
find, nicht ſchon dadurch zu Betriebsbeamten werden, daß fie gelegentlich 
mündlich einen Auftrag innerhalb ver Fabrilräume auszurichten haben 
oder fonft Verrichtungen im Betriebe ausüben. 

(Beichd. d. R.B.N. v. 21. Auguft 1885. Nro. 68. A. N. I. ©. 348.) 
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2. Kapitel. 
Ormittelung des Bahresarbeitsuerdienftes. 


5 8.1 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch Tan⸗ 
tiemen und Naturalbezlige. Der Werth der letteren ift nach Ortsdurch⸗ 
ſchnittspreiſen in Anjag zu bringen. 

Als Jahresverdienſt gilt, ſoweit ſich derjelbe nicht aus mindeſtens 
wochenweiſe firirten Beträgen zuſammenſetzt, das Dreihundertfache des durch⸗ 
ſchnittlichen täglichen Arbeitsverbienftes. Für Arbeiter in Betrieben, in 
welchen vie übliche Betriebsweife für den das ganze Iahr befchäftigten 
Arbeiter eine höhere oder niedrigere Zahl von Arbeitstagen ergiebt, wird 
biefe Zahl ftatt der Zahl dreihundert ver Berechnung des Jahresarbeits⸗ 
verbienftes zu Grunde gelegt. 

Bei jugenblihen Arbeitern und ſolchen Perſonen, welche wegen nod 
nicht beendigter Ausbildung feinen oder einen geringen Lohn beziehen, gilt 
als Yahresarbeitsverbienft das Dreihundertfacdhe des von der höheren Ber- 
waltungsbehörde nah Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachſene feit- 
gejegten ortsühlichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. ($ 8 des ©e- 
jeges betr. die Kranlenverfiherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883.) 


Erläuterungen: 


Derjenige Theil des Einkommens, welcher zum Erfag für vienft- 
(ih erwachſende Neijeloften beftimmt ift, iſt als Jahresverdienſt nicht 
anzımehmen. 


(Beichd, d. R.B.U. v. 9. November 1885. Nro. 88. U. R. I. 6. 366.) 


1) Die bier gegebenen Borichriften über die Einrechnung von Tantiemen 
and Naturalien in den Arbeitsverdienft und über die Beranjchlagung der letzteren 
find zur Ergänzung der im $ 1 Abſ. 1 enthaltenen Beitimmung erforderlich. 

Durd die Beitimmung im dritten Abjag hat für diejenigen Perjonen, melde 
feinen oder einen geringen Lohn beziehen, bejondere Fürſorge getroffen werden 
len, weil für diefe die Bemefjung der Entjchädigung nach dem thatſächlichen 

rbeitsverdienft den Rückſichten der Billigleit nicht entiprechen würde. Hierbei 
ift die nah Maßgabe des wranfenverficherungägeiehes erfolgende Feſtſetzung des 
ortsitblichen Tagelohnes gewöhnlicher erwachjener Tagearbeiter zur Vermeidung 
von Streitigkeiten und im Anterefje der Einheitlichleit zu runde gelegt. Dem 
gemäß ſoll für männliche Lehrlinge der für erwachſene männliche Arbeiter, für 
weibliche Lehrlinge der für ermachlene weibliche Arbeiter fejigefete ortsübliche 
Tagelohn mit der Maßgabe Play greifen, daß die Grenze von 300 Mark nicht 
überfchritten werden darf. 

Die letztere Befchräntung wurde durch Kommiffionsbeichluß aufgehoben. Der 
Sinn bes Ausdruckes „geringen Lohn“ wurde regierungsjeitig dahin erläutert, e3 
werde damit ein Lohn bezeichnet, deifen Höhe unter dem für Erwachſene feitge- 
ſetzten ort3üblichen Tagelohn bleibe. 

(Motive zur Regierungdvorlageundzum Kommiſſionsbericht $ 3. 
©. 44 und 8.) 
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3. Rapitel. 
Reichs⸗, Btants- und Rommunalbeamte. 


8. 4.1) 
Auf Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Reiches, eines Bundes⸗ 
ftantes oder eines Kommunalverbanves mit feitem Gehalt und Penfionsbe- 
rechtigung angeftellt find, findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


Ergänzungen: 
1. Ausdehnungs-Gefeh vom 28. Mai 1885. 
8 4. Perfonen des Solpatenftandes find von der Verficherung aus⸗ 


geſchloſſen. 

2. Geſetz betr. die Fürſorge für Beamte und Perſonen des Soldalen⸗ 
ftandes in Zolge von Belriebsunfällen vom 15. März 1886, 
(8.6.81. 3. 53 ff.) 

8 1. Beamte der Reichs-Civilverwaltung, des Reichsheeres und 
der Raiferlihen Marine und Perfonen des Solvatenftandes, welche in 
reichögefetlich der Unfallverfiherung unterliegenden Betrieben bejchäftigt 
find, erhalten, wenn fie in Folge einen im Dienfte erlittenen Betrieb$- 


') Auf diejenigen in öffentlichen Betrieben beichäftigten Perſonen, welche 
al3 Beamte mit Gehalt und Penfionsberechtigung angeftellt find, joll der Entwurf 
feine Anwendung finden, weil ihre Heranziehung zur Verficherung eine uner- 
wünfchte Rückwirkung auf die Gefegebung der einzelnen Bundesftaaten über die 
Penfionirung der Beamten ausüben würde. Diejes ericheint um fo bedenflicher, 
al3 in einzelnen Bundesftaaten die den Beamten im Yalle der Dienſtunfähigkeit 
zuftehende Benfion ausnahmslos Höher tft, al3 die nach Maßgabe diejes Entwurfs 
zu bemefjende Entjhädigung. Wenn dem gegenüber in anderen Bundesftanten 
der Bezug der Penſion vor Ablauf einer gewiſſen Dienstzeit auch bei der durch 
Unfälle herbeigeführten Dienftunfähigfeit davon abhängig iſt, daß der Unfall nicht 
jelbjt verjchuldet ijt, und die Höhe der Penfion vor Ablauf einer gemwifjen Dienjt- 
zeit hinter der in diefem Entwurf vorgejehenen Entjehädigung zurüdbleibt, ſodaß 
die Beamten bei der Ausſchließung von der Unfallverfiderung in einzelnen Fällen 
ungünftiger jtehen würden, als die Arbeiter, jo wird es Sache der Landesgefeh- 
gebung fein, diefe Unbilligkeiten zu befeitigen. 

(Motive zur Regierungsporlage $A4. ©. 45.) 

Die in der Kommiffion ſowie im Plenum eingebrachten Abänderungsanträge 
wurden abgelehnt, nachdem noch der Referent darauf hingewieſen, daß es gar 
nicht angehe, die Beamten kurzer Hand in das Geſetz einzubeziehen, denn ihre 
Stellung würde fih als eine viel jchlechtere herausgeftalten als Die der verficherten 
Ürbeiter. Die Beamten find nah $ 3 des Kranfenverficherungsgejeßes von der 
Krankenverfiherung ausgeſchloſſen; fie find alfo nicht Mitglieder der verjchiedenen 
Krankenkaſſen und können darum nicht zu Vertretern der Arbeiter gewählt werden, 
denn die Vertretung der Arbeiter erfolgt nach 88 A1 ff. Durch Die Wahl der Kaflen- 
mitglieder. Als verficherte Perſonen find die Beamten aber auch nicht Mitglieder 
der Berufsgenofjenihaft, fie ſitzen alſo auch nicht in dem Berufsgenofjenjchafts- 
vorftande, und haben fomit in feiner Weije dag Mittel, ihr Recht jelbit zu vertreten. 

(Erläuterungen des Tertes nad den Plenarbeſchlüſſen $ 4.) 
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unfalle8 dauernd bienftunfähig werben, als Penfion jehsundfechzigzwei- 
brittel Prozent ihres jährlichen Dienfteinfommens, foweit ihnen nicht 
nach anderer reichsgeſetzlicher Vorjchrift ein höherer Betrag zufteht. 

Perfonen der vorbezeichneten Art erhalten, wenn fie in Folge eines 
im Dienfte erlittenen Betriebsunfalles nicht dauernd bienftunfähig wer- 
den, aber in ihrer Erwerbsfähigfeit beeinträchtigt worven find, bei 
ihrer Entlaffung aus dem Dienſte als Penfion: 

1. im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer berjelben 
den im erſten Abfate bezeichneten Betrag; 

2. im Falle theilweifer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer verfelben 
einen YBruchtheil der vorſtehend bezeichneten Benfion, welcher nad) 
dem Maße der verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu bemeſſen ift. 
Steht ſolchen Perfonen nach anverweiter reichsgeſetzlicher Vorfchrift 

ein höherer Betrag zu, jo erhalten fie viefen. 

Nah dem Wegfall des Dienfteinlommens find den Verlegten außer: 
dem die noch erwachſenden often des Heilverfahrens zu erſetzen. 

8 2. Die Hinterbliebenen folcher im $ 1 bezeichneten Perjonen, 
welche in Folge eines im Dienfte erlittenen Betriebsunfall® geftorben 
find, erhalten: 

1. als Sterbegeld, fofern ihnen nicht nach anderweiter Beſtimmung 
Anfpruh auf Gnadenmonat oder Gnadenquartal zufteht, den Be⸗ 
trag des einmonatlichen Dienfteinfommens bezw. der einmonat- 
lihen Penfion, jedoch mindeftend 30 Marf; 

2. eine Rente, diejelbe beträgt 
a) für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiederverheirathung 

zwanzig Prozent des jährlichen Dienfteinfommens des Verftor- 
benen, jedoch nicht unter 160 ME. und nicht mehr als 1600 ME. ; 

b) für jedes Kind bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
oder bis zur etwaigen früheren Verheirathung, fofern vie Mutter 
lebt, fünfundfiebzig Prozent der Wittwenrente, und fofern 
die Mutter nicht lebt, die volle Wittwenrente; 

c) für Afcendenten des Verftorbenen, wenn diefer ihr einziger Er⸗ 
nährer war, für die Zeit bis zu ihrem Tode over bi zum Weg- 
fall der Bepürftigfeit zwanzig Prozent des Dienjteinfommene 
des Berftorbenen, jedoch nicht unter 160 Marf und nicht mehr 
als 1600 Mark; find mehrere derartige Berechtigte vorhanden, 
jo wird die Nente ven Eltern vor den Großeltern gewährt. 


Die Renten vürfen zufammen fechzig Prozent des Dieniteinfommens 
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nicht überjteigen. Ergiebt fih ein höherer Betrag, fo haben die Aſcen⸗ 
denten nur infoweit Anſpruch, als durch vie Renten ver Wittwe und 
der Kinder der Höchftbetrag der Rente nicht erreicht wird. Soweit 
die Renten der Wittwe und Kinder ven zuläffigen Höchitbetrag über- 
fchreiten, werben bie einzelnen Renten im gleichen Verhältniß gekürzt. 

Steht nach anverweiter reichögefeglicher Vorſchrift den Hinterblie- 
benen ein höherer Betrag zu, jo erhalten fie biefen. 

Der Anfpruh der Wittwe ift ausgejchlojfen, wenn bie Ehe erit 
nach dem Unfall gejchloffen tft. 

8 3. Erreiht das Dienfteinfommen nicht den von ber höheren 
Verwaltungsbehörde nach Anhörung ver Gemeindebehörde für Erwachjene 
feftgefesten ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter (8 8 des 
Geſetzes betr. die Kranfenverficherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883. 
R.G.Bl. ©. 73) fo tft der leßtere der Berechnung zu Grunde zu legen. 


Bleibt bei den nicht mit Penfionsberechtigung angeftellten Beamten 
(8 1) die nad) vorftehenden Beitimmungen der Berechtigung zu Grunde 
zu legende Summe unter dem niebrigften Dienfteinlommen berfenigen 
Steffen, in weldhen folde Beamte nach den beſtehenden Grundfäten 
zuerft mit Penfionsberechtigung angeftellt werden können, fo ift ber 
leßtere Betrag der Berehnung zu Grunde zu legen. 


8 4. Der Bezug ver Benfion beginnt mit vem Wegfall des Dienit- 
einfommens, der Bezug der Wittwen- und Waifenrente mit dem Ablauf des 
Gnadenquartals oder Gnadenmonats, oder, fo weit folche nicht gewährt 
werben, mit dem auf den Todestag des Verunglüdten folgenden Tage.‘ 

Gehört der Verlegte auf Grund gefeglicher oder ftatutarijcher Ver- 
pflichtung einer Krankenkaſſe over der Gemeinveverficherung an, jo wird 
bis zum Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Eintritt des Unfalls 
die Penſion und ver Erfag ver Koften des Heilverfahrene um ven 
Betrag der von der Krankenkaſſe oder Gemeindeverfiherung geletfteten 
Kranfenunterftügung gefürzt. Der Anfpruch auf das Sterbegelo ($ 2 
Ziffer 1) und vom Beginn der vierzehnten Woche ab auch der An- 
ſpruch auf die Benfion und auf ven Erſatz der Koften des SHeilver- 
fahrens ($ 1) geht bis zu dem Betrage des von der Krankenkaſſe ge- 
zahlten Sterbegelves beziehungsweife bis zum Betrage der von biefer 
gewährten weiteren Krankenunterſtützung auf die Krankenkaſſe über. 
Als Werth der freien ärztlichen Behandlung, ber Arznei und der Heil« 
mittel (8 6 Abf. 1 Ziffer 1 des Kranfenverficherungsgefeges) gilt die 
Hälfte des gefeglichen Mindeſtbetrages des Krankengeldes. 
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8 5. Ein Anfpruh auf Die in den $$ 1 und 2 bezeichneten 
Bezüge befteht nicht, wenn der Verlekte ven Unfall (S 1) vorfäglich 
oder durch ein Verſchulden herbeigeführt Hat, wegen deſſen auf Dienft- 
entlafjung ober auf Verluft des Titels oder Penfionsanfprucdhes gegen 
ihn erfannt over wegen veffen ihm die Fähigkeit zur Beſchäftigung in 
einem öffentlichen Dienftzweige aberfannt worden ift. 

8 6. Anfprühe auf Grund viefes Geſetzes find, foweit beren 
Feititelung nicht von Amtswegen erfolgt, bei Vermeidung des Aus⸗ 
ichluffes vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalles 
bei der dem Verletzten unmittelbar vorgefeßten Dienſtbehörde anzu⸗ 
melden. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu 
geben, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls 
erſt ſpäter bemerkbar geworden ſind, oder daß der Berechtigte von der 
Verfolgung feines Anſpruches durch außerhalb feines Willens liegende 
Verhältniſſe abgehalten worden iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder durch Anmeldung der 
Betheiligten einer vorgeſetzten Dienſtbehörde bekannt wird, iſt ſofort 
zu unterſuchen. Den Betheiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt oder 
durch Vertreter ihre Intereſſen bei der Unterſuchung zu wahren. 

8 7. Soweit vorſtehend nicht Anderes beſtimmt iſt, finden auf 
die nach 8 1, und hinſichtlich der Berechnung des Dienſteinkommens 
auch die nach 8 2 zu gewährenden Bezüge die für vie Betheiligten 
geltenden Beſtimmungen über Penſion, auf die nah 8 2 zu gewähren⸗ 
den Renten im Uebrigen die Vorfehriften über die Fürforge für bie 
Wittwen und Waiſen ver Neich&beamten ver Eivilvermaltung Anwen- 
bung. Jedoch erfolgt die Beftimmung über die Zahlung der Renten 
an Hinterbliebene einer zum Neichsheere gehörigen Perſon durch bie 
oberite Meilitärverwaltungsbehörve des Kontingents. 

8 8.' Die in den $$ 1 und 2 bezeichneten Perfonen können einen 
Anſpruch auf Erfak des durch den Unfall ($ 1) erlittenen Schadens 
gegen die Betrtebsverwaltung, in deren Dienft fie den Unfall erlitten 
haben, überhaupt nicht, und gegen deren Betriebsleiter, Bevollmächtigte 
oder Repräfentanten, Betriebs⸗ oder Arbeiterauffeher nur dann geltend 
machen, werm durch ftrafgerichtliches Urtheil fejtgeftellt worden tft, daß 
biefe ven Unfall vorſätzlich herbeigeführt haben. 

Der hiernach zuläffige Anſpruch ermäßigt ſich um denjenigen Be⸗ 
trag, welcher ven Berechtigten nach dem gegenwärtigen Geſetze zuſteht. 
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8 9. Die im $ 8 bezeichneten Anfprüche können, auch ohne daß 
bie dafelbft vorgefehene Feftftellung durch ftrafgerichtliches Urtheil jtatt- 
gefunden bat, geltend gemacht werben, fall dieſe Feſtſtellung wegen 
des Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden oder aus einem 
anderen in ber Berjon vefjelben liegenden Grunde nicht erfolgen Tann. 


8 10. Die dem Verletzten over deſſen Hinterbliebenen auf Grund 
des 8 1 des Gefekes betreffend die Verbinplichkeit zum Schabenerfaß 
für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerfen u. f. w. ber- 
beigeführten Tödtungen und Körperverlegungen, vom 7. Suni 1871 
(R.G. Bl. S. 207) gegen Eifenbahn-Betriebsunternehmer zuftehenden 
Ansprüche gehen auf die VBetriebsnerwaltung, welche dem Berlegten 
oder deſſen Hinterbliebenen auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes ober 
anberweiter reichögefetlicher Vorfchrift (88 1 und 2) Penftonen, Koften 
des Heilverfahrens, Renten oder Sterbegelver zu zahlen bat, in Höhe 
biefer Bezüge und vorbehaltlich der Beftimmungen des Artifel 3 des 
GSefetes vom 20. Dezember 1875 (R.G. Bl. S. 318) über. 

Weitergehende Anfprüce, als auf viefe Bezüge, ftehen dem Ver⸗ 
legten und deſſen Hinterbliebenen gegen das Reich und die Bundes» 
ftanten nicht zu. 

Die Haftung anderer, in dem $ 8 nicht bezeichneter PBerjonen, 
welche den Unfall worfäglich herbeigeführt oder durch Verſchulden ver- 
urfacht haben, beftimmt fich nach den beftehenven gefeglichen Vorfchriften. 
Jedoch geht die Forderung des Entſchädigungsberechtigten an den Dritten 
auf die Betriebsverwaltung injoweit über, als fie zu den im Abi. 1 
gedachten Zahlungen auf Grund dieſes Geſetzes verpflichtet ift. 


8 11. Auf die in ven 88 1 und 2 bezeichneten Perfonen finden 
bie reichsgeſetzlichen VBorfchriften über Unfallverficherung keine Anwendung. 

$ 12. Staats: und Kommunalbeamten und deren Hinterbliebenen, 
für welche durch die Landesgeſetzgebung over durch ftatutarifche Feſt⸗ 
fegungen gegen bie Folgen eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls 
eine den Borfehriften ver 88 1 bis 5 des gegenwärtigen Gefeges min- 
deſtens gleichkommende Fürjorge getroffen tft, ſteht wegen eines folchen 
Unfalls ein reichsgeſetzlicher Anſpruch auf Erfak des durch denſelben 
erlittenen Schadens nur nad Maßgabe der 88 8 bis 10 des gegen- 
wärtigen Gefeges zu. Auf folde Staats- und Kommunalbeamten und 
beren Hinterbliebene finden vie reichsgefeglichen Beftimmungen über 
Unfallverficherung Teine Anwendung. 

8 13. Diefes Gefeg tritt mit dem Tage der Verkündigung in 
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Kraft. Daſſelbe kommt in Bayern nach näherer Beftimmung bes 
Bündnißvertrages vom 23. November 1870 (R. G. Bl. S. 9) unter IIL 
S 5 zur Anwendung. 


4. Kapitel. 
Gegenftand der Berfiherung und Amfang der Entſchädigung. 


8 5.1) 
Gegenſtand der Berfiherung ift der nach Maßgabe ver nachfolgenven 
Beſtimmungen zu bemefjende Erſatz des Schadens, welcher durch Körper 
verlegung oder Tödtung entiteht. 
Der Schadenerſatz fol im alle ver Verlegung beftehen: 
1. in ben Koften bes Heilverfahrens, welde vom Beginne der 14. Woche 
nah Eintritt des Unfalles an entftehen ; 
2. in einer dem Berlegten vom Beginne der 14. Woche nah Eintritt 
des Unfalles an für die Dauer ver Erwerbsunfähigfeit zu gewähren- 
den Rente. 


ı) Die Grundfäge für den Umfang und das Maß der bei Unfällen zu ge- 
währenden Entihädigungen find im Allgemeinen der Geſetzesvorlage des J. 1881 
entnommen. Die weſentlichſte Uenderung, welche in der Ausjchetdung der Für— 
forge für die durch Unfall Verletzten während der erften 13 Wochen aus der Un- 
fallverjicherung und der Uebermweifung derjelben an die Krankenkaſſen (Gemeinde- 
Tranfenverficherung) bejteht, hat bereitS in den allgemeinen Erörterungen ihre 
Begründung gefunden. Hiernach follen aljo die Koiten des Heilverfahrend der 
durch Unfall Verlegten, ſowie die Entichädigung derjelben im alle einer durch 
den Unfall berbeigeführten Erwerbsunfähigkeit bis zum Ablauf der 13. Woche 
von den Krankenkaſſen getragen und erjt von diefem Zeitpunkt ab die Koften des 
Heilverfahrens und die —— des Verletzten von der Unfallverſicherung 
übernommen werden. Im Falle der Tödtung dagegen iſt die den Hinterbliebenen 
des Getödteten zuftehende Nente fogleich vom Tage des Todes ab von der Unfall- 
‚verjiherung zu übernehmen, welcher auch die zu gewährenden Beerdigungskoſten 
unbefchadet der Beitimmung in $ 8 zur Laft fallen. 

Bon der obligatorifchen Webertragung der geſammten Krankenpflege auf die 
Krankenkaſſen gegen Erfab derjenigen Koiten, welche durch die über die erjten 
13 Wochen hinausgehende Krankenpflege entitanden find, jeitend der Berufäge- 
nofjenihaften Hat Abftand genommen werden müflen. Denn wenngleich dieſe 
Uebertragung eine wejentliche Gejchäftsvereinfachung für die Berufögenoffenf aften 
zur Folge haben und den ferneren Vortheil bieten würde, daß während der Dauer 
der Krankenpflege eine Aenderung in der Perfon des zur Fürforge Verpflichteten 
nicht eintritt, würde Diefelbe mit dem Grundfage in Widerſpruch ftehen, daß 
die Entjcheidung über das Maß und die Art der Fürforge in eriter Linie demjenigen 
zuſtehen muß, welchem die Koſten derſelben zur Laſt fallen. Es ſoll demgemäß 

en Berufsgenoſſenſchaften überlaſſen werden, durch freie Vereinbarung mit den 
Vorſtänden der Krankenkaſſen dieſen die Fürſorge für die Verletzten bis zu be— 
endigtem Heilverfahren gegen Erſtattung der Koſten zu übertragen. 

Wird erwartet werden dürfen, das in allen denjenigen Fällen, in denen eine 
Fortſetzung der ärztlichen Behandlung des Verletzten über die erjten 13 Wochen 
Hinaus durch die Organe der Krankenkaſſe dem Intereſſe defjelben entipricht, eine 
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Die Rente ift nad) Maßgabe vesjenigen Arbeitöverbienftes zur berechnen, 
den der Verletzte während des letzten Jahres feiner Beihäftigung in dem 


Verjtändigung hierüber zwiihen dem Krankenkaſſenvorſtande und den örtlichen 
Organen ber Derufägeno enichaft leicht zu erreichen ift, jo empfiehlt es ji um 
fo mehr, von der allgemeinen Uebertragung der gefammten Krantenfürjorge auf 
die Krankenkaſſen Abftand zu nehmen, weil eine ſolche Regelung die Duelle zahl- 
reicher Streitigkeiten zwischen den Berufsgenoſſenſchaften und den Krankenkaſſen⸗ 
vorjtänden jein würde. 

Wenn auch für die Betriebönnternehmer mit einem 2000 Mark nicht über- 
fteigenden Jahreseinkommen, fowie für die Betriebsbeamten mit einem 2000 Mark 
nicht Aberiteigenben Arbeitöverdienft eine Yürjorge überhaupt erſt mit Ublauf der 
13. Woche eintritt, da die Krankenverſicherung ſich auf diefe Perſonen nicht er- 
ftredit, ſo wird hierin ein ſchwerwiegender Mißſtand nicht erblickt werden können. 
Im Allgemeinen befinden ſich diefelben nämlich in der Lage, die Koften ber 
Krankenpflege für die erjte Zeit nach dem Unfall aus eignen Mitteln beitreiten 
F eh ohne dadurch einer Gefährdung ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz ausge- 
est zu jein. 

Am Segeniabe zur Geſetzesvorlage vom Jahre 1832 fol der A Mark täglich 
überfteigende Lohnbetrag nicht ganz außer Anja bleiben, jondern mit einem Drittel 
in Anrechnung kommen. Diele Aenderung ericheint nothwendig, um den beſſer 
ejtellten Arbeitern und Betriebsbeamten einen ihrer bisherigen wirthichaftlichen 
age mehr entiprechenden Unterhalt zu fihern. Ba nicht ſowohl die deritörung 
und Schmälerung der zeitigen Ermwerbsthätigfeit, als vielmehr die Vernichtung un 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit die Grundlage für die Höhe der zu ge- 
währenden Unfallentichädigung bildet, fo erjcheint es gerechtfertigt, nicht nur den 
thattächlich bezogenen Lohn, fondern auch den unter normalen Verbältniffen min- 
deſtens zu erlangenden Arbeitsverdienft in Berüdjichtigung zu ziehen. Aus dieſem 
Grunde ift es zur Befeitigung von Härten, insbejondere in denjenigen Fällen, 
in denen 3. B. wegen mangelnden Abſatzes eine vorübergehende Einfchränftung 
der Arbeitözeit und jomit des Arbeitöverdienites eintritt, die Feitiegung eines der 
Schadensregulirung zu Grunde zu legenden Minimallohnjages geboten. Als ſolcher 
wird in Webereinftimmung mit den Vorſchriften des Krantenverficherungsgejeßes 
der durch die höhere Berwaltungsbehörde nad) Anhörung der Gemeindebehörde Kr 
Erwachſene feitgejegte ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter anzunehmen 
fein, deſſen Normirung auf Grund genauer Ermittelungen durd) eine Stelle er« 
folgt, welche die maßgebenden Berhältniffe vollitändig zu überjehen in der Lage ift. 

(Motive der Regierungsporlage $ 5. ©. Ab. 46.) 

Auch in der Kommiſſion bewegte ſich die Diskuffion hauptiähli um die 
vielumftrittene Frage der Karenzzeit. E3 war eine Reihe von Anträgen einge 
bradt worden, mit der Abficht, die Karenzzeit entiveder völlig zu befeitigen oder 
doch auf einen geringeren Umfang einzuſchränken. Diefem Beftzehen gegenüber 
führte ein Vertreter der verbündeten Negierungen aus: 

„Bei der Frage der Karenzzeit handle es ſich darum, ob der Arbeiter einen 
Beitrag zur Unfallverfiherung leiften jolle, oder nicht. In weiten Kreifen ſpreche 
man fih dafür aus; man jei dort der Meinung, die Unfallverfiherung mürde 
nur dann ihre Aufgabe ausreihend erfüllen, menn die Arbeiter zufolge des von 
ihnen gezahlten Beitrages die ihnen zu Theil werdende Entichädigung nicht als 
ein bloßes Geſchenk anjehen Tönnten. Der vom ihnen duch VBermittelung der 
Krankenkaſſen gezahlte Beitrag bilde zugleich das unumgängliche Aequivalent für 
die Heranziehung der Arbeiter zur Verwaltung. Außerdem würde durch Ueber⸗ 
tragung der Fürſorge für die ſämmtlichen kleineren Unfälle an die Krankenver⸗ 
fiherung die geichäftliche Behandlung und die gefammte Verwaltung ganz außer⸗ 
ordentlich erleichtert. Auch pflegten ja jchon die Krankenkaſſen Diele Fürſorge 
während 13 Wochen für die durch Unfall Beichädigten zu treffen, obwohl dabei 
bie Zahl der Haftpflichtigen Fälle, in benen Exftattung ber Koften erfolge, eine 
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Betriebe, in weldem ber Unfall fich ereignete, an Gehalt oder Lohn 
buchhjchnittlich für den Arbeitstag bezogen hat ($ 3), wobei ker vier Mark 
überfteigende Betrag nur mit einem Drittel zur Anrechnung komutt. 


verſchwindende Minderzahl darſtelle. Endlich liege, wie ziemlich ausnahmsloß an⸗ 
exlanut werde, nur in der SKarenzzeit ein Schugmittel gegen die Gefahr der 
Simulation.” 

Auch von verjchiedenen Kommiſſionsmitgliedern wurde anerlannt, daß die 
wünſchenswerthe Heranziehung der Arbeiter zur Verwaltung und Kontrole den 
Urbeiterbeitxag tm irgend einer Yorm nothwendig mache und andy unter diefem 
Geſichts punkte von den Arbeitern felbjt gewünſcht werde. 

Der wiederholt vorgebradhten Behauptung, völlige Beleitigung der Rarenzzeit 
fei eine Forderung der Gereditigfeit, wurde von einem Kommiſſionsmitgliede jehr 
beitimmt widerjprodden. „Die Gerechtigkeit verlange wit, daß der Unternehmer 
für alle Folgen der Betriebsunfälle aufzulommen Bade, fie mache ihn haftbar nur 
für das, was er direlt oder indirekt veranlaßt habe. Weil. aber bie Schuldfvage im 
tonfreten Falle ftet3 komplicirt fei, Habe man den früheren Standpunft der Haft- 
pflicht aufgegeben und ſich zur Unfallverficherung entſchloſſen. Dabei fei e3 bu 
aus gereät, einen Theil der Laft auch den Arbeitern aufzuerlegen, weil auch Mr 
der ae zu den konkurrirenden Urſachen gehöre, welche die Betriebsunfälle 
veranlaſſen.“ 

Nichtsdeſtoweniger beſchloß die Kommiſſion in erſter Leſung die Erſetzung der 
in der Regierungsvorlage eaelehenen dreizehnwöchentlichen Sarenzzeit durch eine 
vierwöchentliche. In zweiter Vejung wurde jedoch die Regierungsvorlage mieber 
Hergestellt, nachdem die Bertreter der verbündeten Hegierumgen — darauf 
hingewieſen daß die Frage gan nicht politischer, jondern. praktiſcher Natur ſei. Aus 
praftiichen Grmägungen fi te dr ne Karenzzeit in den Entwurf eins» 
geſetzt worden; fie babe fich in diejem Umfange bei den Krankenkaſſen — 
entwickelt. Eine Abkürzung ſehe arbeiterfreundlich aus, habe aber in Wahrheit 
nur eine ganz minimale Bedeutung. 

Nach der aufgenommenen Unfallitatiftif fommen unter Zugrundelegung eines 
Arbeit3lohnes von 2.50 M. ungefähr !/, M.auf die Beiträge der Arbeiter. „Letzteres 
jet der Betrag, um welchen der Urbeiter mehr belajtet werde, fofern man ſich ent- 
entichließe, die Rarenzzeit von vier auf dreizehn Wochen audzudehnn. Wolle man 
dies nicht, fo vermehre fich Die Zahl der nad) Maßgabe des Geſetzes zu bedandelnden 
Unfälle um 17,000 per Jahr. Die Summe, welche für die Unterfuchung derjelben 
aufgewendet werden müfle, werde jchwerlicdh Hinter dem vorerwähnten Mehrbetrag 
(!/s M. pro Ropf und Jahr — 334,000M.) zurückbleiben. Ohne eine nennenswerthe 
Entlaftung der Arbeiter herbeizuführen bewirke man jomit nur eine neue Belaftung 
er und eine ganz außerordentliche Vermehrung der Verwaltungs⸗ 
geſchäfte.“ 

Die Abſätze 8 und 10 des Geſetzes find aus den Berathungen der Kommiſſion 
hervorgegangen. Lepterer trifft für den wohl kaum vorkommenden Fall Fürforge, 
daß. ein Unfalverficherungapflitiger Krankheit nicht verjichert fein ſollte. 
Eriterer ermächtigt die. Berufsg en that der Krankenkaſſe „gegen Bahlung einer 
Baujchalentihäbigung die Kürlorge für den Verlegten auch über den Beginn der 
viergeänten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. 
Die Kommilfion war, mas den Erjag der in $ 6 Abſ. 1 Nr. I des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes bezeichneten Leiſtungen betrifft, der übereinjtimmenden Anficht, 
daß Dieie ſchalentſchädigung nicht Bla greifen fol, wenn an Stelle der in 
$.6 1. c. vorgejchriebenen Leiftungen freie Kur und. Verpflegung, in. einem Kranken⸗ 
jauie, gewährt wird;. in diefem gale ſoll alſo den Krankenkaſſen die. Liquidirung 

ihnen dadurch erwachſenden Koſten freiſtehen. Während der legte Abſatz der 
Regierungsvorlage für den ga ‚ daß der Verlegte ben Betriebsunfall vorſätzlich 

rbeigeführt. Hat, mar dem Berlegten einen Entihädigungsanfpruch nicht zubilligt, 
ie Anſpruͤche dev Hinterbliebenen aber aufrecht. erhält, hat die Kommiſſion im 
Doehl, Die Unfall-Berfiherung ꝛc. 3 
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War der Berlegte in dem Betriebe nicht ein volles Jahr, von dem 
Unfalle zurüdgerechnet, beichäftigt, fo ift ber Betrag zu Grunde zu legen, 
welhen während dieſes Zeitraumes Arbeiter verjelben Art in bemfelben 
Betriebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durchſchnittlich be= 
zogen haben. 

Erreicht diefer Arbeitsverbienft (Abf. 3 und 4) den von der höheren 
Berwaltungsbehörde nad Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachſene 
feſtgeſetzten ortsüblihen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 des Gef. 
betr. die Krankenverfiherung der Arbeiter v. 15. Juni 1883) nicht, fo ift 
ver leßtere der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigleit für die Dauer derſelben 
662/, Prozent des Arbeitsverbienftes ; 

b) im Falle theilweifer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben 
einen Bruchtheil der Rente unter a) welcher nach dem Maße der ver- 
bliebenen Erwerbsfähigfeit. zu bemeſſen ift. 

Dem Berlegten und feinen Hinterbliebenen fteht ein Anſpruch nicht 
zu, wenn er den Betriebsunfall vorjäglich herbeigeführt hat. 

Die Berufsgenofjenichaften ($ 9) find befugt, der Krankenkaſſe, welcher 
der Berlegte angehört, gegen Erftattung der ihr dadurch erwachjenven 
Koften die Fürforge für den Verletzten iiber den Beginn ber vierzehnten 
Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. In 
diefem alle gilt als Erjag der im S 6 Abf. 1 Ziffer 1 des Kranfen- 
verficherungsgefetge8 bezeichneten Leiftungen vie Hälfte des in jenem Geſetze 
beftimmten Minveftbetrages des Krankengeldes, ſofern nicht höhere Auf- 
wenbungen nachgewiefen werben. Streitigkeiten, welche aus Anlaß viefer 
Beitimmung zwifhen den Berufsgenofienfhaften und ven Krankenkaſſen 
entftehen, werden nady Maßgabe des 8 58, Abi. 2, des Krankenverſicherungs⸗ 
gejeges entſchieden. 


Abſ. 8 ihrer Beſchlüſſe (Abi. 7 des Geſetzes) auch den Hinterbliebenen jeden Anfpruch 
verweigert. Daß die Induftrie für die Hinterbliebenen eines Arbeiterd auflommen 
ſolle, der einen Unfall vorjäglich herbeigeführt, möglicherwetje nicht nur fich, fondern 
auch Andere, verlegt und die Unternehmer in hohem Grade gefchädigt habe, laſſe 
fih nicht rechtfertigen, zumal ein durch Vorſatz herbeigeführter Unfall nidyt als 
ein Betriebsunfall im eigentlichen Sinne angejehen werden könne. 

(Motive der Kommitfionsbeiclüffe zu $5. ©. 16.) 


Auch bei der Plenarberathung waren zur zweiten Lefung mehrere Abände- 
rungsanträge geftellt, fie wurden aber jämmtlid) abgelehnt. Die umfangreiche 
Distuffion bewegte fi auch hier um die Frage der Karenzzeit; mwejentlich neue 
Geſichtspunkte wurden aber nicht vorgebracht. Die Veränderungen, melde der 

aragraph den Kommilftonsbefchlüffen gegenüber erfahren hat (Abf. 9—11), ergeben 
ih aus dem Wortlaut. Mit Bezug auf Abf. 7 der Kommiſſtonsbeſchlüſſe (Abſ. 10 
des Geſetzes), bemerkte der Referent, e3 verftehe fich ganz von jelbit, daß die Ent- 
Ihädigungspflicht, die den betreffenden Unternehmern den nichtverficherten Arbeitern 
gegenfiber auferlegt wird, nicht nur ſolchen Unfällen gegenüber beftehe, bei denen 
ie Erwerbsunfähigleit dreizehn Wochen dauere, jondern auch ſolchen gegenüber, die 
nicht dieje ganze Zeit andauern. Es ſei angezeigt, died ausdrüdlich zu Tonftatiren. 

(Erläuterungen des Terted. Stenograph. Bericht ©. 803.) 
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Dom Beginn der fünften Woche nah Eintritt des Unfalls bis zum 
Ablauf der dreizehnten Woche ift das Krankengeld, welches den durch einen 
Betriebsunfall verletzten Perfonen auf Grund bes Krankenverficherungs- 
gejees gewährt wird, auf mindeftens zwei Drittel des bei der Berechnung 
befielben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes zu bemeflen. Die Differenz 
zwifchen dieſen zwei Dritteln und dem gefeglic oder ftatutengemäß zu ges 
währenden niebrigeren Krankengelde ift der betheiligten Krankenkaſſe (Ge- 
meinde-Kranfenverficherumg) von dem Unternehmer vesjenigen Betriebes zu 
erftatten, in welchem ver Unfall fich ereignet hat. Die zur Ausführung 
dieſer Beftimmung erforberlihen Vorſchriften erläßt das Reichs-Ver⸗ 
ſicherungsamt. 

Den nad) 8 1 verſicherten Perſonen, welche nicht nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes verſichert find, hat ber Betriebs- 
unternehmer bie in den 88 6 und 7 des Kranfenverficherungsgejeges vor- 
gejehenen Unterftügungen, emjchlieglich des aus dem vorhergehenden Abſatz 
fih ergebenden Mehrbetrages, für die erften dreizehn Wochen aus eignen 
Mitteln zu leiften. 

Streitigfeiten, welche aus Anlaß der in den beiven vorhergehenden 
Abjäsen enthaltenen Beftimmungen unter den Betheiligten entfteben, werben 
nad) Maßgabe des 8 58 Abſ. 1 des Krankenverficherungsgefeges ent- 
fchieden und zwar in den Fällen des letztvorhergehenden Abſatzes von der 
für Orts⸗Krankenkafſen des Beihäftigungsortes zuftändigen Aufſichtsbehörde. 


Ausfübrungsporfchriften: 


Behanntmahung des Reichs-Berfiherungsamtes betr. den von den Rranken- 
kaſſen in der Beit von der fünften bis zur dreizehnten Woche nadı dem 
Anfall zu leiftenden, Beitens des Belriebsunternehmers zu erftattenden 
Mehrbetrag an Krankengeld vom 30. Beptember 1885. (4.4.1.2.283 ff.) 

Auf Grund des 8 5 Abf. I des Unfallverficherungsgefeges, er- 
läßt das Reichs» Verficherungsamt die nachſtehenden Ausführungsvor- 
ſchriften: 

8 1. Als Krankenkaſſen im Sinne des 8 5 Abſ. 9 des Unfall⸗ 
verficherungsgefeßes gelten: die GemeindesStrantenverficherung, die Orts», 
Betriebs⸗ (Fabril-), Innungs⸗, Baukrankenkaſſen, die Knappichafts- 
faffen, jowie die auf Grund des Gefeges vom 7. April 1876 (R.G.DT. 
©. 125) errichteten eingefchriebenen Hilfsfaffen und die auf Grund 
lanvesrechtlicher Vorfchriften errichteten Hilfsfaffen, fofern die Mit- 
glieder diefer Hilfskaffen gemäß 8 75 des Kranlenverficherungsgejeges 
bon der Verpflichtung, einer der vorgenannten Kaſſen beizutreten, be» 
freit fin. 

82 Derim 8 5 Abſ. I cit. vorgefehene Mehrbetrag an 
Krankengeld ift vom Beginn der fünften Woche (dem 29. Tage) nad) 
5% 
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Eintritt des Unfalls an bis zum Ablauf der vreizehnten Woche für 
jeven Tag zu gewähren, für welchen ein Anſpruch auf Krankengeld 
gefegmäßig oder ftatutengemäß befteht. Der Tag des Unfalls ijt bei 
der Berechnung des Zeitablaufs nicht mitzuzählen. 

Der Mehrbetrag ift nur dann zu gewähren, wenn ver Verletzte 
gefeglich oder ftatutengemäß gegen Unfall verfichert und der Unfall beim 
Betriebe eingetreten tft (68 1 und 2 des Unfallgefetes). 

8 3. ft ver Verletzte in einem Kranfenhauje untergebracht und 
bat verfelbe Angehörige, deren Unterhalt er bisher aus jeinem Arbeits- 
verbienft beftritten hat (vgl. $ 7 Abſ. 2 des Kranlenverficherungs- 
geſetzes), fo ift vemfelben ein Mehrbetrag auf Grund des $ 5 Abi. 9 leg. 
infoweit zu leiften, als das neben freier Kur und PVerpflegung ge- 
währte Krankengeld ein Drittel des bei der Berechnung zu Grunde 
gelegten Arbeitslohnes nicht erreicht). 

Hat dagegen der in einem Krankenhauſe untergebracdhte Verlekte 
ſolche Angehörige nicht, fo iſt vemfelben ein Mebrbetiag auf Grund 
des 8 5 Abi. 9 a. a. D. nur infoweit zu Ieiften, als ihm nad $ 21 
Ziffer 3 des Krankenverficherungsgefeges ftatutengemäß ein Anſpruch 
auf Krankengeld zufteht, und dies den Betrag von einem Sechstel des 
bet der Berechnung veifelben zu Grunde gelegten Avbeitslohnes nicht 
erreicht ). 

5 #. Hülfalaſſen, welche an Stelle freier ärztlicher Pehandlung 
mar freier Axzenei ein erhöhtes Krankengeld gewähren (K 75 letztar 
Satz des Ruanlenverficherungsgejeges), haben. dem verletten Kaſſen⸗ 
mitgliede für die im 8 2 angegebene Zeit als Mehrbetrag auf Grund 
des 8 5 Abſ. 9 cit. fo viel zu gewähren, als zur Erreichung von 


) Nach 8 7 Abſ. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes tit neben der freien 
Kur und Berpflegung die Hälfte des in 8 6 dajelbit feitgeiegten Krankengeldes 
zu leiften. Wird dad nad 8 6 eit. zu gemwährende Krankengeld gemäß $ 5 
“bi. 9 cit. auf zwei Drittel des Arbeitslohnes erhöht, jo erhöht fich entſprechend 
das nah S T Abſ. 2 zu gewährende Krankengeld auf bie Hälfte von zwei 
Dritteln, d. i. auf ein Drittel des Arbeitslohnes. 

2) Nach $ 21 Biffer 3 des Kranfenberficjerungägeiedeß kann neben freier 
Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe ein Krankengeld bis zu einem Achtel 
des durchichnittlihen Zagelohnes auch Solchen bewilligt werden, melche nicht den 
Unterhalt von Angehörigen aus ihrem Lohne beitritten haben; hiernach verhält 
fih da8 einem alleinftehenden Verletzten yöitend zu gewährende Srasglengeld zu 
dem, welches beim Borhandenfein von Angehörigen gemäß $ 7 Abi. 2 eit. zu 
genäpeen ift, wie 1 zu 2. Wird nun das lebtere Krankengeld von einem Biertel 
es Arbeitälohnes auf ein Drittel erhöht, jo erhöht ſich in gleichem Verhältniß 
das dem alleinftehenden Verlegten zu gewährende Krankengeld von einem Achtel 
auf ein Sechstel des Arbeitslohnes. 
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elf Zwölfteln des bei der Berechnung des Krankengeldes zu Grunde 
gelegten Arbeitslohnes erforderlich it }). 

$ 5. Beträgt, abgefehen von dem Falle des $ 4, das gefep- 
lihe oder ftatutenmäßige Krankengeld, welches der Verletzte aus einer 
Krankenkaſſe allein oder aus mehreren Krankenkaſſen zufammen zu be- 
anfpruchen bat, bereit8 zwei Drittel des bei der Berechnung veffelben 
zu Grunde gelegten Arbeitsiohnes oder mehr, jo jteht dem Verlekten 
aus $ 5 Abi. 9 eit. ein Anfpruh auf einen Mehrbetrag nicht zu. 
Ebenjowenig hat in dieſem Falle die Krankenkaſſe auf Grund dieſer 
Beitimmung einen Anſpruch auf Erftattung gegen ben Betriebe» 
unternehmer. 

8 6. Beftehen Bedenken gegen den Anſpruch des Verletzten auf 
den im 8 5 Abf. 9 cit. vorgejehenen Mehrbetrag, jo hat vie Ver⸗ 
waltung der Krantenfaffe dem Unternehmer desjenigen Betriebes, in 
welchem fich der Unfall ereignet Hat, won dem Anfpruche Mittbetlung 
zu machen und deſſen Erklärung hierüber einzuholen. Können bier- 
durch die Bedenken nicht befeitigt werden, fo hat bie Verwaltung auch 
die Drtspolizeibehörbe fowie die Organe ver betbeiligten Berufs- 
genoſſenſchaft um eine Aeußerung zu erfuchen und nach dem Ergebniſſe 
vorbehaltlih der Entſcheidung der für Streitigkeiten biefer Art zu- 
jtändigen Behörde ($ 5 Abf. Il a.a. O.) über ven Anſpruch nad 
beſtem Ermefjen zu befchließen. 

8 7. Die Auszahlung des Mehrbetrages Seitens ber Kranfen- 
kaſſe bat in ver gleichen Weife und an denſelben Zahlungsterminen 
zu erfolgen, welche für das gefeglich oder ftatutenmäßig zu gewährende 
Krankengeld bei der Kaffe eingeführt find. 

8 8. Die der Krankenkaſſe in Befolgung des 8 5 Ab. 9 cit, 
erwachjene Mehrausgabe an Krankengeld iſt ungefäumt nad) ber 
Wiederherftellung des verlegten Kajjenmitglieves, nach dem etwa er⸗ 
folgten Ableben veffelben, beziehungsweife nah Ablauf der dreizehnten 
Woche nach Eintritt des Unfalls bei vem Unternehmer vesjenigen Betriebes, 
in welchem der Unfall fich ereignet hat, zur Erftattung zu liquibiren. 

8 9. Der Liquidation ift das nachftehende Formular zum Grunde 
zu legen ?). 

) Da nah 8 5 Abf. 9 eit. dad Krankengeld von ein Halb auf zwei 
Drittel, alfo um ein Sechstel zu erhöhen tft, fo erhöht fi) der im 8 75 lebter 
Satz des ernlenverſiherungeseſetes beſtimmte Mindeſtbetrag von drei Viertel, 
wovon ein Viertel die Stelle der freien Kur vertritt, um ein Sechstel, mithin 


auf elf Zwölftel. 
2) Siehe daffelbe unter Beilage I. 
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8 10. Bei Betriebs: (Fabril-) Krankenkaſſen und bei Knapp⸗ 
ſchaftskaſſen kann abweichend von ven Beitimmungen zu SS 8 und 9 
die Liquidation nach freier Vereinbarung zwijchen den Betriebsunter- 
nehmern und ven Saffenverwaltungen auch in bejtimmten Zwifchen- 
räumen und für mehrere Kafjenmitgliever gemeinjchaftlich erfolgen. — 


Erläuterungen: 


“1. Der Begriff „Rörperverlegung“ umfaßt im Allgemeinen jede 
Einwirkung auf den Körper, durch welche verfelbe eine Störung des 
Wohlbefindens erleivet. Sie befchränft fich nicht ausſchließlich auf 
äußere Berlegungen des Körpers (Verwundungen und Verſtümme—⸗ 
lungen), ſondern umfaßt auch Störungen der inneren Körpertbeile, 
überhaupt aller Funktionen der inneren und äußeren Organe. So 
gehören auch Störungen der geiftigen Funktionen hierher. Wenn auch 
pie Körperverlegung in der Regel und der Natur der Sache nad als 
gewaltfam und plöglich fich varftellen wird, fo ift doch begrifflih auch 
eine allmählig körperſchädigende Wirkung nicht ausgefchlofien, ſobald 
piefelbe durch einen Unfall, nicht durch den regelmäßigen normalen 
Betrieb hervorgerufen wird. 

(Oppenhof, Strafgefegbuh. Anmerkg. zu $ 223. Stenograph. Bericht ©. 803.) 


2. Die Vorſchrift des S 5 Abſ. 3 des Unfallverficherungs- 
gefeges, wonach bei Berechnung der Rente „ver vier Mark überfteigenve 
Betrag” des Durchichnittlih für den Arbeitstag bezogenen Gehaltes 
oder Lohnes „nur mit einem Drittel in Anrechnung kommt“, tft eine 
allgemeine, die Rentenberechnung in allen Fällen beherrichenve. 

Die Vorſchrift gilt alfo insbefonvdere auch für alle Fälle ver 
Berfiherung von Betriebsbeamten, mag dieſelbe auf Grund des $ 1 
des Geſetzes erfolgen, weil der Jahresverdienſt an Lohn oder Gehalt 
2000 Mark nicht überftelgt, oder mag fie in Folge ftatutartfcher Be— 
jtimmung, einerlei ob obligatorifch oder fakultativ, bei höher Befol- 
beten eintreten. 

Die Betriebsbeamten find mithin in diefer Beziehung nicht anders 
geftellt, al8 die Arbeiter, bei denen ebenfall$ der vier Mark über- 
fteigende Betrag de8 für den Arbeitstag bezogenen Lohnes nur mit 
einem Drittel zur Anrechnung kommt, und die auf Grund ftatutarifcher 
Beſtimmung eintretende PVerfiherung hat für den Verjicherten feinen 
günfttgeren Erfolg als die Verfiherung gemäß 8 1 Abf. 1 leg. 

Die Beitimmung des 8 2 Abſ. 1 a. a. O., wonad bei der 
ſtatutariſchen Erftredung ver Verficherungspflicht auf Betriebsbeamte 
mit einem 2000 Mark überfteigenden Jahresverdienſt der volle Be⸗ 
trag des letzteren der Yeltitellung ver Entſchädigung zu Grunde zu 


1) Diefelbe Berechnung ift auch Hinfichtlich der nad) den Statuten der Ge- 
noſſenſchaften augelaffenen Gelbitverficherung der Betriebdunternehmer anattivenben. 
(Beſchd. d. R.V. A. v. 10. Februar 1886. Nro.124. U. N. II. ©. 14.) 
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legen ift, fteht hiermit nicht in Widerſpruch; denn dieſe Beftimmung 
foll Lediglich verhindern, daß ein Beamter nur mit einem Theile feines 
Sahrgehaltes verfichert wird. 

Die Vorfchrift des S 2 Abſ. 1 betrifft alſo nicht die Art der 
Berechnung der Rente, ſondern beitimmt nur, welcher Betrag dieſer 
Berechnung zu Grunde zu legen ift, nämlich ver volle Iahresarbeits- 
verdienſt. 

In gleicher Weiſe iſt hinſichtlich der Gehälter der Betriebsbeamten 
bei der Umlegung ver Beiträge zu verfahren. (8 10 Abſ. 2, 8 71 
Abſ. 2, Ziffer 2). Auch hier ift der vier Mark überfteigende Betrag 
des durchfchnittlich für den Arbeitstag bezogenen Gehaltes oder Lohnes 
nur mit einem Drittel in Anjchlag zu bringen. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 3. Februar 1886. Nro. 124. A. N. UI. ©. 14.) 


3. Die Verpflihtung ver Kranfenkaffe, welcher ver Verletzte an⸗ 
gehört, auf Verlangen der Berufsgenoffenichaft über den Beginn der 
pierzehnten Woche hinaus gegen Erftattung der daraus erwachſenden 
Koften außer ver Fortführung des Heilverfahrens auch die Zahlung 
der fällig werdenden Renten zu übernehmen ($ 5 Abf. 8 U.V. G.), 
fann nad) den Materialien des Unfallverficherungsgefeges nicht bezweifelt 
werden. 

Der Entwurf des Unfallverficherungsgefehes von 1884 hatte eine 
Vebertragung der Fürforge für die Verlegten über die erften dreizehn 
Wochen hinaus auf die Krankenkaſſen überhaupt nicht vorgefehen, vie 
Löfung diefer Frage vielmehr, wie die Begründung des Entwurfes er- 
giebt, in jedem Einzelfall ver freien Vereinbarung zwijchen ver Berufs⸗ 
genoſſenſchaft und der Krankenkaſſe vorbehalten. (DVergl. ftenographifche 
Berichte über vie Verhanplungen des Reichstags 5. Legislaturperiope 
IV. Seffion 1884, IU. Band Seite 51 und 71.) 

Erſt in der Kommiffionsberathbung wurde ein Antrag eingebracht, 
welcher jene Uebertragung in’s Auge faßte und nach feinem Wortlaut 
unter die zu übertragenvde Fürſorge auch 

„die Koften und Renten, welche für die länger als dreizehn Wochen 
in der Pflege ver Krankenkaſſen verbleibenden vorübergehenp Erwerbs- 
unfähigen aufgewendet find“, 
mitbegriffen wiffen wollte (a. a. ©. Bd. IV. Seite 865). Dabei follte 
die Regelung ver aus diefer Mebertragung erwachjenden Verpflichtungen 
der Krankenkaſſen und Unfallverbände durch eine „vom Bundesrath zu 
erlaffende Verordnung“ erfolgen. 

Die Kommiſſion hat dieſen Antrag mit der Maßgabe zum Be- 
fhluß erhoben, daß an bie Stelle einer weiteren Regelung im Ver⸗ 
orpnungswege das aus den Worten „die Berufsgenofienjchaften find 
befugt“ ſich ergebende einfeitige Recht der letzteren gejegt und anftatt 
der Worte: „Koften und Renten“ ver dieſe Letftungen zuſammenfaſſende 
Begriff „Fürſorge“ gewählt werde, 

In der dadurch bedingten Faffung (a. a. O. Br. IV. Seite 895) 
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bat der Reichstag den Zufag zum $ 5 in zweiter (vergl. a. a. O. Bd. IV. 
Seite 1175 und Bd. II. Seite 808), und in dritter Lefung (vergl. 
a.0. O. Bd. IV. Seite 1323 und 1342, Bd. II. Seite 1123 und 1124, 
Br. IV. S. 1349) angenommen, und tft die Beftimmung im $ 5 Ab. 8 
demnächſt Geſetz geworben. 

Hiernach iſt die dortſeits aufgeworfene Frage: 

„ob die Berufsgenoſſenſchaften das Recht haben, auf Grund des 85 
Abſatz 8 eit. zu verlangen, daß vie Krankenkaſſen ven Verletzten 
über ven Beginn der vierzehnten Woche hinaus die Unfallrenten 
vorſchußweiſe zahlen“, ' 

nach viesfeitiger Auffafjung zu bejahen. 

Streitigfeiten, welche aus Anlaß diefer Beftimmung des $ 5 Abf. 8 
zwifchen den Berufsgenoffenihaften und den Krankenkaſſen entftehen, 
find nad Mafgabe des $ 58 Abf. 2 des Kranfenverfiherungsgejeges 
zu entjcheiven. Um indeſſen derartige Streitigkeiten über ven Umfang 
der „erwachlenben Koften”, zu denen 3. B. Bortofoften gehören können, 
thunlichft zu vermeiden, wird e8 fich empfehlen, daß die Genoſſenſchafts⸗ 
vorjtände in vorkommenden Fällen eine vorgängige Verftänbigung hier- 
über mit dem Krankenkaſſenvorſtande herbeiführen. 

(Beihd. d. R.V.A. vd. 17. Juni 1886. Nro. 184. A. N. II. ©. 138.) 


4. Die Beitimmungen des 8 5 Abf. I des Unfallverficherungs- 
gefeges gelten nur für Unfälle, welche ſich nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes ereignet haben. Auch ift e8 nach dem Wortlaute des Gejetes 
nicht zweifelhaft, daß vie vorgejchriebene Erhöhung des Krankengeldes 
zwei Drittel des bei der Berechnung veffelben zu Grunde gelegten 
Arbeitslohnes zu erreichen bat. Wenn eine Kranfenkfafje ein firirtes, 
nicht nad Maßgabe des Arbeitslohnes bemefjenes Krankengeld zahlt, . 
jo ift der Arbeitslohn des verlegten Kafjenmitglieves gegebenen Falles 
befonderd zu ermitteln und danach der zu gewährende Zufchlag zu 
berechnen. 


Den Berufsgenofjenihaften ertheilt das Unfallverficherungsgejek 
im Hinblid auf 8 5 Abf. I a. a. O., feine Befugniſſe. Insbeſondere 
ift die Feititellung, Zahlung und Wienereinziehung des Mehrbetrages 
an Rranfengelo nah 8 5 Abf. 9 a. a. O., eine Angelegenheit, welche 
allein die Krankenkaſſen, vie verlegten Kaſſenmitglieder und vie be— 
theiligten Betriebsunternehmer angeht. Entſtehen hierbei unter ven 
Betheiligten Streitigkeiten, fo liegt nah $ 5 Abſ. 11 a. a. O., die 
Entſcheidung den zuftändigen Landesbehörden, nicht dem Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamt ob. 

Was endlich die Verpflichtung der Kranfenkaffen zur Zahlung des 
Mehrbetrages an Kranfengelv betrifft, fo ift diejelbe keineswegs da— 
durch bebingt, daß der Kaſſe jevesmal erft von dem Verletzten ver 
Nachweis erbracht wird, daß ein Betriebsunfall vorliegt. In vielen 
Fällen wird der Kaffe durch die Betheiligung ihres Bevollmächtigten 
an der Unfallunterfuhung (8$ 45 und 54 des Lnfallverficherungs- 
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geſetzes), das Material zur Beurtheilmg des Unfalles geboten fein. 
In anderen Fällen wird die Eimfihtnahme in die von dem Betriebs: 
unternehmer eritattete Unfallanzeige bei der Ortspolizeibehörde 1) oder 
bei dem Bertrauensmann (Seltions-, Genoſſenſchaftsvorſtand) Die er- 
wünſchte Drientirung herbeiführen. Auch ift e8 den Kranfenkaffen 
unbenommen, nad $ 6 der zu $ 5 Abi. 9 cit. diesſeits erlaffenen 
Ausführungsvorfchriften vom 30. September 1885 (A. N. J. ©. 283) 
dem betreffenden Unternehmer von dem Anipruche des PVerlekten vor» 
ber Mittheilung zu machen und veifen Erklärung herbeizuführen 2). 
(Beichd. d. R.V.X. v. 23. December 1885. Nro. 105.1. N. II. ©. 2.) 


5. Die Beitimmung des $ 6 Ziffer 2 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 15. Juni 1883 über die ver Zahlung des Krankengeldes 
vorhergehenve Karenzzeit ift für die Ausführung des $ 5 Abi. 9 des 
Unfallverficherungsgejeßes, welcher von der Zahlung eines Mehrbetrages 
an Krankengeld handelt, ohne Einfluß. Die Zahlung des Mehrbetrages 
bat gnnaq mit dem 29. Tage nach dem Eintritt des Unfalles zu 
erfolgen. 


(Beſchd. d. R.B.U. v. 3. April 1886. Nro. 160. A. N. U. S. 73.) 


8 6.9) 
Im Falle der Tödtung iſt als Schadenerſatz außerdem zu leiſten: 
1. als Erſatz der Beerdigungskoſten das Zwanzigfache des nah 8 5 


Abi. 3 bis 5 für den Arbeitstag ermittelten Verdienſtes, jedoch minveftens 
30 Mark; 


1) Mit Bezug hierauf ift in der von dem Minifterium des Inneren und 
der Öffentlihen Arbeiten für das Königreich Preußen bezüglid) der Führung der 
Unfallregifter erlaflenen Belanntmadhung vom 7. November 1885 
(Reichs⸗Anz. Nr. 266 I. Beilage) bejtimmt: 

Mit Rückſicht auf 8 5 Abf. 9 a. a. D., empfiehlt es fi, eine Turze Mit- 
theilung über das Ergebniß der Unfallsunterfuhung an die in der Unfallanzeige 
bezeichnete Krankenkaſſe gelangen zu laffen. (Nro. 6.) 

ö 2) Vergl. auch Beichd. d. R.B.X. v. 1. April 1886. Nro. 146. (A. N. II. 
.B7T) zu 8 8. 

3) Die Beitimmung über den Betrag der Beerdigungstoften ($ 6 Biffer 1), 
empfiehlt fich dadurch, daß fie auch für die legteren die Verſchiedenheit des 
Arbeitöverdienftes und der darin begründeten Verſchiedenheit des Bedürfnifjes 
berüdfichtigt. 

Die Beitimmung, daß, wenn eine Wittwe zujammen mit Kindern, oder 
mehrere Kinder allein entjchädigungsberechtigt find, die Renten dieſer Perjonen 
zufammen 50 Prozent des Arbeit3verdieniteg des Getödteten nicht überfteigen 
jollen, erfcheint al3 nothwendige Konſequenz der Borichrift in $ 6, nad) welcher 
der Verletzte im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit ebenfall3 nur 662/, Prozent 
des AUrbeitsverdienftes als Entichädigung erhalten joll. 

Der Zuſatz im vierten Abſatz des 8 6 tft aus der Erwägung hervorgegangen, 
daß e3 ſowohl im allgemeinen Intereſſe als in demjenigen der zur Entichädigung 
Berpflichteten Tiegt, die Wiederverheirathung der Wittwe zu erleichtern, während 
ein bei der Wiederverheirathung eintretender völliger Verluft der Rente leidjt 
Beranlafjung werden könnte, daß Wittwen ein aufereheliches Verhältniß eingehen. 

Die in $ 9 des eriten Entwurfes unter Nr. 3b Abi. 2 enthaltene Be- 
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2. eine ben Hinterbliebenen des Getödteten vom Todestage an zu 
gewährende Rente, welche nad den Vorſchriften des $ 5 Abf. 3 bis 5 
zu berechnen ift. | 

Diefelbe beträgt: 

a) für die Wittme des Getöbteten bis zu deren Tode ober Wieder⸗ 
verheirathung zwanzig Prozent, für jedes hinterbliebene vaterlofe Kinn bis 
zu deſſen zurüdgelegtem fünfzehnten Lebensjahre fünfzehn Prozent und, wenn 
das Kind auch mutterlos ift oder wird, zwanzig Prozent des Arbeits- 


verdienſtes. 
Die Renten der Wittwen und der Kinder dürfen zuſammen ſechszig 


ſtimmung, nach welcher beim Vorhandenſein mehrerer entſchädigungsberechtigten 
Aſcendenten den männlichen der Vorzug vor den weiblichen eingeräumt wurde, 
iſt nicht wieder aufgenommen worden, weil ſie unter Umſtänden zu unbilligen 
Härten führen würde. Dagegen iſt den bedürftigen Aſcendenten des Verſtorbenen 
ein Anſpruch auf die Gewährung einer Rente nur unter der Vorausſetzung 
eingeräumt worden, daß der Verunglückte ihr einziger Ernährer geweſen iſt, ſie 
alſo auch nachweislich vor dem Unfall unterſtützt hat, weil ihnen anderenfalls 
aus dem Unfall ein ökonomiſcher Nachtheil nicht erwachſen iſt. Auch in dieſem 
Sale ſoll die Rente nur mit der Begrenzung auf 20 Prozent des Arbeits⸗ 
verdienites des PVerftorbenen gewährt werden, und bei einer Koncurrenz von 
Ulcendenten mit fonjtigen Entichädigungsberedhtigten fol die Gejammtrente den 
Hödjitbetrag von 50 Prozent diefes Jahresverdienſtes nicht / überſchreiten. 

Der lebte Abfag des $ 6, deffen Ergänzung fi in 8 67 befindet, regelt das 
Berhältnig der im Inlande befchäftigten ausländijchen Arbeiter. Eine völlige 
Ausſchließung derjelben von der Unfallverfiherung erfcheint nicht gerechtfertigt 
und würde dem Bedenken begegnen, daß dadurh für die Betriebsunternehmer 
eine Prämie auf möglichſt ausgedehnte Beichäftigung ausländischer Arbeiter 
gelebt werden würde. Andererſeits liegt feine Beranlaflung vor, die Mittel der zur 

ntichädigungsleiftung Verpflichteten zur Unterftüßung von Ausländern zu ver- 
wenden, welche im Auslande leben. Dazu kommt, daß die Zahlung der Rente 
an jolde Ausländer zu erheblichen Weiterungen führen und eine ſchwer durd)- 
zuführende Kontrole erfordern würde. Es foll daher den Hinterbliebenen eines 
Ausländers ein Anſpruch auf die Rente nur dann zuftehen, wenn fie zur Beit 
des Unfalles den Aufenthalt des Getödteten im Inlande getheilt haben. 
(Motive der Regierungsvorlage $ 6. ©. 47.) 


Die Abweihung der Kommiſſionsbeſchlüſſe von der Negierungsvorlage be- 
ftehe zunädhit darin, daß das Minimum der Beerdigungstojten auf den Betrag 
von 30 Mark fejtgejegt, die Waijenrente von 15 auf 20 Prozent und das Maxi— 
mum der von der Wittwe und Kindern zu beziehenden Rente auf 60 Prozent 
erhöht worden iſt. Während jodann die Regierungevoriage im letzten Abſatz 
sub 2a für den dort vorgeſehenen Fall den Anſpruch der Wittwe und ihrer 
Rinder ausſchließt, ictieben die Kommiffionsbeijhlüffe nur die Wittwe aus. Bei 
Stellung des diesbezüglichen Antrages in der Kommiſſion wurde daran erinnert, 
daß die Frage bereit in den Verhandlungen von 1881 eine jehr eingehende Be- 
ſprechung gefunden habe. Damals wurde ein dem jet vorliegenden conformer 
Antrag angenommen, um dadurch zu bewirken, daß zwar die nad) dem Unfall 
geſchloſſene Ehe der hinterlafjenen Wittwe Entihädigungsanjprüche nicht verleiht, 
daß dagegen die Kinder des Verftorbenen gegen die Vorjchläge des Regierungs— 
entwurf3 günjtiger gejtellt werden, und zwar ſowohl in dem alle, daß fie jener 
Ehe entiprofien, als in dem anderen, daß fie durch die Eheſchließung nacdıträglich 
legitimirt, wie endlid in dem immerhin möglichen dritten Sal, daß fie ohne 
borausgegangene Eheſchließung von dem Verjtorbenen al3 feine Kinder ausdrüd- 
lid anerfannt find. (Motive des Kommiſſionsberichtes $ 6. ©. 17.) 
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Prozent des Arbeitverbienftes nicht überfteigen; ergiebt fich eim höherer 
Betrag, jo werben bie einzelnen Renten in gleihem Verhältniß gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheirathung erhält die Wittwe den dreifachen 
Betrag ihrer Jahresrente als Abfindung. 

Der Anſpruch der Wittwe ift ausgefchlofien, wenn die Ehe erft nad 
dem Unfalle geſchloſſen worben ift; 

b) für Aſcendenten des DVerftorbenen, wenn diefer ihr einziger Er- 
nährer war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall ver 
Bepürftigleit zwanzig Prozent des Arbeitöverbienftes. 

Wenn mehrere der unter b benannten Berechtigten vorhanden find, 
jo wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 

Wenn bie unter b bezeichneten mit den unter a bezeichneten Berechtigten 
concurriren, jo haben bie erfleren einen Anfpruch nur, ſoweit für die letzteren 
der Höchſtbetrag der Rente nicht in Anſpruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines Auslänvers, welde zur Zeit des Unfalls 
nicht im Inlande wohnten, haben keinen Anfpruh auf Rente. 


Erläuterungen: 


1. Aus der Gewährung einer Rente an Aſcendenten folgt nicht 
ohne Weiteres ein Iebenslänglicher Anspruch derſelben auf Yortbezug 
der Rente, dieſer ift vielmehr dauernd durch die Beduürftigkeit der 
Empfänger bevingt ($ 6 Ziff. 2b). Infofern die gedachte Voraus: 
fegung fpäter in Wegfall kommen follte, jo würde auf Grund viefer 
wefentlihen Aenderung ver Verhältniſſe, weldhe für die Feſthaltung 
der Entſchädigung maßgebend gewejen find, gemäß S 65 Ab. 1 eine 
anderweitige Feſtſtellung eventuell der Wegfall der Nente erfolgen 
fönnen. 

(Verf. d. R.B.X. dv. 14. November 1885. Nro. 92. U. N. I. ©. 369.) 


2. Die Teltftellungen und Anweifungen von Rentenzahlungen find 
nicht von vornherein auf einen bejtimmten Zeitraum zu bejchränfen, es 
fei denn, daß der Endtermin des Bezugsrechtes Talendermäßig oder 
fonft zweifellos feftitehbt, wie 3. B. die Vollendung des fünfzehnten 
Lebensjahres eines Hinterbliebenen ventenberechtigten Kindes. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 23. März 1886. Nro. 139. A. N. II. ©. 55.) 


3. Auf die Anfrage, „wie die Rente für die Hinterbliebenen eines 
durch Betriebsunfall Getödteten beim Wegfall eines von mehreren Ent- 
Thäpdigungsberechtigten zu berechnen und anzuweiſen jet“, wird erwibert, 
daß der Rentenantheil des ausſcheidenden Entſchädigungsberechtigten 
vom Tage des Freimerdend an den übrigen Entſchädigungsberechtigten 
bis zur Erfüllung des in $ 6 Ziffer 22 des Geſetzes vorgefehenem 
Höchftbetrages von 60 Prozent des Arbeitswerpienftes fo lange anwächſt, 
bis die den einzelnen Entichäpdigungsberechtigten zu zahlenden Renten 
ben gefeglichen Höchftbetrag won 20 und 15 Prozent erreichen. 

Hinfihtlih der dadurch bevingten Aenderung der Zahlungsan⸗ 
weifung wird auf das im $ 8 der Gefchäftsanmweifung betr. die Aus⸗ 
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zahlungen durch die Poft vom 27. September 1885 (A. N. I. ©. 224. 
Nro. 22) dieſerhalb vorgefehene Verfahren verwiejen. 
(Beichd. v. R.V. A. v. 5. März 1886. Nro. 144. A. NR. II. ©. 56.) 


4. Die unehelichen finder eines getödteten Vaters haben nach 
dem Unfallverfiherungsgejeg vom 6. Juli 1884 überhaupt feinen Ver- 
fiherungsanfprud. 

Allerdings ift in dem 8 6 des Geſetzes nicht der Ausdruck „ehe⸗ 
lihe Kinder“ gebraucht und die Motive fprechen ſich nicht dafür aus, 
ob nur ebeliche Kinder oder auch uneheliche zu den Hinterbliebenen 
des Getöpteten im Sinne des Gejeges zu erflären find; faßt man aber 
ven $ 6 im Ganzen auf, fo fommt man zu der Ueberzeugung, daß 
bie unehelihen Kinder nicht zu den Hinterbliebenen des natürlichen 
Vaters zu zählen find, denn diefer Paragraph will nur für die nächſten 
Famtliengliever, nämlich: die Wittwe, die Kinder und die Afcenventen 
des Getöpteten Fürforge treffen. Auch ſchon der gewählte Ausbrud 
„Hinterbliebene” deutet darauf hin, daß nur die Angehörigen des Ge- 
tödteten gemeint find, denn binterlafjen fann man aut was einent ge⸗ 
hört. Die unehelichen Kinver treten aber weder in die Familie des 
natürliden Vaters, noch ftehen fie zu ihm ſelbſt in irgend einem 
Tamilienverhältniß; vielmehr haben viejelben nur einen beſchränkten 
Alimentationsanipruch gegen venjelben, ver ganz unabhängig von ihrer 
Debürftigfeit und der Zahlungsfähigfeit des natürlihen Waters iſt. 
Wollte man die unehelichen Kinder zu den rentenberechtigten Perfonen 
zählen, fo würden fie, wie aus $ 6 Nro. 2b hervorgeht, ven ehelichen 
Afcendenten des Verjtorbenen vorgeben, was unmöglich die Abficht Des 
Geſetzgebers geweſen fein fann. Auch noch andere Konjequenzen würben 
fih aus der entgegengejegten Auslegung des Gejeges ergeben, die 
geradezu zu Abjurpitäten führen müßten. Denn wie der vorliegende 
Tall lehrt, würde dem unehelichen Kinde häufig durch den Tod feines 
natürlichen Vaters ein Vortheil erwachſen, den das Geſetz weder be= 
abfichtigt Hat noch beabfichtigt haben fann. Denn wenn vafjelbe auch 
für die Hinterbliebenen Fürforge treffen will, fo joll dieſe Fürjorge 
doch niemals jo weit gehen, daß vie Hinterbliebenen mehr erhalten, 
als viefelben bei Lebzeiten des Verunglückten gehabt haben würben, 
was aus den 88 5 und 6 Far hervorgeht. Ferner würden bie ebe= 
lihen Rinder alsdann durch die Konkurrenz; ver unehelichen erheblich 
in ihren Rechten verfürzt werden, während nach bürgerlichem Recht vie 
ehelichen Kinver des natürlichen Vaters bei der Konkurrenz mit unehe- 
lichen ftets ein Vorrecht genießen. 

Sodann tft hervorzuheben, daß das Geſetz doch eine für ganz 
Deutſchland gleichmäßige Beftimmung hat treffen wollen; würde man 
aber die unehelichen Kinder für rentenberechtigt halten, jo würde viefe 
Gleichmäßigkeit fortfallen, da nach dem im Rheinlande geltenden Code 
Napoleon unehelihe Kinder gegen ihren Vater niemal® auf Aner- 
fennung der Vaterſchaft Klage erheben vürfen bezw. bei ven Gerichten 
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biefe Klage nicht angenommen werden darf, ſodaß alfo im Rheinlande 
das uneheliche Kind eines Verunglückten niemal® würde Anfprud ers 
heben fönnen, wohl aber in dem übrigen Deutſchland. 


Der Umftand, daß das Geſetz nicht ausprüdlich „ebelihe Rinder“ 


tagt, hat offenbar darin feinen Grund, daß daffelbe mit dem gewählten 
Ausprud „Kind“ auch die umehelichen Kinder ver getöteten Mutter 
fowie die durch nachfolgenne Ehe Iegitimirten und vie Adoptivkinder 
bat miteinbegreifen wollen, weil die eriteren, wenn fie auch nicht in 
die Familie ver Mutter treten, doch zu dieſer ſelbſt im vollen Familien⸗ 
verhältnifie ftehen und bei Konkurrenz mit ehelichen Kinvern mit diejen 
in Bezug auf die Mutter gleiche Rechte haben und weil vie beiden 
legteren ven ehelichen Kindern auch in Bezug auf ven Vater bezw. ven 
Adoptirenden völlig gleichitehen. Weberhaupt werben in ven Gejegen 
unter dem Ausdruck „Kinder“ in ver Regel vie ehelichen und venfelben 
gleichitehenden verftanden, im Gegenfag zu den unehelichen Sinvern. 
Ergiebt fi, hiernach hen aus dem Wortlaute und dem geſammten 
Inhalte und Geifte des Gefeges, daß die umehelichen Kinder im alle 
des Todes des natürlihen Vaters nicht rentenberechtigt find, fo wird 
dies völlig zweifellos, wenn man die betreffenden Reichstagsverhand⸗ 
lungen und die urfprünglice Vorlage in Betracht zieht. 

Der von Bebel und Gen. geftellte Antrag, den Schluß des letzten 
Abſatzes des 8 6 Nro. 2a dahin zu faljen, „daſſelbe gilt auch für vie 
vom Verunglückten anerkannten unehelichen Kinder“, wurde abgelehnt, 
weil demjelben mit vem Bemerken entgegengetreten wurde, verjelbe ke- 
zwede jeden Unterſchied zwifchen ehelichen und unehelichen Kindern aus⸗ 
zufchließen, worauf die konſervative Partei nicht eingehen könne. 

Daß aber auch bei ver Vorlage des Geſetzes nur an eheliche 
Kinder des getönteten Vaters gedacht worden iſt, beweift der Umstand, 
daß ver legte Abſatz des $ 6 Nro. 28 in der Negierungsvorlage lautete: 
„Ber Anſpruch der Wittwe und ihrer Kinder tft ausgejchloffen, wenn 
die Ehe erft nach dem Unfall gejchloffen worden ift“. Die Worte „und 
ihrer Rinder” wurden zwar im Reichstage geftrichen, weil man bie 
Anfprühe ver Kinder, wenn die Ehe erſt nach dem Unfall gefchloffen 
worden, nicht ausfchließen wollte. Jedenfalls ergiebt fih aber aus den 
gedachten Worten, daß man bei Vorlage des Geſetzes nur an eheliche 
Kinder gedacht hat. 

(Urtheil des R.B.X. in der Rekurs⸗Inſtanz dv. 12. Juli 1886. U. N. II. ©. 129 ff.) 


87.9 
An. Stelle ver im 8 5 vorgeſchriebenen Leiſtungen kann bis zum be- 
endigten Heilverfahren freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe 
gewährt werben, und zwar: 


1) Mehr noch als für Krankheitsfälle im Allgemeinen bejteht für Unfälle das 
Bedürfniß, die nachtheiligen Folgen derjelben durch eine zwockentſprechende ärztliche 
Behandlung. des Berunglücdten nad Möglichleit zu bejeitigen und feine Wieder- 
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1. für Berunglüdte, welche verheiratbet find, over bei einem Mit- 
gliede ihrer Familie wohnen, mit ihrer Zuſtimmung oder mmabhängig von 
verjelben, wenn die Art der Verlegung Anforderungen an die Behandlung 
oder Berpflegung ftellt, denen in der Familie nicht genligt werben Tann; 

2. für fonftige Berunglüdte in allen Fällen. Für die Zeit der Ver⸗ 
pflegung des Berunglüdten in dem Krankenhauſe fteht ven im $ 6 Ziffer 2 
bezeichneten Angehörigen die dafelbft angegebene Rente infoweit zu, als fie 
auf diefelbe im Falle des Todes Anſpruch haben würden. 


Erläuterungen: 


1. Nur der Berufsgenofjenichaft, nicht dem Verletzten, jteht das 
Wahlrecht zwifchen ven nach 88 5 und 7 des Unfallverficherungsgefeges 
alternativ zu gewährenden Leiftungen zu. Wenn daher die Genojjen- 
Ihaft in ven durch das Geſetz vorgefehenen Fällen ($ 7 Ziffer 1 und 2) 
freie Kur und Verpflegung im Krankenhauſe gewähren will, fo wird 
ver Verletzte durch Verweigerung des EintrittS in das Krankenhaus 
auch ver Anfprühe nah $ 5 a. a. O. verluftig. 

Sollte ver Berlegte in ſolchen Fällen wegen mangelhafter Kur 
und Verpflegung (vergl. $ 7 Ziffer 1 cit.), nach beenvetem Heilver- 
fahren erwerbsunfähig bleiben, fo fann die Genofjenfchaft unter Um— 
ftänden in die Lage kommen, die Gewährung einer Rente, vorbehaltlich 
des Inftanzenzuges, mit Rüdficht darauf abzulehnen, daß die Invalidität 
nicht durch den Betriebsunfall felbft herbeigeführt fei, ſondern jich als 
Tolge des mangelhaften bezw. fehlerhaften Heilverfahrens varjtelle, in= 
dem 3. B. bei einem Armbruch ver Arm durch einen Kurpfufcher ver- 
fehrt wieder angefegt und fo zufammengewacfen jet. 

(Beichd. d. R.B.X. v. 8. März 1886. Nro. 130. A. N. II. ©. 17.) 


2. Die Trage, ob in Fällen, in welchen die Unterbringung eines ver- 
legten verbeiratheten Arbeiters in einem Krankenhauſe ($ 7 Abf. 1 leg.) 
im Interefje zwedimäßiger Verpflegung und rajcher Hetlung für erforber- 
lich erachtet, die Zuftimmung des Verlegten jedoch mit Rüdjicht auf die 
Unzulänglichleit der durch $ 7 Abſ. 2 a. a. O. feſtgeſetzten Rente für ven 
Unterhalt der Ehefrau verweigert wird, der Vorſtand berechtigt fei, ver 
leßteren eine höhere Rente zu gewähren, — muß verneint werben. 

Für andere als im 8 10 Abi. 3 a. a. O. genannte Zwecke, d. h. 


berftellung zu fördern. Aus diejem Grunde ift nad dem Vorgange des Hülfs- 
kaſſengeſetzes und des Krankenverſicherungsgeſetzes vorgeichrieben, daß an die Stelle 
der in $ 5 feitgefeßten Entichädigung die Verpflegung in einem Krankenhauſe 
treten Tann. Es erjcheint indefjen billig, daß dieſe Urt der Fürjorge ſolchen, 
welche bei Mitgliedern ihrer Familie wohnen, gegen ihren Willen nicht aufge- 
drungen werden darf, wenn e3 nicht im Intereſſe der Heilung nothwendig ift. 
Soweit der Berunglüdte Angehörige hat, denen ein Entichädigungsanipruch 
im Falle feines Todes zuftehen würde, erjcheint es angemeſſen, denjelben die hier» 
für feſtgeſetzte Entfchädigung auch für die Zeit der Verpflegung des Berunglüdten 
im Krantenhaufe zu gewähren. 
(Motive der Regierungsporlage $ 7. ©. 47.) 
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a) die Dedung der von der Genofjenfchaft zu tragenden Berwal- 
tungsfoften, 
b) die Dedung der von der Genoffenfchaft zu leiftenden Ent— 
ſchädigungsbeträge, 
ce) die Gewährung von Prämien für Rettung Verunglückter und für 
Abwendung von Unglüdsfällen, 
d) die Anfammlung des Reſervefonds, 
bürfen weder Beiträge von den Mitglievern der Genoſſenſchaft erhoben 
werden, noch Verwendungen aus dem Genoffenihaftsvermögen erfolgen. 
Die unter b) bezeichneten „von ver Genoffenfchaft zu leiſtenden 
Entſchädigungsbeträge“ find in dem Gefege genau begrenzt; (88 5. 6. 7 
a. 0a. D.); es würde der Beitimmung des $ 10 cit. zumiverlaufen, 
wollte der Vorftand dieſe Entihäpigungsbeträge über das Gefeg hinaus 
erhöhen. (Befchd. d. R.B.W. v. 16. April 1886. Nro. 154. A. N. II. ©. 74.) 


5. Rapitel. 
Verhältniß zu Rrankenkaffen, Armenverbänden u. ſ. w. 
5 8.) 
Die Berpflihtung der eingefchriebenen Hülfskaſſen fowie der fonftigen 


Kranfen-, Sterbe-, Invaliven- und anderen Unterftügungstaffen, ven von 
Betriebsunfällen betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten ſowie deren 





1) Außer der durch diefen Gejegentwurf den Berufsgenofjenichaften aufer- 
legten Berpflichtung zur Fürſorge für die durch Unfall Verletzten jteht den letzteren 
häufig ein Anſpruch auf geimifte Benefizien auch gegen Kranten-, Sterbe-, In⸗ 
validen- und fonftigen Kaflen zu. Zur Vermeidung des gleichzeitigen Bezuges 
beider Benefizien wollten die früheren Gefegentwürfe die Verpflichtung der be- 
zeichneten Kaſſen, den durch Betriebsunfälle betroffenen -Urbeitern und deren 
Hinterbliebenen Unterftügungen zu gewähren, infoweit aufheben, als die Unfall 
verfiherung Platz greift. Diejelben gingen dabei von der Annahme aus, daß bei 
dem Intereſſe, welches die Kaſſen daran haben, daß diejenigen bisher von ihnen 
gewährten Unterftügungen,, welche in Zukunft durch die Unfallverficherung über- 
flüffig werden, binwegtallen, die Erreichung diejes Zieles durch Abänderung der 
Kafienftatuten herbeigeführt werden würde. Im Gegenjab Hierzu will die gegen 
wärtige Vorlage die Anfprühe der Berficherten gegen die bejtehenden Unter- 
ſtützungskaſſen aufrecht erhalten, dagegen die den Berficherten gegen die Berufs- 
genoſſenſchaften zuftehenden Entſchädigungsanſprüche bis zum Betrage der geleifteten 
Unterjtügungen auf die Unterftügungstaffen übergehen laſſen. Es empfiehlt ſich 
diefe Aenderung nicht blos aus dem Grunde, weil die Unterſtützungskaſſen den 
Berhältniflen ungleich näher ftehen und die Zahlungen an die Entichädigungsbe- 
rechtigten — es Tommen bier vorzugsweiſe die Sterbegelder in Frage — ſchneller 
bewirken können al3 die Berufsgenofjenfchaften,, fondern aud zu dem Zweck, da- 
mit nicht, wenn Differenzen zwifchen den Unterftüßungslaffen und den Berufs- 
genoſſenſchaften über die Verpflichtung zur Entihädigung des vom Unfall Be: 
teoffenen und feiner Hinterbliebenen entjtehen, letztere auf jede Unterjtügung 
bezw. Entjchädigung bis zum Austrag der Differenzen verzichten müfjen. 

Ebenfo fol die gefegliche Verpflichtung der Gemeinden und jonjtigen Ver- 
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Angehörigen und Hinterbliebenen Unterftügungen zu gewähren, fowie bie 
Berpflihtung von Gemeinden oder Armenverbänden zur Unterftüßung hülfs⸗ 
bevürftiger Perſonen wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. Soweit auf 
Stund folder Verpflichtungen Unterftügungen in folden Fällen gewährt 
find, in welden ven Unterftüsten nah Maßgabe dieſes Geſetzes ein Ent- 
ſchädigungsanſpruch zujteht, geht der legtere bis zum Betrage der geleifteten 
Unterftügung auf die Kaſſen, die Gemeinden oder die Armenverbände über, 
von weldhen bie Unterſtützung gewährt worden ift. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, weldye 
bie den bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegenvde Berpflich- 
tung zur Unterftügung auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt haben. 


Erläuterungen: 


1. Die Beftimmung im $ 8 Abi. 1 des Unfaliverficherungsgefeges 
will verhüten, daß den Arbeitern, welchen bereit8 gegen eine beitehenpe 
Unterftügungsfaffe ein rechtlicher Anſpruch auf Entſchädigung im Falle 
eines von dem Geſetze bezeichneten Unfalls zufteht und gewährt wird, 
noch außerdem die auf Grund des Geſetzes von ven Berufsgenofien- 
ſchaften zu leiftende Unterftügung zu Theil werde. Deßhalb tft jenen 
Unterſtützungskaſſen ein Anfpruh auf Erfag des von ihnen Geleijteten 
gegen die Berufsgenofjenfchaften imfofern gegeben, als das Geleiftete 
die Höhe der nach dem Unfallverficherungsgefeg zu gewährenvden Ent- 
ſchädigung nicht überfteigt. Das Geſetz ftellt zwifchen den einzelnen 
Arten der Unterftükungsfaffen einen Unterſchied nicht auf, jonvern fett 
levigli voraus, daß überhaupt ein Anfpruch ver von einem Unfalle 
betroffenen Arbeiter gegen irgend eine Unterftügungsfaffe rechtlich beſteht. 
Es kommt nicht darauf an, in welcher Weije jene Unterftügungsfaife 
ins Leben gerufen tft, ob auf Grund gefeglicher over ftatutarifcher Ver- 
pflihtung, oder auf Grund eines anderen für die betreffenden Arbeiter 
rechtsbegründeten Aftes. , 

Soweit hiernach den in den betreffenden Etabliffements befchäftigten 
Arbeitern und Betriebsbeamten ein rechtlicher Anſpruch an bie 
ins Leben gerufene Unterftügungsfaffe in ven von dem Unfallverfiche- 
rungsgeſetz bejtimmten Fällen zufteht, wird das Verhältniß dieſer Unter- 
ſtützungskaſſe zur Berufsgenoffenfchaft, zu welcher ver Betrieb gehört, 
lediglich dur 8 8 Abf. 1 des Gefetes geregelt. 

Es würde mithin die vorerwähnte Unterſtützungskaſſe die von ihr 
ven durch Unfall verlegten Arbeitern over Betriebsbeamten und deren 


bände, duch Unfall Hülfsbebürftig gewordenen Arbeitern Unterjtüßung zu ge 
währen, durch die Verficherung feine Uenderung erleiden, jedoch ſoll auch ihnen 
das zu dieſem Zwecke Geleiftete von den Berufsgenoffenfdaften eritattet werden 
und zu dem Ende der ntihänigungsaniprud des Unterftügten gegen die legteren 
bis zum Betrage der geleifteten Unterjtügung auf die fragliche Gemeinde oder den 
betreffenden Verband bezw. auf diejenigen, welche die Verpflichtung derfelben auf 
Grund gejegliher Vorſchrift erfüllt Haben, übergehen. 
(Motive zur Regierungsporlage $ 8. ©. 47.) 
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Hinterbliebenen gewährten Unterftügungen Seitens der Berufsgenoffen- 
haft infoweit erfett erhalten, als viefelben ven Betrag der nach dem 
Geſetz zu gewährenden Entſchädigungen nicht überfteigen. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 80. Oftober 1884. Nro. 18.4. N. J. ©, 3.) 


2. Was das von den Berufögenoffenjchaften gegenüber den von 
Krankenkaſſen, Gemeinden oder Armenverbänvden auf Grund des 8 8 
des Unfallverficherungsgefege8 erhobenen Erjaganfprüchen einzufchlagenve 
Verfahren anbelangt, jo tft zunächſt, falls der PVerlegte zwei over 
mehreren Kafjen angehört, und Anfprühe von mehr als einer Kaffe 
an die Berufsgenojienfchaften berantreten, zu prüfen, ob dem Verun⸗ 
glüdten oder feinen Angehörigen rechtliche Anfprüche an jede dieſer 
Kaſſen zuftehen. (Vergl. Amtlihe Nachrichten ©. 3. Nro. 13.) 

Iſt dies der Fall, fo wird fich die Berufsgenoffenichaft mit ſämmt⸗ 
lichen Kafjen in Gemäßheit des 8 8 des Geſetzes abzufinden haben. 
Da die Berufsgenofjenfchaft aber nur zu einem Erſatze bis zur Höhe 
desjenigen Betrages verpflichtet ift, welchen ihr das Unfallverjicherungs 
geſetz (8 6) auferlegt, jo würde es fich für folche Fälle empfehlen, 
wenn eine Einigung mit ben betreffenden Kaffen dahin angeftrebt 
würde, daß jede Kaffe nach dem Verhältniß ihrer Leiftungen Erſatz von 
ber Berufsgenoſſenſchaft erhält. Verhalten fich z. B. die rechtlich er⸗ 
zwingbaren und thatfächlich erfolgten Leiftungen ver Kaffen A B und 
C zu einander wie 3:4:6, fo würde ver Kaffe A 3/1s, der Kaffe B 
hs und ver Kaſſe C 91; von der Summe, welche vie Berufögenofien- 
ſchaft zu zahlen verpflichtet ift, auszuzahlen fein. Sit eine Einigung 
in der angebeuteten Wetfe nicht zu erzielen, fo muß e8 dem Vorſtande 
überlaffen werven, die Zahlung in derjenigen Art zu leiften, welche das 
bürgerliche Recht für folche Fälle vorfieht, in denen auf eine Leiſtung 
von mehreren angeblich Berechtigten Anſpruch gemacht wird. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 1. April 1886. Nro. 146.4. N. II. S. 57.) 


6. Kapitel. 
&räger der Berfiherung. (Perufsgenoſſenſchaften.) 
3 9.1) 
Die Berfiherung erfolgt auf Gegenfeitigfeit durch die Unternehmer ver 


unter 8 1 fallenden Betriebe, welde zu vielem Zwecke in Berufsgenofjen- 
Ihaften vereinigt werden. Die Berufögenoffenihaften find für beftimmte 


1) Nach den Darlegungen in den allgemeinen Erörterungen follen im All 
gemeinen die großen wirthichaftlihen Verbände, die aus der freien Initiative der 
erufögenofien hervorgegangen find, als Typus der Berufsgenoffenichaften gelten. 
Wie einzelne diejer Verbände ſich nicht über das ganze NReichögebiet eritreden, 
ſondern fih auf große, lokal abgegrenzte Wirthichaftögebiete beichränfen, jo jollen 
auch die Berufsgenoſſenſchaften fih nur über das. ganze Neichdgebiet ausdehnen, 
ſoweit nicht für einzelne Bezirke bejondere Berufsgenofjenichaften gebildet werden. 
DoeHl, Die Unfal-Berfiherung ıc. 4 
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Bezirke zu bilden und umfaffen innerhalb derſelben alle Betriebe derjenigen 
Induſtriezweige, Für welche fie errichtet find. 


Da e3 vielfach vorkommt, daß Betriebankagen weſentliche Beitandtheile ver- 
Hiedegarti er Induſtrien umfaſſen, der ganze Betrieb aber naturgemäß nur einer 
erufsgenoſſenſchaft angehören Tann, fo erfcheint die Beftimmung nothiwendig, daß 
diefe Anlagen derjenigen Berufsgenoflenichaft zuzuzählen find, melcher der Haupt- 
betrieb angehört. 

Mit Rüdfiht darauf, daß die Berufdgenofjenichaften Träger dauernder Ber- 
bindlichkeiten jein jollen, müffen ihnen nothwendigerweife die Rechte juriftiicher 
Berjonen beigelegt werden. Als folche können fie unter ihrem Namen Rechte er- 
werben und Berbindlichleiten eingehen, ſowie vor Gericht verklagen und verklagt 
werden. (Motive zur Negierungsvorlage $ 9. ©. 48.) 

Die Regierungsporläge ſchließt die fämmtlichen Privatgeſellſchaften von dee 
Berjicherung aus, überträgt diejelbe auf gejeglih normirte Körperichaften von 
um rechtlihem Charafter und trifft fodann über die Bildung derielben Be- 

mmung. | 

Dem gegenüber waren in der Kommiffion Anträge geſtellt, welche in erfter 
Linie die Verſicherung nur durch Brivatgejellihaften bewirken laſſen wollen. und 
ferner auf ein Nebeneinanderbeftehen der ſtaatlich organifirten Genvſſenſchaften 
und der Brivatgefellichaften Hinzielten. g Gunſten der Privatgeſellſchaſten wurde 
zuf deren Coulanz und die Sachkenntniß ihrer Organe hingewieſen und betont, 
daß ſie bei den Unvollkommenheiten des Haftpflichtgeſetzes und den Schwierigkeiten, 
fi$ auf einem ganz neuen Terrain zureditzufinden, ihre Aufgabe in befriedigender 
Weile gelöft hätten. Sodann wurde jervorge oben, daß von einer Individnaliſi⸗ 

der Rififen, worauf der größte Nachdrud gelegt werden müſſe, bei Zwangs⸗ 
gensifenfchaften nicht die Rede fein könne. Pie Individualiſirung der Riſiken fei 
aber der wirkſamſte Antrieb zur Unfallverhütung. Endlich wurde der Vortheil 
der feiten Prämien gegenüber den ſchwankenden Zahresbeiträgen der Berufsge- 
noffenjchaften betont und behauptet, daß die Selbitverwaltung und Bewegungs 
freiheit, welche den Berufsgenoſſenſchaften zugemwiefen, in der Ausführung fih als 
bloßer Schein herausſtellen werde. 

Unter dem Beifall der Kommiſſionsmehrheit traten die Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen diejen Ausführungen mit dem größten Nachdruck entgegen. 
Sie beftritten auf Grund von Materialien, welche fie theils den Berichten der 
Fabrikinſpectoren, theil3 Denen der Unfallverficherungsgejellichaften jelbit entnahmen, 
daß durch die Praxis der legteren das Intereſſe der Unternehmer und der ver- 
fiherten Arbeiter in dem Maße gewahrt worden jei, mwie Seitens ihrer Berthei- 
diger behauptet werde. Die hohen Verwaltungskoſten und die hohen Dividenden 
der Aktionäre müßten felbitverjtändlich in den von den Unternehmern zu zahlenden 
Prämien ihren Einfluß geltend machen, und zugleich führe das Interefje des Ge- 
ſchäfts zu einer höchit jerupuldfen Auswahl unter den die Verficherung nachfuchen- 
den Unternehmern. Auf die eignen Angaben der fich jelbit Iobenden Gejellichaften 
fei fein großes Gewicht zu legen. Es jei geradezu typijch bei ihnen, die Ent- 
fchaͤdigungsanſprüche möglichit zu beſchränken und die Berlesten auf den Prozeß⸗ 
weg zu verweilen. Der Jahresbericht einer einzigen Gejellichaft ergebe, — mie 
im Einzelnen dargelegt wurde, — eine ganze Reihe von Abweiſungen aus formalen 
Gründen. Wohleriworbene Rechte der Arbeiter gingen dadurch verloren. Daß 
die Geſellſchaften in den legten Jahren coulanter geworden jeien, könne nicht ver⸗ 
wundern, fondern erkläre fich leicht Durch den Eindrud, welchen die ſeit 1881 über 
die Frage ihrer Wirkſamkeit und ihres Fortbeſtehens geführten Verhandlungen 
hervorgerufen. Daß fie feinerlei gute Leiftungen aufzuweiſen hätten, folle darum 
nicht behauptet werden, die verbündeten Regierungen jeten jedoch der Ueberzeugung, 
daß die gleichen Leiftungen ohne jene Nachtheile und Mängel von nad) Mahgabe 
des Geſetzes ind Leben zu rufenden Genoflenfchaften erwartet werden dürften. 
Formale Rüdfichten zum Schaden der Verficherten würden bier viel weniger zur 
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Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt. 
Betriebe, welche weſentliche Beſtandtheile verſchiedener Induſtriezweige 


Geltung kommen können, und die Gefahr nicht länger beſtehen, daß materiell be- 
gründete Anjprüche der Arbeiter an juriſtiſchen Fineſſen jcheiterten. Feſte PBrä- 
mien, in denen man einen Vorzug der Privat ofen erblidt habe, exiſtirten 
nur bei Actiengejellichaften, nicht bei den auf Gegenteitigleit begründeten. Die 
Bedenken gegen die Leiltungsfähigfeit der zu bildenden Berufögenoijenichaften jeien 
void unbegründet. Warum jollten dieſe nicht ebenjo gut individnalifiren Tünnen, 
wie die Privatgejellichaften, warm die Unternehmer als Sachverſtändige diejer 
Aufgabe nicht gewachſen fein? Der Berjicherte feinerjeit3 finde nach den Be- 
ftimmungen de3 Gefege3 jogar größeren Schub gegen zu hohe Belaftung; gegen 
trrige Einftelung in die Gefahrentlaffe bleibe ihm der Rekurs an die Behörde, 
während bei den Privatgefellichaften, die ihren Zarif geheim zu halten pflegten, 
eine ſolche Remedur nicht geboten und der Verficherte lediglich dem guten Willen 
der Agenten oder Borftände überlafjen jei. 

Auch aus der Mitte der Kommiſſion wurden Mitthelungen über ungünſtige 
Erfahrungen mit den Privatgeſellſchaften gemacht. Gegen das Nebeneinander- 
beſtehen der Privatgeſellſchaften und der Berufsgenoſſenſchaften wurde eingewendet, 
daß dadurch die letzteren im Keime erſtickt werden würden. In ben erften Jahren 
würden die Privatgefellichaften durch Unterbietung in den Prämien eine möglich 

oße Anzahl von Unternehmern an ſich zu ziehen juchen, um dann zu geeigneter 
eit damit in die Höhe zu gehen, die guten Rififen würden fie ohnehin vorweg 
nehmen. Auch die Divergenz in Betreff der Unfallverhütungsporichriften, je nach— 
dem ein Betrieb in einer öffentlichen oder privaten Genoſſenſchaft verjichert jei, 
müfje zu Unzuträglichleiten führen. — Betont wurde ferner, daß, wenn die Noth⸗ 
wendigkeit ftaatliher Bildung acceptirt werde, weil man die Privatgefellichaften 
nicht zwingen könne, Jeden aufzunehmen, es jei denn gegen exorbitante Marimal- 
prämien, man die Privatgejellichaften ausſchließe. 
Die geftellten Anträge wurden abgelehnt und das Prinzip der Regierungs- 
vorlage aboptirt. j 
Bezüglich der Bildung der Zwangsgenofienichaften wünjchte ein Mitglied bie 
Bufammenfaffung der jämmtlichen Betriebe je eines gevgraphiich abgegrenzten Be- 
irks, daneben jolle dann noch eine Eintheilung nad) Berufögenofienihaften und Ge 
fahrentlafjen hergehen. Dieje Borjchläge wurden aber von feiner Seite ſympathifch 
aufgenommen, weil man darin einen Rückgang auf diejenigen Beftimmungen des 
vorjährigen Entwurfs erblidte, welche ziemlich allgemein verworfen worden waren. 
In Bezug auf den geftellten Antrag, den $ 9 Abi. 1 jo zu fallen: 
„Die Berfiherung erfolgt auf &egenfeitigteit Durch die Unternehmer ber unter 
8 1 fallenden Betriebe, welche zu diefem Zwecke in Berufsgenvjjenichaften ver- 
einigt werden. Die Berufsgenofienichaften find für beitimmte Bezirke zu 
bilden und umfaflen innerhalb derjelbe alle Betriebe derjenigen Induſtrie⸗ 
zweige, für welche fie errichtet find. Auf Antrag ber betheiligten Betriebs⸗ 
unternehmer kann die Berufsgenoſſenſchaft auf das ganze Reich ausgedehnt 
werden.“ 
wurde Seitens der Antragfteller ausgeführt, daß fie auf dem Boden der Vorlage 
ftänden und nur beitrebt jeien, die Tendenz derjelben Tonjequenter burchzuführen. 
Berufsgenoffenichaften von jo weiten Umfange, wie die Vorlage fie ala Regel hin⸗ 
ſtellte, Teien zur Entwidelung regen Torporativen Lebens nicht geeignet, die Mit- 
glieder blieben einander fremd, die Erfüllung der gemeinfchaftlichen Aufgabe werde 
ausfchlieglich einem Beamten gujalien ; von der Angliederung weitergehender fozial- 
politiicher Funktionen Tönne keine Rede fein. Ganz anderd werde fich Dagegen die 
Sache in Heineren Verbänden geftalten, wo die Gleichartigleit der Intereflen, der 
Iofalen Berhältniffe und Gewohnheiten ein wirkſames Vereinigungsmittel abgäbe. 
Beifpielsweije würde eine Berufsgenoſſenſchaft der gefammten deutjchen Eiſeninduſtrie 
eine überaus loſe Vereinigung ohne foztalpolitiihen Werth fein, während fi aus 
den Eifeninduftriellen des Saar-Gebiets, Rheinland-Weitphalens und Schleſiens brei 
4* 


52 I. Abſchnitt. Allgemeine VBeftimmungen. 


umfaflen, find derjenigen Berufsgenoflenfhaft zuzutheilen, welcher der Haupt⸗ 
betrieb angehört. 

Die Berufsgenoffenihaften können unter ihrem Namen Rechte erwerben, 
Berbinvlichkeiten eingeben, vor Gericht lagen und verklagt werben. 

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenofjenihaft haftet ven Gläubigern 
berjelben nur das Genofienfhaftsvermögen. 


Ergänzungen: 

Gefeh vom 28. Mai 1885 betr. die Ausdehnung u. f. m. 

8 2.1) Für die Boft-, Telegrapben-, Marine und Heeresver- 
waltungen, ſowie für die vom Neiche oder von einem Bundesſtaate für 


lebenskräftige Korporationen entwideln könnten. Uebrigens gehe die Abficht der 
Antragiteller keineswegs dahin, der Induftrie für die Bildung der Berufsgenofien- 
Ichaften eine beftimmte Schablone vorzujchreiben, fie erjtrebten vielmehr möglichfte 
Freiheit und Berüdfichtigung aller berechtigten Wünſche der betheiligten Kreije. Eben 
darum ſei in dem Untrage auch der Fall ausdrücklich vorgejehen, daß die bejonderen 
Bedürfniſſe einzelner Induſtriezweige, namentlich die erhöhte Unfallgefahr, eine Yus- 
dehnung auf das geſammte Reichsgebiet nothwendig oder wünſchenswerth erſcheinen laſſe. 
on den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde ein nachhaltiger 
Widerſpruch gegen dieſen Antrag nicht erhoben. Sie waren der Meinung, daß aus 
der Annahme deſſelben ein weſentlich verändertes Bild nicht hervorgehen werde. 
Auch die Abſicht der Vorlage gehe dahin, möglichſte Freiheit in der Bildung der 
Berufsgenoſſenſchaften walten zu laſſen und auf die Wünſche der Induſtriellen Rück— 
fiht zu nehmen. Sie legten das Hauptgewicht auf die Leiſtungsfähigkeit. Aus der 
Mitte der Kommiſſion wurden dagegen verichiedene Bedenken laut. In der Kon 
fequenz des Antrages liege eine große Vermehrung der Berufsgenofienfchaften, die 
Abweichung von der Vorlage jei überhaupt viel bedeutender, als die Antragjteller zu⸗ 
eitehen wollten. Die angejtrebten Heinen Verbände würden nicht Teiftungstähig jein, 
die Gefahr der eintretenden Injolvenz wiege aber um fo ſchwerer, al3 $ 33 für ſolche 
Fälle die Belaftung des Reiches in Ausficht nehme. Einer der Untragiteller bemerkte 
biergegen, daß aud) er leiftungsunfähige Verbände nicht wolle, daß aber da8 Maß 
der Ausdehnung, von welcher die Leiſtungsfähigkeit abhänge, nicht jelten überjchäßt 
werde. Selbſt in gefährlichen Betrieben könne unter Umftänden die Zahl von 
5000 Arbeitern nach diefer Richtung hin ausreichen. Uebrigens beitehe ja aud) die 
dem Bundesrath in $ 12 gegebene Verpflichtung, die Leijtungsfähigkeit der Verbände 
zu prüfen, dieje legtere fei ebenfo die Minimalgrenze, wie die Ausdehnung auf das 
gejammte Reichsgebiet die Marimalgrenze bilde. 

Nachdem auf Borjchlag der Antragiteller jelbjt der Schlußſatz des Antrages, 
betreffend die Ausdehnung auf das ganze Reichögebtet, in Wegfall gefommen, wurde 
der Antrag angenommen. Ausdrücklich wurde fonjtatirt, daß aud) nad) Streichung 
jener Worte die Ausdehnung einer Berufsgenoſſenſchaft auf das ganze Reich möglich 
bleibe. (Motive zum Kommiffiondberidht $ 9. ©. 17.) 

Die Faſſung der beiden legten Abjäbe ging aus dem Plenum hervor und wurde 
ans dem Grunde gewählt, weil der Begriff „juriftiiche Perſon“ an und für fich zu 
vielen Zweifeln Anlaß geben kann und in verjchiedenen Gegenden Deutſchlands ver- 
ſchieden ausgelegt wird. 

Im Uebrigen hatte die Debatte vorwiegend die Frage der Zulafjung der Privat» 
gejelichaften zum Gegenftande. Die ganze Diskuſſion, welche in der Kommiifion 
ftattgefunden, wiederholte jich auch bei der zweiten Lejung im Plenum. Neue Ge- 
ſichtspunkte wurden aber nicht vorgebradit. 

(Erläuterungen zum Tert. Stenograph. Bericht ©. 320—824.) 

1) Wenngleich der Entwurf im Allgemeinen dem von dem Unfallverficherungs- 
geſetz hinſichtlich der Nebertragung der Unfallverfiherung auf Berufsgenofjenihhaften 
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Reichs⸗ bezw. Stuatsrechnung verwalteten Eifenbahnbetriebe, ſämmtlich 
einſchließlich der Bauten, welche von denſelben für eigne Rechnung 


betretenen Weg folgt, ſo würde doch die Aufnahme der für Rechnung des Reiches 
oder eines Staates verwalteten Eiſenbahn⸗, Binnenſchiffahrts⸗ und Baggereibetriebe 
ſowie der Poſt⸗, Telegraphen⸗, Marine- und Heeresverwaltungen in die für die Eifen- 
bahnen und ſonſtigen Zransportgewerbe zu bildenden Berufsgenofienichaften der 
hiftorifchen Entwidelung und dem praftifchen Bedürfniß nicht entiprechen. 

Im Gebiete der Privatinduftriehaben fich Die Berufsgenoſſenſchaften in goreiger 
Fallen aus eigner Initiative zur Wahrung und Ordnung ihrer gemeinſamen Intereſſen 
vereinigt. Die Gemeinſamkeit der Intereſſen iſt die natürliche und geſunde Grund⸗ 
lage dieſer Vereinigungen, welche der Ausgangspunkt für die berufsgenoſſenſchaftliche 
Organiſation des Unfallverſicherungsgeſetzes gemuzben find. An diejer Entwidelun 
find die im 8 1 des Entwurfs auf erührten Reichs⸗ und Staatöverwaltungen mei 
unbetheiligt geblieben. Diejelben bejigen einen vollkommen andgebilbeten Apparat 
von Vermwaltungsorganen, welche auch die Ausführung der Unfallverfiherung ohne 
jede Schwierigfett übernehmen können. Gegen die adminiftrative Leijtungsfähigteit 
biejer jeit langen Jahren beitehenden Organiſationen kann ein Zweifel nicht erhoben 
werben. Ein Bedürfniß, neben den beftehenden Behörden diefer Verwaltungen noch 
den ganzen Apparat der Unfallverficherungsorgantfation, die Genoffenfchaftäver- 
fammlungen, Genoſſenſchaftsvorſtände, Sektionsvorftände, Ausichüffe und Ber- 
trauensmänner für die einzelnen Ortsbezirke in Thätigkeit treten zu laffen, tft nicht 
vorhanden. Andererſeits würden aber auch durch die Vereinigung dieſer großen 
Verwaltungen mit gleichartigen Betrieben der Induſtrie Genoſſenſchaften geichaffen 
werden, welche ganz verichiedene Elemente in fich vereinigten; bei der erheblichen 
Bahl von Arbeitern, welche die Poft- und Telegraphen - Verwaltungen ſowie die 
Staat3bahnen beichäftigen, würden diejelben mit Rüdficht auf das nach den Beſtim⸗ 
mungen de3 Unfallverfiherungsgejeßes von der Bahlder Arbeiter abhängige Stimmen- 
verhältniß ein jo ausfchlaggebendes Uebergemwicht haben, da ſowohl die Bildung der 
Genoſſenſchaften, als die Organifation und Verwaltung derjelben ausſchließlich in 
ihrer Hand liegen, damit aber ein jelbitjtändiges Zuſammenwirken der übrigen Ge- 
nofjen mit jenen Verwaltungen Kon ausgeichloffen fein würde. "Dies lid 
‘aber dem Grundgedanken der genoffenichaftlichen Organifation, die auf der Möglich- 
feit der wirfjamen Theilnahme und Mitwirkung aller Mitglieder an der Verwaltung 
beruht. Unterliegt aus diejem Grunde die Yutheilung der bezeichneten Verwaltungen 
an die zu bildenden Genofjenichaften erheblichen Bedenken, jo ericheint fie anderer- 
jeit3 auch nicht nothwendig, denn ſowohl das Reich, wie die betheiligten Bundesstaaten, 
bieten für die dauernde Erfüllung-der ihnen aus der Unfallverfiherung ermachjenden 
Laſten volle Gewähr. 

Das Ausscheiden der qu. Staatdverwaltungen aus der berufsgenofjenschaftlichen 
Drgantfation iſt daher um jo weniger zu beanitanden, als die Anzahl der für die 
legtere in Betracht kommenden Privatbetriebe augenscheinlich für die Bildung leijtungs- 
fähiger Berufsgenoſſenſchaften vollfommen ausreicht. Insbeſondere beftehen neben 
den großen Eilenbahnunternehmungen des Reiches und der Bundesftaaten eine er- 
hebliche Anzahl von Eifenbahnbetrieben höherer und niederer Ordnung, welche mit 
zahlreichen Arbeitern und fehr beträchtlihem Kapital für Privatrechnung betrieben 
werden. Dazır treten diejenigen Eifenbahnbetriebe, welche zwar einem Bundesftaate . 

ehören, aber an Brivatperfonen verpachtet find, ſowie diejenigen, welche ein Bundes⸗ 

—* nicht für eigne Rechnung, ſondern für die der Privatunternehmer verwaltet, 
denn derartige Betriebe fallen nicht unter $ 2 des Entwurfes. Ueberdies ift der 
Ausbau von Sekundäreifenbahnen, beit weldhen Privatunternehmer in erfter Linie 
betheiligt fein werden, keineswegs abgefchloffen. Endlich ift auch die Anzahl und die 
—A Leiſtungsfähigkeit der Straßenbahnen und Pferdeeiſenbahnen eine ſehr 
erhebliche. 

Aehnliche Erwägungen führen bei den fiskaliſchen Binnenſchiffahrts- und 
Baggereibetrieben, ſowie bei der Marine und den Heeresverwaltungen zu gleichen 
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ausgeführt werden, tritt an die Stelle ver Berufsgenofjenihaft das 
Reich bezw. der Staat, für deſſen Rechnung die Verwaltung geführt wird. 


Ergebniffen. Bei den beiden legteren kommt noch Hinzu, daß die Zugehörigkeit zu 
den für die verjchiedenartigen Betriebe ihrer Verwaltungen zu bildenden zahlreichen 
Berufsgenoſſenſchaften eine auch finanziell in’3 Gewicht fallende Erjchwerung der 
Verwaltung zur Folge haben und daß bei den eigenartigen, in mehrfacher Beziehung 
eine Geheimhaltung erfordernden Zwecken diejer Betriebe deren genoſſenſchaftliche 
Verbindung mit Privatbetrieben und die fi) daraus ergebende berufsgenofjenichaft- 
lie Controle erhebliche Unzuträglichkeiten im Gefolge haben würden. Von der Ein- 
ordnung der militäriihen und Warinebetriebe in die induftriellen Berufsgenofien- 
Ihaften wird daher um jo mehr abzujehen jein, als die Vorausſetzung des berufs- 
FR Zuſammenſchluſſes, die Gleichartigleit der Intereſſen, hier 
ausgeſchloſſen iſt. Während die genannten Betriebe unter völliger Ausſchließung 
von Erwerbsintereſſen ausfchliehlich der Verteidigung des Baterlandes dienen, giebt 
bei Brivatunternehmern iu Produktionszweigen ähnlicher Art gerade der Geſichtspunkt 
des Erwerbs den Ausſchlag. Bon einer Gemeinſamkeit der Berufsintereffen würde 
unter dieſen Umijtänden nicht füglich Die Rede fein können. Bon diefen Erwägungen 

eleitet jchlägt der Entwurf vor, für die Unfallverjiherung der in Rede ftehenden 

eichd- und Staatöverwaltungen an die Stelle der Berufsgenoffenichaft das Reich 
oder den Staat treten zu lafjen, für deſſen Rechnung die Verwaltung geführt wird. 
Die Ausführung wird beftimmten Behörden zu übertragen fein, welche ein für allemal 
bezeichnet jein müfjen, um einestheil3 die Einheitlichfeit und Kontinuität der Aus— 
führung ficher zu ftellen, anderentheils den Berficherten Teinen Zweifel über die Stelle 
zu laffen, an welche fie fich bei Wahrnehmung ihrer Rechte zunächſt zu Halten haben. 
Selbitverjtändlich muB auch das Reichsverſicherungsamt, defien Inſtanzbefugniſſe, — 
abgefeben von der hier megfallenden Beauffichtigung der Genofjenichaften — unbe- 
Führt bleiben, die Ausführungabehörden kennen. Die Bezeichnung der legteren wird 
nur den bezüglichen Gentralftellen, aljo für die Heeresverwaltung der oberften Militär- 
berwaltungsbehörde des Kontingents, für die Reichsverwaltungen dem Reichskanzler, 
für die Landesverwaltungen der Yandes-Gentralbehörde anvertraut werden können. 

| (Motive der Regierungsporlage $ 2. ©. 10—12.) 

Zum $ 2 lag in der Kommiſſion in erjter Linie der Antrag vor, demfelben 

folgende Faſſung zu geben: 

„ur die Boft-, —— — Marine⸗ und Heeresverwaltungen ſowie für die 
vom Reiche verwalteten Eiſenbahn⸗, —2 und Baggereibetriebe werden 
Berufsgenoſſenſchaften nicht gebildet. Zur Leiſtung der nach 886 —7 zu gewähren⸗ 
den Entſchädigung iſt das Reich oder der Staat verpflichtet, für deſſen Rechnung 
die Verwaltung geführt wird. 

Zur Wahrnehmung der mit der Unfallverſicherung verbundenen Geſchäfte 
werden kollegialiſche, ans mindeſtens fünf Mitgliedern beſtehende Ausführungs⸗ 
behörden beſtellt, und zwar für die Heeresverwaltung von der oberſten Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents, im Uebrigen für die Reichsverwaltungen 
vom Reichskanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes⸗Centralbehörde. 
Dem Reichs⸗Verſicherungsamt iſt mitzutheilen, welche Behörden als Ausführungs- 
behörden bezeichnet worden ſind.“ 

Nachdem von Seiten der Regierung für die Militärverwaltung ausgeführt war, 

daß der Antrag, welcher zur Wahrnehmung der mit der Unfallverſicherung verbun⸗ 
denen —— kollegialiſche Ausführungsbehörden beſtelle, auf große Schwierigkeiten 
toßen würde, und daß nicht beabſichtigt werde, ſolche Behörden zu bilden, und ebenſo 
r die Poſtverwaltung hervorgehoben war, daß auch im Bereiche der Reich3-Boft- 
verwaltung zur Zeit Teine kollegialiſche Behörden beftänden und es Schwierigleiten 
bereiten würde, derartige Bildungen herzuftellen, wurde der Antrag abgelehnt. 
Ein zweiter Antrag, zu deſſen Begründung angeführt wurde, daß ed nothwendig 
eriheine, auch die Brahm- und Fährbetriebe aufzunehmen, und es fich empfehlen 
dürfe, nach Analogie des zweiten Gejegentiwurfes betr. die Verficherung der land⸗ 
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Dajjelbe gilt Hinfichtlih der om Reiche oder einem Bunvesitante 
für Reiches beziehungsweife Staatsrechnung verwalteten Baggerei⸗, 
Binnenfchiffahrts-, Prahm⸗ und TFährbetriebe, fofern nit die Reichs⸗ 
beziebungsweile Landesregierung vor der Beichlußfaflung des Bundes⸗ 
raths über die Bildung von Berufsgenojjenichaften (85 12 ff. ves 
Unfallverficherungsgefeges) erflärt, daß dieſe Betriebe venjelben anges 
hören Tollen. 

Soweit hiernah das Reich oder ein Yundesftaat an die Stelle 
ver Berufögenojfenfhaft tritt, werden bie Befugniffe und Obltegen- 
heiten der Genoffenfhaftsverfammlung und des Vorftandes der Ge- 
nofjenfhaft durch Ausführungsbehörvden wahrgenommen, welde für vie 
Heeresverwaltung von der oberften Militärverwaltungsbehörve des 
Kontingents, im Webrigen für vie Meichsverwaltungen vom Reichs⸗ 
fanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes⸗Centralbehörde zu 
bezeichnen find. Dem Reichs-Verſicherungsamt ift mitzutbeilen, welche 
Behörden als Ausführungsbehörben bezeichnet worden fint. 

8 3.1 Soweit das Reich over ein Bundesftaat an die Stelle 
ber Berufsgenoſſenſchaft tritt, finden bie 88 10 bis 31, 33 bis 40, 


und foritwirtbichaftlichen Arbeiter zu beitimmen, daß einzelne Stant3betriebe auch 
den Berufögenofjenfchaften angeichloffen werden könnten, wurde nad) vorgenommener 
redaktioneller Aenderung in der vorliegenden Faſſung angenommen. 

(Motive des Kommisfignsberichtes zu $ 2. ©. 16.) 

1) Zu 88 8—10. Die 88 3—10 enthalten diejenigen Übänderungen des Unfall- 
verſicherungsgeſetzes, welche für die Reichs-⸗ und Staatsverwaltungen ($ 2) durch die 
für biejelben bergefehene anderweite Organtjation der Unfallverficherung erforderlich 
werden. 

Wie ſich aus $ 1 ergiebt, lehnt fich die Unfallverjicherung auch im Bereich diejer 
Berwaltungen materiell durchaus an die grundlegenden Beitimmungen bes Unfall- 
berjicherungsgefeged an. Dies gilt ingbejondere von dem Umfang, der Feititellung 
und der Auszahlung der Entichädigungen, und von der hierbei erforderlidien Mit- 
wirkung eines Schiedsgerichtes, des Reichs⸗ oder eined Landes-Verficherungsamtes 
und der Poſt, wobei die erforderliche Berftärkung des Betriebsfonds der letzteren auch 
bier, wie nach dem Unfallverſicherungsgeſetz, dürch Ueberweiſung von ReichSmitteln 
su bewirken fein wird. Ferner fommen zur unwenbung die Beitimmungen des 
Unfallverfiherungsgejeges über die Zufammenjegung des Schiedsgerichts, über die 
Wahl und die Befugnifle der Vertreter der Arbeiter, über die Befeitigung der Haft- 
pilicht, über das Verhältnig zu anderen Unterftüäßungsperpflichteten KKrankenkaſſen, 
Armenverbänden, dritten Berfonen) und zu älteren Verſicherungsverträgen, über 
das Verbot der vertragsmäßigen Beſchränkung der gejeglichen Beitimmungen, über 
die Rechtshülfe und die Gebühren und Stempelfreiheit. Daffelbe gilt von dem Ber- 
hältniß des Reich3-Verficherungsamtes zu den Landes-Berlicherungsämtern. 68 
liegt in der Natur der Sache, daß bei Transportgewerben häufiger als dies bei den 
unter das Unfallverjicherungsgejeß fallenden Betrieben vorkommt, der Betrieb fich 
über die Grenzen eines Bundesftaates und felbft des Reiches Hinauseritredt, fo ins 
beiondere auf den Anſchluß⸗ und Durchgangsftreden der Eifenbahnen und bei der 
Binnendampfichiffahrt. Es ift jedoch nicht zweifelhaft, daß Hierdurch weder die Ver⸗ 
fiherungspflicht der betreffenden Arbeiter und die Zugehörigkeit des Patriebstheils 
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59 Abf. 4, 60, 62 Abſ. 1, 71 bis 74, 75 Abf. 2 und 3, 76, 78 
bis 86, 87 Abſ. 1, 88, 89, 90 Abſ. 1, lit. a. d. e. 94, 103 bis 108 
des Unfallverficherungsgejetes feine Anwendung. 


Husführungsverordnungen zu 5 2 des Gefekes vom 
28. Mai 1885: 


1. Bekanntmachung des Reihs-Berfiherungsamtes vom 26. October 1885. 
(4.2.13. 291 f.)') 
2. Bekanntmadhung des Reichskanzleramtes vom 21. März 1886. 
| (A. #. IL. 8. 49. Gentral-Blatt 1886 3. 66.) 


Unter Aufhebung ver Beftimmungen vom 25. Juli 1885 (Central⸗ 
Blatt S. 389 wird zur Ausführung der 88 2 bis 10 des Geſetzes 
über die Ausdehnung der Unfall» ꝛc. Verfiherung vom 28. Mai 1885 
(R.G.Bl. S. 159) für den Betrieb der Reichs⸗Poſt- und Telegraphen- 
verwaltung Folgendes angeoronet: 

1) Die Gefchäfte der Ausführungsbehörde werben für den ges 
fammten Betrieb der Reichs⸗Poſt- und Telegraphenverwaltung von der 
bet dem Reichs-Poſtamt beftehenven Poft - VBerfiherungs - Kommiffion 
in Berlin wahrgenommen. Derfelben liegt in&befondere auch die Feſt— 
ftellung der Entſchädigungen ob. 


zur Genoſſenſchaft noch die Zuftändigfeit der Landesverficherungsänter ($ 92 leg.) 
ausgeichloffen wird. Einer befonderen Beitimmung hierfür bedurfte es daher im 
vorliegenden Entwurfe ebenjomwenig al3 jolche no dem Gejege vom 6. Juli 1884 
vorgeiehen war. Andere Beitimmungen des Unfallverjicherungsgejeges find Dagegen 
auf die Organijation der Reichs- und Staatöverwaltungen nicht anwendbar ; dahin 
ehören insbefondere die Beitimmungen über die Bildung, Veränderung und Auf 
öfung der Berufögenofjenfchaften, über das Statut derjelben und über die Bildung 
von Gefahrenklaſſen, welche nur für die Ausgleichung der verichiedenen Riſiken bei 
einer Mehrheit von Unternehmern Sinn haben. Dahin gehören ferner die Vor⸗ 
fchriften über Anſammlung von Reſervefonds, welche hier einestheil3 nicht noth- 
wendig, anderntheils aber auch um deßwillen nicht zuläflig find, weil die Steuerfraft 
des Reiches und der Bundesftaaten nur für die laufenden Bedürfniffe, nicht im Vor⸗ 
aus für zulünftige Ausgaben angeftrengt werden darf, ferner die Vorfchriften über 
bie Mitgliedichaft in den Berufsgenofjenjchaften und über die Betriebsveränderungen. 
Unanwenbdbar find auch die Beftimmungen über die Beauflichtigung der Unternehmer 
durch die Genoffenichaften und über die Benuffichtigung der legteren durch das 
Reichs⸗ oder Landesverlicherungsamt. Die Reichd- oder Landesbehörden, denen die 
Unfallfürjorge als Theil ihrer ſonſtigen Obliegenheiten bier übertragen wird, unter- 
liegen vielmehr auch Hierin der dienjtpragmatischen Beauflichtigung durch Die vorge⸗ 
festen Behörden. 
Aber auch diejenigen Beftimmungen des Unfallverjicherungsgejeges, welche 
hiernach a in Akigteit bleiben follen, erfordern immerhin gewiſſe Modt- 
fationen, weil fie nad) der Konftruftion des eriteren die Bildung von Genofjen- 
haften zur Vorausfegung Hatten. Die bedingten Aenderungen ergeben fich aus 
88 4 bis 10 des Geſetzes. (Motive zum Regierungsdentwurf $ 3. ©. 12.) 


1) Siehe biejelbe im Anhang. 
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2) Die vorgefchriebene Anzeige eines Unfalls ift ſeitens des ber 
verunglüdten Perfon unmittelbar vorgefegten Beamten an biejenige 
Dber-Boftoireftion zu erftatten, in deren räumlichem Bezirk der Unfall 
fih ereignet Bat. Die letztere hat den Unfall in das von ihr zu 
führende Unfallverzeichniß einzutragen und die Vornahme der erforber- 
lihen Unterfuchung zu veranlajfen. 

3) Diefe Beitimmungen treten mit dem 1. April 1886 in Kraft ?). 


3. Bekanntmachung des Reichs-Berfiherungsamtes vom 13. Mai 1886. 
(4. #4. I. 3. 75.) 


Im Anſchluß an vie Bekanntmachung betr. die Bildung von Bes 
rufsgenoſſenſchaften vom 15. April 1886 (A. N. II. S. 50) wird hier⸗ 
durch zur Kenntniß gebracht, daß zufolge der Seitens ver betreffenden 
Zandesregierungen in Gemäßheit des $ 2 Abſ. 2 des Ausdehnungs⸗ 
Gefeßes vom 23. Mai 1885 abgegebenen Erklärungen folgende für 
Staatsrehnung verwaltete Betriebe den Binnenfchiffahrts- Berufs- 
genoffenfchaften angehören: 

1) die für Staatsrehnung verwalteten Baggerei⸗, Binnenſchiff⸗ 
fahrts=, Flößerei, Prahm- und Währbetriebe im Königreich Preußen, 
im Großherzogthum Heffen und in Eljaß - Lothringen, 

2) die für Staatsrechnung verwalteten Baggerei⸗, Tlößerei«, . 
Prahm⸗ und Fährbetriebe im Königreih Bayern, 

3) die für Staatsrechnung verwalteten Baggereibetriebe im 
Königreih Württemberg, in den Großherzogthümern Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Strelig, in ven Herzogthümern Braunfchweig und Ans 
halt, in der Freien und Hanfeftadt Lübeck, ſowie in ver freien Hanfe- 
ſtadt Bremen. 


Erläuterungen: 


1. Dem Antrag auf Bildung einer Genoſſenſchaft für das Reich, 
welche Ieviglih aus den den Stadtgemeinden gehörigen Gas⸗ und 
Waſſerwerken befteht, kann im Hinblid auf vie Beitimmungen im 
s 9 Abf. 1 und $ 34 des Unfallverficherungsgefeges Teine Folge 
gegeben werben, da die Berufsgenoſſenſchaft innerhalb des beftimmten 
Bezirkes alle Betriebe derjenigen Induſtriezweige, für welche fie er- 
richtet ift, umfafjen muß. 

(Beichd. d. R.V. A. v. b. November 1884. Nro, 14. A. N. I ©. A.) 

2. Nach dem Geſetze kommt es für die Frage, wer als Unter- 
nehmer eines beſtimmten Betriebes einer Berufsgenoſſenſchaft an⸗ 


1) Vergl. auch das Cirk. Reſeript d. Kgl. Preuß. Miniſt. f. H. u. Gew. v. 
13. April 1886 zu $ 4 
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gehört, ausfchließlih darauf an, für weilen Rechnung ver Betrieb 
erfolgt. ($ 9 Abi. 2 a. a. O.) Dagegen macht es feinen Unter⸗ 
ſchied, in welcher Weiſe vie Arbeiter gelohnt werden, ob im Taglohn 
oder im Stüdlohn, ob jeder Arbeiter unmittelbar vurch den Unternehmer 
gedungen ift und bezahlt wird, oder ob die Beihhaffung und Beahlung 
der erforderlichen Arbeitskräfte einer Mittelsperſon (Werkmeiſter, Ziegel- 
meifter 2c.), überlajjen wird. 
(Beichd. d. R.B.N. ohne Datum. Nro. 46, U. N. I. ©. 809.) 


3. Nah 8 9 Ab. 2 des Unfallverficherungägefeged in Ver⸗ 
bindung mit 8 1 des Auspehnungsgejeges vom 28. Mai 1885 kommt 
es für die Frage, wer al8 Unternehmer eines bejtimmten Betriebes 
anzufeben und daher zur Anmeldung veffelben verpflichtet ift, lediglich 
darauf an, für weſſen Rechnung ver Betrieb erfolgt, wen alfo das 
öfonomifche Ergebniß des Betriebes Nachtheil over Vortheil bringt. 
Demgegenüber fommt es, wie bereits in ven „amtlichen Nachrichten 1885, 
S. 209" hervorgehoben ift, nicht darauf an, ob jever einzelne Arbeiter 
unmittelbar durch den Unternehmer gedungen und bezahlt wird, oder 
ob die Beihaffung und Bezahlung der Arbeitsfräfte einer Mittels— 
perjon überlajfen wird, auch nicht ob die Arbeiter im Tagelohn oder 
Stüdlohn (Accord) arbeiten. 

Wenn fomit auch die für die Sellereibetriebe ver Weingroßhanp- 
lungen erforderliche Rüferarbeit in ver Mehrzahl ver Fälle einem 
felbftftännigen Küfermeifter (jei e8 im Tagelohn oder Accord) indge= 
fammt übertragen wird und dieſer die Gejellen und Gehülfen felbit- 
ftändig anftellt und auslohnt, fo dient doch die Küferei in diefen Fällen 
lediglich ven Zwecken des Rellereibetriebes, und für viefen fommt als 
Unternehmer nur Derjenige in Betracht, welder vie Kellereianlage 
ihrem Zwecke gemäß, um ven aus ihrem Betriebe fließenden Gewinn 
zu erzielen, ausnugt. 

Was endlich die Frage angeht, zu Laſten welches von mehreren 
Ctablijfements, für die ein Küfermeilter in Accord arbeitet, die von 
ihm beichäftigten Arbeiter verfichert find, fo ergiebt ver $ I Abi. I 
in Berbindung mit 8 34 Abf. 1 des Unfallverjiherungsgeieges, daß 
bie Arbeiter in demjenigen Betriebe verfichert fing, in dem fie jeweilig 
beichäftigt werden. Der Umftand, daß viefelben biernadh nur währenn 
einer verhältnigmäßig Furzen Zeit des Jahres von den einzelnen Be⸗ 
trieb8unternehmern befchäftigt werden, berührt die Verficherungspflicht 
nicht, findet aber feine angemefjene Berüdjichtigung bei Berechnung der 
Umlagen, die wefentlih auf Grund ver die anrechnungsfähigen Ge- 
on Löhne nachweiſenden Liſten erfolgt. (88 10, 71 u. 72 
a. a. O. 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 26. Auguſt u. 4. September 1885. Nro. 70. A. N. J. ©. 344.) 


4. Zur Beurtheilung der Frage, wer im Sinne des $ 9 Abf. 2 
‚des Unfaliyerficherungsgejeges al8 Unternehmer eines verficherunge- 
pflichtigen Betriebes anzufehen ift, bezw. welcher Genofienihaft ein 
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jolher Unternehmer nah $ 34 a. a. O. als Mitglied anzugehören bat, 
bat ſich das Neichsverficherungsamt gelegentlich einer Beſchwerde gegen 
bie Ablehnung der Aufnahme einer Firma in die Tertil-Genofjenichaft, 
wie folgt, geäußert: 

Die Beſchwerdeführerin B. betreibt innerhalb der Geſchäftsräume 
einer der Textil⸗Berufsgenoſſenſchaft angehörenden Färberei des Unter⸗ 
nehmers A. eine Verſandtſtelle in folgender Weiſe: Die Waaren der 
außerhalb des Bezirkes der gedachten Genoſſenſchaft domizilirten Be⸗ 
ſchwerdeführerin werden in der Färberei des A. gefärbt und appretirt. 
Zur Erſparung an Fracht und Zeit iſt daſelbſt ein Lagerraum für 
die Beſchwerdeführerin B. eingerichtet, von dem aus die letztere mit 
ihrem eigenen Perſonal — welches naturgemäß nicht ſelten auch mit 
dem eigentlichen Färbereibetriebe in Berührung kommt — pie Ber: 
jendung ver fertigen Waaren an ihre Kunden bewirkt. Wenn nun 
auch die Verpadung bereits hergeftellter Waaren an fich nicht ver- 
fiherungspflichtig ift (vergl. A. N. 1885 Ziffer 8 S. 2), fo erfcheinen 
bie gefammten, wie oben erwähnt, im örtlichen Zufammenbange fich 
vollgiehenden Manipulationen: Färben, Appretiren, Verſenden ber 
Waaren, wirthichaftlich betrachtet doch als ein einheitlicher Betrieb, 
welder insbejonvdere ohne die — in der einen oder anderen Weiſe 
erfolgende — Wiederverfendung der gefärbten und appretirten Waaren 
nicht gevacht werden kann. Die Eigenthümlichleit des hier in Rede 
ftehenden Betriebes befteht nur darin, daß mwejentliche Beftanptheile des 
legteren für Rechnung verſchiedener Unternehmer betrieben werben. 
Det der zweifellos gebotenen Anwendung des Unfallverfiherungsgefetes 
auf den gefammten Betrieb wird dieſem Umſtande im Anfchluß an pie 
thatfächlichen Verhältnijfe In ver Weife Rechnung zu tragen fein, daß 
ein jeder der beiden WBetriebsunternehmer wegen jeined Betriebsthetles 
Mitglied der ZTertil-Berufsgenofjenfhaft wird und demgemäß für vie 
von ihm befchäftigten Arbeiter vie Lohnnachweiſungen einfendet und 
die Beiträge zahlt. Es find alsdann die in dem Gefammtbetriebe 
befchäftigten Arbeiter gegen alle Betriebsunfälle verfichert, mögen fich 
diefelben in dem Betriebe des A. over des B. ereignen. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 2. April 1886. Nro. 159. U. N. II. ©. 80.) 


T, Rapitel. 
Aufbringung der Mittel, 
$ 10.) 
Die Mittel zur Dedung der von den Berufsgenofjenfhaften zu 
leiftenden Entihädigungsbeträge und Verwaltungsfoften werden durch Bei- 


') Die hier getroffenen Beſtimmungen ziehen für die Umlegung der von den 
Berufßgenoffenfcharten zu leiftenden Entichädigungsbeträge und der Verwaltungs 
toften lediglich die Konſequenz aus den allgemeinen Grundfägen. Durch die Be— 
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träge aufgebracht, welche von den Mitgliedern nah Maßgabe der in ihren 
Betrieben von den Berficherten verdienten Löhne und Gehälter bezw. des 
Sahresverbienftes jugendlicher und nicht ausgebildeter Arbeiter ($ 3 Abf. 3), 
fowie der ftatutenmäßigen Gefahrentarife (8 28) jährlich umgelegt werben, 





ftimmung im legten Abſatz (Abſ. 3) ſoll die Uebernahme anderweitiger Berpflichtungen 
als derjenigen, welche durch diejen Entwurf den Genoſſenſchaften auferlegt find, 
ſeitens derjelben und die Erhebung von Beiträgen zu Bweden, welche dem Gejete 
fremd find, verhindert werden; dagegen fallen Abrundungen, welche ſich bei Er- 
bebung der Beiträge als nothwendig herausitellen, nicht unter das Verbot. 
(Motive der Regierungdporlage $10. ©. 48.) 


In der Kommilfion war im Laufe der Diskuffion über $ 9 der Antrag geftellt 
worden, dem $ 10 einen bejonderen Abſatz Hinzuzufügen, welcher die Berufögenofien- 
ſchaften beredhtige, für ihre aus gegenwärtigem Selehe folgenden Berbindlichkeiten 
bei Verfiherungsgejellichaften, weldye fich verpflichteten die Dedungstkapitalien nach 
den Vorſchriften in $ AO Abſ. 3 und A des Geſetzes über die Krantenverjicherung vom 
15. $uni 1883 ficher zu ftellen, Rüdverficherung zu nehmen. Der Antrag, welcher 
eine vermittelnde Stellung einnahm und den Privatgejellihaften auch nah Ein- 
führung ftaatlich organifirter Berufögenofjenichaften ein Feld der Thätigleit offen 
halten wollte, wurde abgelehnt. 

Nach der Vorlage lite die zur Dedung der fälligen Entſchädigungen erforder- 
lihen Mittel jährlich auf die Mitglieder umgelegt werden. Dem entgegen war in 
der Kommiſſion der Antrag geitellt, diejes Umlageverfahren durch das Dgenannte 
Unlage- oder Rapitaldedungsverfahren zu erjegen, demzufolge für die jährlich ein- 
tretenden Verpflichtungen jofort die ganze Summe, welche zur endgültigen Dedung 
diejer Verpflichtung voraugfichtlich erfordert wird, aufgebradjt werden muß. 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, Das in dem Entwurf vor- 
gejehene Umlageverfahren fet ungerecht, ja unmoraliſch, jofern es die Gegenwart 
entlafte zum Nachtheil der Zukunft, es verlege den elementaren Grundſatz, daß der- 
jenige für den Schaden auflommen müfle, der ihn veranlagt habe, und, indem es die 
Laft zu Anfang ganz außerordentlich vermindere, fteigere es diejelbe von einem be- 
ftimmten Zeitpuntt an zu unerträglicher, die Konkurrenzfähigkeit der Induſtrie be- 
einträchtigenden Höhe. Höchſtens für völlig ftabile und konſolidirte Verhältniffe 
könne man feine Anwendung rechtfertigen, nicht aber gegenüber den vielfach 
ſchwankenden Berbältnifien der Induftrie, angefichtd der Konkurſe, welche fich jährlich 
auf mehrere Hunderte beliefen, den großen Unterjchieden in der Zahl der Arbeiter, 
welche ein und dafjelbe Etabliffement beichäftige, der unausgejegten Steigerung der 
Urbeitslöhne, weldje in den lebten fünfzig Sabren faſt auf das Doppelte der früheren 
Höhe geftiegen jeien. Demgemäß habe auch die erjte Vorlage das Kapitaldedungs- 
verfahren ausdrüdlich adoptirt, in gleicher Weiſe ſei dies in dem Defterreichiichen 
Gejegentwurfe geihehen. Die angejehenften Firmen verlangten feine Einführung 
und die Erfüllung der Anfprühe der Arbeiter ſei andernfall3 nur dann nicht ge- 
fährdet, wenn in umfafjendem Maße die durch $ 33 in Ausficht geftellte Reichsgarantie 
in Anſpruch genommen werde. Namentlid) aus Rüdficht auf die in den Wünſchen 
der Kommiſſionsmitglieder liegenden kleinen Verbände, für welche das Umfdlag- 
verfahren jchlechterdings ungeeignet fei, ftehe zu befürchten, daß eine mafjenhafte 
Ueberwälzung der Laſt infolventer Berufsgenofjenichaften auf das Reich, d. h. die 
Gejammtzahl der Steuerzahler ftattfinden werde. An diefem Punkte zeige es jich 
deutlih, daß der Entwurf den Regierungen fein eriiherungögeiep, jondern ein 
Geſetz über gemeinfchaftliche Dedung von Betriebsichäden daritelle. 

Demgegenüber erklärten die Vertreter der verbündeten Regierungen, man 
Tönne in Betreff der beiden einander gegenüberſtehenden Syiteme verjchiedener Anficht 
fein. Ein abfolut durchichlagender, jede Gegenrede ausfchließender Beweis für den 
Vorzug des einen oder anderen lafje fich nicht führen, die Regierungen hätten jedoch 
jegt ebenjo wie in der Vorlage des Jahres 1882 aus guten Gründen fi) auf den 
Boden de3 Umlageverfahrens geftellt. Dafjelbe entipredje dem Grundgedanken der 
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Löhne und Gehälter, welche während ber Beitragsperiode durchſchnitt⸗ 
ih den Sag von vier Mark täglich überfteigen, kommen mit dem vier Mark 
überfteigenden Betrage nur zu einem Drittel in Anrechnung. 


Borlage am meilten und empfehle jich durch die außerordentliche Einfachheit des 
Berfahrend. Man bedürfe nach feiner Einführung keines verficherungstechniichen 
Apparate, Teiner weitläufigen Kaffenverwaltung:; das effectiv @eleiftete werde 
durch die Poft liquidirt und demnächſt auf Die Mitglieder der a erufögenofienichaften 
duch die Vorſtände umgelegt, ganz ähnlich wie in den Gemeinden Die nothivendigen 
Jahresausgaben auf die Gemeindemitglieder. Es fei nicht richtig, dab die In⸗ 
duftrie das Umlageverfahren verwerfe, beachtenswerthe Stimmen hätten fich tm 
Gegentheil dafür ausgeſprochen. Wenn nad) demjelben die Laft nur allmälig 
wachſe, jo entipreche dies der Billigfeit und Zweckmäßigkeit. Wie ſich die jchon 
jegt von der Induſtrie zu gleihen Zweden aufgebradhte Summe zu der auf Grund 
des neuen Geſetzes während der erjten Jahre aufzubringenden verhalte, ſei ſchwer 
zu jagen. Bringe das Umlageverfahren möglicderweife dem einzelnen Unternehmer 
eine Verringerung, fo ftehe dem die weit größere Anzahl der in Zukunft zur Ber- 
fiherung verpflichteten Arbeitgeber gegenüber. Die bervorgehobenen Schwankungen 
würden fich in Berufsgenoſſenſchaften von angemefjener Größe leicht ausgleichen. 
Man verltenne überhaupt die dee des Geſetzes, wenn man bon einer Belaſtung 
einzelner Unternehmer gegenüber den aus ihren Betrieben hervorgegangenen In⸗ 
validen rede; belaftet —* die Berufsgenoſſenſchaften als ſolche und es müßten 
daher dieſe letzteren ſo gebildet werden, daß ſie die Laſt leicht und ſicher tragen 
könnten. Berufe man ſich auf die Vorlage des Jahres 1881, fo komme in Be⸗ 
tradht, daß nach derielben die Feſtſetzung der nach dem Syitem der Dedungstapt- 
talien berechneten Prämien bezw. die Aufitelung der Tarife durch den Bundes- 
tath habe geichehen und alle fünf Zahre eine Revifion habe vorgenommen werden 
folen. Dabei fei überjehen, daß man nad) fünf, ja nad zehn Jahren noch nicht 
im Befite genügenden ftatijtiichen Materiales fein würde, um dieje Aufgabe in 
zutreffender Beile zu löſen. Für das Umlageverfahren laſſe ſich endlich als voll- 
gültiges Zeugniß der Vorgang der Knappſchaften anfehen, denen auch jeitens ein- 
jener eh Gegner der Uebergang zum Kapitaldedungsverfahren nicht zugemuthet 
werden folle. 

Diefen Ausführungen wurde aus der Mitte der Kommilfion zugeftimmt und 
darauf hingemwiejen, daß das Umlageverfahren der Gefammtrichtung des Geſetzes, 
welhes die Induſtrie in ihrer Solidarität für die Betriebsunfälle haftbar mache, 
am meiften entſpreche. Auch wurde auf die Schwierigkeiten hingewieſen, dauernd 
fihere Werthe zu finden in dem Umfange und in der Ertragshöhe, wie fie nad 
dem Rapitaldedungsverfahren erfordert würden. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde noch darauf 
bingewiefen, daß man von „verficherungstechniichen Sun ägen‘ für Ermittelung 
der Dedungsfapitalien nicht fprechen könne, weil es zur Aufſtellung derfelben an 
ausreichendem ftatiftiichen Material, indbefondere an ficher begründeten Sterblid)- 
teitötafeln bezüglich der durch Unfall Beichädigten fehle. — Eine VBermittelung der 
über die Trage, ob Umlage- oder Kapitaldedungsverfahren vorhandenen Gegenfäge 
wurde baburd efunden, daß den Genoffenjchaften die Anſammlung eines Reſerve⸗ 
fonds (8 18) allgemein zur Pflicht gemacht wurde. 

Durch den Bufa im Abf. 3 werden die Zwecke, für welche Beiträge von 
Mitgliedern erhoben werden können, erweitert und durch den lebten Abfag wird 
einem etwaigen Bedürfniffe eines Betriebsfonds im eriten Jahre Rechnung getragen. 

(Motive des Kommiſſionsberichtes zu $ 10. ©. 26 ff.) 

Die in zweiter Leſung im Plenum geführte umfangreiche Debatte betraf aus- 
ſchließlich die Frage bezüglich des Erſatzes des von der Kommiffion acceptirten 
Umlageverfahreng durch das Anlage- oder Rapitaldedungsverfahren. Die zu Gunften 
des Tegteren vorgebrachten Argumente wurden ausführlich widerlegt und darauf 
dingewiefen, wie gerade auf dem Gebiete, wo recht viele Erfahrungen vorliegen, 
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Zu anderen Zwecken, ald zur Dedung der von der Genoflenfhaft zu 
feiftenden Entfhädigungsbeträge und der Berwaltungstoften, zur Gewährung 
von Prämien für Rettung Berunglädter und für Abwendung von Un- 
glüdsfällen, fowie zur Anfammlung des Rejervefonds ($ 18) dürfen weber 
Beiträge von den Mitgliedern der Genoſſenſchaft erhoben werben, noch Bers 
wenbungen aus dem Bermögen der Genoſſenſchaft erfolgen. 

Behufs Beihaffung der zur Beftreitung der Verwaltungskoften er- 
forderlihen Mittel können die Berufsgenoffenichaften von den Mitgliedern 
für das erfte Jahr einen Beitrag im voraus erheben. Falls das Statut 
bieräber nichts Anderes beftimmt, erfolgt vie Aufbringung dieſer Mittel nad) 
Maßgabe ver Zahl der von den Mitgliedern in ihren Betrieben beſchäftigten 
verfiherungspflichtigen Perfonen ($ 11). 


@rläuterungen: 


1. Nach 8 10 Abſ. 1 des Unfallverficherungsgefeges find vie Mittel 
zur Dedung der von den Berufsgenofjen zu leiftenden Entſchädigungs⸗ 
beträge durch Beiträge aufzubringen, welche von ven Mitglievern nach 
Maßgabe ver von den Berficherten verdienten anrechnungsfähigen Löhne 
und Gehälter, fowie der Gefahrentarife, jährlih umgelegt werben. 

Hiernadh find aljo bei Bemeifung der Beiträge fowohl die in den 
Betrieben gezahlten Löhne, als auch die mit vem Betriebe verbundene 
Unfalfgefahr zu berüdfichtigen, wodurch die ausgefprochene Befürdtung, 





auf dem Gebiete des Knappſchaftsweſens, das Umlageverfahren feit Jahrhunderten 
fih bewährt habe. Der Staatsminifter v. Vötticher faßte die Gründe für das 
Umlageverfahren in folgender Weiſe zufammen: Erſtens beruhen fie darin, daß 
eine Zinserſparniß erzielt wird zu Gunſten der Induftrie, daß die Anlegung von 
Rapital vermieden wird, welches befler im Dienfte der Induſtrie verwerthet wer⸗ 
den Tann. Der zweite Grund befteht darin, daß das Umlageverfahren der In⸗ 
duftrie die Uebernahme der neuen Laft erleichtert. Der dritte Grund befteht darin, 
daß die Verwaltung erleichtert und billiger geftaltet wird; der vierte befteht in 
der Vermeidung einer ungleihmäßigen Belaftung in den einzelnen Jahren und der 
fünfte Grund beruht darin, daß die Verantwortung für die ehrenamtlichen Organe, 
ie mit den Berufsgenofienjchaften geichaffen worden, weientlich erleichtert wird. 
Für die Berufsgenofjenichaften ift das Umlageverfahren das angemefjenite 
denn es find diefelben ftaatlichen Korporationen,, welche fo gebildet werden, da 
fie die Gewähr in fih tragen, die Laften auch dauernd tragen zu lönnen. Dann 
verfügt auch die deutſche Induſtrie nicht über jo große Kapitalien, um die Dedungs- 
fapitalien jofort hergeben zu Tönnen, ein Umftand, der um jo weniger überjehen 
werden dürfte, als die konkurrirende ausländiſche Induſtrie derartige Laften nicht 
tennt. Wenn der erite Entwurf eines Unfallverjicherungsgejeßes das Anlages 
bezw. Kapitaldedungsverfahren gewählt hat, jo war das Drüdende, welches dieſes 
Berfahren hat, dadurch befeitigt, Daß zugleich auch ein Arbeiterbeitrag und ein 
Reichszuſchuß vorgejehen waren u. |. w. Hier Handelt es fi) darum, ein be= 
ſtimmtes Verfahren durch Geſetz vorzuſchreiben, und e3 würden von den ber- 
Ichiedenften Seiten Angriffe gegen die Regierung erhoben werden, wenn fie in 
dem ausgegebenen Regulativ nicht ein ganz genaues, präziſes, alle Irrthümer 
ausfchließendes Verfahren, wie dies bei dem Kapitaldedungsverfahren nicht möge 
lich iſt, vorgeichrieben hätte. 
Der Paragraph wurde nad den Kommilfionsvorjchlägen angenommen. 
(Erläuterung zum Tert. Stenograph. Bericht ©. 8283 ff.) 
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die oftpreußifchen Betriebe möchten ungeachtet ihrer geringeren Unfall- 
gefahr und ber in ihnen gezahlten geringeren Löhne den gleichartigen 
Betrieben der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin gegenüber zu unver: 
hältnigmäßig hoben und unbilligen Beiträgen herangezogen werben, hin⸗ 
fällig wird. 

Nah 8 28 Abf. 3 des Unfallverficherungsgefeges bedarf ferner 
die Aufftellung und Abänderung des Gefahrentarifes der Genehmigung 
bed Neiche-Verficherungsamtes und fteht nah $ 28 Adi. 4a. a. O. 
dem Betrieböunternehmer gegen die Veranlagung feines Betriebes zu 
einer beftimmten Gefahrenklaſſe das Beſchwerderecht an das Reichs⸗ 
Berfiherungsamt zu. Letzteres wird das Intereffe der zu hoch einge 
ihäßten Unternehmer zu wahren müſſen. 

(Beichd. d. R.B.A. v. 12. Juni 1886. Nro. 38. A. N. I. ©. 196.) 


2. Die Gewährung einer Rente an Vorftannsmitgliever und Ver⸗ 
trauensmänner für den Fall, daß venfelben bet Ausübung der ihnen 
als ſolchen obliegenden Pflichten ein Unfall zuftoßen follte, tft nach 8 10 
Abſ. 3 des Unfallverficherungsgefeges nicht zuläſſig. Es würde jedoch 
feinem Bedenken unterliegen, daß auf Beichluß des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftande® die gedachten PBerfonen fich bei einer Privatgefellihaft gegen 
die Folgen von Unfällen, welche fie bei Gelegenheit der Ausübung ihres 
genofjenfchaftlichen Amtes etwa betreffen follten, mit einem von ber 
Genoſſenſchaftsverſammlung zu beftimmenven angemefjenen Rentenbe⸗ 
trage verfihern und ihnen die dafür zu zahlende Prämie als baare 
Auslagen von der Genoffenfchaft erfegt werben. 

(Beichd. d. R.V.A. v. 12. Juni 1886. Nro. 125. A. N. II. ©. 14.) 


3. Wenn ein Genofjenfhaftsvorftand zur vorläufigen Beſchaffung 
ber zur Beftreitung von DVerwaltungstoften erforverlihen Mittel einen 
Beitrag erhoben und benjelben nach der Zahl der feiner Zeit gemäß 
8 11a. a. DO. angemeldeten, damals in einem Betriebe befchäftigten 
verficherungspflichtigen Perſonen berechnet hat, ohne die Inmittelft ein» 
getretene Verminderung dieſer Zahl zu berüdfichttgen, jo befindet er fich 
in Uebereinftimmung mit dem Geſetze, welches viejes Verfahren durch 
810 Abi. 4 a.a. O. und den dieſer Gefegesftelle angefjchloffenen aus- 
drücklichen Hinweis auf $. 11 für ven Fall angeoronet hat, daß das 
Statut nicht etwa ein Anderes beftimmt. 

Andererſeits hat die Einziehung eines vorläufigen Beitrages nach 
der Ropfzahl der beichäftigten Arbeiter nur vie Bedeutung einer aus 
Zweckmaͤßigkeitsgründen getroffenen provtfortfchen Maßregel behufs rafcher 
und einfaher Beihaffung der ſchon gleih im Anfange erforderlichen 
Daarmittel und ebenfo Liegt ver Beftimmung des $ 11 Abf. 1, wonach 
der Unternehmer eines verficherungspflichtigen Betriebes die Zahl der 
„durchſchnittlich“ in demſelben befchäftigten verficherungspflichtigen Per⸗ 


1) Bezüglich der umlegung der Beiträge von den Gehältern der Betriebs- 
beamten vergl: Beſchd. d. R.V. A. vom 13. Februar 1886. Nro. 124, 
AR U. ©. 14.) zu 8 5 Abi. 3. | 
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fonen anzumelden bat, nur die praftifhe Erwägung zu Grunde, ohne 
Weiterungen vorläufige, für beitimmte Zwede (Berechnung der Stimmen- 
zahl in der erften Generalverfammlung u. ſ. w.) braudbare Zahlen zu 
erhalten. 

Nach beiden Richtungen bin greifen diefe provifortihen Maßnahmen 
bem auf Grund ver pflichtmäßigen Prüfung feitens der Vorftanpsorgane 
zu ermittelnden Sachverhältnig für fpäter nicht vor. 

Demgemäß wird vie Unfallverficherung erft am Tage Ihres Ins⸗ 
lebentretens und auch nur für die an dieſem Tage verficherungspflichtigen 
Betriebe, fowte für die dann in ihnen befchäftigten verfiherungspflichtigen 
Perſonen wirkſam, ohne Rückſicht darauf, ob die Betriebe gemäß $ 11 
oder $ 35 a. a. DO. angemeldet find, oder nit, und ohne Rückſicht 
darauf, welche Arbeiterzahl etwa angemeldet ift. Diefe Auffaffung be- 
ftättgt $ 34 a. a. DO. und fie ergiebt in weiterer Anwendung auf pie 
gemäß 8 10 Abſ. 4 geleifteten proviſoriſchen ( Pränumerando⸗) Zahlungen, 
daß dieſe mangels abweichender Beitimmungen des Geſetzes zu ven Ver- 
waltungsfoften im Sinne des $ 71 Abf. la. a. DO. zu rechnenden 
Zahlungen mit ven leßteren und den von ben Eentral-Poftverwaltungen 
zur Erftattung liquidirten Beträgen bei ver erften, nach Mafgabe ver 
ss 71 ff. a. a. DO. erfolgenden Umlage auf pie Genofjenfchaftsmit- 
glieder mit umzulegen und von venfelben einzuziehen bezw. auf vie ge- 
mäß $ 10 Abſ. 4 geleifteten Zahlungen zu verrechnen find. Inſoweit 
fich bei diefer Berechnung ergiebt, daß die nach 8 10 Abf. 4 erhobenen 
Beiträge für die einzelnen Unternehmer zu hoch oder zu niebrig ge= 
griffen waren, wird diefe Differenz durch Gutſchrift des Plus oder Nach- 
forderung des Minus zu begleichen fein. 

Aus Vorſtehendem ergiebt fih als Grundfag, daß die in Gemäß- 
heit des 8 10 Abf. 4 nach dem Maßſtab ver angemelveten verficherungs- 
pflichtigen -Berfonen erfolgten Zahlungen in allen Fällen den rechtlichen 
Charakter bloßer Vorfhußzahlungen haben, durch deren Leiſtung fein 
Unternehmer feinem Rechte Etwas vergiebt. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 13. September 1885. Nro. 58. A. NR. I. ©. 289.) 


4. Was zunächſt den erftimaligen Beitrag zu den Verwaltungs- 
foften betrifft, jo wird die Zahlung deſſelben nach ver Kopfzahl ver 
feiner Zeit angemeldeten Arbeiter auch Seitens des Retch8-Verficherungs- 
amtes nur als eine Vorſchußleiſtung ver Genofjenjchaftsmitgliever ans 
gefehen, die enpgültige Umlegung ver Berwaltungsfoften hat aud für 
das erite Rechnungsjahr in der durch 8 10 des Unfallverfiherungs- 
gefeges allgemein vorgejchriebenen Weife zu erfolgen, wobei jevem Be- 
triebsunternehmer die von ihm vorjchußmeife gegahtten Beiträge anzu 
rechnen find. (Bergl. Beſchd. 58. AU. N. ©. 289.) 

Daß von der Heranziehung Tleinerer niternefiner zu dieſer Vor⸗ 
ſchußleiſtung abgeſehen wird, kann diesſeits nur gebilligt werden. 

Dagegen wird der ferner in Ausſicht genommenen ſofortigen Ein⸗ 
ziehung der von den Mitgliedern der Berufsgenoſſenſchaft zu zahlenden 
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Umlagen, foweit diefelben weniger al8 600 Mark betragen, durch „Poſt⸗ 
auftrag“ diesſeits widerrathen. Die Durchführung einer fo ungewöhn- 
lichen Maßregel innerhalb der Berufsgenofjenfhaft würde zweifellos mit 
Unzuträglichfeiten verbunden fein. Lebtere könnte nach ver Meinung des 
Reichs⸗Verſicherungsamtes in der weitaus größten Zahl der Fälle ver- 
mieden werben, wenn der Einziehung der Beiträge durch Poftauftrag 
eine einfache ſchriftliche Aufforderung zur Zahlung derſelben binnen 
4 Tagen voraufgehen und erſt gegen die dann ſäumigen Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitglieder der Weg der Einziehung durch Poſtauftrag behufs 
Seren ber „ereeutiotigen Beitreibung eingeihlagen würde. 

(Bei A. v. 27. Dftober 1885. Nro. 75. U. N. I. ©. 353.) 

5. Die auf Grund des $ 10 Abi. 4 des Unfollverfiherungege 
jege8 gemäß ftatutarifcher Beftimmung nach der Kopfzahl der befchäf« 
tigten Arbeiter erhobenen vorläufigen Beiträge, welche zur Beſtreitung 
ber Verwaltungstojten des erjten Jahres dienen, bürfen nicht als ein 
eiferner Betriebsfonds für die Genofjenfhaft „unter Ausfchluß jeder 
Abrechnung“ beibehalten werben. 

Ein dahin gehender Beihluß würde mit der Natur der in Rede 
jtehenden Beträge als vorjchußmweifer Zahlungen — vergleihe 8 10 
Abf. 1 und 4 und $ 71 Ab. 1 des Unfallverficherungsgefeges, Beſcheid 
des Reichs - Verfiherungsamtes vom 13. September 1885. (Amtliche 
Nachrichten d. R.VBA. Ziffer 58 Seite 289) — im Widerſpruch ftehn. 
Die Verwaltungskoſten find glei ven Entſchädigungsbeträgen, nad 
Maßgabe ver in ven Betrieben verbienten Löhne und Gehälter, fowie 
ber ftatutenmäßigen Gefahrentarife umzulegen und gleichzeitig mit den 
Seitens der Central-PBoftverwaltungen zur Erftattung Tiquivirten Bes 
trägen, nach dem feftgeftellten Vertheilungsmaßftab von ven Genoffen« 
Ihaftsmitglievern einzuziehen. 

Die Beſorgniß des Vorftandes, daß das hiernach einzufchlagenbe 
Verfahren jchwierige und zeitraubende Berechnungen zur Folge haben 
würde, erfcheint auch dann nicht begründet, wenn beabjichtigt wird, ven 
Gefammtbetrag ver vorläufigen Beiträge als Betriebsfonds für die 
Genoſſenſchaft zu behalten, was unter Vorausjegung der gejegmäßigen 
Umlegung auf die einzelnen Genoſſenſchaftsmitglieder zuläſſig iſt. 

Es würden in dieſem Falle bei der erſtmaligen Umlage im Jahre 
1887 vie bis zum 31. Dezember 1886 erwachſenen Entſchädigungs⸗ 
ſummen, vermehrt durch die thatjächlich verausgabten Verwaltungsfoften 
derjelben Zeit und nochmals vermehrt um die Summe der erhobenen 
Ropfiteuer, auf die gezahlte Lohnfumme der Gefammtzeit unter Berüd- 
fihtigung des Gefahrentarif8 und der Einfhäßung ver einzelnen Bes 
triebe in denſelben umgelegt und von der hiernad) jeden einzelnen Unter- 
nehmer treffenden Summe bie bereits thatfächlih gezahlte Kopfiteuer 
in Abzug gebracht werden. Es würde dann die Genoffenfchaftsfaile 
die Entfchänigungsbeiträge und die thatfächlich verausgabten Verwaltungs- 
foften vereinnahmen und die nach dem Statut erhobene Ropffteuer ihrem 
Gefammtbetrage nach behalten. 

Doehl, Die Unfalls-Berficderung 2c. B 


66 1. Abſchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


Dinfihtlih der Entſchädigungsbeträge ift bei dieſem Umlagener-, 
fahren noch bejonvers zu beachten, daß biefelben für die Zeit vom 
1. Oftgber 1885 bis 31. Dezember 1885 auf die in biefer Zeit ge- 
zahlten anrechnungsfähigen Löhne beſonders umgelegt werben müſſen, 
ebenſo wie die im Jahre 1886 gezahlten Entſchädigungsbeträge auf die 
Löhne des Jahres 1886. Denn diefe. Beträge ftehen in genauer Relation 
zu den beichäftigten Perfonen und ben, gezahlten Löhnen. Beide Zeit- 
abishnitte haben ihr beſonderes Riſiko; die Betriebe, welde im Spät. 
herbſt 1885 jtill lagen, verurfachten fein Riſiko. 

Anders verhält es ſich mit den Verwaltungskoſten, die füx die 
erſte Zeit weſentlich aus. Koſten ver eriten: Einrichtung beſtehen und 
mit. der Wiederbeſchaffung des Betriebsfonds. Dieſe beiden Ausgabe- 
posten brauchen, nach diesfeitiger Auffaffung nicht nothwendig in der 
obigen Weiſe nach Rechnungsjahren geſondert zu werden, da minder oder 
mehr alle Betriebe nach Maßgabe ver Löhne und Gefahrenklaſſen gleich⸗ 
mäßig an jenen Beträgen betheiligt ſind und etwa, im Herbſt 1885 
gezahlte niedrigere Löhne auch einen nieprigeren Umlagehetrag zu tragen: 
haben. 6. bliebe ſonach ber Genoſſenſchaftsverſammlung übexlaſſen, 
an Beſchluß dahin zu faſſen, daß die Verwaltungskoſten und der im 

Daraus erhobene Betrag auf die gefammten Löhne für das IV. Quartal: 
1885. und für das Jahr 1886 aufgefchlagen werben. 

Im MUebrigen find die Rechnungen für das IV. Quartal 1885 
und für 1886 ſelbſtverſtändlich getrennt zu halten. 

Schließlich wird im Auge zu behalten ſein, daß es kaum erforder⸗ 
lich fein. wird, den Betriebsfonds auch in ver Folge jo hoch zu bemeſſen, 
mie berfelbe für die erite Zeit nach der Abficht des Vorſtandes feftge«. 
ſetzt werben joll. Eine entipredende Ermäßigung wird balothunlichit 
ftattzufinden haben. 

(Entichdg. d. RV. A. v. 25. Mai 1886. Nro. 173. U. N. II. ©. 92.)') 


1) Bergl. auch den Beſchd. d. R.V. A. v. 16. April 1886. Nro. 154. U. N. IL 
©. 74 zu $ 7. 











I. Abſchnitt. 
Bildung und Veränderung. der Berufögenoflenichaiten. 


1. Rapitet. 
Ermiltelung der verfiherungspflidtigen Betriebe.!), 


8 11. 


Jeder Unternehmer eines unter $ 1 fallenden Betriebes hat den letz⸗ 
teren binnen einer von dem Reichsverſicherungsamte zu beſtimmenden und 
öffentlich bekannt zu machenden Frift unter Angabe des Gegenftandes und 
der Art deſſelben, ſowie der Zahl der durchſchnittlich beichäftigten verfiche- 
ungspflichtigen Perfonen bei der unteren Berwaltungsbehörbe anzumelven. 

Für die nicht angemelveten Betriebe hat die untere Verwaltungsbe- 
börde die Angabe nad) ihrer Kenntniß der Verhältniſſe zu ergänzen. 

Diefelbe ift befugt, die Unternehmer nicht angemeldeter Betriebe zu 
einer Auskunft darüber innerhalb einer beftimmten Frift durch Gelpftrafen 
im Betrage bis zu 100 Mark anzuhalten. | 

Die untere Derwaltungsbehörde hat ein nad, den Gruppen, Klaſſen 
und Ordnungen der Reichs-Berufsſtatiſtik geordnetes Verzeihnig ſämmtlicher 
Betriebe ihres Bezirks unter Angabe des Gegenſtandes und der Art des 
Betriebes, ſowie der Zahl der darin beſchäftigten verſicherungspflichtigen 
Perſonen aufzuſtellen. Das Verzeichniß iſt der höheren Verwaltungsbehörde 
einzureichen und von dieſer erforderlichen Falles hinſichtlich der Einreihung 
der Betriebe in die Gruppen, Klaſſen und Ordnungen ver Reichs⸗Berufs⸗ 
ſtatiſtik zu berichtigen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat ein gleiches Verzeichniß ſämmt⸗ 
licher verficherungspflichtiger Betriebe ihres Bezirkes dem Reichs = Berfiche- 
rungsamt einzureichen. | 

1) Die Anmeldung der verficherungspflichtigen Betriebe tft nothwendig um 
das für die Bildung und die vorläufige Abgrenzung der Berufsgenofjenichaften 
erforderliche Material zu erhalten. Für die definitive Zugehörigfeit der einzelnen 
Betriebe zu einer Bernfögenofjenichaft ift diefe Anmeldung nicht enticheidend ($ 34) 
injofern: als biefe Zugehörigkeit: erft nach Prüfung und Anerkennung durch die. 
Genoſſenſchaft, durch Aufnahme in das Katafter und den Mitgliedichein be 
gründet wird. _ (Motive der Regierungsporlage zu $ 11.) 

5* 
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Husfühbrungsporfchriften: 


1. Bekanntmachung des Reichs-Berfiherungsamtes beir. die Anmeldung 

der unfallverfiherungspflichtigen Betriebe vom 13. Juli 1884. 

(4. 4. 1. 3. 374). ) 

In Gemäßheit des 8 11 des Unfallverficherungs « Gefepes vom 
6. Zuli 1884 (R. G. Bl. S. 69) Hat jeder Unternehmer eines unter 
$ 1 dieſes Gejetes fallenden Betriebes ven legteren unter Angabe des 
Gegenſtandes und der Art defjelben, jowie der Zahl der durchſchnittlich 
darin beichäftigten Perſonen bei der unteren Verwaltungsbehörbe binnen 
einer vom Neich8-Verficherungsamte zu beſtimmenden Frift anzumelven. 

Dieje Friſt wird hiermit auf die Zeit bis zum 1. September d. J. 
einschließlich feſtgeſetzt. 

Im Mebrigen wird wegen ver Anmeldung auf den nachſtehenden 
Auszug aus dem genannten Gefege fowte auf die beigefügte Anleitung 
hingewieſen. 


Auszug aus dem Unfallverſichernngs⸗Geſetz 
enthaltend: S 1 Abſ. 1 bis 6, 83 Abi. 1, SI Abſ. 2u. 3, u. 811. 
Anleitung 
in Betreff der Anmeldung der verficherungspflichtigen Betriebe. 
($ 11 des Unfallverfiderungsgejebes.) 

1) Die Anmeldungspfliht erjtredt fih auf alle verfiherungspflich- 
tigen, d. h. unter ven $ 1 des Geſetzes fallende Betriebe. 

Zu dieſen gehören : 

a. Bergwerfe, Saltnen und Aufberettungsanftalten ; 
b. Steinbrüche, Gräbereien (Gruben), Werften und Bauhöfe; 
c. Fabriken aller Art und Hüttenwerfe. 

ALS Fabrilen gelten insbefondere — aud wenn dies nach dem 
Sprachgebrauch zweifelhaft fein ſollte, — alle Betriebe, in welchen vie 
Bearbeitung oder Verarbeitung von Gegenftänden gewerbsmäßig aus- 
geführt wird und zu dieſem Zwecke mindeſtens zehn Arbeiter vegelmäßig 
befchäftigt werben. 

Hiernah muß 3. B. ein Bäder, welder in feinem Bäckereibe⸗ 
triebe mindeſtens zehn Arbeiter regelmäßig bejchäftigt, viefen Betrieb 
anmelden. 


1) Dieſe Bekanntmachung hatte zwar nur einen tranſitoriſchen Charakter; 
da jedoch die Anleitung auch Sr die weitere Unmeldung nad) $ 35 a. a. D. in⸗ 
ſtructiv tft, und hierdurch einen dauernden Werth Hat, wird fie in extenso mit- 
getheilt. — Siehe Bekanntmachung des R.BA. AU N. I. ©. 374. 
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d. Alle Betriebe, in welchen Dampffeffel oder durch elementare Kraft 
Wind, Wafler, Dampf, Gas, heiße Luft 2c.) bewegte Triebwerke 
zur Verwendung kommen. 

Hiernach muß 3. B. ein Schneider, welcher mit einem Gasmotor 
und einem Lehrling arbeitet, feinen Betrieb anmelben. 


e. Betriebe, in welchen Erplofivftoffe oder explodirende Gegenftänve 
gewerbsmäßig erzeugt werben. 

f. Jeder Gewerbebetrieb, welcher fih auf eine ver nachftehend be» 
zeichneten Arbeitens Maurer-, Zimmer⸗, Dachdecker⸗, Steinhauer, 
Brunnen» oder Schorniteinfeger- Arbeiten erftredt. 

2) Nicht verfiherungspflichtig und daher nicht anzumelden find 
Betriebe aller Art, in welchen ver Unternehmer allein und ohne Ge- 
hülfen, Lehrlinge oder fonftige Arbeiter thätig ift. 

Sodann fallen nicht unter das Gefeg: 

a. Die Land» und Forjtwirthichaft, einfchlieklich der Gärtnerei, des 
Dbft- und Weinbaues, ver Viehzucht und Fifcheret. 

Die Benutzung einer feitftehenden oder transportablen Kraft« 
maſchine (Locomobile 2c.) zu Ianpwirthichaftlichen Arbeiten, 3. B. zum 
Pflügen, Mähen, Drejchen, zur Bedienung einer Entwäfjerungsanlage 
macht den lanpwirthfchaftlichen Betrieb nicht verficherungspflichtig. 

Land» und forftwirthichaftliche Nebenbetriebe, d. h. gewerbliche An⸗ 
lagen zur Verarbeitung der in der Land⸗ und Forftwirtbichaft ge- 
wonnenen rohen Naturproducte, wie Brennereien, Ziegeleien, Stärke 
fabrifen u. f. w. find nur dann anzumelden, wenn fie unter S 1 
Abf. 1 oder 4 des Gefeges fallen, insbefonvere alfo, wenn fie nach Art 
und Umfang des Betriebes als Fabriken anzufehen find. Hiernach 
find die Brennereien auf großen Gütern als Fabriken zur Anmeldung 
zu bringen, nicht aber die als lanpwirthichaftliche Nebengewerbe vor- 
kommenden Kleinen Haus-Brennereien und Brauereien, welche den foge- 
nannten Haustrunf bereiten und nur in ganz geringem Umfange be- 
trieben werben. 

Getreide-, Del- und Wallmühlen, welche, zu einem Gute gehörig, 
in der Hauptfadhe gegen Entgelt für Dritte arbeiten und 
daneben den Bedarf des Gutöbeligers und feiner Leute mitdeden, find 
anzumelven. 

Nichtverficherungspflichtig ift ferner: 

b. das Handwerk, ſoweit nicht die unter 1 bis f bezeichneten Merf- 
male für den Betrieb zutreffen. 
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Außerdem ift zu beachten, daß handwerksmäßige Betriebsanlagen, 
welche wejentliche Beſtandtheile eine® der unter 1. bezeichneten Betriebe 
find, 3. 3. eine Schlofferei in einer Baummollipinnerei, mit dem 
Hauptbetriebe verfiherungspflichtig find. 

Endlich 

e. find nicht verficherungspflichtig das Handels⸗ und Transportge⸗ 
werbe 1) fowie die Gaft- und Schankwirthfchaft. Eifenbahn- und 

Schiffahrtsbetriebe jedoch, welche wefentlihe Beſtandtheile eines 

der unter 1. bezeichneten Betriebe find, z. B. eine Eifenbahn auf 

einem Hüttenwerfe, fallen mit vem Hauptbetriebe unter das Geſetz. 

3) Nah Ziffer 1. d. werden Betriebe, in welchen Dampffeffel 
oder durch elementare Kraft bewegte Motoren zur Verwendung kommen, 
als verficherungspflichtig angefehen. Gleichwohl bleiben ſolche Betriebe 
von der Verfiherungspflicht befreit, wenn die Motoren nur vorüber> 
gehend und ohne daß fie zur Betriebsanlage gehören, 
benußt werben, — vorausgefegt, daß folche Betriebe nicht ohnehin nach 
ven übrigen Beitimmungen der Ziffer 1. verfiherungspflidtig find. 

Die vorübergehende Benußung eines zur Betriebsan- 
lage gehörenpen, durch elementare Kraft betriebenen Diotors, 3. 2. 
bie vorübergehende Benugung einer zur DBetriebsanlage gehörenvden 
Zurbine zur Winterszeit, macht den Betrieb verfiherungspflichtig. Eben- 
fo begründet die dauernde Benutzung eines nicht zur Betriebsanlage 
gehörenden Motors, z. B. einer Lokomobile oder einer gemietheten, 
aus einem Nacbarhaufe herrührenden ftationären Kraft vie Verfiche- 
rungspflicht des Betriebes. 

4) Als „Aufbereitungsanftalten” find anzumelden: ge= 
werbliche Anlagen zur mechaniſchen Reinigung bergmänniſch gewon⸗ 
nener Erze, 

als „Steinbrüche“ folhe Anlagen, in denen die Gewinnung 
von Steinen gewerbsmäßig und nah techniſchen Regeln 
über oder unter der Erbe erfolgt, 

als „Sräbereien (Öruben)“ vie auf bie Gewinnung ber in 
den fogenannten oberflächlichen Lagerftätten vorkommenden Mineralien 
(Mergel, Kies, Sand, Thon, Lehm) gerichteten Anlagen, in denen ein 
gewerbsmäßiger und nah tehnifhen Regeln ausgeführter 
Betrieb ftattfindet. Die Ausbeutung eines Mergel- oder Zorflagers 


‚.. D.Aufgehoben durch $ 1 des Ausdehnungs⸗Geſetzes vom 28. Mai 1885. 
Siehe Ergänzung zu $ 1 de3 Gefebes, 
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zum Gebrauch auf dem eignen Ader oder in der eignen Haushaltung 
fällt nicht unter das Gefeg. — Nach technifchen Regeln gewerbsmäßtg 
betriebene Bernſtein⸗, Torf⸗, Kied- 2c. Baggereien find als Gräbereien 
(Gruben) anzumelven. 

Ad „Bauhöfe“ find anzumelden: die aufeine gemiffe Dauer berech- 
neten Anlagen für Bumarbeiten (3.2. für Vorrichtung von Zimmerungen). 

5) Wer vie Kraft feines ftationären Motors an verfchienene Ger 
werbtreibende vermiethet, muß, auch wenn er felbft viefe Kraft nicht 
benubt, dieſen Betrieb mit Bezug auf feine Mafchinenwärter, Heizer 
u. j. w. anmelden. 

Desgleihen find die einzelnen Unternehmer der von biefem Motor 
bewegten Betriebe für ihre Unternehmungen anmelvepflihtig. (Vergl. 
Ziff. 3 Schlußſatz.) 

6) Die gewerbsmäßigen Betriebe der Maurer, Zimmerer, Dad» 
veder, Steinhauer, Brunnenmader und Schornfteinfeger find anzu. 
melden, wenn in venfelben auch nur ein Lehrling befchäftigt wird, 
gleichviel ob es fih um Neubauten 2c. oder um Reparaturen handelt. 

Perfonen, melde nicht gewerbsmäßig Maurer: 2c. Arbeiten aus— 
führen, unterliegen der Anmelvepflicht nicht, wenn fie einen Bau durch 
direct angenommene Arbeiter im NRegiebetriebe ausführen laffen. 

Andererfeits brauchen vie Unternehmer das Bauhandwerk nicht 
perjönlich erlernt zu haben oder felbjt auszuüben, um wegen ihrer 
Maurer⸗, Zimmer-, Dachvedergefellen anmelvungspflichtig zu fein. Zur 
Begründung der Anmeldungspflicht genügt es, daß der betreffende Arbeit- 
geber gewerbsmäßig Maurer⸗ 2c. Arbeiten ausführt, bezw. ausführen läßt. 

Nur die Zahl der im Maurer-, Zimmer, Dachveder-, Stein» 
hauer-, Brunnenmacher- und Schornfteinfeger-Gewerbe vurhichnittlich 
bejchäftigten Perſonen ift anzumelden. Die Zahl der von dem Baus 
unternehmer etwa mitbejchäftigten Tiſchler, Glaſer, Anſtreicher ꝛc. ift 
nicht anzumelden, es fei denn, daß die Tiſchlerei 2c. von ihm fabril- 
mäßig (oben Ziff. 1. c. d.) betrieben wird und deßhalb für fich ver 


fiherungspflichtig iſt Y. 


1) Nach Bekanntmachung des Reichskanzlers dv. 25. Januar 1885 auch: 
Gewerbe, welche ſich auf die Ausführung von Tüncher⸗, Verputzer⸗(Weißbinder⸗), 
Gypſer⸗, Studateur-, Maler- (Anftreider-), Glajer-, Klempner- und Lackirer⸗ 
Arbeiten bei Bauten erftreden, jowie auf die Anbringung, Abnahme, Verlegung 
und Reparatur von Bligableitern. 

(Siehe Ergänzung zu $ 1 Abf. 2 und Ausführung 2 diejes Kapitels.) 

Ferner Schreiner, Einjeger, Schlofjer und Anfchläger. , 

(Beichluß des Bundesrath3 v. 27. Mai 1886. Siehe Ausführung 4 diefes Kapitels.) 
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Erdarbeiter für Wege, Kanal⸗, Eifenbahn- 20. Bauten find nicht 
anzumelven. 


T) Bei der Anmeldung ift der Gegenftand des Betriebes genau 
zu bezeichnen. Es genügt 3. B. nicht, den Betrieb als Spinnerei, 
Weberei, Mühle anzumelden, ſondern es muß aus ver Angabe hervor: 
gehen, was gejponnen, gewebt oder auf ver Mühle verarbeitet wird. 

Umfaßt ein Betrieb wejentlihe Beſtandtheile verſchiedenartiger 
Smouftriezweige, 3. B. Baummwoll-Spinnerel, «Weberei und -Färberei, 
fo find dieſe Beftandtheile bei der Anmeldung ſämmtlich anzugeben und 
gleichzeitig ift derjenige Beſtandtheil beſonders hervorzuheben, welcher 
als der Hauptbetrieb anzufeben ift. 

8) In ver Anmeldung it ferner die Art des Betriebes, ob der⸗ 
ſelbe lediglich ein Handbetrieb tft, ober unter Benußung elementarer 
Kräfte (Wind, Waffer, Gas, Dampf, heiße Luft ꝛc.) erfolgt. 

9) Zur Anmeldung verpflichtet tft der Unternehmer des Betriebes 
oder fein gefeglicher Vertreter. ALS Unternehmer gilt derjenige, für 
deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt, demnach bei verpachteten Betrieben 
der Pächter, bei Betrieben welche im Nießbrauch bejefjen werden, ber 
Nießbraucher. 

Für die Anmeldungspflicht iſt es einflußlos, ob der Betrieb im 
Beſitze von phyſiſchen oder juriftifchen Perjonen, des Reiches, eines 
Bundesftantes, eines Kommunalverbandes over einer Privatperjon ift. 

10) Die Zahl aller in dem Betriebe vurchfchnittlich befchäftigten 
Perfonen muß in der Anmeldung angegeben fein, einerlei ob viefelben 
Inländer oder Ausländer, männlichen oder weiblichen Gefchlechts, ob fie 
erwachfene Arbeiter, junge Leute oder Kinder, Lehrlinge mit oder ohne 
Lohn find, ob fie dauernd oder vorübergehenn befchäftigt werden. Beamte 
mit mehr ala 2000 Mark Iahresvervienft find nicht mitzuzählen. 

11) Bei Betrieben, welche regelmäßig nur eine bejtimmte Zeit 
des Jahres arbeiten (Zuderfabrilen, Brauereien, Baubetriebe 2c.), tft 
die anzumeldende „durchfchnittliche" Arbeiterzahl viejenige, welche fich 
für die Zeit des regelmäßigen vollen Betriebes, alſo bei Maurern 
während des Sommers, ergiebt. 

12) Als „im Betriebe befhäftigt” find diejenigen anzumelven, 
welche in dem Betriebspienfte ſtehen und Arbeiten, die zu dem Betriebe 
der Fabrif 2c. gehören, zu verrichten haben, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Verrichtung innerhalb oder außerhalb der Betriebsanlage (der 
Fabrikhöfe 2c.) erfolgt. 
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13) Selbftändige Gewerbtreibenve, welche in eigner Betriebsſtätte 
im Auftrage oder für Rechnung anderer Gewerbtreibenden mit ver 
Herftellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugnijje (vd. h. in der 
Hausinduftrie) befhäftigt werden, find bei der Anmeldung nicht mitzu- 
zählen. Ein Kaufmann (Fabrilant) welcher 100 Hausweber beichäftigt, 
hat deßhalb allein noch keinen verficherungspflichtigen Betrieb. 

Sollte dagegen ein Handwerker an jeinem mittelft elemtentarer 
Kraft betriebenen Webftuhl einen Arbeiter bejchäftigen, jo müßte ver 
Hausweber (nicht der Fabrilant, für welchen er arbeitet) diefen Betrieb 
gemäß Ziffer 14 anmelven. 

14) Für die Anmeldung wird die Benutzung des nachftehenden 
Formulars empfohlen. 

15) It ein Unternehmer zweifelhaft, ob er feinen Betrieb anzu- 
melden habe oder nicht, fo wird verjelbe gut thun, die Anmeldungs- 
frift nicht unbenutzt verftreichen zu laſſen, wenn er ficher fein will, ven 
aus der Nichtanmeldung eines verfiherungspflichtigen Betriebes fich er« 
gebenden Nachtheilen zu entgehen. Hierbei bleibt ihm unbenommen, 
in dem Formulare, Spalte „Bemerkungen“, die Gründe anzugeben, 
aus denen er die Anmeldungspflicht bezweifelt. 

16) Schließlich werden bie betheiligten Betriebsunternehmer noch 
befonders darauf aufmerkſam gemacht, daß, wenn fie die vorgefchriebene 
Anmeldung nicht bis zum 1. September 1884 erftatten, fie hierzu 
durch Gelpftrafen im Betrage bis zu einhundert Mark angehalten 
werden können. 


Formular für die Anmeldung. 


Stat. . . een. Kreid (Amt) . . .. 
Rehierungebezirk .. Vemeinde Guts⸗ Bezirt .. 
Anmeldung 


auf Grund des 8 11 des Unfallverficherungsgejeßes. 


Zahl 
der d ittlich b 5 


.. ö.den .. . 13884. 
cunterſchrift des zur Anmeldung Verpflichteten.) 


Gegenſtand 


desn Name art 
es uneene mersges Veirſedes 4. des Wetriebeß 2). 








1) Bei mehreren Betriebszweigen iſt der Hauptbetrieb zu unterſtreichen. 
2) 3. B. Handbetrieb, Dampfbetrieb, Betrieb mit Gasmotor ꝛc. 
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2. Behauntmadung des Reichsverſicherungsamtes betreffend die Anmelde- 
pflicht verficherungspflichtiger Baubetriebe vom 11. Februar 1885. 
4.4.1.3. 82. 

Laut Bekanntmachung im Reichs⸗Geſetzblatt Neo. 5. S. 13 Hat 
ber Bundesrath auf Grund des 8 1 Abf. 8 des Unfallverficherungs- 
gefeges vom 6. Yult 1884, Reichs⸗Geſetzblatt S. 69 befchlöffen: 

Arbeiter und Betriebsbeamte, weldhe von einem Gewerbtreibenven, 

deſſen Gewerbebetrieb fih auf die Ausführung won Tüncher⸗, Ver—⸗ 

putzer⸗ (Weißbinder⸗), Gypſer⸗, Studateurs, Maler: (Anftreicher-), 

Glaſer⸗, Klempner und Ladirer-Arbeiten bei Bauten, ſowie auf vie 

Anbringung, Abnahme, Verlegung und Reparatur von Yligableitern 

erftredt, in biefem Betriebe befchäftigt werden, für verficherungs- 

pflichtig zu erflären. | 

Gemäß $ 11 des Unfallverfiherungsgefeges bat daher jeder Unter 
nehmer eines der vorgenannten Betriebe unter Angabe des Gegenftanves 
und der Art des Betriebes, fowie der Zahl der durchſchnittlich darin 
befchäftigten verficherungspflichtigen Perfonen binnen einer vom Reichs⸗ 
verficherungsamte zu beftimmenven Frift bei der unteren Verwaltungs- 
behörde anzumelpen. 

Diefe Frift wird hiermit auf die Zeit bis zum 

2. März d. 3. einſchließlich 
feſtgeſetzt. 

Welche Staats⸗ oder Gemeindebehörden als untere Verwaltungs⸗ 
behörden im Sinne des Unfallverſicherungsgeſetzes anzuſehen ſind, iſt 
von den Centralbehörden der Bundesſtaaten in Gemäßheit des 8 109 
des genannten Geſetzes feiner Zeit beftimmt und öffentlich bekannt ge- 
macht worden !). | 

Im Mebrigen wird wegen der Anmeldung auf ben nachſtehend ab⸗ 
gedrudten 8 11 des genannten Gefeges fowte auf das beigefügte Añ⸗ 
meldungsformular?2) hingemwiefen. 

) Für das Königreich Preußen ſiehe diefe Bekanntmachung zu Ausf. 5 dieſes 
Kapitels. 

2) Formular wie zu Ausf. 1. 

Bemerkungen zu demjelben: 

a. Nur folde Betriebe, welche fich auf die Ausführung von Bauarbeiten er- 
ftreden, find anzumelden, doch ift e3 nicht erforderlich, daß die Arbeiter 
ausſchließlich bet Bauarbeiten beichäftigt werden. 

b. Die Anmeldung hat auch dann zu erfolgen, wenn weniger alö 10 ver- 


ſicherungspflichtige Perſonen (Mrbeiter und Betrieb3beamte von weniger 
als 2000 Mark Zahresverdienft) beſchäftigt werben. 
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3. Bekanntmachung des Roichs-Herſecherungsamtes beir. die Anmeldung 
unfallverfiiherungspflichtiger Betriebe vom 5. Juni 1885. 3. 9. I. 3.159. 
In Gemäßheit des 8 11 des Geſetzes über vie Auspehnung der 
Unfall- und Krantenverfiherung vom 28. Mai 1885 (Neich8-Gefekblatt 
©. 159) in Verbindung mit $ 11 des Unfallverficherungs-Gefekes vom 
6. Juli 1884 (R.G. Bl. ©. 69) hat jever unter $ 1 des erftgenannten 
Geſetzes fallende Unternehmer — 
mit Ausnahme des gefammten Betriebes ver Poſt- und Telegraphen- 
Verwaltungen jowie der Betriebe der Marines und Heeres - Ver- 
waltungen, endlich der vom Reihe oder einem Bunvesftaate für 
Reichs- bezw. Staatsredmung verwalteten Eiſenbahn⸗, Baggerei⸗, 
Binnenihiffahrts-, Flößerei-, Prahm⸗ und Fährbetriebe — 
binnen einer vom Reich8-Berfiherungsamte zu beftimmenven Frift den 
verfiherungspflichtigen Betrieb unter Angabe des Gegenftanves des⸗ 
jelben und ver Zahl der durchſchnittlich darin befchäftigten verficherungs- 
pflichtigen Perfonen bei ver unteren Verwaltungsbehörde anzumelven. 

Die Friſt für die Anmeldung wird hierdurch auf die Zeit bis 
zum 20. Suli 1885 einfchließlich feitgefekt. 

Welche Staats» oder Gemeindebehörden ald „untere Verwaltungs: 
behörden“ im Sinne der genannten Gefege anzufehen find, ift von ven 
Centralbehörden der Bundesſtaaten in Gemäßheit des 8 109 des Unfall: 
verficherungsgejetes feiner Zeit beftimmt und öffentlich befannt gemacht 
worden ?). 

Im Vebrigen wird wegen der Anmeldung auf vie beigefügte An- 
leitung bingewiefen. 


Anleitung 
betreffend die Anmeldung ver verjicherungspflichtigen Betriebe. 
($ 1 des Geſetzes vom 23. Mat 1885 und $ 11 des Unfallverficherungs - Gejehes 
vom 6. Juli 1884.) 
1) Die Anmeldungsfrift erftredt fich auf 
a. den gewerbsmäßigen Fuhrwerksbetrieb; 
b. ven gewerbsmäßigen Spepitions-, Speicher und Kellereibetrieb; 
c. den Gewerbebetrieb ver Güterpader, Güterlaver, Schaffer, Braker, 
Wäger, Meifer, Schauer und Stauer; 
. den Gewerbebetrieb des Schiffsziehens (Treidelei), endlich 
. auf die folgenden Betriebe, infofern deren Verwaltung nicht vom 


DD Au 


1) Siehe Ausf. 5 diefes Kapitel und Ausf. 1 zu 8 109. 
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Reiche oder von einem Bundesſtaate für Reiche» bezw. Staats⸗ 

rechnung geführt wird: 

a. den Betrieb der Eifenbahnverwaltungen einfchließlich ver Bauten, 
welche von viefen Verwaltungen für eigne Rechnung ausgeführt 
werben; 

P. ven Baggereibetrieb; 

y. den Binnenſchiffahrts⸗, Flößerel-, Prahm⸗ und Währbetrieb. 

2) Gewerbsmäßig ift ein Suhrbetrieb, wenn aus dem Be- 
triebe des Fuhrwerks ein Gewerbe gemacht wird, das Fuhrwerf alfo 
zu Zwecken des Ermwerbes, als unmittelbare Einnahmequelle, für einige 
Dauer betrieben wird. Hierher gehören insbefonvere die Betriebe ver 
Droſchken- und Omnibus-Inhaber, der Poſthalter und Frachtfuhrleute, 
auch die fogenannten Hotelwagen, welche gegen Entgelt Reiſende von 
ven Gafthöfen nach ven Bahnhöfen bringen und von bort abholen. 


Ein Fuhrwerk dagegen, welches von einem Gewerbtretbenden (Kauf- 
mann, Arzt, Mebger, Bäder) zu Zweden feines jonftigen Gewerbe- 
betriebes verwandt wird, und nicht als unmittelbare Einnahmequelle 
bient, ift nicht als gewerbsmäßig betrieben im Sinne des Geſetzes auf- 
zufaffen. Cbenfowenig gehören hierher die zum perfänlichen Gebrauche 
dienenden Rutfchfuhrwerfe von Privatperfonen ſowie das Fuhrwerf eines 
Landmannes, welcher gelegentlich gegen Entgelt Perſonen beförbert oder 
etwa zur Winterszeit feine für die Landwirthſchaft entbehrlichen Ge- 
fpanne zu Steinfuhren für einen Chauſſeebau oder vergleichen gegen 
Entgelt varbietet, es fei denn, daß er für einen folchen Erwerb be- 
fondere Einrichtungen trifft, aus denen fich die Kriterien eines gewerbe» 
mäßigen Fuhrwerfsbetriebes ergeben. 


3) Der Speicher- und Kellereibetrieb muß gleih vem 
Spepditionsbetrieb, mit welchem verjelbe im Gefege in unmittel« 
barem Zufammenhange genannt wird, ebenfalls ein gewerbsmäßiger 
fein, wenn der Unternehmer zu deſſen Anmeldung verpflichtet fein foll. 
Auch hier kommt es alfo darauf an, daß der Betrieb zum Zwede des 
Erwerbes für einige Dauer erfolgt, ſei es, indem aus der Speicherei 
oder Kellerei ein felbftitänpiges Gewerbe gemacht wird, wie beim Docs 
und PBadhofsbetriebe in großen Städten, bei Actien- Speichern ꝛc., ſei 
e8, indem ver übrige Gewerbebetrieb des Speichereis oder Kellereis 
beſitzers ſo weſentlich mit dem Betriebe der Speicherei oder Sellerei 
zuſammenhängt, daß leßterer einen hervorragenden Beſtandtheil, wenn 
nicht den Hauptbeftandtheil des Geſammtunternehmens bilvet, wie bei 
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ben Speichereten der Getreidegroßhänpler und ven Kellereien der Wein- 
großhändler. 

Trifft keine dieſer Vorausſetzungen zu, ſo kann es ſich wohl um 
einen im Beſitze eines Gewerbtreibenden befindlichen „Speicher“ oder 
„Keller“, nicht aber um einen gewerbsmäßigen „Speicher⸗“ oder, Kellerei⸗ 
betrieb“ handeln. 

Insbeſondere fallen die gewöhnlichen Keller ver Krämer und Höfer, 
der Gaft- und Bierwirthe nicht unter den Begriff der gewerbsmäßigen 
Rellerei, und die Lagerräume, wie fie die Manufactur- und Kolonial⸗ 
waarenhänpler zu befigen pflegen, nicht unter ven Begriff des gewerb$- 
mäßigen Speichereibetriebee. 

4) Der Begriff „Eifenbahn“ tft im weiteften Sinne zu ver- 
fteben. Derfelbe umfaßt alle zur Beförderung von Berfonen over Sachen 
auf Schienen mittelft elementarer oder thterifcher Kraft beftimmten 
Transportmittel, alfo nicht nur die Locomotivbahnen, ſondern auch bie 
Pferdes und electrifhen Bahnen. Es ift nicht nothwendig, daß bie 
Eiſenbahn vem öffentlichen Verkehre vient. 

Eifenbahnbetriebe, welche wefentliche Beſtandtheile eines nach dem 
Gejege vom 4. Juli 1884 verficherungspflichtigen Betriebes find (vergl. 
81Abſ. 6 a. a. DO.) fallen nicht unter das neue Gefeg und find daher 
nicht anzumelpen. 

5) Zur Binnenfhiffahrt gehört auch die gewerbsmäßige 
Rleinfchifferei nrittelft Kähnen und Gondeln. 

Das voritehend zu Ziffer 4 Abi. 2 Gefagte gilt auch von den 
Schiffahrtsbetrieben. 

6) Nicht verſicherungspflichtig und daher nicht anzumelden ſind 
Betriebe aller Art, in welchen ver Unternehmer allein und ohne Ge⸗ 
hülfen, Lehrlinge over fonftige Arbeiter thätig if. Sp tft ein Fuhr⸗ 
werfshefiger , welcher gewerbsmäßig Perſonen oder Sachen befördert, 
nicht zur Anmeldung feines Betriebes verpflichtet, wenn er letteren 
allein verfieht, und feinen Kutſcher, Poftillon, Knecht in demſelben befchäftigt. 

Dagegen ift die Verfiherungspflicht begründet, wenn ein Familien⸗ 
angehöriger des Unternehmers als Gehülfe, Lehrling oder fonftiger 
Arbeiter befhäftigt wird, mit Ausnahme der Ehefrau, weldhe niemals 
als eine vom Ehemanne bejhäftigte Arbeiterin gilt. 

Im Uebrigen tft die Anmeldungspflicht weder von der Zahl ver 
im Betriebe bejchäftigten Arbeiter, noch von ver Art deſſelben (Hand- 
betrieb, Motorenbetrieb ꝛc.) abhängig. 
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7) Zur Anmeldung verpflichtet ift ver Unternehmer des Betriebes 
oder fein gejelicher Vertreter. ALS Unternehmer gilt Derjenige, für. 
beffen. Rechnung ver Betrieb erfolgt, demnach bei verpachteten Betrieben 
ver. Pächter, bei Betrieben, welche im Nießbrauch beſeſſen werden, ver 
Nießbraucher. 

Für die Anmeldungspflicht iſt es einflußlos, ob der Betrieb im 
Befige von phyſiſchen oder juriſtiſchen Berjonen, des Reiches, eines 
Bundesſtaates, eines Kommunalverbandes oder einer Privatperfon tft 
(onrhehaltlich der zu Ziffer le hinſichtlich der vom Neiche oder einem 
Bundesſtaate verwalteten Eifenbahnen ꝛc. gemachten Ausnahme). 

8) Die unter das neue Geſetz fallenden Betriebe find aud dann 
anzumelden, wenn fie in Gemäßheit des Unfallverficherungsgejeges vom 
6: Juli 1884 fchon früher angemeldet waren, 3.3. Eifenbahn-Reparatur- 
werfftätten, mit Deotoren betriebene Aufzüge in Speichereien over Kellereien, 
Dampffrahnbetriebe auf Packhöfen ꝛc. Im ſolchen Fällen ift in ver 
neuen Anmeldung auf die frühere Bezug zu nehmen. 


9) Bei der Anmelvung tft ver Gegenftand des Betriebes genau 
zu bezeichnen. 

Umfaßt der Betrieb wefentlide Beſtandtheile verjchiedenartiger 
Gewerbszweige, 3. B. Spevitiond- und Fuhrwerfsbetrieb, jo find vie 
fämmtlichen Beſtandtheile anzugeben, dabei aber ver Hauptbetrieb be⸗ 
ſonders hervorzuheben. 

10) Die Zahl aller in dem Betriebe durchfchnittlich beichäftigten 
verfiherungspflichtigen Perfonen muß in der Anmeldung angegeben 
werden, einerlei ob biefelben Inländer oder Ausländer, männlichen oder 
weiblichen Gejchlechts, ob fie erwachiene Arbeiter, junge Leute oder Lehr⸗ 
linge mit oder ohne Kohn find, ob fie dauernd oder vorübergehend be—⸗ 
Ihäftigt werden. Beamte mit mehr als 2000 Mark Fahresverbienft 
find nicht mitzuzählen. Tantièmen und Naturalbezüge, lettere nach 
Ortspurchfchnittspreifen berechnet, bilden einen Theil des Jahresver- 
dienſtes. 

11) Bei Betrieben, welche regelmäßig nur eine beſtimmte Zeit 
des Jahres arbeiten, iſt die anzumeldende „durchſchnittliche“ Arbeiter⸗ 
zahl diejenige, welche ſich für vie Zeit des regelmäßigen vollen Be⸗— 
triebe8 ergiebt. 

12) Als „im Betriebe befchäftigt” find Diejenigen anzumelven, 
welche. im Betriebspienfte ftehen und Arbeiten, welche zu dem Betriebe. 
der Speicherei 2c. gehören, zu verrichten haben, ohne Rüdficht darauf, 
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ob die Verridhtung innerhalb over außerhalb ver etwa vorhandenen 
Betriebsanlage (Packhöfe ꝛc.) erfolgt. 

13) Für die Anmeldung wird bie Benugung des nachftehenden 
Formulares ) empfohlen: 

14) Iſt ein Unternehmer zweifelhaft, ob er feinen Betrieb anzu- 
melden habe, over nicht, fo wird derſelbe gut thun, die Anmeldungs⸗ 
friſt wicht unbenugt verftreichen zu lajjen, wenn ex ficher fein will, ven 
aus der Nichtanmeldung eines verficherungspflichtigen Betriebes ich 
ergebenden Nachtbeilen zu entgehen. Hierbei bleibt ihm unbenommen, 
in dem Bormulare, Spalte „Bemerkungen“, die Gründe anzugeben, 
aus, denen er die Anmeldungsfriſt bezweifelt. 

15) Schließlich werben vie betheiligten Betriebsunternehmer noch 
ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß, wenn: fie die worgefchriebene 
Anmeldung nicht bis zum 25. Juli 1885 bewirken, fie hierzu durch 
Geldſtrafen im Betrage bis zu einfchließlish Hundert Mark angehalten. 
werden können ?). 


4. Bekanntmachung des: Reichs-VYerſicherungsamtes betreffend die An- 
meldung arſelocſ ung filer Baubetriebe vom 10. Juni 1886. 
4.4.11. 8. 87. 

Laut Bekanntmachung vom 27. Mat 1886 im Neichögefegblatt 
Rro. 17 S. 190 Hat der Bundesrath auf Grund des $ 1 Abſatz 8 
des Unfallverficherungsgefeßes vom 6. Juli 1884 (R. G. Bl. ©. 9) be- 
ſchloſſen: 

Arbeiter und Betriebsbeamte, welche von einem Gewerbtreibenden, 
deſſen Gewerbebetrieb ſich auf die Ausführung von Schreiner⸗(Tiſchler⸗), 
Einſetzer⸗, Schloſſer⸗ oder Anſchlägerarbeiten bei Bauten erſtreckt, in 
dieſem Betriebe beſchäftigt werden, mit der Wirkung vom 1. Januar 
1887 an für verſicherungspflichtig zu erklären. 

Gemäß $ 11 des Unfallverſicherungsgeſetzes hat daher jeder Unter- 
nehmer eines der vorgenannten Betriebe venjelben unter Angabe des 
Gegenstandes und der Art des Betriebes, fowie der Zahl ver durch⸗ 
ſchnittlich darin beſchäftigten verficherungspflichtigen Perjonen binnen- 
einer nom Reichs-Verſicherungsamte zu beftimmenven Yrift bei der 
unteren Verwaltungsbehörpe anzumelden. 





teilte R Das Formular ift übereinftimmend mit dem zu Ausf. 1 diejes Kapitels mit- 
getheilten, 

2) Bezüglich der dauernden Bedeutung diejer Selanntmachung ſiehe die An⸗ 
merkung zu Ausf. 1 dieſes Kapitels und A. N. d. R.V. A. J. ©. 3 
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Dieſe Frift wird hiermit auf die Zeit bis zum 1. September 
1886 einſchließlich feitgefekt. 

Welche Staats⸗ oder Gemeinvebehörvden als untere Verwaltungs- 
behörden im Sinne des Unfallverficherungsgefeges anzufehen find, ift 
von den Eentralbehörven der Bundesſtaaten in Gemäßheit des 8 109 
des genannten Gefeges feiner Zeit beftimmt und öffentlich befannt ge= 
macht worden (vgl. Amtliche Nachrichten d. R.B.A. 1886 ©. 19 ff.). 

Im Uebrigen wird wegen der Anmeldung auf den nachſtehend 
abgedrudten 8 11 des genannten Geſetzes ſowie auf pas beigefügte 
Anmeldungsformular bingewiefen Y. 

Die Anmeldungsfrift erftredt fich nicht auf Unternehmer von Be⸗ 
trieben, welche bereit8 auf Grund des 8 1 Abi. 3 und 44. a. O. 
als Betriebe mit Motoren oder mit minbeftens 10 Arbeitern in das 
Katafter ver Berufsgenofjenihaft aufgenommen worden find. 


5. Yerordnung der Rönigl. Preußiſchen Minifterien des Buneren, für 
Handel und Gewerbe und der Finanzen vom 30. Juli 1884. 
(Beichs-Anzeiger Aro. 180.) 

Zur Ausführung des Unfallverficherungsgefekes nom 6. Juli 1884 
(R.G. Bl. S. 69) wird auf Grund des $ 109 vefjelben beitimmt: 

1) Die den höheren Verwaltungsbehörven in jenem Geſetze zuge- 
wiejenen Verrichtungen werden von den Negierungs» Präfinenten, im 
Stabtkreife Berlin von dem BPolizei- Präfidenten wahrgenommen. Bis 
zu demjenigen Zeitpunfte, mit welchem in ven Provinzen Poſen, 
Schleswig-Holftein, Hannover, Weftphalen , Rheinprovinz und Heffen- 
Naffau?) die Gefege vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung (G.S. ©. 195) und vom 1. Auguft 1883 über die Zuftändigfeit 
ver Berwaltungs- und Verwaltungsgerichts⸗Behörden (G.S. S. 237) in 
Kraft gefett werben, treten in diefen Provinzen an die Stelle ver Regierungs⸗ 
Präfidenten vie Regierungsabtheilungen des Inneren und die Landdroſteien. 

ALS untere Berwaltungsbehörden im Sinne des Unfallverjicherungs- 
gejeges gelten die Lanpräthe, in Stäpten von mehr als zehntaufend 
Einwohnern die Ortspolizeibehörden. In der Provinz Hannover gelten 
als untere Verwaltungsbehörven die Amtshauptleute, in Städten, auf 
welche die Hannoverſche revidirte StädteOrdnung vom 24. Juni 1858 
Anwendung findet, die Magiftrate; nach dem Inkrafttreten des Landes⸗ 

) Das Formular ift übereinftimmend mit dem zu Ausf. 1 mitgetheilten. 


2) Am 1. Zuli 1886 (Kreis⸗Ordnung für die Provinz Heffen-Naffau v. 7. Juni 
1885. $ 119. G.S. ©. 193 ff.). 
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verwaltungs- und des Zuftändigfeits- Gefeges dagegen die Lanpräthe, 
in ven vorgenannten Städten, mit Ausnahme der in $ 27 Abf. 2 ver 
Kreisorbnung vom 6. Mai 1884 bezeichneten Städte, vie Magiftrate. 

Die in dem Unfallverficherungsgefege den Ortspolizetbehörden übers 
iwiefenen Funktionen werben innerhalb ver ihnen zugewiejenen Bezirke 
von denjenigen Beamten oder Behörden wahrgenommen, welche bie 
örtliche Polizeiverwaltung auszuüben haben. 

2) Die vorftehenden Beftimmungen gelten auch bezüglich ver Bes 
triebe des Reiches oder des Staates, fowie für die der Bergverwaltung 
unterftellten Betriebe, foweit hierüber nicht beſondere Beftimmungen er⸗ 
laffen werben. 

3) Die in 88 11 Abi. 3, $ 35 Abi. 2, $ 82 Abſ. 2 und $ 85 
Abſ. 2 bezeichneten Strafen fließen in vie Staatskaſſe !). 
Erläuterungen: 

Die Beftimmung des $ 11 Abf. 2 des Unfallverficherungsgefekes 
über die Ermittelung der unfallverfiherungspflichtigen Betriebe finvet 
nah 8 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1885 auf die dort bezeichneten 
Schiffahrtsbetriebe unverändert Anwendung. Hiernach find die unteren 
Verwaltungsbehörden verpflichtet, die Angaben über die nicht anges 
meldeten Betriebe nad ihrer Kenntniß der Verhältniffe zu ergänzen. 
Den unteren Verwaltungsbehörden bleibt überlaffen, bie erforderliche 
Ausfunft außer von den Unternehmern (Abf. 3 a. a. O.) auch von ben 
Gemeindevorftänden einzuziehen. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 24. Zuli 1885. Nro. 44.9. N, I. ©. 204.) 


2. Kapitel. 
Freiwillige Bildung der Berufsgenoflenfhaften 2). 
8 12. 


Die Bildung der Berufsgenoſſenſchaften erfolgt auf dem Wege der 
Vereinbarung der Betriebsunternehmer unter Zuflimmung des Bundesrathes. 
Die Zuftimmung des Bundesrathes kann verfagt werben: 


1) yu Uebrigen fiehe Ausf. 1 zu $ 109. 

2) Aufgabe des Gejeges iſt Die Bildung von Berufdgenofjenihaften zu fichern, 
welche in ihrer Abgrenzung zur nachhaltigen Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten 
und zur Ausübung der damit verbundenen Rechte befähigt find. Soweit diejes Biel 
auf dem Wege der freien Vereinbarung der Berufögenofjen zu erreichen tjt, Tiegt Tein 
an vor zu einer behördlichen Feitfegung und Abgrenzung der Berufsgenofjen- 

en. 


Um indefien eine Gewähr für die Herftellung leiftungsfähiger Bildungen zu 
gewinnen, bedarf e3 einer Inſtanz, von deren enehmigung bie Abgrenzung der ein- 
zelnen Genofjenjchaften abhängig zu machen ift. ALS dieje Inſtanz tft Der Bundes- 
rath in Aussicht genommen. 

Doehl, Die Unfall-Berfiherung ꝛc. 6 


823 I. Abſchnitt. Bildung und Veränderung der Berufsgenoffenichaften. 


1. wenn die Anzahl der Betriebe, für welche die Berufsgenoffenieaft 
gebildet werben ſoll, over die Anzahl der in venjelben beſchäftigten 





Die Genehmigung an die Bedingung zu Tnüpfen, daß die zu bildenden Be- 
rufsgenoſſenſchaften eine beftimmte Anzahl von Betrieben oder eine gewiſſe Anzahl 
von in denfelben beichäftigten Arbeitern umfaflen, erjcheint nicht wohl angängig, 
da diefe Faktoren allein die Leiftungsfähigkeit einer Berufsgenoſſenſchaft nicht be- 
ſtimmen, diejelbe vielmehr auch don anderen Momenten, insbejondere von der 
wirthichaftlichen Lage der betreffenden Induſtriezweige wefentlich abhängt. 

Durch die Beitimmung in $ 12 Biffer 2 ift Fürſorge getroffen, daß nicht 
einzelne Induftriezweige oder Bezirke, welche wegen der geringen Zahl na Be- 
triebe oder der in diejen beichäftigten Arbeiter eine leiftungsfähige Genoſſenſchaft 
zu bilden außer Stande find, von der Aufnahme in diefenige Senoflenichaft, welcher 
fie nad) ihren wirthichaftlichen Intereſſen und den Borbedingungen des Betriebes 
angehören, ausgeſchloſſen werden fünnen. 

Die Vorſchrift in 8 12 Biffer 3 bezweckt den Schuß der Minorität in den- 
jenigen Fällen, in denen die Bildung einer Berufsgenoſſenſchaft für ein größeres 
Wirthichaftägebiet oder für mehrere Induſtriezweige in der Generalverfammlung 
beichloffen worden ift, obwohl die Betriebsunternehmer eines Heinen Wirthſchafts 
gedietes pder einzelner diejer Induſtriezweige für ſich eine Berufsgenoſſenſchaft zu 
ilden wunſchen, welche als dauernd leiftungsfähig zu erachten tft. Hier joll der 
Bundesrat befugt jein, jeine Genehmigung zu der beantragten Bildung zu verjagen. 

Bei Anträgen auf freiwillige Bildung von Berufsgenoffenichaften wird eine 
Garantie dafür geboten werden müfjen, daß diefelben vorausfichtlich den Inten⸗ 
tionen der Majorität der Berufsgenofien entſprechen. Aus diefem Grunde er- 
ſcheint die Vorſchrift, daß die Anträge durch eine größere Zahl von Berufsgenoifen 
unterftügt fein müſſen, wobet die Anzahl der von denjelben bejchäftigten Arbeiter 
angemeſſen zu berüdjichtigen ift, geboten. 

Eine Betheiligung des Neichöverjicherungsamtes bei der Erledigung ſolcher 
Anträge zu geftatten, empfiehlt ſich aus Zweckmäßigkeitsgründen, um erfolgloje 
Generalverjammlungen zu vermeiden. Insbeſondere wird es Aufgabe des Reichs⸗ 
verfiherungsamzses fein, Durch Benehmen mit den Betheiligten dahin zu wirken, 
daß die Anträge auf Bildung von Genoſſenſchaften eine jachgemäße Abgrenzung 
derjelben im Auge haben. Bu diefem Bwede wird das Reichsverfiherungsamt 
auch Anträge auf Bildung von Genofjenjchaften mit dem Anbeimftellen einer 
Korrectur zurüdgeben können. 

Die Beichlußfaflung über die Bildung und Abgrenzung der Berufsgenofjen- 
ſchaft joll in einer von dem Reichd-Berficherungsamt einzuberufenden Generalver- 
fammlung erfolgen. Durch die Einlapungsjchreiben, in welchen die Zahl ber 
Stimmen, zu deren Führung der Einzelne berechtigt ift, angegeben werden ſoll, 
wird die Legitimation für die in der Verſammlung Erjcheinenden beichafft. 

Die Abmefjung der den Unternehmern oder Vertretern der Betriebe einzu- 
räumenden Stimmenzahl ift nöthig, um von vornherein ein richtiges, den Inter—⸗ 
eſſen der Betriebsunternehmer an der Unfallverficherung entfprechendes Berhält- 
niß bei den Abſtimmungen über die Bildung der Genoflenichaften zu fichern. 
Gleichzeitig empfiehlt e3 jih, die Vertretung und Stimmabgabe in den General- 
verfammlungen durch Bevollmächtigte zu geftatten, und zwar nicht allein im In⸗ 
tereſſe der Gejchäftsvereinfachung, ſondern auch namentlih, um zu ermöglichen, 
daß bei Intereſſenkolliſionen die verſchiedenen Gefichtspuntte im gerhältni ihrer 
Bedeutung ohne übermäßige Opfer an Geld und Zeit zur Geltung Tommen. Ber» 
möge der nad) dem Entwurfe zuläffigen Bevollmädjtigung wird es möglich fein, 
GSeneralverfammlungen zu erlangen, in denen die Verhandlungen nicht durch eine 
übergroße Anzahl perlönlich erjcheinender Fa erichwert werden. Es wird 
dem Reichs⸗Verſicherunggamte unbenommen jein, fehon vor dem Erlaf der Ein- 
ladbungen zur Generalverfammlung darauf hinzuwirken, daß von der Befugniß 
zur Bevollmäcdhtigung in größerem Umfange Gebrauh gemacht wird. Auch die 
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Arbeiter zu gering ift, um bie bauernde Leiftungsfähigfeit der Berufs- 
genofienfhaft in Bezug auf die ihr bei der Unfallverfiherung ob- 
liegenden Pflichten zn gewährleiften; 

2. wenn Betriebe von der Aufnahme in die Berufsgenoſſenſchaft ausge- 
ſchloſſen werben jollen, welche wegen ihrer geringen Zahl oder wegen 
ber geringen Zahl ver in ihnen befchäftigten Arbeiter eine eigne 
leiftungsfähige Berufsgenoffenichaft zu bilden außer Stande find, und 
audy einer anderen Berufsgenoffenjcheft zweckmäßig nicht zugetheilt 
werben können; 

3. wenn eine Minverzahl der Bildung der Berufsgenoſſenſchaft wider⸗ 
ſpricht und für einzelne Imbuftriezweige oder Bezirke eine beſondere 
Berufsgenoſſenſchaft zu bilden beantragt, welche als dauernd leiſtungs⸗ 
fähig zu erachten tft. 


bejtehenden wirthichaftlichen Vereinigungen werden die Möglichkeit bieten, eine 
derartige Einwirkung auf die Betriebsunternehmer auszuüben. 

Hat die Generalverſammlung vorerft auch nur den Zweck, den Betriebönnter- 
nehmern Gelegenheit zu geben, über die beantragte Bildung der Berufägenofien- 
ſchaft Beſchluß zu — 23 ſo ergiebt ſich doch aus der Natur der Sache, daß in 
derſelben Anträge auf anderweite Abgrenzung der Berufsgenoſſenſchaft — Ver⸗ 
einigung mit einer anderen, Ausſcheidung einzelner Berufszweige und Zuthetlung 
derjelben an eine andere Berufsgenoſſenſchaft, Uebernahme einzelner Induſtrie— 
zweige aus einer anderen Berufsgenofjenichaft, Aenderung der räumlichen Grenzen 
— geftellt werden können, und Daß dergleichen Anträge zur Berathung und Ab- 
ftimmung zu bringen find. Die Generalverjammlungen bieten fomit die befte Ge- 
legendheit, über die Wünſche und Die Bebürfniffe der einzelnen Induſtriezweige 
bezüglich der Abgrenzung der Berufsgenoffenichaften eingehende und vollftändige 
Snformation zu erhalten. Aus diefem Grunde empfiehlt e3 fih, zu denjelben 
einen Vertreter des Neich3-Verfiherungsamtes zuzuziehen, deſſen Aufgabe (abge- 
jehen von der Eröffnung und Leitung der Verhandlungen bis zur Wahl des Vor- 
ftande3) vorzugsweiſe darin beitehen wird, für eine möglichit vollftändige Aeußerung 
der Wünſche der Betheiligten auch für den Fall, dab die Brinzipalanträge Seitens 
des Bundesrathes nicht genehmigt werden jollten, jomwie für eine zwedentiprechende 
Abftimmung, 3. B. nad) Induſtriezweigen oder Bezirken, Sorge zu tragen. Zur 
Erreichung dieſes Zweckes wird dem Vertreter des Neich3-VBerficherungsamtes dag 
Recht, jederzeit in der Generalverfammlung gehört zu werden, einzuräumen fein. 

Eine derartige Abſtimmung nach Induitriezweigen oder Bezirken iſt nöthig, 
menn neben dem Antrage auf Bildung einer Genojlenfchaft für ein größeres 
Wirthichaftsgebiet oder für mehrere Induftriezweige auch ein folder auf Bildung 
einer Genoſſenſchaft für ein größeres Wirthichaftögebiet oder für einzelne dieſer 
Induſtriezweige innerhalb der gejeglichen Frift von der nöthigen Anzahl Betriebs- 
unternehmer geitellt worden ift. 

Sn diefem Yale genügt die Anberaumung einer Generalverfammlung für 
fämmtliche betheiligte Betriebsunternehmer, da auf diefer beide Anträge der Be— 
ſchlußfaſſung unterzogen werden können, wobei felbitverjtändlich über den begrenz- 
teren Antrag nur die nach Maßgabe derjelben bei der Bildung der Genoflenfchaft 
betheiligten Betriebsunternehmer mitzuftimmen berechtigt find. In gleicher Weije 
fann eine Abſtimmung nad) Jnduftriezweigen oder Bezirken erforderlich werden, 
wenn erft in der Generalverfammlung jelbit entſprechende Anträge geitellt werden. 
(Bergl. $ 12 Ziffer 3.) (Motive zur Regierungdporlage $ 12—14A.) 

Die Negierungdvorlage wurde mit einer unmwejentlichen redaktionellen Aende⸗ 
rung am Schluffe des $ 14 Abſ. 2 von der Kommillion und demnädft auch im 
Plenum angenommen. 

6* 


84 II. Abſchnitt. Bildung und Veränderung der Berufsgenoſſenſchaften. 


8 13. 


Die Beihlußfaffung über die Bildung der Berufsgenofienfchaften er- 
folgt durch die zu dieſem Zweck zu einer Generalverfammlung zu berufen- 
den Betriebsunternehmer mit Stimmenmehrheit. 

Anträge auf Einberufung der Generalverfammlung find an das Reichs⸗ 
Berfiherungsamt zu richten; bafjelbe hat fofern es nicht den Fall des $ 12 
Ziffer 1 für vorliegend erachtet, den Anträgen flattzugeben, wenn biefelben 
innerhalb vier Monaten nad dem Imkrafttreten dieſes Geſetzes und min- 
beftend von dem zwanzigften Theil der Unternehmer verjenigen Betriebe, 
für welde vie Berufsgenoſſenſchaft gebildet werben joll, oder von foldhen 
Unternehmern, welche minveftens den zehnten Theil der in biejen Betrieben 
vorhandenen verfiherungspflichtigen Perſonen beihäftigen, geftellt werben. 

Erachtet das Reichs-Verſicherungsamt die Vorausfegung des $ 12 
Ziffer 1 für vorliegend, fo ift von demſelben die Entſcheiduug des Bunbes- 
rathes einzuholen. 

Findet das Neichsverfiherungsamt bei der Prüfung von Anträgen auf 
Einberufung der Generalverfammlung daß der unter $ 12 Ziffer 2 vor- 
gejehene Fall vorliegt, fo bat dafjelbe die Unternehmer der dabei in Betracht 
kommenden Betriebe zum Zwecke der Beichlußfaflung über die Abgrenzung 
der Berufsgenofjenihaften zu der Generalverfammlung mit einzuladen. 


8 14. 


Auf Grund der unter $ 11 erwähnten Berzeichnifje werden die Be⸗ 
triebsunternehmer von dem Keichöverfiherungsamte unter Angabe der ihnen 
zuftehenden Stimmenzahl zur Generalverfammlung einzeln eingeladen. 

Feder Unternehmer oder Vertreter eines Betriebes, in welchem nicht 
mehr als zwanzig verficherungspflichtige Perjonen beichäftigt werden, bat 
eine, darüber hinaus bis zu 200 für je 20 und von 200 au für je 100 
mehr verfiherungspflichtige Perjonen eine weitere Stimme. 

Abweſende Betriebsunternehmer können ſich durch ſtimmberechtigte Be- 
rufsgenoſſen oder durch einen bevollmächtigten Leiter ihres Betriebes ver⸗ 
treten laſſen. 

Die Generalverſammlung findet in Gegenwart eines Vertreters des 
Reichs⸗Verſicherungsamtes ſtatt, welcher dieſelbe zu eröffnen, die Wahl des 
aus einem Borfigenden, zwei Schriftführern und mindeftens zwei Beiftgern 
beftehenvden Vorſtandes herbeizuführen und, bis dieſe erfolgt ift, die Verhand⸗ 
lungen zu leiten bat. 

Die Generalverfammlung hat unter der Leitung ihres Vorſtandes außer 
über den auf Bildung der Berufsgenoſſenſchaft gerichteten Antrage, welcher 
zu ihrer Einberufung Anlaß gegeben hat, auch über die aus ihrer Mitte 
dazu etwa geftellten Abänderungsanträge Beſchluß zu fallen. 

Auf Verlangen des Bertreters des Neich8-Verfiherungsamtes, welcher 
jeberzeit gehört werben muß, erfolgt die Abftimmung über die in Bezug 
auf die Abgrenzung der Berufsgenofjenfchaften geftellten Anträge getrennt 
nah Induſtriezweigen oder Bezirken. 
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Ueber die Berhandlungen der Generalverfammlung ift em Protokoll 
aufzunehmen, welches die geftellten Anträge, fowie bie gefaßten Beſchlüſſe 
— lestere unter Angabe des Stimmverhältniffes jowie der Art der Ab- 
ſtimmung — enthalten muß. Das Protokoll ift innerhalb acht Tagen nad) 
der Generalverfammlung durch den Borftand dem Reichs-Verſicherungsamt 
einzureichen und demnächſt dem Bundesrath ($ 12) vorzulegen. 


Erläuterungen: 


1. As ein zur Bertretung in der Generalverfammlung befugter 
Berufögenoffe im Sinne des Gefeges ift Derjenige anzujehen, welcher 
derjelben Berufsgenoffenfhaft als Mitgliev angehören fol. Es 
ift nicht erforverlih, daß der Vertreter ganz denfelben Berufszweig 


wie der DVertretene betreibt. 
(Beichd. d. R.V. A. v. 5. Januar 1885. Nro. 18. U. N. I. ©. 85. und vom 
9. Juni 1885. Nro. 40. A. N. I. ©. 198.) 


2. Das Gefeg felbft giebt dem Unternehmer nur das Recht, fich 
durch die in $ 14 Abf. 3 bezeichneten Perfonen vertreten zu lafien. 
Die Befugniß eines foldhergeftalt Bevollmächtigten zur weiteren Bevoll« 
mächtigung läßt fi aus dem Gejeg nicht herleiten. Es iſt daher im 
Hinblid auf den dffentlich-rehtlichen Charakter diefer Vertretung und 
auf die in dem größten Theile des Reiches geltende NRechtsanfchauung 
in der Ausftellung einer Subititutiong-Vollmakht eine genügende Legitt- 
mation des Subftituten nur dann zu erbliden, wenn ver erite Voll 
machtgeber in der Ichriftlichen Vollmacht die Berechtigung zur Beftellung 
eines weiteren Vertreters ausprüdlich eingeräumt bat. 

Das NReichsverficherungsamt wird jedoch von Amtswegen feine Ver⸗ 
anlafjung nehmen, die Abftimmung eines auch ohne ausprüdliche Ers 
mächtigung in ver Vollmacht des Unternehmers von dem Vertreter des 
feßteren eigenmächtig fubftituirten Bevollmächtigten entgegenzutreten, 
fofern in der Generalverfammlung nah Konftituirung des Vorſtandes 
gegen die Zulaſſung des betreffenden Subjtituten fein Widerſpruch er⸗ 


hoben wird. 
(Beſchd. d. R.B.N. v. 5. Januar 1885. Nro. 19. A. N. I. ©. 86.) 


3. Nah 8 14 Abi. 3 des Unfallverficherungsgefeges können fich 
in den Generalverfammlungen behufs Bildung von Genojjenfchaften 
abweſende Betriebsunternehmer durch einen bevollmächtigten Reiter ihre 8 
Betriebes vertreten laſſen. Daraus ergiebt fih, daß die Leiter eines 
anderen Betriebes nicht zu Vertretern beftellt werden können und 
zwar auch dann nicht, wenn diefelben als Vertreter des eignen Geſchäfts⸗ 
inhabers an der Generalverfammlung theilnehmen. 

Wer als „Leiter“ eines Betriebes anzufehen fei, wird im konkreten 
Falle nach dem beftehenden vienftlihen Verhältniß zu beurtheilen fein. 
Im Allgemeinen ift ver Begriff nicht zu enge zu faſſen; Leiter im Sinne 
des Geſetzes ift nicht allein Derjenige, welcher die Geihäftsführung in 
dem verficherungspflichtigen Betriebe ausfchlieglich beſorgt, ſondern auch 
wer mit anderen an ber oberen Gefchäftsführung theilnimmt. 
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Der dem kaufmänniſchen Betriebe vorftehende Prokuriſt kann hier- 
nach in der Negel mit ver Bertretung betraut werben, weil au bei 
weitgehender Scheivung des kaufmänniſchen und des technifchen Theiles 
eines Betriebes die Leitung des einen Theiles in bie des anderem mit 
eingreift. 

Dagegen jmd die Mitglieder des Auffichtsrathes einer Afttenge- 
ſellſchaft als folche weder Leiter noch felbitftändige Vertreter des Unter- 
nehmens, da ihnen gefeglich unterfagt ift, vie Gefchäfte ver Gefellichaft 
zu führen. (9.6.8. Art. 225 a. in der Faſſung des Gefeges vom 
18. Juli 1884.) 

Ein Auffihtsraths- Mitglied kann nur, wenn e8 von dem Auffichte- 
tath überhaupt für einen beftimmten Zeitraum zum Stellvertreter eines 
behinderten Vorſtandsmitgliedes beftellt tft, in dieſer Eigenfchaft auch 
als Vertreter der Gefelihaft an ver Berfammlung theilnehmen. Ein 
ſolches Aufſichtsraths-Mitglied würde alsdann den „ftimmberechtigten 
Berufsgenoffen” gleich ftehen und auch zur Vertretung anderer abweſen⸗ 
ver Betriebsunternehmer berechtigt fein. 

(Beſchlß. d. R.B.X. v. 21. Januar 1885. Nro. 21. A. N. J. ©. 86. und Nro. 47. 
©. 209. A. N. J.) 

4. Die privatſchriftlichen Vollmachten zur Vertretung ſind gebühren⸗ 
und ſtempelfrei; eine notarielle oder gerichtliche Vollmacht darf nicht 
verlangt werden. ($ 102. 1-5.) 


3. Rapitel. 
Bildung der Berufsgensffenfchaften durch den Bundestath !). 
8 15. 


Für diejenigen Inbuftriezweige, für welche innerhalb ver im 8 13 
feftgefegten Frift genügend unterftügte Anträge auf Einberufung ver General⸗ 
verfammlung zur freiwilligen Bildung einer Berufsgenoffenfchaft nicht ge= 
ftellt worben find, werben die Berufsgenoſſenſchaften duch den Bundesrath 


1) Die Bildung der Berufsgenofjenichaften jol nur injoweit Dur Unordnung 
des Bundesrathes erfolgen, als diejelbe nicht innerhalb der im Geſetz feitzujegen- 
den Frift auf dem Wege der freien Vereinbarung der Berufsgenoſſen zu Stande 
fommt. Diejer Fall Tann eintreten, wenn entweder Anträge auf Bildung von 
Berufsgenofienichaften für einzelne Induſtriezweige oder Bezirke überhaupt nidjt 
geftellt werden, oder wenn dieje Anträge mit Nüdficht auf die Beitimmungen in 
$ 12 Biffer 1 zurüdgemwiefen worden find, oder in der Generalverjammlung nicht 
die Zuftimmung der betheiligten Betriedsunternehmer gefunden ſehen, oder wenn 
den auf Bildung einer Berufsgenoſſenſchaft gerichteten Beſchlüſſen der General⸗ 
verſammlung die Genehmigung des Bundesrathes verſagt worden iſt. Um auch 
in dieſen Fällen den Wünſchen der Intereſſenten nach Möglichkeit Rechnung zu 
tragen, ſoll die Bildung der Genoſſenſchaften durch den Bundesrath unter Zuziehung 
von Vertretern der betheiligten Induſtriezweige erfolgen. Die Auswahl dieſer 
Vertreter wird dem Bundesrath überlaffen werden können, nachdem die Induftrie- 
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nach Anhörung von Bertretern der betheiligten Juduſtriezweige gebilvet. 
Daffelbe geſchieht, wenn den geftellten Anträgen in Rückſicht auf $ 12 
Ziffer 1 nicht flattgegeben, ober wenn den Beſchlüſſen, welche in einer 
- nady $ 14 berufenen Generalverſammlung gefaßt find, die Genehmigung 
verfagt worden tft, fofern nicht ber Bundesrath den Betbeiligten eine 
weitere Frift für die Faſſung anderwetter Beſchlüſſe gewährt. 

Die Beihlüffe des Bundesrathes, durch welche Bernfsgenofienfchaften 
errichtet, jowie die beantragte Bildung freiwilliger Berufsgenoflenfchaften 
genehmigt werben, fiab unter Bezeichnung der Bezirke und Inbuftriezweige, 
für weiche die einzelnen Berufsgeneffenihaften gebildet find, durch ven 
Reichsanzeiger zu veröffentlichen 1). 


4. Kapitel. 
Statut der Berufsgenoflenfcaften 2). 
5 16. Ä 


Die Berufsgenoſſenſchaften regeln ihre innere Berwaltung jowie ihre 
Geſchäftsordnung durch ein von der Genueralverfammlung ihrer Mitglieber 








zweige in der Lage gewefen find, durch Anträge auf Einberufung einer General- 
erg eine anmitteldare Geltendmachung ihrer Wünfche und Intereſſen her⸗ 
eizuführen. 

Sind diefe Würfche und Intereffen bereit3 auf andere Weife zum Ausdruck 
gelangt, z. B. im Falle des 8 12 Hiff. 3 in der betzeffenden Generalverſammlung, 
jo würde eine nochmadige Anhörung der Beteiligten zwecklos und nicht weiter er- 
forderlid) fett. (Motive zur Regierungdvorlage $ 15.) 

1) Von wen die in Abf. 2 vorgefehene Bekanntmachung zu erfaffer ift, wird 
nicht ausdrädlich gejagt, doch ergiebt der Bujammenhang des Gejehes, daß Dies vom 
Reichsverſicherungsamt zu geſchehen hat, in deſſen Hand die jämmtlichen auf die Aus» 
führung defjelben gerichteten Maßregeln gelegt jind. 

(Bemertungen des Kommiſſionsberichtes zu $ 15.) 

Die Veröffentlichung der gebildeten bezw. genehmigten Berufsgenofjenfchaften 

ift erfolgt durch: - 
Beltmchg. d. R. V. A. dv. 22. Mai 1885. U. NR. 1. ©. 144 ff. R.A. 119/85, vom 
15. September 1885. A. NR. I. ©. 217. Neich3-Ang. 217/85, vom 15. April 1886. 
Reichs⸗Anz. 92/86. A. N. II. ©. 50 u. v. 13. Mai 1886. A. N. II. ©. 75. Das Ber- 
zeichniß derjelben ide Anhang. 

2) Dem Begriff und Wejen der Berufsgenofjenichaft entjpricht es, daß den Be- 
rufsgenofien Hinfichtlich der Art und Weije, wie fie die ihnen obliegende gemeinfame 
Aufgabe löſen wollen, jede mit der Sicherftellung ihrer Verpflichtung irgend ver- 
trägliche Freiheit der Entihließung gewährt wird. Es ift demgemäß, was die Organi- 
ation der Berufsgenofjenihaften und ihre Verwaltung, die Zuſammenſetzung des 

oritandes und die Abgrenzung feiner Befugnifje, die Art der Abſtimmung in der 
Generalverfammlung u. j. w! anbelangt, an dem Grundfage, die behördliche Eine 
miſchung nur injoweit eintreten zu laſſen, als dieſes zur Erreichung. der wejentliden 
Zwecke der Unfallverficherung erforderlich ift, feitgehalten. Da aber die vom Bundes- 
rath genehmigte, oder Mangels zur Genehmigung geeigneter Generalverjammlungs- 
beichlüffe durch den Bundesrath gebildete Genoſſenſchaft zunächſt noch der eignen 
Organe, ſowie ber ftatutariichen Normen für die Form ihrer Verwaltung ermangelt, 
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Genoſſenſchaftsverſammlung) zu beichließenves Statut. Bis zum Zuſtande⸗ 
tommen eines gültigen Genofienfhaftsftatuts (8 20) finden die im 8 14 
enthaltenen Beftimmungen über die Einladung zu der Generalverfammlung, 
die Ausühnng des Stimmrechtes der Genofjenihaftsmitgliever und die Be= 
theiligung eines Vertreters des Reich3 - Verfiherungsamtes an den Ber- 
bandlungen auh auf die Genofienfhaftsverfammlung Anwendung. 

Die Genoffenihaftsverfammlung wählt bei ihrem erfimaligen Zu⸗ 
fammentreten einen aus einem Borfigenven, einem Schriftführer und minbe- 
ſtens drei Beifigern beftehenden proviforiichen Genoſſenſchaftsvorſtand, welcher 
bi8 zur Uebernahme der Geſchäfte durch ven auf Grund des Statutes 
gewählten VBorftand die Genofjenjhaftsverfammlung leitet und vie Gefchäfte 
der Genoſſenſchaft führt. 

Die Mitglieder der Berufsgenoffenfhaft können fi in der Genoſſen⸗ 
ihaftsverfammlung durch andere ftimmberechtigte Mitglieder oder durch 
einen bevollmächtigten Leiter ihres Betriebes vertreten laſſen. 


Ausführungsvorſchriften: 

Rundſchreiben des Reichs-Yerſicherungsamtes betreffend die Gbliegen⸗ 
heiten der proviſoriſchen Genoſſenſchaftsvorſtände vom 1. Juli 1885. 
(A. A. I. 3. 175.) 

In Veranlaſſung von Anfragen, welche Seitens verſchiedener pro- 
viforifcher Genoſſenſchaftsvorſtände an das Reichs-Verſicherungsamt 
gerichtet worden ſind, wird in Betreff der Obliegenbeiten ver provi- 
jorifhen Genoſſenſchaftsvorſtände das Nachſtehende mitgethetlt: 

1. Die durch das Unfallverſicherungsgeſetz (8 21) vorgeſchriebene 
Veröffentlichung über die Zuſammenſetzung des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
hat erſt zu erfolgen, nachdem der Genoſſenſchaftsvorſtand auf Grund 
des Statuts definitiv gewählt ſein wird. 

2. Die Aufſtellung des Genoſſenſchaftskataſters gehört zu den 
Dbliegenheiten des auf Grund des Statuts gewählten definitiven Ges 





fo empfiehlt es fih bi3 zum Zuſtandekommen des Statut die in $ 14 für die erfte 
Generalverfammlung gegebenen Borjchriften auch für die Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lungen gelten zu lafien. Dadurch fällt die Snitiative für die behufs Aufitellung des 
Statut3 zu berufende Genofjenichaftsverfammlung dem NReichöverficherungsamte zu, 
deſſen Kommiſſar auf diefe Weife zugleich die Möglichkeit erhält, bei den Berhand- 
lungen über das Statut berathend, aufllärend und ausgleichend mitzuwirken. 

Durch die Beitimmung, daß die Genoflenihaftsverfammlung bei ihrem erft- 
maligen Bujammentreten einen provijoriihen Genoſſenſchaftsvorſtand zu wählen 
Bat, * Fürſorge getroffen werden, daß die Genoſſenſchaft ein — wenn auch nur 
proviſoriſches Organ erhält, welches bis zu der nad) Maßgabe des Genoſſenſchafts⸗ 
ftatutes erfolgten Wahl des definitiven Vorftandes fie zu vertreten berechtigt ift. 

Aus den bereit3 zu $ 14 angegebenen Gründen foll die Vertretung der Mit- 
glieder der Genoſſenſchaft auf den Genoſſenſchaftsverſammlungen allgemein durch 
andere ftimmberecdhtigte Mitglieder erfolgen können. 

(Motive der Regierungdvorlage zu $ 16.) 
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noſſenſchaftsvorſtandes. Von Seiten des legteren ift jedem Genoſſen⸗ 
Ihaftsmitglied ein Mitgliepfchein durch Vermittelung ver unteren Ver» 
waltungsbehörde zuzuftellen. (8 37.) 

Dies hindert nicht, daß der proviſoriſche Genoſſenſchaftsvorſtand 
die Aufftellung des Kataſters vorbereitet. Ein Schema für das Ka⸗ 
tafter und den Mitgliepfchein wird ven Vorftänden von hier aus mit- 
getheilt werden. Einftweilen kommt e8 darauf an, daß pie zur 
Genoſſenſchaft gehörenden Mitglieder, ſoweit diefelben nicht bereits in 
den auf Grund des $ 11 des Gefeges aufgeftellten, ven proviforifchen 
Vorſtänden mitgetheilten Liften enthalten find, ermittelt werben. 

3. Mitglied ver Genofjenfchaft ift jeder Unternehmer eines im 
Bezirke derſelben belegenen Betriebes berjenigen Inpuftriezweige, für 
welche die Genoſſenſchaft errichtet if. Die Mitglienichaft tritt kraft 
des Geſetzes ein; diefelbe hängt von der Aufnahme in vie gemäß 
8 11 aufgeftellten Liften over in das Kataſter nicht ab. Die Berufs- 
genojjenfhaft muß alle in ven zu ihr gehörenden Betrieben vorkommenden 
Unfälle entſchädigen, einerlei, ob der Betrieb im Katafter aufgeführt 
ift oder nicht. Es liegt deshalb im Interefje der Genofjenfchaften, 
alle zu ihnen gehörenden Betriebe genau zu ermitteln, damit fie von 
denjelben die Beiträge rechtzeitig einziehen können. 

Die Organe ver verfchievenen Genofjenfchaften können ſich Hierbei 
wechſelweiſe unterftügen, auch find biefelben berechtigt, vie Hülfe ber 
Berwaltungsbebörden dieſerhalb zu erbitten. 

Bon einzelnen Vorftänden tft der Erlaß von Öffentlichen Auf» 
forderungen an die Berufsgenofjen in Betreff der Anmeldung von 
Betrieben, welche in ven gemäß $ 11 des Geſetzes aufgeftellten Liſten 
nicht enthalten find, in Ausficht genommen worven. (Vergl. 88 34, 
35, 36, 37, 59 Abf. 4 und 101 des Gefekes.) 

4. Die Einladungen zu ven Seltionde bezw. Genoſſenſchafts⸗ 
verjammlungen find auf Grund der gemäß $ 11 des Geſetzes ange: 
fertigten Liften zu bewirken, folange das Genofjenichaftsfatajter nicht 
aufgeftellt worden iſt.y. Die proviforiihen Genoſſenſchaftsvorſtände 
find nicht für befugt zu erachten, Unternehmer, welche in jenen Liſten 
Aufnahme gefunden haben und nad der von ben Behörden vorge- 
nommenen Slaffifizirung der Betriebe zu einer beftimmten Berufs- 


ı) Wegen de3 Inhalte derjelben wird auf die Rundjchreiben Nro. 8171 und 
8311 berwieen. A. N. I. S. 199. — Vergl. auch Beicheid d. RV.A. Nro. 48. 
A. N. J. ©. 209. 
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genofjenfchaft gehören würben, zu ftreichen, es ſei denn, daß eine 
Verſtändigung mit dem betreffenden Unternehmer und dem proviforifchen 
Vorſtande berjenigen Genofjenfchaft, zu welcher derſelbe überwiefen zu 
werden verlangt, ftattgefunven hätte. Eine folche Verſtändigung prä- 
jubiztrt übrigens dem befinitiven Vorſtande in Betreff ver Aufitellung 
des Ratafters nicht. 

5. Der provtforifche Genoſſenſchaftsvorſtand ift berechtigt, diejenige 
Arbeitshülfe fich zu verjchaffen, ohne welche derſelbe feinen Obliegen 
beiten nicht nachzulommen vermag. Kine dauernde Anftellung von 
Deamten würde indeß über feine Befugniß hinausgehen; hierüber hat 
der definitive Genofienichaftsnorftand innerhalb des von der Genoffen- 
ſchaftsverſammlung feftgefegten Etats — nah einigen Statuten bie 
Senojjenihaftsverfammlung felbft — zu entſcheiden. Ebenſo fteht es 
mit ver Beſchaffung von Geſchäftslokalen ꝛc. Die erforverlichen Mittel 
findet der proviforiihe Genoſſenſchaftsvorſtaud in ven Paufchalbeträgen 
(in ver Regel 50 Bf. für jeve verficherte Perfon), welche ſchon jekt 
nad Bedarf, den Beitimmungen des Statuted entjprechend, eingezagen 
werden können. Der provijorifche Vorſtand hat dabei im Auge zu 
behalten, daß fpäter vie Genojjenfchaftsverjammlung Über die von ihm zu 
Drganifationszweden gemachten Auslagen Beichluß zu fallen Haben wird. 


Erläuterungen: 


1. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es geſetzgeberiſch möglich 
geweſen wäre, die für bie endgültige Errichtung ver Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften erforderlichen drei Generalverfammlungen auf zwei zu teduciren. 
Jedenfalls ift diefe Anzahl ein Erforverniß logiſcher Yolgerichtigkeit. 
Denn eine Beichlußfafjung über das Statut kann erft von einer ge 
nehmigten over nach $ 15 errichteten Genoffenfhaft bewirft werben, 
ſodaß eine Zufammenlegung ver erften und zweiten Generalverjamu- 
lung nicht angängig gewejen wäre. Ebenſo kann aber au die Wahl 
des Vorftandes exit nach erfolgter Genehmigung des Statut9 ftattfinden 
und veßhalb zur Wahl erjt geladen werden, wenn das Statut genehmigt 
it. Die Ladung zur Beichlußfaffung über das Statut muß daher 
noch vom Neich8 » Verjicherungsamte ausgehen, während die Ladung zur 
enpgültigen Wahl der Genoffenfchaftsorgane von dem proviforifchen 
Borftande sorzunehmen tft. Hieraus folgt weiter, daß auch die Ver⸗ 
einigung ver ziweiten und dritten Verfammlung ohne finnwidrige Un- 
zuträgfichfeiten nicht füglich hätte angeordnet werden fünnen. 

Wie man aber auch de lege ferenda venfen mag, jegt liegt ein 
vollzogenes Gefeß vor und das Neich8-Verfiherungsamt ift nicht in 
ber Lage, die Veftimmungen veffelben auf einem Umwege hinfällig zu 
machen. Um jevoh den an fich ſehr erflärlihen Wünfcen ver be— 
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tbeiligten Kreiſe möglichit entgegen zu kommen, will das Reichs - Ver« 
fiherungsamt, fobald in der erjten Generalverfammlung ein das 
Bertrauen ver Berufsgenoffen befigenvder Ausfchuß zur Worberathung 
über das Statut gewählt worden ift, mit biefem gern in Verbindung 
treten und ſchon vor der zweiten Generalverfammlung Stellung zu 
tem von ihm amsgearbeiteten Statutenentwurf nehmen. In Folge 
befien würde es angängig fein, vaß die Betheiligten, zumal wenn fie 
fi) fchon bei der Berathung in ber erften Verfammlung an der Hand 
der vom Reichs » Verficherungsamte bezeichneten, auf jedem Einlavdungs- 
ſchreiben abgedruckten elf Hauptfragen über die wejentlichiten Punkte 
des Statut8 verftändigt haben, was bereits in vielen Fällen geſchehen 
it, von dem perjönlichen Erfcheinen in ber zmeiten Berfammlung Ab- 
ftand nehmen und ftatt deſſen einen ergiebigen Gebrauch von der 
Bevollmächtigung 3. B. der Mitglieder des mit Beratbung des Statuts 
beauftragten Ausichuffes machen. Dann würde dieje zweite Verſamm⸗ 
lung fih nur auf wenige Mitglieder beichränten können und einen 
äußerst fehnellen Verlauf nehmen. Die dritte VBerfammlung würde 
aber auf Einladung des provijorifchen Vorftandes ($ 16) wiederum 
d08 ganze antereile ber Berufsgenofjen beanfprudhen dürfen. 
Beſchd. d. R.V.A. v. 21. Jammar 1885. Nro. 22. A. R. I. ©. 87.) 

2. Die — Frage, „wer als Leiter eines Betriebes im Sinne 
des $ 16 Abſ. 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes zu betrachten ſei“, ift 
nicht nad) beſtimmten allgemeinen Regeln, ſondern nach dem beſtehenden 
dienftlihen Verhältniffe im einzelnen alle zu beurtheilen. Da das 
Geſetz die Vertretung der Berufsgenoſſen in der Genojjenfchafts- 
verfammlung, foweit es unter Wahrung des Genofjenihaftsprinzipes 
geſchehen kann, thunlichit zu erleichtern beabfichtigt, jo iſt ver Begriff 
nicht zur eng zu faffen. Als Leiter im Sinne des Geſetzes wird daher 
nicht nur Derjenige anzufeben fein, welcher die Gefchäftsführung des 
verficherungspflichtigen Betriebes ausſchließlich beforgt, ſondern auch, 
wer mit anderen an der oberften Geihäftsführung Theil nimmt. 

Bon dieſem Gefihtspunft aus kann es im Allgememen nit un- 
zuläffig erfcheinen, ven Leiter einer Abtheilung eines größeren Betriebes, 
z. B. ver Gießerei einer Mafchinen - Anftalt, als Leiter des Betriebes 
im Sinne des Geſetzes zu betrachten. Ebenfo wird es Hinfichtlich der 
Zulaffung des kaufmänniſchen Leiters eines Betriebes zur Vertretung 
des Unternehmers, ſowie Hinfichtlich feiner Wählbarkeit zu den Ehren 
ämtern der Genoſſenſchaft nach näherer Beitimmung des Statuts darauf 
anfommen, ob er thatjächlich zu ven Leitern des Betriebes gehört; da— 
gegen würve auf die Befugnig der Profura = Zeichnung für die bier 


erörterte Frage fein Gewicht zu legen fein. 
(Beſchd. d. R.B.U. Nro. 47. A. N. J. ©. 209.) :) 





ı) Vergl. auch die Erläuterungen F $ 14 el; 3, in specie die Beſcheide des 
RBH. v. 5. Januar 1885. Nro. 18. (U. N. I. ©. 85), v9. uni 1885. (A. N. 1. 
e. 198), v. 5. Januar 1885. Rro. 19. (A. 1 1. ©. 85) u. dv. 21. Januar 1885. 
Rev. 21.(U.N.I. ©. 86.) 
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8 17.3) 


Das Genofienfhaftsftatut muß Beftimmung treffen: 
1. Ueber Namen und Sig der Genoffenihaft; 


1) Die Hier über den nothwendigen Inhalt des Statut vorgejehenen Be⸗ 
ftimmungen werben durch die rundlegende Wichtigkeit des Statut3 für die gejammte 
innere Verwaltung der Genofjenihaft bedingt. Im einzelnen Falle wird hierzu 
Folgendes bemerkt: 

Die Bildung der Gefahrenklafien und die Beftimmung über die Höhe der in 
denfelben zu leiftenden Beiträge (Gefahrentartfe) durch das Statut vorzufchreiben, 
erſcheint nicht zwedmäßig. 

Einerfeit3 hat das Statut vorzugsweiſe die Aufgabe, die allgemeinen Ber- 
hältnifje, die Verwaltungsorganifation der Genofjenihaft und diejenigen Berhält- 
niffe, welche dauernder Natur find, zu regeln, während die Gefahrentarife von 
Beit zu Beit geändert werden müfjen, weil mejentliche Aenderungen der Betrieb3- 
anlagen und Einrichtungen auch auf den Brad der Unfallgefahr von Einfluß find; 
andererfeit3 wird es nur ausnahmsweiſe möglich fein, in der dag Statut berathen- 
den Genofjenihaftsverfammlung bereits definitive Beſchlüſſe über die Bildung der 
Gefahrenklaffen und die Höhe der in denjelben zu leiftenden Beiträge zu faſſen. 
Der Entwurf beſchränkt fich deßhalb darauf, vorzujchreiben, daß das Statut Be— 
ftimmungen über das von den Organen der Genoffenichaft bei der Einihägung 
der Betriebe in die Gefahrentarife und das bei Betriebsveränderungen zu be= 
obachtende Verfahren enthalten muß. Insbeſondere wird zu beftimmen jein, von 
welden Organen bie Einihäßung in die Gefahrentarife vorzunehmen tft, welde 
Angaben die Betriebsunternehmer über ihre Einrichtungen und Anlagen zum 
Zweck der Veranlagung zu machen haben, innerhalb welcher Frijten dies zu ge= 
ichehen bat, in welcher Wetje die Veranlagung zu bewirken ift, wenn die er» 
wähnten Angaben nicht rechtzeitig gemacht worden find, welche Betriebsänderun- 
gen für die Einſchätzung als beftimmend anzujehen find und in welchen Friſten 
diefelben zur Kenntniß der Genofienfchaftsorgane gebracht werden müſſen. Es 
bleibt indefien dem freien Ermefjen der Genoſſenſchaftsverſammlung überlafien, 
auch die allgemeinen Grundſätze, nach welden die Einfchägung in die Gefahren- 
tarife zu bewirken ift, und event. die Tarife jelbit im Statut feitzujegen 

Desgleichen hat das Statut darüber Beitimmung zu treffen, in welcher Weiſe 
und innerhalb welcher Frijten die Betriebsänderungen zur Kenntniß der Genoſſen⸗ 
ihaftsorgane gebracht werden follen. 

In welcher Weife bei Betriebgeinftelungen zu verfahren ijt, Tann unbe- 
denklich der ftatutariihen Regelung überlafjen bleiben. Es empfiehlt fich dieje 
Abweichung gegen den früheren —— ,welcher das Verfahren und insbe⸗ 
ſondere die zur Sicherung der Zahlung der Beiträge am Jahresſchluß zu bemeſſende 
Kaution genau vorſchrieb, um ſo mehr, als die Höhe der Kaution nicht für alle 
Berufsgenoſſenſchaften zu bemeſſen ſein, ſondern ſich nach dem Betrage der vor⸗ 
ausſichtlich zu zahlenden Beiträge richten müſſen wird. 

Um Fürſorge zu treffen, daß die den Mitgliedern der Arbeiterausſchüſſe zu 

ewährenden Sergühungsläge angemefjen und billig normirt werden, foll die Feit- 
—* derſelben durch das Statut erfolgen. 

Die den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu vergütenden Sätze (für baare Aus⸗ 
lagen) werden dagegen durch einfachen, der Abänderung unterworfenen Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeſchluß feitgejegt, weil ein Offentliches Intereſſe an Rormirung diefer Säge 
nicht beiteht und fein Grund vorliegt, die freie Gelbitbeftimmung der Genofjen 
in diefer Beziehung einer Kontrole zu unterwerfen. Nur das ſoll im Statut ge» 
regelt werden, ob im Prinzip den Mitgliedern des Borjtandes oder den Ver⸗ 
trautensmännern eine Entihädigung für den durch Wahrnehmung der Genofjen- 
Ichaftsgejchäfte ihnen erwachſenden Beitnerhuft zu gewähren iſt ($ 25). 

Die durch die Ausdehnung der Verjiherung auf die im 8 2 bezeichneten 
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über Bildung des Genoffenjchaftsvorftandes und über den Umfang 

feiner Befugniffe; 

über die Berufung der Genofienfhaftsverfammlung ſowie über vie 

Art ihrer . Beichlußfaffung ; 

über das Stimmrecht der Mitglieder der Genoſſenſchaft und bie 

Prüfung ihrer Vollmadhten ; 

über das von den Organen der Genofjenfchaft bei der Einſchätzung 

der Betriebe in die Klaſſen des Gefahrentarifs zu beachtende Verfahren ; 

6. über das Verfahren bei Betriebsveränderungen fowie bei Aenderungen 
in der Perjon des Unternehmers ($ 37 letter Abſatz, $ 38, $ 39); 

7. über die Folgen der Betriebseinftellungen, insbejondere über die 
Sicherftellung der Beiträge der Unternehmer, welche den Betrieb ein- 
fiellen ; 

8. über die den Bertretern der verficherten Arbeiter zu gewährenven 
Bergätungsfäge (88 44 Abſ. 4, 8 49 Abi. 2, 8 55 Abf. 1); 

9. über die Aufftellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung ; 

10. über die Ausübung der der Genoſſenſchaft zuftehenden Befugniffe zum 
Erlaß von Vorſchriften behufs der Unfallverhittung und zur Ueber: 
wahung der Betriebe (88 78 ff.); 

11. über die Borausfegungen einer Abänderung des Statuts. 


Durh Cirkular des Reih8-Verfihberungsamtes vom 
20. December 1884 (A. N. J. S. 9) ift behufs Anleitung der Be- 
rufsgenoſſenſchaften bei Aufftelung der Statuten ein Normal-Statut 
veröffentlicht worden. | 


2 pP » Mm 


8 18.1) 


Die Berufsgenoffenfchaften haben einen Reſervefonds anzufammeln. 
An Zufhlägen zur Bildung deſſelben find bei der erftmaligen Umlegung 


Betriebsunternehmer nothwendigen befonderen Beitimmungen follen durch das 
Statut erlaffen werden. 

Diefes wird insbefondere zu beftimmen haben, in welcher Weife die An⸗ 
meldung und das Ausicheiden diefer Perjonen zu bewirken tft, auf welche Weiſe 
der Eintritt der Verficherung feitgejtellt werden ſoll, alſo ob diejelbe z. B. von 
der Eintragung in ein bejonderes Katajter abhängig fein fol, u. |. w. 

(Motive zur Regierungsdvorlage $ 17.) 

1) Die NRegierungssVorlage überließ die Anjammlung des Reſervefonds der 
ftatutarifchen Beitimmung und normirte nur die Höhe auf den Betrag des Jahres- 
betrages, welchen die Genofjenichaft beim Eintritt des Beharrungszuftandes aufzu⸗ 
bringen bat ($ 19 der Vorlage). Der Paragraph iſt in jeiner gegenwärtigen Ge- 
ftalt aus den Berathungen der Kommiflion hervorgegangen. Schon während der 
Diskuffion über $ 10 war aus der Mitte der Kommtifjion eine Vermittelung der 
über die Art der Aufbringung der Koften der Unfallverficherung bervorgetretenen 
Gegenſätze (Anlage- bezw. Kapitaldedungd- und Umla — Bertabren), angeregt 
worden, bahin gehend, den Berufsgenoffenichaften die Anammlung eines Reſerve⸗ 
fonds allgemein zur Pflicht zu machen, durch gefteigerte Beiträge zu demjelben 
die in ben erften Sahren umzulegende Summe zu erhöhen, um auf diefe Weife 


94 I. Abſchnitt. Bildung und Veränderung der Berufsgenofjenichaften. 


ber Entihäpigungsbeträge 300 Prozent, bei der zweiten 200, bei ber 
britten 150, bei ter vierten 100, bei der fünften 80, bet der ſechſten 60 
and von da ab bis zur elften Umlegung jebesmal 10 Prozent weniger 
als Zuſchlag zu den Entihäbigungsbeträgen zu erheben. Nah Ablauf 
ber erften elf Jahre find die Zinfen des Reſervefonds dem letzteren jo lange 
weiter zuzufchlagen, bis dieſer den doppelten Jahresbedarf erreicht has. Iſt 
das lettexe der Fall, jo können die Zinſen infoweit, als der Beitand des 
Refervefonds den laufenden doppelten Jahresbedarf überfteigt, zur Dedung 
der Genoſſenſchaftslaſten verwendet werben. 

Auf Antrag des Genofjenihafts-Borftandes kann die Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung jederzeit weitere Zuſchläge zum Reſervefonds bejchließen, ſowie 
beftimmen, daß berjelbe über ven doppelten Yahresbetrag erhöht werbe. 
Derartige Beichlüffe bepürfen ver Genehmigung des Reich8-Verficherungs- 
amtes. 

In dringenden Bedarfsfällen kann die Genoſſenſchaft mit Genehmigung 
des Reichs⸗Verſicherungsamtes ſchon vorher die Zinſen und erforderlichen 
Falles auch ven Capitalbeſtand des Reſervefonds angreifen. Die Wieder— 
ergänzung erfolgt alsdann nach näherer Anordnung des Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamtes. 


Erläuterungen: 


Die Anlegung des Nefervefonds hat nach Vorſchrift des 8 76 
des Geſetzes zu erfolgen. Die Bildung gefchieht durch prozentuale Zu⸗ 
Ichläge zu venjenigen Beträgen, weldhe an vie Boftverwaltungen ale 
Dedung für die von ihnen geleifteten Vorſchüſſe (SS 69 u. 75) ab- 
zuführen find. Sonftige Koften oder Laften der Verwaltung bleiben 
hierbei unberüdfichtigt. 


8 19.3) 


Das Statut kann die Zuſammenſetzung ver Genoffenichaftsverfammlung 
aus Vertretern, die Eintheilung der Berufsgenoffenfhaft in örtlich abge- 


einen Theil der gegen das Umlageverfahren erhobenen Bedenken zu bejeitigen. 
Demgemäß war zu $ 19 der Vorlage ein Abänderungsantrag geftellt worden. 
Die Einfügung des zweiten Abſatzes wurde in zweiter Veſung beichlofien. 
Der Zweck deilelben tft, den Betriebsunternehmern bezw. der Unfallgenoſſenſchaft 
in den erjten Jahren eine weitergehende Verſtärkung des Reſervefonds zu er» 
mögliden, um durch Benutzung günjtiger Conjuncturen für die Zukunft Sorge 
zu tragen. Zum Schube der Minoritäten ift für derartige Beichlüffe die Ge- 
nehmigung des Neichd-Verficherungsamtes vorgejchrieben. 
(Motive des Kommifjionsberichtes zu 8 18.) 
1J Im Gegenjage zu dem vorigen Gejegentwurf, welcher vorfchrieb, daß die 
Generalverfammlungen der Genofjenichaft aus Abgeordneten zu beitehen hätten, 
welche von den Generalverjanmlungen oder, jofern folcde nicht gebtidet, von den 
Mitgliedern der Genofjenfchaft zu wählen wären, überläßt der gegenwärtige Ent- 
our! in Gemäßheit des in demfelben durchgeführten Prinzipes der Selbitverwaltung 
die Enticheidung über die Zuſammenſetzung der Genofienjchaftsverjanmlungen der 
freien Entſcheidung der Berufsgenofjenihaft. Wird fi) auch im Allgemeinen die 
Einführung einer ftändigen Vertretung der Berufsgenofjenichaften in der Ge⸗ 
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grenzte Sektionen, ſowie die Einfegung von Pertrauensmännern als ört⸗ 
liche Genoſſenſchaftsorgane vorfchreiben. Enthält daſſelbe Borfchriften dieſer 
Art, ſo iſt darin zugleich über die Wahl der Vertreter, über Sitz und 


nofſenſchaftsverſammlung empfehlen, fo liegt doch ein Grund, in dieſer Beziehung 
die freie Selbſtbeſſimmung einzuſchränken, um jo weniger vor, als die Erfahrungen, 
welche bei einzelnen der heitehenden freien wirthſchaftlichen Bereinigumgen gemacht 
worden find, darthun, daß durch die Berechtigung ſämmtlicher Mitglieder, an den 
Generalverfammlungen theilzunehmen, bejondere Schwierigteiten wicht entitehen, 
während die hierdurch bewirkte größere Annäherung der Berufsgenofjenichaiten 
aneinander wejentliche Bortheile bietet. Die Berufdgenoflenichaften werden die 
Theilnahme an den Genofjenfchaftsverfammlungen ihren Mitgliedern um fo eher 
ewähren fünnen, al3 dieſen allgemein geftattet tit, ihre Rechte in den Genoffen- 
Haftsverfammlurgen durh Bevollmächtigte wahrzunehmen. 

Die ränmlihe Ausdehnung der Br BA ec wird in den über» 
wiegend meiften Fällen im Intereſſe der Gefhäftspereinfahung eine Eintheilung 
derjelben in Sektionen notwendig machen; es wird dann Sache des Genoſſen⸗ 
Ihaftsftatuts fein, die Abgrenzung der Detugnifle der Seftionen gegenüber dem 
Boritande und der Generalverfammlung der Genofjenfchaft zu regeln. Hierdurch 
bat die Genofjenichaft es In der Hand, jede im Intereſſe einer jchleunigen und 
ſachlichen Erledigung der Gejhäfte für erforderlich erachtete Degentralijation der 
Serwaltung eintreten zu laffen. 

Die Enticheidung darüber, ob eine Eintheilung der Berufsgenofjenichaften 
in Sektionen nothwendig oder ob das Inſtitut der VBertrauensmänner als Erjag 
der Seltionen oder neben denjelben einzuführen ift, kann ebenfall3 dem Genofien- 
Ihaftsftatut vorbehalten bleiben, wobei die Erfahrungen der freien wirthichaftlichen 
Vereine als zivedmäßiger Anhalt dienen können. 

Die mannigfaden Berjchiedenheiten, welche bezüglich der Verwaltung diejer 
Zereine, deren große Mehrzahl ebenfalld in Sektionen eingetheilt ift, beftehen, 
liefern den Beweis, wie wenig eine einheitlihe Vermwaltungsorganijation für alle 
Derufsgenofienichaften den Intereſſen und Wünfchen der Betheiligten, ſowie den 
praftiichen Bedürfnifjen entiprechen würde. 

Die Einführung des Anftitutes der Vertrauengmänner wird ſich empfehlen, 
wenn die Betriebe wenig Tonzentrirt find und fi über weite Gebiete erjtreden, 
weil dann die Sektionen allein nicht genügen würden, um die Anknüpfung und 
Aufrechterhaltung perjönlicher Beziehungen zwiſchen dem Sektionsvorſtande und 
den Betriebsunternehmern zu ermöglihen. Da die Bezirke der VBertrauensmänner 
ungleich enger begrenzt werden können, jo würden ur die Einſetzung derjelben 
die Verwaltungskoſten fi) erheblih vermindern. Den Bertrauengmännern würde 
die Kontrole über die Schugmaßregeln in den Fabriken und die Mitwirfung bei der 
Seititellung der Unfälle übertragen werden können; außerdem würde denjelben in 
denjenigen Fällen, in welchen Sektionen nicht gebildet find, in denen fie aljo Direct 
unter dem Borftande der Berufsgenofienihaft fungiren, die vorläufige Fürſorge für 
die Verunglüdten und deren Hinterbliebenen zur Pflicht gemacht werden können. 

Ueber die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, ſowie über die 
Wahl derſelben und ihrer Stellvertreter wird ebenfalls das Genofjenichaftsftatut 
Beitimmung zu treffen haben. Es liegt indefjen fein Grund vor, der Genofien- 
ſchaftsverſammlung die Befugniß zu verjagen, die Regelung diejer Angelegenheit 
dem Genofjenichaftsvorftande zu übertragen. 

(Motive zur Regierungsvorlage $ 18. ©. 54.) 

Durch die Einrichtung der Sektionen tft die Möglichleit gegeben, unbeſchadet 
des Einftehens größerer Verbände für die Unfalllaft, den Schwerpunkt der Ver⸗ 
waltung in Kleinere Kreife zu legen; man hat dann in den Genoſſenſchaften breite, 
unbedingt lentungetagige Schultern für Uebernahme der Unfalllaſt und in den 


Sektionen lokale erwaltung, 
(Motive des Kommiſſionsberichts zu $ 18.) 
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Bezirk der Seltionen, über bie Bildung der Sektionsvorſtände und über 
den Umfang ihrer Befugniffe, fowie über die Abgrenzung der Bezirke der 
Bertrauensmänner, die Wahl der letzteren und ihrer Stellvertreter und ben 
Umfang ihrer Befugniffe Beftimmung zu treffen. 

Die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, fowie die Wahl 
ver legteren und ihrer Stellvertreter kann von der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung dem Genofienfhaftsvorftande übertragen werben 1). 


Erläuterungen: 


1. Was zunädft die Stellung der Vertrauensmänner anbetrifft, 
fo ift zu beachten, daß das Geſetz ($ 19 Abſ. 1a. a. DO.) die Ein- 
fegung bverfelben dem Statut .überläßt und daß dieſes, fall die Ein- 
fegung erfolgt, „über die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, 
pie Wahl ver letteren und ihrer Stellvertreter und den Umfang ihrer (d. h. 
ber Vertrauensmänner) Befugniſſe“ Beſtimmung zu treffen hat. Wenn 
im Anfchluffe bieran die ftatutarifchen Beftimmungen — was burd)- 
weg geichehen ift — feine befonveren Begrenzungen für vie Funktionen 
der Stellvertreter feitjegen, fo fteht nach dem Geſetze, falls die ört- 
lihen Verhältniſſe e8 als wünjchenswerth erjcheinen lafjen, nichts ent⸗ 
gegen, dem Bertrauensmann für einen Bezirt mehrere Stellvertreter 
zur Seite zu geben. Dieje würben alvann für gewöhnlich als Hülfs- 
organe des Vertrauensmannes ericheinen, erforderlichen Falles aber auch 
(nad) einer vorher feftzufegenden Anordnung) als Stellvertreter befjelben 
fungiren. Dies hat fih in einigen Fällen für ſolche Bezirke ale 
wünfchenswerth herausgeſtellt, in denen das Vorhandenſein zahlreicher 
fleiner Betriebe deren Detailüberwachung durch einen VBertrauensmann 
unmöglich macht, in denen andererſeits aber die Eigenartigfett der Be- 
triebe die Vereinigung der Ergebnijje ver Ueberwachung in einer Hand 
wünfchenswerth erjcheinen läßt — ein Endzweck, ver durch die Ein- 
jegung mehrerer Vertrauensmänner nicht immer in gleihem Maße er- 
reicht werden fann. 

Es ift ſodann bie befondere Frage aufgeworfen worden, ob es 
zuläffig fei, daß der Bertrauensmann die Ihm obliegenven Funktionen 
auch für feinen eigenen Betrieb ausübe. Unbedenklich wäre e8 ftatthaft, 
dies durch ftatutarifche Feſtſetzung auszufchließen; wo aber eine ſolche 
Beftimmung nicht getroffen ift, kann vie Unzuläffigfett aus dem Geſetz 
nicht hergeleitet werden. Es darf freilich wohl erwartet werden, daß 
der DVertrauensmann in ſolchem Falle feinen Vertreter in Thätigfeit 
treten lafjen wird, um ben zu einer geveihlichen Wirkſamkeit erforber- 
lihen Glauben ver Berufsgenofien an feine Unparteilichteit nicht zu 
gefährden. Uebrigens würden auch auf dem Wege ver genojjenfchaft- 
lihen Verwaltung unfchwer Hanphaben zu finden fein, um etwaigen 
Mißſtänden entgegen zu treten. 

(Beſchlß. d. R.V. A. v. 23. October 1885. Nro. 73. A. N, L ©. 352.) 


1) Vergl. die Erläuterungen am Schluſſe des Kap. 6. 
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2. Seitens einer Berwaltungsbehörde wurde angefragt, nach welchen 
Örundfägen die von den Vertrauensmännern einer Berufsgenofjenfchaft 
beantragte Vereidigung verjelben zu erfolgen habe. 

Nah dem Statut der fraglichen Genofjenfhaft Tiegt den Vers 
trauensmännern unter Anderen ob, die Begutachtung ver Veranlagung 
ver Betriebe zu den Gefahrenflafien, die Mitwirkung bei der Teft- 
ftellung ver nicht rechtzeitig eingefandten Lohn⸗ ꝛc. Nachwetfungen ges 
mäß S 71 Abf. 3 des Unfallverfiherungsgejeßes, ſowie Die Webers 
wachung ver Betriebe ihres Bezirkes in Bezug auf die Befolgung der 
zur Verhütung von Unfällen erlaffenen Vorfchriften (88 82 bis 86 
0. 0. D.). 

Es haben aljo die Vertrauensmänner nach den Beitimmungen bes 
Statuts mehrfache Befugniffe auszuüben, in welchen fie als „Beauf- 
tragte“ der Berufsgenoſſenſchaft im Sinne ver 88 82 ff. erfcheinen. 
Auf diejelben findet daher infofern auch die Vorfchrift Des $ 84a. a. O. 
über die Beeidigung ver Beauftragten Anwendung. 

Als Eivesformel ift die auf Seite 365 der „Amtlichen Nachrichten 
des Neich8-Verfiherungsamtes“ 1885 unter Ziffer 87 Lit. A abge 
drudte Formel für die Vereivigung ver berufsgenofjenfchaftlicden Be⸗ 
auftragten anwendbar. (Siehe viefelbe unter den Erläuterungen zu 
8 84.) (Beichd. d. R.V. A. v. 20. April 1886. Nro. 162. A. N. II. ©. 82.) 


8 20.1) 


Das Genoſſenſchaftsſtatut bedarf zu feiner Gültigkeit ver Genehmigung 
bed Reichs⸗Verſicherungsamtes. 

Gegen die Entſcheidung vefjelben, durch welche die Genehmigung ver- 
jagt wird, findet‘ binnen einer Frift von vier Wochen, vom Tage der Zur- 
ftellung an den provifortfchen Genoſſenſchaftsvorſtand (8 16), die Beſchwerde 
an den Bunbesrath ftatt. 

Wird innerhalb dieſer Frift Beſchwerde nicht eingelegt oder wird bie 
Berjagung der Genehmigung des Statutes vom Bundesrathe aufrecht er- 
halten, jo hat das Neichs-Verfiherungsamt innerhalb vier Wochen bie 
Mitglieder der Genoſſenſchaft zu einer neuen Genofienhaftsverfammlung 
behufs anderweiter Beichlußfaffung über das Statut einzuladen. Wird 
auch dem von diefer Verſammlung bejchlofienen Statut die Genehmigung 
endgültig verjagt, fo wird ein foldhes vom Reichs-Verſicherungsamte erlaffen. 


1) Zur Wahrung des Öffentlichen Intereſſes iſt es nothmendig, die Ges 
nehmigung des Statut3 der mit der Beauflihhtigung der Berufsgenofienfchaften 
betrauten Reichsbehörde — dem Reichd-Verfiherungsamt — zu übertragen. 

Da das Geſetz erft in Kraft treten Tann, wenn für alle Snduftriezweige 
Genoſſenſchaften konſtituirt find, jo ift die äußerſtenfalls eintretende behördliche 
Vefngniß zum Erlaſſe des Statut3 nicht zu entlehnen. 

(Motive zu 8 20 der Negierungsvorlage.) 
.. . An Stelle des Reich?» Verficherungsamtes tritt eventuell dad Landesver- 
fiherungsanıt ($ 92). 
Doehl, Die Unfalls:Berfiherung ıc. 7 
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Abänverungen des Statuts bevürfen der Genehmigung des Reichs⸗ 
Berfiherungsamtes, gegen deren Berfagung binnen einer Friſt von vier 
Wochen die Beſchwerde an ven Bımbesrath zuläffig ift. 


Erläuterungen: 


Mehrere Berufsgenoſſenſchaftsvorſtände reichten in Veranlaſſung 
einzelner von den Genoffenfchaftsverfammlungen befchloffener Aende⸗ 
rungen des Statut8 zum Zwecke ver Genehmigung neugejchriebene 
Exemplare des letteren ein, in welden die Aenderungen an den be- 
treffenden Stellen eingefhoben waren. 

Das Reichs-Verfiherungsamt erwiderte, e8 könne nur die Ab⸗ 
änderungen genehmigen. Die Abünderungen feien in einer zur Ge- 
nehmigung geeigneten Form zufammenzuftellen und mit dem — durch 
Vorlegung ver Belagsblätter, Empfangsicheine 2c. hinfichtlih der Ein- 
ladung zur Genofjenfchaftsverfjammlung fowie des Sitzungsprotokolls 
oder eines vom Vorſtandsvorſitzenden zu beglaubigenden Auszugs aus 
bemfelben zu führenden — Nachweiſe, daß die Beichlüffe geſetz⸗ und 
ſtatnengemaͤß gefaßt worden, dem Reichs-Verſicherungsamte einzu⸗ 
reichen. 

Sollte bei jeder Abänderung des Statuts ſtets ein neues Statut 
genehmigt werden, ſo werde dadurch Verwirrung angerichtet werden im 
Hinblick auf den Zeitpunkt des Beginnes der Wirkſamkeit der Ab⸗ 
änderungen. Bei etwaigem Neudruck des Statuts ſei letzteres in feiner 
urjprüngliden Faſſung abzubruden und bie jpäteren Abänderungen 
darunter zu fegen. In Anmerkungen fönne an betreffender Stelle 
jedesmal auf vie legteren aufmerffam gemacht werben. 

(Beichd. d. R.B.X. ohne Datum Nro. 178. A. NR. II. ©. 124.) 


5. Kapitel. 
Beröffentlihung des Aamens und Bikes der Genoſſenſchaft. 


g 21. 


Nach endgültiger Feftftellung des Statuts hat der Genoſſenſchaftsvor⸗ 
fland durch den NeichSanzeiger befannt zu machen: 

1. den Namen und Sit der Genofjenichaft; 

2. die Bezirke der Seftionen und PVertrauensmänner ; 

3. die Zujammenjegung des Genoſſenſchaftsvorſtandes, der Sektionsvor⸗ 
ftände, fowie die Namen ver Bertrauensmänner und ihrer GStell- 
vertreter. 

Etwaige Aenderungen find in gleicher Weije zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
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6. Kapitel. 
Genoſſenſchaftsvorſtände 1). 
8 22. 


Dem Genoſſenſchaftsvorſtande Liegt die geſammte Verwaltung der Ge- 
nofienfhaft ob, ſoweit nicht einzelne Angelegenheiten durch Geſetz ober 
Statut der Beſchlußnahme der Genofjenfohaftsverfammlung vorbehalten oder 
anderen Organen der Genoſſenſchaft übertragen find. 

Die Beihlußfaffung der Vorſtände Tann in eiligen Fällen durch 


Ichriftliche Abſtimmung erfolgen. 
Der Beihlußnahme der Genofienihaftsverfammlung müſſen vorbes 
halten werben: 


1) Die 88 22—27 enthalten die Beitimmungen über die Genofjenichaftsporftände 
und die Wahl derielben, „joe über die Vertretung der Genoſſenſchaft bei Rechts 
geichäften. Als Legitimation für diefe Vertretung joll die Beicheinigung der höheren 
Berwaltungsbehörde, daß die darin bezeichneten Perfonen den Borftand bilden, 
genügen. Dieſe Beicheinigung ift naturgemäß von derjenigen höheren Verwaltungs⸗ 
behörde auszujtellen, in deren Bezirk der Borftand feinen Sig hat. 

Den allgemeinen Grundfägen der Selbitverwaltung entſprechend wird die Zu- 
billigung einer Entihädigung an die Vorftandsmitglieder und die Bertrauensmänner 
der erutägenofient aft für die Verwaltung ihres Amtes auszujchließen und der- 
felben nur Anfpruch auf Erfat der baaren Auslagen nad) den von der Genoſſenſchafts⸗ 
verfammlung zu beitimmenden Sägen zu gewähren ſein. 

Soweit Beamte zur Bejorgung der Geichäfte der Berufsgenoſſenſchaft ange 
ftellt werden müſſen (Secretäre, Kaſſenführer), wird denfelben jelbftverftändlich eine 
Entichädigung gewährt werden können. Die Stellung diefer Beamten und ihr Ver⸗ 
hältniß zu den ehrenamtlichen Organen der Genoſſenſchaft wird durch das Statut 
oder bejondere Beichlüffe der Genoſſenſchaftsverſammlung zu regeln fein. 

Wenn die Interejlenten ihre Mitwirkung zu der ei Durdführung der 
Unfallverfiherung nothwendigen anne verweigern }ollten, oder wenn die 
Wahl der gefeblichen Drgane einer Genoſſenſchaft überhaupt nicht erfolgt, oder wenn 
dieſe Organe die ihnen gejeglich und nad) dem Genofjenfchaftsitatut obliegenden Auf- 

aben nicht erfüllen, wird das Reich3-Verficherungsamt die Verwaltung der Genoffen- 
haft auf ihre Koften vorübergehend führen müffen. 
(Motive der Regierungs-Vorlage zu $$ 22 ff.) 

Sn der Kommiffion war der Antrag geftellt worden, am Schluſſe des PBara- 
graphen den Zuſatz beizufügen: 

„durch Statut Tann beftimmt werden, daß die Beſorgung beftinmter Geſchäfte 

Beamten übertragen wird. Das Statut bat in diefem Falle die Berantwort- 

lichteit diefer Beamten und der Borftände gegenüber der Genoſſenſchaft abzu- 

grenzen.” 

Diefer Antrag wurde abgelehnt, nicht weil die Majorität der Kommiſſion den 
Berufsgenofjenfchaften nicht das Recht hätte geben wollen, Beamte anzuftellen, — 
man bielt dieſes Recht vielmehr für zweifellos, — fondern um nicht von vornherein 
„ven Generaljecretär in den Vordergrund zu ſchieben“ und die VBorftände zur Ab- 
wälzung ihrer verantwortlichen Thätigfeit auf einen büreaufratiihden Apparat zu 
induziren. ine folhe Abwälzung hielt man für unzuläflig. 

Ein anderer Antrag ſchlug vor, hinter „Organen“ im Abjag 1 „oder Beamten” 
einzuschalten. Auch die hierdurch vorgefchlagene Thetlung der Verantwortlichkeit 
wurde von verſchiedenen Seiten als bedenklich bezeichnet. 

(Motive des Kommiſſionsberichtes zu $ 22.) 
7 * 


’ 
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1. Die Wahl der Mitgliever des Genoſſenſchaftsvorſtande; 
2. Die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung ; 
3. Abänderungen des Statuts. 


Ergänzungen: 


Geſetz betr. die Ausdehnung der Linfallverfiherung ꝛc. vom 
23. Mai 1885. 8 2 Abſ. 39). 


8 23. 


Die Genofjenfhaft wird durch ihren Vorſtand gerihtlih und aufer- 
gerichtlich vertreten. Die Vertretung erftredt ſich auch auf Diejenigen Ge— 
Ihäfte und Rechtshandlungen, für welche nad ven Geſetzen eine Spezial- 
vollmacht erforderlich ift. 

Durch die Geſchäfte, welche der Vorſtand der Genofjenfchaft und bie 
Borftände der Sektionen fowie die Bertrauensmänner innerhalb der Grenzen 
ihrer gejeßlihen und ſtatutariſchen Vollmacht im Namen der Genofjenihaft 
abſchließen, wird bie letztere berechtigt und verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorftände bei Rechtsgeichäften genügt vie Be- 
f&heinigung ver höheren Verwaltungsbehörve, daß die darin bezeichneten 
Perjonen ven Vorſtand bilven. 


Erläuterungen: 


Gemäß $ 23 Abi. 3 des Unfallverfiherungsgefeged genügt zur 
Legitimation der Vorftände die Beicheinigung ver höheren Verwaltungs- 
behörde daß die darin bezeichneten Perfonen den Vorſtand bilden. 
Behufs Information der zuftändigen höheren Verwaltungsbehörve über 
die Zufammenfegung der Vorftänvde ift im $ 31 des Genofienichafts- 
ſtatuts die Beftimmung getroffen worden, daß verjelben über die er- 
folgte Wahl u. ſ. w. binnen drei Wochen Anzeige zu erftatten ift. Bei 
diefer Anzeige wird der höheren PVerwaltungsbehörde das Protokoll 
über die Vollziehung der betreffenden Wahlen in einer vom Vorſtand 
als richtig befcheinigten Abfchrift vorzulegen und allenfall® noch ein 
Eremplar vesjenigen Blattes, in welchem die Veröffentlihung ver 
Wahlergebniffe auf Grund des 8 21 des Unfallverficherungsgefeges 
bezw. $ 31 des Genoſſenſchaftsſtatuts erfolgt ift, mit zu überreichen fein. 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 5. November 1885. Nro. 77. A. N. J. ©. 353.) 


g 24. 


Wählbar zu Mitgliedern der PVorftände und zu PVertrauensmännern 
find nur die ftimmberedhtigten Mitglieder der Genoffenihaft bezw. deren 
gejetlihe Vertreter. Nicht wählbar ift, wer durch gerichtliche Anordnung 
in ber Verfügung über fein Vermögen beichränft ift. 


1) Siehe daffelbe unter den Ergänzungen zu $ 9. (E83 treten hiernach für die 
im $ 1 Abf. 1 bezeichneten Betriebe an Stelle des Genoſſenſchaftsvorſtandes und der 
Generalverjammlung die zu bezeichnenden „Ausführungsbehörden“.) 
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Die Ablehnung der Wahl ift nur aus denſelben Gründen zuläffig, 
aus melden das Amt eines Vormundes abgelehnt werden kann. Eine 
Wiederwahl kann abgelehnt werben). 

Genoſſenſchaftsmitglieder, welche eine Wahl ohne ſolchen Grund ab» 
lehnen, können auf Beihluß der Genofienfhaftsverfammlung für die Dauer 
ber Wahlperiode zu erhöhten Beiträgen bis zum boppelten Betrage heran- 
gezogen werben. 

Das Statut kann beftimmen, daß die von den Unternehmern bevoll- 
mächtigten Leiter ihrer Betriebe zu Mitgliedern der Vorftände und zu 
Bertrauensmännern gewählt werden können 2). 


Erläuterungen: 


1. Die Organijation der Krankenkaſſen auf Grund des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes iſt von berjenigen der Berufsgenofjenfchaften auf 
Grund des Unfallverficherungsgefeges völlig unabhängig, Es fchließt 
die Wahl zum Vorftande einer Orts» ꝛc. Krankenkaſſe den Unternehmer 
weder von der Wahl in den Vorſtand einer Berufsgenofjenfchaft oder 
Genofjenihaftsjeftion over von der Berufung als VBertrauensmann 
aus, noch berechtigt fie zur Ablehnung eines dieſer Aemter. 

Für die Ablehnung einer Wahl zu den leßteren iſt ausſchließlich 
8 24 Abf. 2 des Lnfallverjicherungsgefeges maßgebend. 

(Beichd. d. R.B.N. v. 10. Juli 1885. Nro. 41. U. R.I. ©. 202.) 


2. Hinfichtlich der örtlichen Wirkſamkeit ver Gefege ift als Nechts- 
grundjag in Theorie und Praris anerkannt, daß NRechtsverhältniffe, 
welche die Rechts- und Handlungsfähigleit ver Individuen, veren 
Familienſtellung und Stand, aljo ven perjönlichen NRechtszuftann bes 
treffen, nach dem Rechte des Domizils zu beurtheilen find. 

Demgemäß ift die Berechtigung einer auf Grund des $ 24 Abf. 2 
bezw. 8 49 Abf. 2 erfolgenden Ablehnung der Wahl ale Vorſtands⸗ 
mitglied, Vertrauensmann over Beiſitzer des Schiensgerichtes nach dem⸗ 
jenigen Rechte zu beurtheilen, welche an dem Domizil, d. h. dem 
feften Wohnfik des Gewählten, in Kraft fteht. 

(Beichd. d. R.B.X. v. 18. September 1885. Nro. 59. A. N. I. ©. 290.) 


| Im Preußiſchen Staate fünnen vie Uebernahme einer VBormund- 
ichaft ablehnen: 


ı) Der Schlußſatz im zweiten Alinea ift aus der Kommiffion hervorgegangen. 
Er war das Ergebniß einer längeren Diskuſſion, in welcher jehr lebhaft dafür ein- 
getreten wurde, überhaupt jeden Zwang zur Annahme einer Wahl aus dem Geſetz 
zu entfernen. Diefe Vorjchläge ftießen jedoch auf Widerfpruh der Kommiſſions⸗ 
mehrheit und der Regierungsvertreter. Dagegen erſchien es billig, um nicht Einzelne 
allzuſchwer zu belajten, die Ablehnung einer Wiederwahl zu geſtatten. 
(Motive des Kommiſſionsberichtes zu 8 24.) 
2) Auch der legte Sag tft von der Kommiſſion Hinzugefügt. Er enthält eine 
Ausdehnung des zu $ 14 gefaßten Beſchluſſes. 
(Motive de3 Kommifjionsberichtes zu 8 24.) 
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1. Weibliche Perfonen ; 
2. wer das fechszigfte Lebensjahr überjchritten hat; 
3. wer bereits mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegichaft führt; 
4. wer an einer die orbnungsmäßige Führung der Vormundſchaft 
hindernden Krankheit leivet; 
9. wer nicht im Bezirke des Vormundfchaftsgerichtes feinen Wohn⸗ 
fig hat; 
6. wer nah Maßgabe des $ 58 zur Stellung einer Sicherheit an⸗ 
gehalten wird; 
7. wer fünf oder mehr minderjährige Kinder hat. 
Die Führung einer Gegenvormundfchaft fteht im Sinne der Niro. 3 
der Führung einer Vormundſchaft over Pflegichaft nicht gleich. 
(Vormundſchafts⸗Ordng. v. 5. Juli 1875. 8 23. G.©. ©. 481.) 


3. Die Verweigerung der Annahme eines eingefchriebenen Briefes 
Seitens eines Berufsgenofien, welchem durch dieſen Brief feine Wahl 
zu einem Genofjenfchaftsamte angezeigt werben follte, ift einer Ab- 
lehnung der Wahl ohne gefeglichen Grund im Sinne des $ 24 Abf. 2 
und 3 des Unfallverficherungsgefeges nicht gleich zu erachten. Die 
Auftelung des Benachrichtigungsichreibens ift vielmehr durch Ver⸗ 
mittelung der zuftändigen unteren Verwaltungsbehörde oder Ortspolizei⸗ 
behörde zu bewirken. 

(Beichd. d.R.B.X. v. 15. November 1885. Nro. 82. UN. I. ©. 364.) 


4. In einem zur Sprache gebrachten Falle hatte der Konkurs⸗ 
verwalter feinen Profuriften zum bevollmächtigten Leiter des Betriebes 
einer in Konkurs geratbenen Altiengefellfchaft ernannt. Der lebtere 
war fodann zum ftellvertretenden Bertrauensmann gewählt. “Die 
Gültigkeit dieſer Wahl ift angefochten worden, weil der Ernannte nicht 
Beamter des fraglichen Betriebes, ſondern des Konkursverwalters, fei, 
überdies der von ihm zu vertretende Betrieb ſich im Konkurs befinde. 

Das Reichöverfiherungsamt erachtet die Anfechtung der Wahl aus 
folgenden Gründen nicht für gerechtfertigt. Wie die — in dem vor- 
liegenden Falle unzweifelhafte — Berficherungspflicht auf dem Betriebe 
als folchem beruht ($ 37 Abf. 1 d. Geſetzes), wenn fie auch gegen 
die Perfon des Betriebsunternehmers, der Firma ꝛc. zur Geltung ges 
bracht wird, fo entfpringen auch vie betreffenden berufsgenojjenichaft- 
lichen Rechte aus dem Betriebsunternehmen ohne Rückſicht auf die 
jeweilige Vertretung vefjelben. Wenn ſomit die im Konkurs befind⸗ 
liche Linternehmerin des in Rede ftehenven Betriebes gegenwärtig nach 
Maßgabe ver Konkurs-Ordnung durch den Konkursverwalter geſetzlich 
vertreten wird ($ 24 Abſ. la. a. O., vergl. 8 22 Abf. 1 des Statuts), 
jo tft der lettere auch befugt, fo lange er geſetzlich den Betrieb ver- 
tritt, einen Leiter veffelben an feiner Statt zu beftellen und dieſer 
bevolfmächtigte Leiter iſt nach $ 24 Abf. 4 des Gefekes bezw. $ 30 
des Statutd wählbar für das Amt eine Vertrauensmannes. 

Somit tft die Wahl des Betreffenden nach dieſer Richtung hin, 
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da feine Eigenfchaft als bevollmächtigter Betriebsleiter nicht zweifelhaft 
tft, für ungültig nicht zu erachten und daß verjelbe durch gerichtliche 
Anordnung in der Verfügung über fein Vermögen bejchränft jet (8 24 
Abſ. 1) ift nicht behauptet worden. Das Geſetz zieht aber letzteren 
Umstand nur als perfönliche Eigenfchaft des zu Wählenden in Betracht. 
(Beihd. d. R.B.A. Nro. 69. A. N. J. ©. 344.) 


5. In den Statuten der Berufsgenofjenfchaften ift für die Amtes 
führung der Genoffenfhaftse- und Sektionsvorſtandsmitglieder fowie ver 
Bertrauensmänner eine nach Jahresfriſt bemefjene ‘Dauer vworgefehen. 
Sm Hinblid Hierauf ift Seitens mehrerer Genofjenfchaftsvorftänve vie 
Frage angeregt worben, von welchen Terminen an die erwähnten Jahres» 
friften zu berechnen find, ob von dem Tage bes völligen Inkrafttretene 
des Gefeges, d. i. dem 1. October 1885, oder dem Tage ver jepes- 
maligen Wahl, oder von dem DBeginne des NRechnungsjahres, dem 
1. Januar jeden Jahres, wobei in Frage komme, ob das letzte Quartal 
des Yahres 1885 als ein Jahr zu gelten habe, over nicht. 


Das Reichs» Verfiherungsamt glaubt aus dieſem Anlaß den Ges 
noffenfchaftsvorftänden anheim geben zu follen, vie Frage auf den 
bevorſtehenden ordentlichen Genofjenfchaftsnerfammlungen foweit ers 
forderlih zum Austrage zu bringen, wobei feinerjeit® als Zeitpunkt 
für den Uebergang der genofjenihaftlichen Ehrenämter auf die Neu« 
gewählten ver 1. October 1885 in Vorſchlag gebracht wird. 


Diefer Zeitpunkt knüpft nicht nur hiſtoriſch an das Inslebentreten 
der Unfallverfiherung an, ſondern empfiehlt ſich auch aus dem prak⸗ 
tifchen Grunde, weil in allen Genofjenfchaften ftatutenmäßig vie Ge⸗ 
noffenichaftsverfammlungen ſpäteſtens im Monat Juni ftattzufinden 
haben, und demnach bei Neuwahlen ven bisherigen Genoffenfchafts- 
organen die angemefjene und ausreichende Frift von mindeſtens drei 
Monaten zur Abwidelung ver von ihnen vorbereiteten oder wenigſtens 
unter ihrer Mitwirkung gefaßten Beichlüffe und zur Uebergabe ver 
Geſchäfte an die Neugewählten bleibt. 


Außerdem ift e8 erwünfcht, daß für die Hier in Rede ftehenven 
Aemter viejelben Termine innegehalten werden, welche für die Wahl- 
periode der Arbeitervertreter und ber Schtensgerichtsbeifiker im 8 17 
des Wahlregulativs vom 26. September 1885 (A. N. I. S. 244) vor- 
geſehen find. 

Mehrere Vorftanpsmitglieder, mit welchen vie Angelegenheit hier 
gelegentlih mündlich erörtert worden iſt, haben fich übereinftimmenb 
in dem vorftiehenden Sinne ausgeſprochen, indem ſie gegenüber dem 
Feithalten an ven einzelnen Tagen ver ausnahmslos vor dem 1. Octo⸗ 
ber 1885, alfo vor dem Beginn der eigentlichen Thätigfeit der meiften 
Genofjenfhaftsorgane gethätigten Wahlen geltend machten, daß damit 
eine auf Zufälligkeit beruhende, fehr unerwünfchte Verſchiedenheit inner- 
halb ver einzelnen Berufsgenofienfchaften zu einer dauernden gemacht 
werbe, während gegen vie Regelung im Anſchluß an das Gefchäftsjahr 
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der Berufsgenofjenfhaften in Betracht komme, daß die mit vem Jahres⸗ 
ablauf erfahrungsmäßig verbundene Häufung der bürgerlichen Geſchäfte 
den neugewählten Genofjenfchaftsorganen vie gleichzeitige Hebernahme 
der genoffenfchaftlichen Gefchäfte erſchweren würde. 

(Godſchrbn. d. R.B.U. dv. 10. Mai 1886. A. N. II. ©. 76.) 


6. Auf Anfrage, ob das Ausſcheiden eines Genofjenichaftsmitglienes 
aus einer zur Berufsgenoffenihaft gehörenden Firma au die Unfähig- 
feit zur Fortführung des von bemfelben befleiveten berufsgenoſſen⸗ 
Ichaftlichen Amtes nach ſich ziehe, wird entſchieden: 

Nah 8 24 Abf. 1 des Unfallverficherungsgefeges find zu Mit⸗ 
gliedern der Vorſtände und zu Vertrauensmännern nur bie ſtimm⸗ 
berechtigten Mitglieder ver Genofjenfchaft bezw. deren gejegliche Ver- 
treter wählbar; nah 8 34 Abi. 1 a. a. DO. können als Mitglieder ver 
Genoſſenſchaft nur die Unternehmer eines im Bezirke verjelben belegenen 
Betriebes derjenigen Impuftriezweige, für welche die Genofjenfchaft er- 
richtet ift, gelten. 

Sobald hiernach die Vorausfegungen der Wählbarkeit fortfallen, 
erlischt gleichzeitig auch die Fähigkeit das Genofjenfchaftsamt zu befleiven. 

(Entichd. d. R.B.N. v. 18. Mat 1886. Nro. 169. U. R. II. ©. 91.) 


8 25. 


Die Mitgliever der Vorftände und die Vertrauensmänner verwalten 
ihr Amt als unentgeltlihes Ehrenamt, fofern nicht durch das Statut eine 
Entihädigung für den durch Wahrnehmung der Genoflenihaftsgeichäfte 
ihnen erwachjenden Zeitverluft beftimmt wird 1), Baare Auslagen werben 
ihnen von der Genoſſenſchaft erjegt und zwar, ſoweit fie in Reiſekoſten 
beftehen, nach feiten, von der Genoffenfhaftsverfammlung zu beſtimmenden 
Sätzen ?). 


8 26. 


Die Mitgliever der Vorſtände, jowie die VBertrauensmänner haften 
der Genoſſenſchaft für treue Geihäftsverwaltung wie Vormünder ihren 
Mündeln 3). 


1) Diejer Zuſatz wurde durch Kommiſſionsbeſchluß gemacht, um auch zu er- 
möglichen, daß nicht vermögenden, aber befähigten Senotfenichnftsmitgliedern die 
Ger häftsführung übertragen werden könne. (Kommiſſ.⸗Bericht ©. 83.) 

2) Da das Geſet eine Beſchränkung nicht vorjieht, ijt anzunehmen, daß die 
Genoflenichaften, weil fie nad) $ 16 die innere Verwaltung jelbit regeln, die Ent- 
ſchädigung für den Beitverluft auch in einem Pauſchquantum, einem firirten Jahres- 
betrag, bewilligen fönnen. Ein derartiger firirter Betrag trägt nicht den Charakter 
eines Gehaltes (— einer Entichädigung für die mit dem Amte verbundene Müh- 
waltung —) fondern nur den der Entichädigung für gehabten Zeitverluit. 

3) Die bezügliden Beitimmungen der Preußiſchen Vormundſchafts— 
Ordnung vom 5. Juli 1875 lauten: 

„Ss 32. Der Bormund zc. haftet für die Sorgfalt, welche ein ordentlicher 
Hausvater auf feine eigenen Angelegenheiten verwendet. 

Die Einrede der Theilung unter mehreren Berhafteten ift ausgeſchloſſen. 
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Mitglieder der Vorſtände fowie Vertrauensmänner, welche abfichtlich 
zum Nachtheil der Genoffenfhaft handeln, ımterliegen der Strafbeftimmung 
des 8 266 des Strafgeſetzbuches 1). 


8 97, 


So lange die Wahl der gejetlihen Organe einer Genoflenihaft 
nicht zu Stande kommt, jo lange ferner diefe Organe die Erfüllung ihrer 
gejeglihen oder ftatutarifchen Obliegenheiten verweigern, hat das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt die letteren auf Koften der Genofjenihaft wahrzunehmen 
oder durch Beauftragte wahrnehmen zu laſſen. 


Erläuterungen: 


1. Wenn das Unfallverfiherungsgefeß bezw. die Genoffenfchafts- 
ftatuten Erjagmänner (ver Delegirten- und der Genofjenfchafts- 
bezw. der Seftionsvorftandsmitgliever) und Stellvertreter (ver 
Bertrauensmänner und SchiedsgerichtSbeifiger) unterfcheiven, fo iſt zu 
beachten, daß die erjteren ausfchließlih bei denjenigen Organen vor- 
gejehen find, welche vie Genofjenfchaft rechtlich verpflichten bezw. nad) 
außen hin vertreten, Hinfichtlih deren deßhalb im Intereffe der ge= 
fiherten ununterbrodhenen Repräfentation der Genoſſenſchaft Sorge 
getragen werden mußte, daß eine entjtehbende Lücke nicht nur im Wege 
momentaner Stellvertretung ausgefüllt, fondern im Wege bauernden 
Erſatzes gänzlich befeitigt werde. 

Die Stellvertreter dagegen find Berfonen, welche nicht andere 
erjegen, fondern nur in DBehinberungsfällen an deren Stelle treten 
follen, mag dieſe Behinderung von geringerer over erheblicherer Dauer 
fein; nah Hebung der Hinderungsgründe tritt der Vertretene von 
ſelbſt wieder in feine Funktion ein. 

Daraus darf inveffen nicht gefolgert werben, daß Erſatzmänner 
nicht auch befugt feien, bei bloßen Behinverungsfällen als Stellvertreter 
zu fungiren. Wer einen Andern unter gewiſſen Umſtänden und 


$ 39. 2c. Verjäumt oder verzögert der Bormund die Anlegung von Geldern, 
jo muß er die anzulegende Summe mit ſechs vom Hundert jährlid) verzinjen. 

Der Bormund darf Bermögendgegenftände bes Mündels nicht in feinem Nutzen 
verwenden. Er hat das trogdem in jeinem Nutzen verwendete Geld von der Ver- 
wendung an zu verzinjen. Den Zinsfuß beitinnmt das Bormundjchaftsgericht nach 
feinem Ermefjen auf acht bis zwanzig vom Hundert. 

Eine Hypothek oder Grundſchuld, welche auf einem Grundftüd des Bormundes 
Baftet, darf derjelbe für den Mündel nicht erwerben.” 

1) Die Hier in Betracht kommende Beftimmung des Strafgefegbuches lautet: 

8 266. „Wegen Untreue werden mit Gefängniß, neben welchem auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden kann, beitraft: 

Bormünder 2c. wenn jie abſihiuic zum gRachtheil der ihrer Aufficht anver- 
trauten Perjonen oder Sachen handeln zc. 

Wird die Untreue begangen um fich oder einem Anderen einen Bermögens- 
vortheil zu beichaffen, fo kann neben der Gefängnißitrafe auf Gelditrafe bis zu 
dreitaufend Mark erlannt werden. 
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dauernd zu erfegen in ver Tage ift, bat unter allen Umftänven die Be- 
fugniß, auch zeitweilig deſſen Stelle zu vertreten. 
(Beichd. d. R.B.U. v. 10. September 1885. Nro. 52. U. N. I. ©. 288.) 


2. Ein auftragswetjes Eintreten des Gefchäftsführers für den 
Sektionsvorſtand oder feinen Vorfigenden ift in denjenigen Fällen für 
unzuläffig zu erachten, in welchen vie bezeichneten Genofjenfchaftsorgane 
eine ihmen durch Geſetz oder Statut übertragene Funktion ausüben. 

Hierher gehört u. a. die Begutachtung von Unfallverhütungsvor=- 
ſchriften ($ 78 Abf. 3 des Geſetzes), die Feftitellung von Entſchädigungen 
($ 43 des Statut8), vie Veranlagung der Betriebe zu den Klaſſen des 
Gefahrentarif8 (8 36 daſelbſt), die Abſchließung von Verträgen mit 
Aerzten und Krankenkaſſen u. |. w., endlich alle fonftigen Funktionen, 
welche auf Grund des 8 19 des Geſetzes den Seltionsvorftänden über- 
tragen find. In diefen Fällen, fowie überhaupt bei jeder Vertretung 
der Sektionen nach außen, muß ſchon nad der Beitimmung im 8 17 
des Statuts, welche laut $ 283 daſelbſt auch für ven Seftiond-Vorjtand 
maßgebend tjt, die Unterjchrift des Vorſitzenden oder eines Stellver- 
treter8 defjelben und eines weiteren Vorſtandsmitgliedes erfordert wer- 
den. Eine Stellvertretung der Vorftandsmitglieder durch den Geſchäfts⸗ 
führer tft in dieſen Fällen aber auch, abgefeben vom Statut, um des⸗ 
willen ausgejchloffen, weil die dem öffentlichen Rechte angehörenden 
ehrenamtlichen Funktionen des Vorſtandes durch eine Privatvollmacht 
auf eine außerhalb des Vorſtandes ftehende Perſon nicht übertragen 
werden können. | 

Die Thätigleit des Gejchäftsführers der Sektion wird fich hier⸗ 
nad, abgefehen von der internen Bearbeitung, welche ihm Hinfichtlich 
aller Angelegenheiten übertragen werden kann, nach Außen im Wefents- 
lichen auf die Unterzeichnung verjenigen Korrefpondenzen zu beichränfen 
haben, welche nicht zu ven oben gefennzeichneten gehören und an fich 
nicht rechtsverbindlicher Natur find, und jedenfalls ſolche Schriftftücke 
nicht umfaſſen, welche an Behörden gerichtet find. Da übrigens nad 
den oben erörterten Grundſätzen unter den Vorftanpsmitglievern felbft 
eine umfafjende Gefchäftsvertheilung und wechfelfeitige Stellvertretung 
eingeführt werben Tann, ift au ein Bedürfniß nad weiterer Ausveh- 
nung der Befugniffe des Gejchäftsführers nicht anzuerfennen. Bon 
Erörterung der Frage, wie die Führung der Legitimation des Gefchäfts- 
führers zu vereinfachen fei, fann hiernach abgefehen werben. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 17. Oftober 1885. Nro. 61. A. N. I. ©. 340.) 

3. Was die Befugniß der Vorfitenden der Seftionsvorftände an— 
belangt, Namens des Vorſtandes über Poftfendungen zu quittiren, fo 
bedarf e8 einer befonderen Bejcheinigung hierüber nicht, vielmehr find 
hierfür die Beftimmungen des Statuts maßgebend, welches ver Die 
Legitimation prüfenden Behörde eventuell vorzulegen fein wird. 

Nah 88 16 und 27 des Statut kann Übrigens der Vorſitzende 
nicht allein, fondern nur in Gemeinfchaft mit einem anderen Vorſtands⸗ 
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mitgliede für den Sektionsvorſtand quittiren. Der Vorftand ift jedoch 
für berechtigt zu erachten, ven Vorfigenvden oder einen Beauftragten zur 
Annahme und Quittungsleiftung binfichtlih der Poſt⸗-Geldſendungen 
mittelft Poſtvollmacht zu ermächtigen. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 5. November 1885. Nro. 77. A. N. I. ©. 353.) 


7. Rapitel. 
Bildung der Gefahrenklaffen V. 
8 28. 


Durch die Genofjenfhaftsverfammlung find für die zur Genoſſenſchaft 
gehörigen Betriebe je nad) dem Grade der mit denjelben verbundenen Un- 
fallgefahr entfprechende Gefahrenklaſſen zu bilden und über Die Höhe ber 
in benjelben zu leiftenden Beiträge (Gefahrentarif) Beftimmung zu treffen. 


1) Der gegenwärtige Entwurf will die größere oder geringere Unfallgefahr für 
die Leiftungen der einzelnen Betriebe zu den Koften der Unfallverfiherung maß- 
gebend fein laffen. Es entipricht dies der Billigkeit, da die Unfallgefahr nicht bloß 
in den einzelnen Induftrieziweigen, jondern auch innerhalb derfelben je nach der 

rößeren oder geringeren Bolllommenheit der Betriebseinrichtungen eine ber- 
Shiedene tt. Bu biefem Behufe wird den Berufsgenofjenihaften die Aufitellung 
von Gefahrentarifen vorzufchreiben ſein, in deren einzelnen Klaſſen die Beiträge 
nah dem Maße der Unfallgefahr verichieden abgeftuft werden. Hierbei wird ſich 
eine möglichft ſcharfe Abgrenzung der Klaſſen, indbejondere nad) äußerlich erfenn- 
baren Merkmalen empfehlen, um den Mitgliedern der Genoflenichaft eine gewiſſe 
Kontrole über die Richtigkeit der Veranlagung der einzelnen Betriebe zu derjelben 
zu ermöglichen. Andererſeits aber ift e8 den Genofjenichaften unbenommen, bei 
en Veranlagung eine weitgehende Individualiſirung der Betriebe eintreten zu 
aſſen. 
Um die kleinen und weniger gefährlichen Betriebe vor einer zu ſtarken Heran⸗ 
ziehung zu den Koſten der Unfallverſicherung im Verhältniß zu den größeren und 
gefährlicheren Betrieben zu ſchützen, ſoll die Feſtſtellung des Tarifs der Genehmigung 
des Reichsverſicherungsamtes unterliegen. 

Da die Aufſtellung eines Gefahrentarifs obligatoriſch und ohne dieſelbe eine 
Umlegung der Mitgliederbeiträge nicht möglich iſt, ſo kann eine Beſtimmung, daß 
dieſer Tarif vom Reichs⸗Verſicherungsamt feſtzuſetzen ift, wenn die mit der Auf- 
ftellung defielben betrauten Organe der Genofjenichaft fi) defien weigern oder einen 
Tarif aufitellen, deflen Genehmigung Seitens der Behörde verfagt werden muß, 
nicht entbehrt werden. Auch in diefem Falle jedoch joll das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt verpflichtet jein, das mit der Aufftellung des Tarifs betraute Organ der Ge- 
noſſenſchaft vorher zu hören, um demfelben Gelegenheit zu geben, die von der Be- 
hörde erhobenen Anſtände zu bejeitigen. 

Mit Rüdfiht darauf, daß die Erfahrungen über den Umfang der Unfallgefahr 
in den einzelnen Induſtriezweigen und Betriebsarten noch nicht abgeſchloſſen find, 
auch niemals fein werden, tft die periodtiche Revifion der vorgenommenen Ein- 
theilung und der nad) Gefahrenklaſſen zu bewirkenden ae der Beiträge vor⸗ 
gejehen. Aus dem angegebenen Grunde werden die Beichlüfle der Genoſſenſchafts⸗ 
verfammlungen über die Verwerthung der Ergebniffe dieſer Nevijionen gleichfall3 
der behördlichen Genehmigung zu unterwerfen fein. 

(MotivedesEntwurfesg 28. ©. 55.) 
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Durch Beihluß der Genoffenfhaftsverfammlung kann die Aufftellung 
und Aenderung des Gefahrentarif3 einem Ausſchuſſe oder dem Vorſtande 
übertragen werben. 

Die Aufftellung und Abänderung des Tarifs bedarf der Genehmigung 
des Neichs-Berfiherungsamtes. Wird ein Gefahrentarif von der Genoſſen⸗ 
ihaft innerhalb einer vom Reichs-Verſicherungsamt zu beftimmenben Friſt 
nicht aufgeftellt oder dem aufgeftellten die Genehmigung verfagt, jo hat das 
Reichs⸗Verſicherungsamt nad) Anhörung der mit der Aufftellung beauftragten 
Drgane der Genoffenihaft den Tarif ſelbſt feftzujegen. 

Die Veranlagung der Betriebe zu den einzelnen Gefahrenklaſſen liegt 
nad näherer Beſtimmung des Statuts ($ 17) den Organen der Genofjen- 
ihaft ob. Gegen die Beranlagung fteht dem Betriebsunternehmer binnen einer 
Frift von zwei Wochen die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt zu. 

Der Gefahrentarif ift nach Ablauf von längftens zwei Rehnungsjahren 
und ſodann mindeftens von fünf zu fünf Jahren unter Berüdjichtigung ver 
in den einzelnen Betrieben vorgefommenen Unfälle einer Revifion zu unter- 
ziehen. Die Ergebniffe verjelben find mit dem Berzeichniffe der in ben 
einzelnen Betrieben vorgelommenen, auf Grund diejes Geſetzes zu entſchä⸗ 
digenden Unfälle ver Genofjenihaftsverfammlung zur Beihlußfeffung über 
die Beibehaltung over Aenderung der bisherigen Gefahrenklafien oder Ge— 
fahrentarife vorzulegen. Die Genoffenihaftsverfammlung kann den Unter- 
nehmern nad) Maßgabe der in ihren Betrieben vorgelommenen Unfälle für 
die nächte Periode Zufchläge auferlegen oder Nachläffe bewilligen. Die 
über die Nenderung der biöherigen Gefahrenflaffen oder Gefahrentarife ge— 
faßten Beichlüffe bepürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Reichs— 
Berfiherungsamtes; demſelben ift das Verzeichniß der vorgefommenen Un— 
fälle vorzulegen. | 


Sn legten Abjag wurde von der Kommiſſion ein Zuſatz beichlojfen. Derielbe 
bezwedt einmal eine Vermehrung der objektiven Kriterien der Einihäßung und 
damit eine Steigerung der Individualifirung und ſoll dem Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amt jeine Aufgabe erleichtern. Er knüpft ferner das eigenste Intereſſe des Unter« 
nehmers an die möglidhite Verhütung von Unfällen, indem er der Genofjenjchafts- 
verjammlung das Recht giebt, nad Maßgabe der in den einzelnen Betrieben wirt- 
lich vorgefommenen Unfälle, Bujchläge aufzuerlegen oder Nacjläffe zu bemwilligen. 

Bet der hierüber geführten Diskuffion äußerten die Fürjprecher des Syſtems 
der privaten Verficherung nochmals ihre Ueberzeugung, daß eine individualifirende 
Einihägung durch Staatlich organifirte Zwangsgenoſſenſchaften nicht möglich ſei, 
eine folche jeße jahrelange Hebung und Beobachtung voraus, eine bloße Vermehrung 
der Gefahrenklaſſen reiche nicht hin, wichtiger als die objektiven Momente, Bes 
trieb3einrichtungen und Nehnliches, fei der Charakter des Unternehmers u. j. mw. 

Negierungsfeitig wurde ausgeführt, die Individualiſirung könne durch die 
Butheilung in die Gefahrenkflafien auf Grund rein jubjeltiver Eigenfchaften der 
Betriebunternehmer oder ihrer Betriebsperſonen nicht angänglich fein, aber die 
Genoſſenſchaften könnten jo viele Gefahrenklaſſen aufitellen, wie fie wollten, und 
dabei alle differentiellen Verhältniffe zum Ausdrud bringen. Die Genofjenjchaft3- 
verſammlung könne Verjicherungstechniter zuziehen, wenn jie es für nöthig Halte, 
jie könne Nebenibetriebe welche Einfluß auf die Gefährlichleit des Hauptbetriebeg 
haben, berüdfichtigen u. j. w. Etwaige Unbilligfeiten der Einſchätzung Tönnten 
durch die im lebten Alinea vorgejehene Tarifrevijion ausgeglichen werden. 

(Motive des Kommiſſionsberichtes zu 8 28. ©. 56.) 
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®&rläuterungen: 


1. Nah 8 28 des Unfaliverfiherungsgefeges würde e8 nicht un⸗ 
zuläflig fein, die verfchievdenen Abtheilungen eines Betriebes in ver- 
fchievene Gefahrenflaffen einzufhäten. Cine jolhe Einrichtung würde 
aber die Umlegung ver Beiträge der Genoffenfchaftsmitgliever (vergl. 
S 10 und 8 71 ff.) mwefentlich erſchweren und bei Betrieben, in denen 
ein Theil ver Arbeiter bald in dieſem bald in jenem Betriebstheile bes 
jchäftigt wird, würbe die Aufitellung zutreffender Lohnnachweiſungen für 
die verfchievenen Gefahrenabtheilungen einem gewilfenhaften Betriebs⸗ 
unternehmer ganz unverhältnigmäßige Schwierigkeiten bereiten. 

Das Reichs⸗-Verſicherungsamt glaubt, daß fich recht wohl für einen 
Betrieb, deſſen einzelne Haupttheile verfchieden gefährlich find, z. B. für 
ein größeres Meſſingwerk, eine Durchſchnittsgefahrenziffer auffinden läßt, 
durch welche der Betrieb von anderen Betrieben, 3. B. von anderen 
Meffingwerken, deren Gefahrenverhältniffe andere find, unterſchieden 
wird. So kann ein Meffingwerf mit der Durchfchnittsgefahrenziffer X 
der Gefahrenflaffe I, ein folhes mit ver Durchſchnittsgefahrenziffer V 
der Gefahrenklaſſe III des Tarifs überwiefen werben u. f. w. 

Der Gefahrentarif oder eine Erläuterung deffelben müßte für 
ſolche Fälle allerdings wenigftens im Allgemeinen vie Gefichtspunfte an- 
geben, welche für die Durchfchnittsgefahrenziffern maßgebend fein follen, 


und zwar fämen hierfür einerjeits objektive Gefahrenmomente, anderer⸗ 


ſeits die Anzahl ver in verfchlevenen gefährlichen Abtheilungen ber 
Tchäftigten Perfonen bezw. die Gefammthöhe ber in denſelben verdienten 
Löhne in Betracht. Ä 

(Beichd. d. R.B.U. v. 8. September 1885. Nro. 51. A. N. I. ©. 287.)1) 


2. Der Genoffenfchaftsvoritand hat die Abficht zu erfennen gegeben, 
bei Aufftellung des Gefahrentarifs die Frage in Erwägung zu ziehen, 
ob es fich empfehle, die mit Dampfleifeln verfehenen Betriebe derjenigen 
Genoſſenſchaftsmitglieder, welche einem beftimmten Dampffejjel-Revijione- 
vereine nicht angehören, einer höheren Gefahrenklaſſe zu überweijen, als 
pie jenem Vereine angehörenvden Betriebe. 

Hierauf wird unter Hinweis auf $ 28 Abi. 3 des Geſetzes vor- 
forglich bemerft, daß ein Gefahrentarif auf foldher Grundlage nicht 
würde genehmigt werden können. 

Es iſt nicht ausgefchloffen, daß die Betriebsficherheit in den einem 
Dampflefjel- Revifionsvereine nicht angehörenden Betrieben Teine ge- 
ringere ift, als in ſolchen Betrieben, welche einem derartigen Vereine 
angehören. Eigne technifche Qualififation des Unternehmers, die An⸗ 
ftellung eines tüchtigen, jachverftännigen Maſchinen- und Dampfkeſſel⸗ 
Wärters, das Vorhandenfein eines mit bejonverer Gefahr nicht ver- 
bundenen Dampfkeſſels — es wird bier an bie zahlreichen, weitgehende 


Garantien bietenden neueren Röhren-Dampffeffelfyiteme erinnert, — 


1) Bergl. auch den Bejcheid des Reichs-Verſicherungsamtes vom 
12. Juni 1885. Nro. 38. U. N. I. ©. 198 zu $ 10 Abi. 1. 





110 IH. Abfchnitt. Bildung und Veränderung der Berufsgenoſſenſchaften. 


zuweilen auch rein perfönliche Gründe können einen auf die Verhütung 
von Unfällen durchaus bevachten Unternehmer recht wohl veranlafien, einem 
Keſſel⸗Revifionsvereine nicht beizutreten, ohne daß darum fein Betrieb mit 
höherer Unfallgefahr verbunden wäre. Die rein perjönliche Zugehörigkeit 
ber Mitgliever einer Berufsgenoffenihaft zu einem Dampflefjel-Revifions- 
verein kann daher als ein Kriterium für die Beurtheilung ver Gefährlichkeit 
ihrer Betriebe und folgeweife für vie Abftufung ver Klaſſen des Gefahren- 
tarif8 im Sinne des Unfallverficherungsgeieges nicht erachtet werben. 
Ebenjowenig Liegt e8 innerhalb ver Grenzen ber Zuftänpigfeit der 
Genoſſenſchaften, ven Beitritt der Genojfenfhaftsmitgliever zu einem 
Dampflefjel-Revifionsvereine, wie der Vorſtand eventuell in Ausficht 


nehmen zu wollen erklärt, obligatortich zu machen. 
(Beichd. d. R.B.U. v. 24. Auguſt 1885. Nro. 50. U. R. I. ©. 216.) 


3. Gesichtspunkte für die Aufftellung der Gefahren-Tarife. 


1. Es wird zu beachten fein, daß alle ver Berufsgenofjenfchaft an⸗ 
gehörenden Gewerbszweige thunlichit vollftänpig (nach den Bezeichnungen 
ver Reich8-Berufs-(Gewerbe-)Statiftif, bezw. des alphabetiihen Ver⸗ 
zeichniffes, A. N. 1885. S. 254 ff.)!) namentlich aufgeführt und den 
einzelnen Klaſſen des Tarifs zugewiefen werden. Ebenjo wird, jo weit 
als möglich, mit ven häufiger vorkommenden Nebenbetrieben zu ver⸗ 
fahren fein. Für die hiernach nicht klaſſifizirten Betriebe wird dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande over einem Ausihuffe ($ 28 Abf. 2 des Un⸗ 
fallverſicherungsgeſetzes) die Ermächtigung zu ertheilen fein, eine befondere 
Feſtſetzung des Beitragsfußes vorzunehmen, wobei indeſſen zu erwägen 
fein wird, ob nicht eine Marimalgrenze im Tarif zu beftimmen ift. 

2. Bei der Aufftellung des Gefahrentarifs wird man ſich nicht 
darauf zu beſchränken haben, allein die Tarife der Privat-Unfaliver- 
fiherungsgejellfchaften, welche für die Zwecke ver Berufsgenoſſenſchaften 
in der Regel nicht ohne Weiteres verwerthbar ſind, zu Rathe zu ziehen, 
fondern e8 werben gleichzeitig die von den Berufsgenoſſenſchaften jelbft 
gemachten Erfahrungen und die Ergebniffe der jeit dem 1. Oftober 1885 
geführten Unfallftatiftil in Berüdfichtigung zu ziehen fein. 

3. Für die Eintheilung der DBetriebszweige in Gefahrenklaifen 
fommen im Wefentlihen zwei Syſteme in Betracht. Bei gleichgearteten 
und überfichtlihen Betrieböverhältniffen genügt die Zugrundelegung 
eine® gleichen Beitragsfußes für alle Betriebe gleicher Betriebsart in 
demfelben Gewerbszweige — etwa mit Unterabtheilungen für Betriebe 
mit oder ohne bewegte Triebwerke und für Groß- und Kleinbetrieb. 
Das andere Syſtem beruht auf der Feftfegung je eines Normal-Bei- 
tragsfußes für vie Gruppen der an den vorkommenden einzelnen 
Maſchinen, Apparaten u. |. w. befchäftigten Perfonen, unter Ermittelung 
des Beitragsfußes für jeden einzelnen Betrtebstheil. Hierdurch wird 
zwar eine jchärfere Berüdfichtigung der Individualität ver Einzelbetriebe 
bei der Einſchätzung ermöglicht, indeſſen wird ein folcher Gefahrentarif 


1) Siehe den Anhang. 
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bei feiner Handhabung vorausfichtlich nicht geringe Schwierigkeiten bieten 
(vergl. A. N. d. R.V. A. 1885. Nro. 91. S. 287). Beide Spiteme können 
auch gemiſcht auftreten, derart, daß jedes derſelben nur auf beſtimmte 
Induſtriegruppen Anwendung findet. 

4. Bei der Bildung von Gefahrenklaſſen wird zu beachten ſein, daß 
perſönliche Verhältniſſe, wie die Zugehörigkeit eines Mitgliedes zu einem 
Dampfkeſſelreviſionsverein als ein zuverläſſiges Kriterium für die Beurthei⸗ 
lung der Gefährlichkeit des Betriebes und bezw. für die Einfhägung in 
pen Gefahrentarif nicht zu erachten ſei (vgl. A.N. 1885. Ziff. 50. S. 216). 

Die Einfhägung muß auf äußerlich erfennbaren, objektiven Merk⸗ 
malen fußen (Mot. ©. 76); alle fubjeltiven Momente (3. B. ange- 
nommene ſchlechte Auffiht in einem Betriebe, Mangel an Interejje für 
die Unfallverhütung ꝛc.) find mehr oder weniger unficher und für den 
Gefahrentarif außer Acht zu laffen. Dagegen wird nach $ 28 Ab}. 2 leg. 
auch die Subjektivität der Berufsgenoffen im weiteren Verlaufe durch 
Zuſchläge oder Nachläffe infoweit Berückſichtigung finden können, ale 
fie in der größeren oder geringeren Zahl der Unfälle in einem Betriebe 
äußerlich unzweifelhaft in die Erjcheinung tritt. 

5. Um eine gerechte Einſchätzung zu ermöglichen, wird es noth- 
wendig fein, in dem Gefahrentarife eine Einfhägung der Betriebe 
„mit erhöhter Gefahr“ zu einem ven jeweiligen Normalbeitragsfuß 
überfteigenven Satze vorzufehen. Ebenjo wird es unter Umſtänden 
billig fein, für Betriebe, bei welchen zufolge bejonvers guter Einrich- 
tungen und einer über das gewöhnlide Maß hinausgehenden Fürforge 
in ver Anbringung bewährter Schußvorfehrungen eine verminderte Ge- 
fahr angenommen werben darf, in dem Gefahrentarif einen unter ven 
Normalbeitragsfuß herabgehenden Beitragsſatz feitzufeken. Dagegen 
muß eine zu weit gehende Unterfcheidung der Betriebe, etwa in ſolche: 
„mit geringfter Gefahr, mit weniger als mittlerer Gefahr, mit mittlerer, 
erhöhter, wejentlich erhöhter und außerorventlicher Heſahr als ſchwierig 
und angeſichts der Beſtimmung des 8 28 Abſ. 5 leg. ale kaum er- 
forderlich erachtet werben. 

6. Befonderer Beftimmungen im Gefahrentarif wird e8 für ſolche 
Betriebe bebürfen, welche wefentliche Beſtandtheile verfchiedener Induſtrie⸗ 
zweige umfaffen (vergl. $ 9 Abſ. 3 leg). Auch derartige Betriebe 
werden in eine einheitlihe Gejammtgefahrenklajje eingeihägt werben 
müffen. Der Feltfegung des Beitragsfußes ftellen fi) befondere 
Schwierigkeiten nur dann entgegen, wenn die verfchiedenartigen Betriebs⸗ 
theile ein verfchievenes Maß von Unfaligefahr bieten. In folden 
Fällen wird folgendes Verfahren in Betracht zu ziehen fein: Enthält 
der Gefammtbetried A die nach dem Gefahrentarif verſchiedenen Ge- 
fahrenklajjen zugetheilten Betriebötheile a und b, fo ift von dem für 
a und b feftgefegten Beitragsfuß und von den für a und b bei ver 
Umlage in Anrechnung zu dringenden Beträgen ber Löhne und Gehälter 
der verficherten Perfonen ($ 71 Ziff. 2 Abf. 2 leg.) auszugehen. Der 
Beitragsfuß z für A ergiebt fich alsdann, wenn ber Beitragsfuß für 
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a — 50, für b= 105 und die in Anrechnung kommende Lohnſumme 
für a = 1a, für b = 1b beträgt, aus der Gleihung: 
50 x 1a + 105 x 1b 
la + 1b 

Es würde aber, wenn ein Tarif Abftufungen des Beitragsfußes 
bezw. der Zufchläge von 10 zu 10 Einheiten annimmt, unter Umftän- 
den zu einer erheblihen Benachtheiligung kombinirter Betriebe führen, 
wenn man fi darauf befchränfen wollte, ven Betrieb A verjenigen 
Sefahrenklaffe zuzutheilen, deren Beitragsfuß im Tarif die Zahl z zum 
nächften fteht. Gefegt 3. 3. in dem Betriebe A betrüge die Summe 
der in Anrechnung zu bringenden Beträge der Löhne und Gehälter, 
L. = 8970 Mark, wovon auf a und b vie Beträge 1a = 6450 Marf 
und 1b = 2520 Mark entfallen; werben vie letteren Zahlen in vie 
vorstehende Gleichung eingefeßt, jo ergiebt fih z = 65,452. Diefer 
Zahl fteht der Beitragsfuß 70 am nächſten, bei bejjen Anwendung 
ver Betrieb mit 70 x L. = 627,900 Beitragseinheiten, ftatt mit 
nur 50 x 1a + 105 x 1b over, was fich damit faft ganz genau 
deckt, mit 69,452 x L. = 587,104 Beitragseinheiten bei ver Umlage 
in Berüdfichtigung gezogen werten würde. 

Im Hinblid hierauf wird es fich empfehlen, erichöpfenne Be- 
ftimmungen über die Durhführung der Einfhägung bei fombinirten 
Betrieben in ven Gefahrentarif aufzunehmen. Und zwar ergiebt fich 
nah dem Vorſtehenden für Tarife mit erheblicher Steigerung des 
Deitragsfußes von Klafje zu Klaffe vie Nothwendigkeit, eine beſondere 
Gefahrenklaſſe mit veränverlihdem Beitragsfuß für fombinirte Betriebe 
vorzuſehen. Der oben erwähnte Betrieb A würde fomit etwa als 
zu der „Gefahrenklaſſe für fombinirte Betriebe” mit dem Beitragsfuß 
65,452 oder rund 65 veranlagt zu bezeichnen fein. 

Wenn die in obiger Darlegung vorausgejegte Ermittelung der in 
jedem Betriebstheile in Anrechnung zu bringenden Xöhne und Gehälter 
zur Zeit nur ſchwer ausführbar fein follte, würde es vorläufig für zuläffig 
erachtet werden können, anftatt ver Lohnſumme vie Zahl ver befchäftigten 
verficherungspflichtigen Perfonen zu Grunde zu legen, jofern nad) ange- 
jtellter Erwägung die Einfegung ver Arbeiterzahlen für den Geſammtbetrieb 
annähernd vaffelbe Ergebniß liefert, wie die Einfegung der Lohnſummen. 

7. Ein unter Beachtung ver vorftehenden Gefichtspunfte aufge- 
ftellter Gefahrentarif fünnte etwa folgende Geftalt haben: 


Gefahrentarif der N.N.= Bernfsgenoflenfchaft. 
I. Ueberſicht. 


Gefahren- | Beitragd- | Gefahren- | Beitrags- | Gefahren- | Beitrags- 
klaſſe fuß klaſſe fuß klaſſe fuß 











1 20 vV | vu 80 
u 30 v 60 VII 90 
I 40 VI 70 X | 100 
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Il. Klaffifilation der Betriebe). 





Gruppe, Klafſe Gefahrenklaſſe bei 



















rn Bea, Gewerbszweig mine wöhn- er= | befon- 
eruf- (Ge⸗ öbter| derer 
werbe-) derter | licher hoͤh 

Statiſtik 


Gefahr 









P,P. = Fabriken ohne bewegte Triebwerke 
P.P. = Fabriken mit bewegten Triebwerken 
undR.R. Sabriten ohne bewegte Trieb⸗ 

| werle . 

ı ly|o| BR.R. —_ Habriten im Kleinbetrieb mit. beweg⸗ 
ten Triebwerken und 8.8.- ſolchen ohne 
bewegte Triebwerle. 

1y0BRt. R. — Fabriken im ðroßbetrieb mit beweg⸗ 
ten Triebwerken und 8.8. Fabrilen im 

Kleinbetrieb mit ſolchen.. 
0B.S. = Fabriken im Großbetrieb .. 

| o \ Betriebe für T.T.-Fabrilation (werden ftet3 

zu denjelben Gefahrenklaffen veranlagt, 


VI 


X 


zu welchen die R.B.- und S.S.⸗Fabriken, 
als deren Mebenbetviebe he ‚auftreten, 
veranlagt jind) 


II. Sonftige Beftimmungen und Erläuterungen. 


A. Als Grenze für ven Großbetrieb gilt für die R.R.- und 
8.8.Fabriken eine Iahrespropuftion von... ..... 


1) Bei Gefahrentarifen, welche von der Einſchätzung nad Mafchinen ꝛc. aus⸗ 
gehen (vergl. Ziffer 3), werden an Stelle der Gewerbözweige die betreffenden 
Maſchinen einzufegen fein. Zum Beiſpiel: 


Gefahrenklaſſe bei 





vermin« | gewöhn=]|  .- beſon⸗ 
derter | licher erhohter derer 
Gefahr 
1. Arbeiter, welche mit Auf- und Abladen 
von ..... beichäftigt jind ..... . 
2. Ürbeiter an C.C.-Maidinen ...... » 
3. Arbeiter an D.D.-Mafdinen ...... 
4, Ürbeiter an E.E.-Mafdinen ...... 
5 


. Arbeiter an F. F.-Maſchinen, Perionen, 
welde ..... bedienen .... u. f. w. 





Unter III des Tarif wird alsdann gleichfalls ber Begriff ber „ergübten 
Gefahr” zu erläutern fein. 3. B. für Arbeiter, welche mit Auf- und Ablad 
von ..... beichäftigt find, wird erhöhte Gefahr Angenommert, wenn thre Be- 
Ihäftigung in Räumen mit Mafchinenbetrieb ftattfindet. 

ir Gefahrentarife, welche für gewiſſe Induftriegruppen von der Einſchätzung 
nad) Gewerbszweigen, für andere von ber Einſchätzung nad Maſchinen zc. aus» 
gehen, bedarf es eines Beiſpiels nad) dem Vorſtehenden nicht. 

Doehl, Die Unfall-Berfiherung ıc. 8 
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B. Berminderte Gefahr wird angenommen, wenn in einem 
Betriebe beſonders gute Einrichtungen vorhanden find, und eine über 
pas gewöhnliche Maß hinausgehende Sorgfalt in ver Anbringung bes 
währter Schutzvorkehrungen unverlennbar ift. 

. & Erhöhte Gefahr wird angenommen, wenn vie allgemein 
üblihen Schutzvorkehrungen fehlen und mangelhafte Einrichtungen über- 
haupt vorhanden find; femer: wenn bie in einem Betriebe bis zum 
Tage der Veranlagung vorgefommenen Unfälle nab Zahl und Größe 
das Durchſchnittsmaß ver betreffenven Gefahrenklaſſe überjchreiten. 

D. Beſondere Gefahr wird angenommen, wenn die unter 
C. angeführten Momente in gefteigertem Maße vorliegen und geeignet 
find, die Intereffen der Genoffenihaft in außerordentlibemn Maße zu 
gefährben. 

E. Für fremdartige Betriebe, oder Nebenbetriebe, welche einem 
-Sewerbözweige angehören, ver einer anderen Berufsgenoflenjchaft über- 
wiefen ift (3. B. X.X.- und Y.Y.-Betriebe, vie mit R.R.- over S.S.= 
Fabrifen verbunden find), jet der Genofjenfchaftsworftand ven Beitrags⸗ 
fuß feſt. 

F. Betriebe over Nebenbetriebe aller Art, welche die gleiche Ge= 
fahr bieten, wie ver Betrieb oder Hauptbetrieb, mit welchen ſie ver- 
bunden find, werden nad ver ihnen gemeinfamen Gefahrenklaffe ver⸗ 
anlagt. 

G. Iſt ein Betrieb a mit einem Betriebe b verbunden und liegt 
für a und b eine Verſchiedenheit der Gefahr vor, jo gilt für ven Ge— 
jammtbetrieb als Beitragsfuß das Mittel aus dem für a beziehungs- 
weile b feftgelegten Beitragsfuße und den für die Umlegung der Bei- 
träge in Anrechnung zu dringenden in a beziehungsweife b verdienten 
Löhnen und Gehältern (befchäftigten Perfonen). 

8. Nach dieſem Gefahrentarif- Entwurfe würde ſich das Umlage- 
verfahren bei Einjegung von beifpielöweife angenommenen Lohnſummen zc. 
in großen Zügen etwa, wie folgt, geftalten: 

Angenommen, in einer Berufsgenojienfchaft beträgt vie Summe 
der umzulegenven Entſchädigungsbeiträge und Verwaltungsfoften (vergl. 
88 10 Abf. 1, 18 Abf. 1 und 2, 71 Abſ. 1 des Unfallverfiherungs- 
gefeges) zufammen 60,000 Mark und die Summe der in Anrechnung 
zu bringenven Löhne und Gehälter ($ 71 Ziffer 2 Abſ. 2 a. a. OD.) 
preißig Millionen Mark; die leßtere Summe vertheilte fich wie folgt 
auf die zu den einzelnen Gefahrenklaffen veranlagten Betriebe: (fiebe 
Tabelle Seite 115.) 

Die umzulegende Summe betrug 60,000 Marl. Es entfällt mit» 
hin auf jede „Beitrags-Einheit” : 


60,000 


oder auf je 1000 „Beitragseinheiten*: 0,02963 Marl. 
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—— 
nen A u Beitragd-Binfeiten 


Bei- in den zu den einzelnen 
kra 3. Gefahrenflaflen ver- 
Fu anlagten Betrieben 


Gefahrenklafſe 





die Zwecke der Vertheilung 





— — — 








1 20 20,000 Mark |20 >< 20,000 == 400,000 
U: 30 850,000 „  130><850,000 == 25,500,000 
IU 40 6,700,000 „  |406,700,000=268,000,000 
u.f. w. bis zur höchſten 
Klafſe. Dazu tritt: 
tombinirter BetriebA. | 65 8,970, 65 >< 8,970 = 583,050 
„ „B| 4 62,480 „ 144 >< 62,480 - 2,749,120 
„ „ .e| 6 11,740  „ 67 >< 11,740 — 786,580 
u. ſ. w. 
Zuſammen vn Mart Zuſammen: 2,024,687,360 
ne 





ꝛe. „Beitrags⸗Einheiten“. 


Hiernach würden z. B. die zur Gefahrenklaſſe III. (Beitragsfuß 40) 
eingeſchätzten Betriebe zuſammen: 268,000 x< 0,02963 — 7940,84 Mark 
an Beiträgen zu entrichten haben, oder auf 1 Mark ver in Anrechnung 


| 7940,84 u 
gebrachten Löhne ꝛc.: 5700,00 ” 0,001185 Darf = 0,1185 Pf. 


Mit Hülfe der legteren Zahl wird dann nad den in Anrechnung 
gebrachten Lohnfummen (8 71 Abi. 2 Ziffer 2 leg.) für jeden Einzel- 
betrieb, welcher in ver Kaffe ILL. vertreten ift, ver fällige Beitrag 
bevechnet. 

Für die fombinirten Betriebe ergiebt fich ver Beitrag ohne Weiteres. 
38. für ven Betrieb A. (Beitragsfuß 65) auf 583 X 0,02963 
= 17,27429 Mart — rund „17T Mark 27 Pf.“, over auf 1 Marl 
ber in Anrechnung gebrachten Löhne zc.: 

—— — 0,001926 Mark — 0,1926 pf. 

9. Endlich wird es ſich, da eventuell ein von der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung bejchloffener Tarif zu erneuten Erörterungen Anlaß bieten 
fönnte, empfehlen, daß die Genofjenfchaftsverfammlung von ber ihr 
nah 8 28 Abſ. 2 leg. zuftehenden Befugniß 

„die Aufftellfung und Abänderung des Gefahrentarifs einem Aus- 
tchuffe oder dem Vorſtande zu übertragen”, 
Gebrauch mache, damit es nicht an einem Organe der Genoſſenſchaft 
fehle, mit welchem fich das Neich8-Verficherungsamt in Gemäßheit des 
8 28 Abi. 3 a. a. DO. behufs endgültiger Feftftelung des Gefahren- 
tarif8 gegebenen Falles ohne Welterungen in Verbindung zu jegen 
vermag. (A. N. d. R.V. A. 1886. ©. 94.) 


8* 
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8. Kapitel. 
Cheilung des Rifiko’s ), 


8 29. 


Durch das Statut kann vorgejchrieben werden, daß die Entfhädigungs- 
beträge 518 zu fünfzig Prozent von den Sektionen zu tragen find, in deren 
Bezirken die Unfälle eingetreten find. 

Die hiernach den Sektionen zur Laft fallenden Beträge find auf bie 
Mitglieder verfelben nah Maßgabe der für die Genoffenfhaft feftgefegten 
Gefahrenklaſſen und der in diefen zu leiftenden Beiträge ($ 10, 28) um- 
zulegen. 


Ergänzung: 

Die Knappfchafts-Berufsgenofjenihaften können durch Statut be— 
ftimmen, daß die Entſchädigungsbeträge auch über fünfzig Prozent hinaus 
von denjenigen Sektionen zu tragen find, in deren Bezirken die Uns 
fälle eingetreten find. ($ 94 des Gefeges.) 


I. Rapitel. 
Gemeinfame Bragung des Rifiko’s. 


8 303). 


Bereindbarungen von Genoflenfhaften, die von ihnen zu leiftenden Ent= 
Ihäbigungsbeträge ganz oder zum Theil gemeinfam zu tragen, find zuläſſig. 


ı) Mit Rüdficht darauf, daß in einzelnen Induftriezweigen, 3. B. beim Berg- 
bau, die Unfallgefahr in Folge der Verjchtedenheit der Productionsbedingungen 
nach den örtlichen Gebieten eine jehr verjchiedene tft, Tann die Hebertragung eines 
Theiles des Riſiko's auf die Sektionen geboten oder doch räthlich ericheinen. Die 
Entſcheidung hierüber joll die Genofjenjchaft mitteljt des Statuts, vorbehaltlich der 
Genehmigung des Reichd-Verficherungsamtes, treffen können. 

Die Ertheilung diefer Genehmigung wird von der Leiitungsfähigleit der 
Sektionen in Bezug auf die ihnen daraus erwacjenden Laften und dem Maße 
der zu tragenden Gefahr abhängen. 

Durch die Mebertragung eines Theiles des Riſiko's auf die Sektionen wird 
das Intereſſe derfelben an einer ſparſamen und gewifjenhaften Verwaltung, fowie 
an der Verhütung von Unfällen und demgemäß an der ſorgſamen Beaufftchtigung 
der Betriebsanlagen gefördert. Träger der Berficherung bleiben aber aud) in 
diefen Fällen die Berufsgenofjenichaften. Ste haften demgemäß für die Quote, 
welche den einzelnen Sektionen etwa auferlegt wird. Nichtsdeſtoweniger empfiehlt 
e3 ſich, für diefe Quote von vornherein eine beitimmte Grenze vorzufehen, um 
eine übermäßige Belaftung der Sektionen jhon durch das Geſetz zu verhindern. 

Die Beitimmung über die Umlage der den Sektionen zur Laſt fallenden 
Beträge auf die Mitglieder derfelben ergiebt ſich aus der Natur der Sache und 
den zwingenden Vorjchriften der SS 10 und 28. 

2) Da es vorkommen kann, daß gewiffe Induftriezweige, deren Vereinigung 
in einer Berufsgenoſſenſchaft mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit ihrer Intereſſen 
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Derartige Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung ver 
betheiligten Genofjenfhaftsverfammlungen, fowie der Genehmigung des 
Reichs » Verfiherungsamtes. Diefelben dürfen nur mit Beginn eines neuen 
Rechnungsjahres in Wirkſamleit treten. 

Die Vereinbarung hat ſich darauf zu erftreden, in welcher Weiſe 
ber gemeinfam zu tragende Entſchädigungsbetrag auf die betheiligten Ge- 
noffenfchaften zu vertheilen ift. 

Ueber die Bertheilung des auf eine jeve Genofjenihaft entfallenden 
Antheiles an der gemeinfam zu tragenden Entſchädigung unter die Mit- 
glieder der Genofjenihaft entjcheivet die Genofjenihaftsverfammlung. 
Mangels einer anderweiten Beftimmung erfolgt die Umlage dieſes Be- 
trages in gleicher Weife, wie der von der Genoffenihaft nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes zu leiftenden Entihäbigungsbeträge. (K8 10, 28.) 


10. Kapitel. 
Abünderung des Bellandes der Berufsgenoffenfcaften Y. 
8 31. 


Nah erfolgtem Abſchluß der Organifation der Berufsgenoſſenſchaften 
find Aenderungen in dem Beftande der Iegteren mit dem Beginne eines 
neuen Rechnungsjahres unter nachſtehenden Vorausjegungen zuläffig: 


und der von ihnen zu verfolgenden Biele nicht hat erfolgen können, die gemein- 
jame Viebernahme der Unfallgefahr oder eines Theile derjelben, als in thren 
beiderjeitigen Intereſſen liegend, wünfchen, jo jollen derartige Vereinbarungen, 
die das Wejen der berufsgenofjenichaftlichden Gliederung der Induftriezweige nicht 
berühren, vielmehr ausſchließlich unter den Geſichtspunkt der Rüdverficherung 
fallen, zuläffig fein. 

Ebenjo Tönnen derartige Vereinbarungen erwünjcht jein, wenn die Berufs- 
genoflenfchaft fich nicht über das Neichögebiet erftredt, jondern mehrere Berufs- 
genoſſenſchaften für ein und denfelben Induſtriezweig gebildet werden. Auf dieje 
Weiſe wird die Vertheilung des Riſiko's auf weitere und engere Verbände, auf 
welche vielfach in Interefſentenkreiſen Werth gelegt worden ift, ermöglicht. 

Ueber die Vertheilung des auf jede Genoflenfchaft entfallenden Antheilg an 
der gemeinfam zu tragenden Entichädigung auf die Mitglieder der Genofjenichaft 
jol in erſter Reihe die Genoſſenſchaftsverſammlung zu enticheiden haben. Wird 
eine ſolche Enticheidung nicht getroffen, jo foll die Umlage der von der Genofjen- 
haft zu leiftenden Entjchädigungsbeträge erfolgen. 

(Motive zum Regierungd-Entmwurfe $ 30. ©. 56.) 

1) Da die bisherigen Erfahrungen auf dem Gebiete der Unfallverjicherung 
nicht ausreichen, um ald Grundlage dauernder, unabänderlicher. Einrichtungen dienen 
zu fönnen, empfiehlt e3 jich nicht, die Beweglichkeit in der Abgrenzung der Berufs⸗ 
enofjenfchaften zu bejchränten. Im Gegentheil erfordert die Rüdficht auf die Ver- 
"hiebenartigfeit der Entwidelung der einzelnen Induftriezweige Beitimmungen, 
welche dem aus der veränderten Oeitaltung der thatlächlichen Verhältniſſe fich er= 
gebenden Bedürfnifje nach Nenderungen in dem Beitande der Berufsgenofjenjchaften 
in möglichſt einfacher Weife Rechnung tragen. 

Hierbei wird der Treiheit der Bewegung ein möglichit weiter Spielraum zu 
gewähren und die Entfcheidung über etwaige Nenderungen ebenfalld in eriter Reihe 


a 
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1. Die Bereinigung mehrerer Genoffenfhaften erfolgt anf überein- 
ſtimmenden Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung mit Genehmigung 
des Bundesrathes. 

2. Das Ausfcheiden einzelner Inbuftriezweige oder Brtlich abgegrenzter 
Theile aus einer Genoſſenſchaft und die Zutheilung berfelben zu 
einer anderen Genofjenihaft erfolgt auf Beſchluß der betheiligten 
Genofienihaftverfammlungen mit Genehmigung des Bundesrathes. 
Die Genehmigung kann verfagt werben, wenn buch das Ausjcheinen 
die Leiftungsfähigleit einer Der betheiligten Genofjenfhaften in Bezug 
auf die ihr obliegenden Pflichten gefährbet wir. 

3. Wird die Vereinigung mehrerer Genoftenichnften over das Ans- 
ſcheiden einzelner Induftriezweige ober örtlich abpegrenzter Theile 
aus einer Genoffenfhaft und die Zutheilung verfelben zu einer 
anderen Genoffenihaft auf Grund eines Genofjenihaftsbefchluffes 
beantragt, dagegen von der anderen betheiligten Genofjenihaft ab⸗ 
gelehnt, jo entjcheidet auf Anrufen der Bundesrath. 

4. Anträge auf Ausjcheiden einzelner Inbuftriezweige oder örtlich ab- 
gegrenzter Thelle aus einer Genofjenfhaft und Bildung einer be— 
fonderen Genoſſenſchaft für dieſelben find zunächſt ver Beſchlußfaſſung 
der Genoſſenſchaft zu unterbreiten und ſodann dem Bunbesrath zur 
Entſcheidung vorzulegen. Die Genehmigung zur Bildung der neuen 
Genoſſenſchaft kann verfagt werden, wenn einer der im $ 12 unter 
Ziffer 1 und 2 angegebenen Gründe vorliegt. 

MWird die Genehmigung ertheilt, jo erfolgt die Beſchlußfaſſung 
über da8 Statut für die neue Genofſſenſchaft nah Maßgabe der 
Beittimmungen in ven 88 16 bis 20. 


8 82. 
Werden mehrere Genofjenihaften zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 


den Intereſſenten jelbit zu überlaffen und die behördliche Genehmigung bezw. An— 
ordnimg auf diejenigen Fälle zu beichränten, in welchen entweder eine Verſtändigung 
derjelben nicht erzielt wird, oder Fürſorge dafür zu treffen tft, daß bei den beab- 
fichtigten Veränderungen die Intereſſen der bei denjelben Betheiligten angemefjen 
gewahrt werden. Hierdurch ift zugleich die Möglichkeit geboten, Wuͤnſchen der Be- 
trieböunternehmer, welche bet der erjten Bildung der Berufsgenoſſenſchaften Teine 
Berüdfichtigung gefunden haben, Rechnung zu tragen. Dementſprechend joll die 
Veränderung beftehender Berufsgenoffenihaften forte die Genehmigung der Bildung 
neuer Berufsgenofienfchaften dem Bundesrath vorbehalten bleiben. Dieje Ge— 
nehmigung auch für den $ 31 Ziffer 1 vorgefehenen Fall vorzuſchreiben empfiehlt ſich 
ſchon deshalb, weil durch Beitandesveränderungen der beitehenden Genofjenfchaften 
eine ernente Brüfung des Statnt8 erforderlich werden twird. 

Die Beſtimmungen über die een, Wirkungen der dargelegten Verän⸗ 
derungen in dem Beitande der Berufögenoflenichnften ergeben fich aus der Natur der 
Verhältniife. Dadurch, daß die Abänderumgen und Ergänzungen derjelben ber B⸗ 
ſchlußfaſſung ber bethetligten Genoſſenſchaftsverſammlungen, ſowie der Genehmigung 
des Reiche - Berficherungdamts vorbehalten bleibt, ift auch hier einestheils der Selbit« 
verwaltung möglichit freier Spielraum gelafien , anderentheild aber das öffentliche 
Intereſſe an der Leiftungsfähigkeit der Berufsgenoſſenſchaften hinreichend A: wahrt. 

(Motive des Regierangsentwurfes zu 88 31, 32. ©. 46.) 








10. Kapitel. Abänderung des Beſtandes der Berufsgeuoffenichaften. 119 


fo gehen mit dem Zeitpunfte, zu welchen die Veränderung in Wirkſamkeit 
tritt, alle Rechte und Pflichten der vereinigten Genoſſenſchaften auf bie 
neugebilvete Genoſſenſchaft über. 

Wenn einzelne Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus 
einer Genofjenihaft ausſcheiden, und einer anderen Genoflenfchaft ange- 
ſchloſſen werben, jo find von dem Kintritte biefer Veränderung ab die 
Entſchädigungsanſprüche, welche gegen die erftere Genoſſenſchaft aus ven in 
Betrieben der ausfcheivenden Genoflenihaftstheile eingetretenen Unfällen er- 
wachſen find, von ver Genofjenihaft zu befriedigen, welcher die Genofien- 
ihaftstheile nunmehr angeſchloſſen find. 

Sceiden einzelne Inpuftriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus 
einer Genoſſenſchaft unter Bildung einer neuen Genofienfhaft aus, jo 
find von dem Zeitpunfte der Ausſcheidung ab die Entihädigungsaniprüche, 
welche gegen die erftere Genoſſenſchaft aus den in Betrieben der aus- 
ſcheidenden Genofjenihaftstheile eingetretenen Unfällen erwachſen find, von 
ber neugebilveten Genoſſenſchaft zu befriedigen. 

Infoweit durch die Ausſcheidung von Inbuftriezweigen oder örtlich 
abgegrenzten Theilen Entihädigungsanfprühe auf andere Genofienjchaften 
übergehen, haben vie legteren Anfpruh auf einen entfprechenden Theil bes 
Rejervefonds und des fonftigen Vermögens derjenigen Genoſſenſchaft, aus 
welcher die Ausſcheidung ftattfindet. 

Die vorftehenden Beitimmungen künnen wurd übereinftimmenven Be- 
ſchluß der betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen abgeändert oder ergänzt 
werben. 

Streitigkeiten, welde in Betreff der Vermögensauseinanderſetzung 
zwiſchen ben betheiligten Genoſſenſchaften entitehen, werden mangels Ber- 
ſtändigung derſelben über eine ſchiedsrichterliche Entfcheidung von dem Reichs⸗ 
verficherungsamt entſchieden 1). 


Ergäuzgungen: 
Ausdehnungsgefeb vom 28. Mai 1885. 

8 10. Die zur Durchführung ver Beſtimmungen in 88 2 bis 9 
erforderlichen Ausführungsvorfäriften find für Die Heeresverwaltungen 
von der oberſten Militatrverwaltungsbehörde des Pontingents, im 
Uebrigen für die Reichöverwaltungen vom Reichskanzler, für die Landes⸗ 
verwaltungen von der Landes» Control = Behörpe. 

8 11. Someit nicht die 88 2 bis 10 Anwendung finden, erfolgt 
die Berficherung durch Berufsgenoſſenſchaften nach ven Beftimmungen 
des Unfallverſicherungsgeſetzes. Bei der Errichtung von Verufsgenofſen⸗ 
ſchaften für Eiſenbahnen oder die im 8 1 Biffer 3 bezeichneten Be⸗ 
triebe kann von der Beſtimmung des $ 9 des Unfallverficherungsgeſetzes 


1 Bergl. hierzu die Peſcheide des R. V. A. vom 21. September und 9. October 
1885. Nro. 34 u. 93. A. N . 124 u. 370. | 
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abgejehen werben, wonach die für einen beitimmten Bezirk gebildeten 
Berufsgenoffenfhaften innerhalb vefjelben alle Betriebe desjenigen In- 
duftriezweiges umfaffen müffen, für welchen fie errichtet find N). 

8 12. Sobald Betriebe ver Poft-, Telegraphen- und Eifenbahn- 
Berwaltungen, fowie Betriebe der Marine- und Heeres» Verwaltungen 
bereit8 auf Grund des Unfallverfiherungsgefeges einer Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zugetheilt find, fcheiden viefelben mit ven aus $ 32 a. a. O. 
fih ergebenden Rechtswirkungen aus. Daffelbe gilt von Anlagen, 
welche Beftandtheile eines Binnenfchiffahrts » Betriebes finv. 

Auf die im 8 1 Abf. 6 a. a. O. bezeichneten Eifenbahn- und 
Schiffahrtsbetriebe findet viefe Beftimmung feine Anwendung 2). 


1) Für die nicht unter den $ 2 fallenden Betriebe von der durd) das Unfall- 
verficherungsgejeg vorgejehenen Organiſation von Berufsgenoſſenſchaften abzumweichen, 
liegt Tein ausreichender Grund vor. Nur die Beitimmung des 89 Abſ. La. a. O., 
daß die Berufsgenofjenichaften für beftimmte Bezirke zu bilden find And innerhalb 
derjelben alle Betriebe desjenigen Induſtriezweiges umfaſſen jollen, für welchen fie 
errichtet find, würde, wenn man ſie ohne Weiteres auch auf Transportbetriebe an⸗ 
wenden wollte, zu Unzuträglichkeiten führen können, da Brivat- Eifenbahnen und 
Sciffahrtöbetriebe, welche mit den fiskaliſchen Eifenbahn- und Sciffahrtäbetrieben 
einem und demjelben Induftriezweige angehören, häufig in demfelben örtlichen Be- 
zirfe nebeneinander und durcheinander belegen find, während fie nach den Be- 
Kimumungen des Entwurfs mit ihnen berufsgenoffenfchaftlic) vereinigt werden follen. 

uch im Uebrigen bedingt die Natur der in Frage tommenden, über ausgedehnte und 
ichmale Flächen fich erjtredenden Betriebe der Eijenbahnen, der Schiffahrt und der 
Flößerei, daß gleichartige Betriebe ineinandergreifen und fich kreuzen können, ohne 
daß eine ausreichende Veranlafjung vorzuliegen braucht, fie einer und derjelben Be- 
rufsgenofjenschaft zuzumeifen. Es empfiehlt fich vielmehr für die Abgrenzung und 
Eintheilung der Genofjenjchaften in diejfen Fällen freie Hand zu lafjen. 

(Motive der Regierungdporlage $ 11. ©. 15.) 

2) Nachdem die obligatorifche Unfallfürforge auf den gefammten Betrieb ver 
Eiſenbahn⸗, Poſt- und Telegraphen » Verwaltungen fowie auf ſämmtliche Betriebe 
der Marine- und Heeresperwaltungen und auf den Binnenjhiffahrtsbetrieb ausge— 
dehnt worden tft, entipricht e3 dem in $ 9 Abj. 3 des Unfallverficherungsgejeßes aug- 
geiprochenen Grundjag, and der Hauptbetrieb für die Zugehörigkeit zur Berufs- 
genoſſenſchaft maßgebend fein ſoll, daß diejenigen Anlagen, welche Bejtandtheile 
eines dieſer Betriebe find, ſämmtlich derjelben Genoſſenſchaft ($ 11) bezw. dem Be- 
zirke derjelben Ausführungsbehörde ($ 2) angehören. Es kommen hierbei vorzugs- 
weife Anlagen in Betracht, welche als felbititändige Fabrikbetriebe bereit3 den 
Beitimmungen de3 Unfallverjicherungsgefeges unterliegen, wie Gasanftalten, Im— 
prägniranftalten, Werkitätten ꝛc. 

Zwar fieht auch bereit3 das Unfallverficherungsgejeb in dem $ 31 das Aus 
icheiden von Betrieben aus einer beitehenden —— vor, jedoch nur für den 
Tall, daß die ausſcheidenden Betriebe einer bereits beſtehenden Genoſſenſchaft zuge⸗ 
theilt werden oder ſelbſt eine neue Genoſſenſchaft bilden. Um jedoch den definitiven 
Abſchluß der Organiſation der Berufsgenoſſenſchaften möglichſt zu fördern, empfiehlt 
es ſich, die nach den Beſtimmungen des Unfallverſicherungsgeſetzes verſicherungs⸗ 
pflichtigen Fabrikbetriebe, welche Beſtandtheile jener großen unter 81 fallenden Be— 
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Berufsgenoffenihaften, welde zur Erfüllung der ihnen durch dieſes 
Geſetz auferlegten Verpflichtungen leiftungsunfähig werden, können auf 


triebe find, durch befondere gejegliche Vorſchrift mit leteren direkt und kraft Geſetzes 

u vereinigen, während die Veränderungen, weldje für die Hleineren unter $ 1 etwa 
—* Betriebszweige als erforderlich ſich herausſtellen ſollten, zweckmäßig auf 
den im 8 31 zugelaſſenen Weg verwieſen bleiben, da ſich zur Zeit noch nicht überſehen 
läßt, ob ein Bedürfniß für weitergehende Beſtimmungen vorliegt. 

Die Vorſchrift, daß die zu einer Siienbahnvermaltung oder zu einem Schiff« 
fahrtsunternehmen gehörigen Betriebe auch dann, wenn fie bereit3 nach dem Unfall« 
berficherungsgejeg einer Berufsgenoflenichaft zugetheilt find, dort ausſcheiden und in 
bie für Eijenbahnen zc. zu bildenden Organijationen einbezogen werden jollen, bedarf 
zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen einer Beichräntung für den Kal, daß ſolche 
Betriebe nicht Pertinenz eines Eiſenbahnunternehmens ꝛc. find, ſondern daß un ⸗ 
kehrt das letztere ein Nebenbetrieb des erſteren iſt. Solche Eiſenbahn⸗ und Schiff⸗ 
fahrtsbetriebe, welche nach $ 1 Ab. 6 des Unfallverſicherungsgeſetzes weſentliche 
Beitandtheile eines unter $ 1 des leßteren fallenden Fabrikbetriebes ꝛc. find, bleiben 
nad) dem Grundſatz, daß der Nebenbetrieb dem Hauptbetrieb folgt, in der für den 
Hauptbetrieb gebildeten Senoflenichaft. 

Soweit die nad) Vorftehendem von der —— des 8 12 betroffenen 
Fabrikbetriebe einer beſtehenden Berufsgenoſſenſchaft bereits angehören, kann ihr 
Ausſcheiden aus derſelben ſelbſtverſtändlich nur mit den im 8 32 des Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes vorgeſehenen Rechtswirkungen erfolgen. 

(Motive zur Regierungsvorlage $ 12. ©. 16.) 

1) Damit nicht ein Theil der Arbeiter zeitweije unverfichert ift, wird zugleich 
mit der Auflöſung einer Genojjenfchaft die Ueberweiſung —— 3 
welche die aufgelöfte Genoſſenſchaft gebildet Haben, an eine andere Genofjefkhaft, 
welche vorher hierüber gehört werden ſoll, zu erfolgen Haben. 

Da der aufgelöften Genofjenichaft auch noch Rechtsanfprüdje, 3. B. gegen Be- 
triebsunternehmer auf Sehlung, rüditändiger Beiträge, zuſtehen könnten, jo iſt es 
borgejehen, auch dieje auf das Reich übergehen zu Iaffen. 

(Motive zur Negierungsvorlage $ 33. ©. 33 u. 34.) 

Sowohl gegen die Beitimmung des PBaragraphen, wonad im Falle einge- 
tretener Leiitungsunfähigteit der Bundesrat Berufsgenofjenichaften aufldöien und 
die einzelnen Induftriezweige anderen Berufögenoffenichaften zuweiſen, ald nament- 
lich gegen die im legten Satze auögejprochene Reichsgarantie erhob jich bei der erjten 
Leſung eine ftarfe Oppofition. 

on einer Seite wurde die Streichung des ganzen Paragraphen beantragt, 
weil ein Kriterium der Leiftungsunfähigteit nicht vorhanden fet, die Enticheidung 
möglichermweife zu verfchiedenen Zeiten verfchieden ausfallen könne und durch die 
Neichsgarantie eine Prämie auf fchlechte Wirthichaft gejeßt werde. Von anderer 
Seite wollte man nur die Reichögarantie befeitigt willen, da diejelbe wegen des zu 
niedrig bemeſſenen Reſervefonds gefährlich fei. Ein dritter Antrag wollte mit der 
Auflöſung der Genofjenichaft deren Rechtsanſprüche und Verpflichtungen auf die 
Sejammtheit der Berufsgenoffenjchaften übertragen. Diefer Gedanke fand in der 
Kommijfion mehrfache Zuftimmung. Die Vertreter der verbündeten Regierungen 
erflärten, „wann eine Genofjenjchaft leiftungsunfähig werde, jei eine Thatfrage, Die 
in jedem einzelnen alle geprüft und entichieden werden müſſe. Ste jeien der 
Meinung, daß die Lorausfesungen des 8 33 nur Höchit ſelten oder nie eintreten 
würden. Immerhin aber habe das Geſetz der Möglichkeit Rechnung tragen und 
Vorſorge dafür treffen müffen, daß nicht der Ausfall einer Genoſſenſchaft einer an⸗ 
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Antrag des Reichs - Verficherungsamtes von dem Bundesrathe aufgelöft 
werben. Diejenigen Induſtriezweige, welche die aufgelöfte Genofjenihaft 
gebildet haben, find anderen Berufsgenofjenihaften nad deren Anhörung 
zuzutheilen. Mit ver Auflöfung der Genoffenihaft geben deren Rechts— 
anfprüche und Berpflichtungen, vorbehaltlih der Beitimmung in 8 92, auf 
bas Reich über. 


Erläuterungen: 


- In Betreff ver Frage, ob die einer Berufsgenoffenfhaft auf Grund 
des Unfallverjiherungsgejeed beziehungsweife der ergänzenden ftatu- 
tarifchen Beitimmungen an Genofjenfchaftsmitgliever zuftehenden For⸗ 
verungen im Falle des Konkurſes den Rang bevorrechteter Forderungen 
(vergl. 8 54 ver Konkursordnung vom 10. Februar 1877. R.G. Bl. 


deren ganz allein aufgebürdet werde und indbefondere dafür, daß volle Sicherheit 
für die bereits erwachſenen Anjprüce der Arbeiter gegeben jei. Man dente dabei 
weniger an den völligen Niedergang ganzer Induſtziezweige als an Maſſenunfaͤlle. 
Auch bei Annahme des KRapitaldedungsverfahrens, welches die Gefahr des Bankerottes 
keineswegs aufhebe, hätte man eines folchen legten Rückhaltes nicht entbehren 
können. Uebrigens werde der $ 33 das wirkjamite Kompelle für den Bundesrath 
abgeben, nur ſolche Berufsgenoffenfchaften zuzulaſſen, welche tn fich jelbft die Gewähr 
dauernder Leiſtungsfähigkeit befigen. Ob man die Rechtsanſprüche und Verpflich- 
tungen aufgelöfter Genoſſenſchaften jtatt auf das Reich, auf die Geſammtheit der 
Berufsgenoffenichaften im Sinne des eingebradjten Abänderungsvorſchlages über— 
tragen Tolle, jei bet Ausarbeitung de3 Entwurfes ermogen worden. Der Gedanke 
fcheiterte jedoh an den Schwierigkeiten jener praftiichen Durchführbarkeit. Aud) 
müſſe bezweifelt werden, ob eine rechtliche Unterlage für eine derartige Uebertragung 
vorhanden fei. Man werde alddann jedenfalls die Bedingungen feitfeßen müſſen, 
unter welchen jene Geſammtheit einzutreten Habe. 

In eriter Leſung wurde der nad) dem oben bezeichneten Antrage, wonach die 
Garantie des Reiches durch die der Berufsgenofienfchaft erjegt wird, umgeftaltete 
Paragraph angenommen, in zweiter Leſung aber die Regierungsvorlage wieder her- 
geitelt. „Dean müffe anerfennen,“ fo wurde ausgeführt, „daß der in erfter Leſung 
gefaßte Beichluß auf Schwierigkeiten ftoße, zu deren Bejeitigung ein ausreichendes 
Mittel nicht gefunden ſei. Ohne den prinzipiellen Widerfpruch gegen den Reichs— 
zujchuß der früheren Vorlagen aufzuheben, könne man der Reichsgarantie beiſtimmen. 
Dort habe es fih um eine dauernde Einrichtung, einen regelmäßigen Beitrag, ge- 
Handelt, welchen die Geſammtheit der Steuerzahler der Induſtrie habe leiften jollen. 
Hier handele e3 ſich nur um die theoretiihe Konſtruktion einzelner Fälle, in denen 
eine zeitweilige Heranziehung der Reichshülfe gefordert werde. Die Vertreter der 
verbündeten Regierungen hätten wiederholt und ausdrüdlich anerfannt, daß die Be- 
ftimmung des $ 33 weſentlich deforative Bedeutung habe und einen realen Werth für 
die Regel nur darum bejige, weil dadurch auf die Vermeidung unfolider Bildungen 
hingewirkt werde, In diefer Vorausfegung lönne man die bei der erften Leſung 
Dagegen erhobenen Bedenken zurüdtreten laſſen.“ 

Bon anderer Seite wurde noch hinzugefügt, „Daß die Röthigung, die gewährten 
Zuſchüſſe in den Reichsetat einzujtellen, wenn nuch der Bolten nicht verweigert 
werden könne, Doch wegen der zu erwartenden Kritit vor einer unberechtigten An- 
wendung des $ 38 ſchützen werde”. 

Dem Einwurf, daß der Bundesrath Leine Laften für das Reich übernehmen 
tönne, wurde regierungsfeitig die Bemerkung entgegengeieht, „wenn die Reichs— 
prgane die Bildung leiftungsunfähiger Genoffenichaften verſchuldeten, müſſe freilich 
das Reich für Den Schaden aufkommen“. 

(Kommijfionsberidht zu $ 88. ©. 36.) 
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S. 351) genießen, wird bemerkt, daß über die Eigenfchaft ver Berufs- 
genoffenfchaften als „öffentlicher Verbände” ($ 54 Ziffer 3) im Hin- 
blick auf die öffentliche Natur der gefeglichen Unfaliverfiherung und 
ihrer Organifation ein Zweifel hier ziwar nicht beſteht. Mangels einer 
ausprüdlichen gefeglichen Beltimmung wird es indeſſen nit zu ums 
gehen jein, daß das Verhältniß der — künftig in wejentlih erhöhten 
Umfange auftretenden — Anſprüche ber Berufsgenofjenihaften zu 
anderen in einem Konkurſe geltend gemachten Forderungsrechten bei 
gegebenem Anlaß durch richterliche Entſcheidung Kar gelegt wird. 

Die dem Reichs⸗Verſicherungsamte zuftebende Entſcheidung über 
die Beiträge ver Genofjenfchaftsmitgliever ($ 73 des Unfallverfiherungs- 
gefeges und event. $ 134 Abſ. 5 der Konkursordnung) bezieht ſich nur 
auf die Höhe des Beitrages, dagegen tft das Reichs » Verficherungsamt 
zu einer Entſcheidung darüber nicht berufen, welche Vorrechte einer 
Beitragsforderung gegenüber ven Forderungen anderer Gläubiger 
zuftehen. 

Hiernach muß es den Berufsgenoffenfchaften überlajfen bleiben, 
ihre Forderungen an den Gemeinfchuldner gemäß $ 126 ff. ver Konkurs⸗ 
ordnung anzumelden, etwa beanfpruchte Vorrechte im Prüfungstermin 
(8$ 129 ff. a. a. DO.) geltend zu wachen, und event. bie Feititelluug 
bes Vorrechts gemäß 8 134 Abi. 2 a. a. D. gegen die Beitreitenden 
durch Erhebung ver Klage im orventlihen Verfahren zu betreiben. 

GBeſchd. d. R.B.U. v. 14. Juni 1886. Nro. 179. A. N. I. ©. 128.) 
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1. Rapitel. 
Mitgliedſchaft. 
8 34. 


Mitglied der Genoflenfhaft ift jeder Unternehmer eines im Bezirke 
berjelben belegenen Betriebes berjenigen Induſtriezweige, für welche die Ge— 


1) Bu SS 34—37: Jeder an fich verficherungspflichtige Betriebsunternehmer 
wird kraft des Gejehes Mitglied derjenigen Genoſſenſchaft, zu welcher er nad) Maf- 
“gabe der Abgrenzung der lehteren und nad) Maßgabe des von ihm betriebenen 

&nduftriegie ges gedört, Die Anwendung diejes Grundjages auf den konkreten 
Sal wird dergeftalt zu fonftatiren fein, daß ſowohl für die Betheiligten, als für 
die Behörden, volle Klarheit über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft Herricht. 
Dies jol durch die Einrichtung von Genoffenihaftäfataftern und die Aus⸗ 
jtellung von Mitgliedfcheinen erreicht werden. Lebtere find Beurkundungen 
des unter den Bethetligten beftehenden Einverftändniffes oder der im GStreitfalle 
vom Reichs-Verſicherungsamte getroffenen Enticheidung über die Yugehörigfeit 
eines beitimmten Betriebes zu einer beitimmten Genofjenjchaft. 

Die Eintragung de3 einzelnen Betriebes in das Katajter erfolgt nad) vor⸗ 
gängiger Beifung durch den Genoflenichaftsvorftand. Die vom Reichöverfiherungs- 
amte erfolgte Einreihung eines Betriebes, welche in der Einladung zur eriten 
Generalverlammlung ($ 14) zum Ausdrud gelommen iſt, Tann einer jelbftver- 
waltenden Korporation gegenüber um jo weniger entjcheidend fein, als jener erſten 
Klaſſifizirung naturgemäß eine völlig erichöpfende Prüfung jedes einzelnen Yalles 
nicht immer wird vorausgehen können. Ueberdies handelt es fich um wichtige ver⸗ 
mögensrechtliche Intereſſen der Genofjenichaft und der einzelnen Berufsgenoifen. 

Daß möglichft bald die Zugehörigkeit der einzelnen Betriebe zu einer be- 
ftimmten Senoffenthaft feftgeftellt werde, iſt nothwendig zum Zwecke der Legitima- 
tion für die Theilnahme an den Genoflenichaft3verfammlungen, zur Vejeitigung 
jeden Zweifels darüber, welche Genoſſenſchaft für den eingelnen Unfall aufflommen 
wird und zum Zwecke der rechtzeitigen Abgrenzung des Kreijes der Genoflen, auf 
welche nach Ablauf des erſten Rechnungsjahres die zur Auszahlung gelangten Ent- 
ſchädigungen umzulegen find. 

Das Genoſſenſchaftskataſter bildet die rechtliche Grundlage für den Beſtand 
der Genoſſenſchaft. Daſſelbe muß daher nach Maßgabe der eintretenden Verände- 
rungen ſorgfältig berichtigt werden. Um dies zu erreichen, iſt im Geſetze die 
Anmeldepflicht für die Unternehmer neu entſtehender oder ſpäter verſicherungs⸗ 
puctig werdender Betriebe vorgeſchrieben, ſowie beſtimmt, daß dem Unternehmer 
gegen ie Aufnahme in das Katajter, ſowie gegen die Verweigerung derjelben 

innen beftimmter Frift die Berufung an das Reichs⸗Verſicherungsamt zuſteht. 

(Motive der Regierungsvorlage zu $$ 34—37. ©. 567.) 





1. Kapitel. Mitgliedfchaft. 125 


noſſenſchaft errichtet it. Die Mitglievfchaft beginnt für die Unternehmer 
ber zur Zeit bes Inkrafttretens des Geſetzes verficherungspflichtigen Betriebe 
mit biefem Zeitpunkt, für vie Unternehmer fpäter entftehender oder ver- 
fiherungspflichtig werbender Betriebe mit dem Zeitpunkt der Eröffnung 
bezw. bes Beginnend ber Verſicherungopflicht. 

Stimmberechtigt ift jebes Mitglied der Genoflenfchaft, fofern es fi 
im Befige ber bürgerlichen Ehrenrechte befindet 1). 


Erläuterungen: 


1. Es ift davon auszugehen, daß das Unfaliverficherungsgefeg als 
Neichsgefeb für das Gebtet des veutfchen Reiches erlaffen ift, und for 
mit die örtlichen Grenzen feiner Anwenpbarkeit grundfäglih mit ven 
geographiichen Reichsgrenzen zufammenfallen. Die Anwendung dieſes 
Grundſatzes auf die im $ 1 des Gejeges feftgefekte Verfiherungspflicht 
der Bergwerfe, Saltnen, Fabrilen und anderer dort genannten Ber 
trtebe führt zu der weiteren Folgerung, daß nur die innerhalb ber 
Reichsgrenzen betriebenen Unternehmungen von der Berficherungspflicht 
bezw. dem Geſetze betroffen werben. 

Solche (inländische) Betriebe brauchen aber nicht immer ausfchlieh- 
ih auf das Inland räumlich befchräntt zu fein. So wird 3. B. der⸗ 
jenige Betriebstheil von der Verficherungspflicht mit erfaßt, welcher ſich 
im unmittelbaren Zufammenbange mit einer tim Inlande belegenen ver- 
Iderungspflißtigen Betriebsanlage befindet, felbft jedoch im Auslande 
elegen ift. 

Aber auch wenn diefes Moment der öffentlichen Gebunvenheit des 
Betriebes an eine fichtbare Betriebsanlage in Wegfall kommt, kann der 
innere Zufammenhang und das planmäßige Ineinanvergreifen der ein- 
zelnen, in einem Betriebe erforderlichen Handlungen ſehr wohl fo er⸗ 
beblih fein, daß foldhe Handlungen, auch wenn fie in örtlicher Los⸗ 
löfung von der Betriebsanlage vorgenommen werben, dennoch als „im 
Betriebe“ vorgenommen anzufehen find. Inſoweit kann deßhalb ein 


1) In Mebereinitimmung mit der früheren Vorlage ($ 23) jchließt der Ent» 
wurf diejenigen Genoffenjchaftsmitglieder vom Stimmrecht aus, welde fich nicht 
im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Diejelben können fich hiernach 
auch in der Ausübung eines Nechtes, welches fie nicht befiten, durch Andere nicht 
vertreten laſſen. Dagegen kommt der Entwurf auf die Beitimmung der früheren 
Vorlage, daß auch diejenigen, welche ihrer Anmeldepflicht ($ 35) nicht genügt 
haben, nicht ftimmberechtigt fein follen, aus dem Grunde nicht zurück, weil eine 
jolde Unterlaffung ſehr wohl im guten Glauben erfolgt fein kann und es aufer- 
dem zu hart fein würde, auf dieſe Unterlaffung neben einer Ordnungsſtrafe ($ 101) 
auch noch die Strafe des Verluſtes eines jo wichtigen Rechtes zu jeben. 

(Motive des Regierungs-Entwurfs zu $ 34. ©. 57.) 

Die VBerjiherungspflichtigleit bezw. die Meitgtienihoft für die in Gemäßheit 
des $ 11 angemeldeten Betriebe hat mit dem 1. October 1885 begonnen, da von 
diefem Zeitpunkt an das Geſetz in feinem ganzen Umfange in Kraft gefteten iſt. 
Kaiſerliche BVerordnung vom 25. September 1885. R.G. Bi. ©. 271.) 
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im Auslonde eingetretener Unfall fi unter Umjtänden als ein im im- 
ländiſchen Betriebe erlittener Unfall darftellen ꝛc. 
(Beichd. d. NEU. v. 23. Oktober 1886. Rro. 72. A. N. L ©. 345.) ') 


2. Die angeregte Frage, ob die im Bereiche einer Berufsgeneſſen⸗ 
ihaft beftehenvden Betriebe, deren Hauptbetrieb fih im Bereiche einer 
anderen Berufsgenoſſenſchaft befindet, ver erſteren Genoſſenſchaft oder 
berjenigen des Hauptbetriebes anzugehören habe, kann nur nah Maß- 
gabe der in jedem Einzelfall obwaltenden thatjächlichen Verhältniſſe 
entfchieven werden. Grunvjäglich ift vavon auszugehen, daß nah 8 34 
bes Unfallverfiherungsgejeges Mitgliev einer Berufsgenoffenichaft jeder 
Unternehmer eines im Bezirke derſelben „belegenen Betriebe” derjenigen 
Induſtriezweige wird, für welche die Genofjenjchaft errichtet if. Ent- 
ſcheidend für die Zugehörigkeit eines Unternehmers zu einer Genoffen- 
ſchaft ift ſomit einerjeit8 das Beſiehen eines verficherungspflichtigen 
Betriebes, mag diefer nun dauernd oder borübergehend beftehen, und 
anbererfeits der Betriebsſitz. Letzterer ift in vielen Fällen durch Das 
Vorhandenſein von Betriebsanlagen, Verlaufsftätten, Waarenlagern zc. 
äußerlich erfennbar oder aus Eintragungen in Firmen⸗ oder Gewerbe- 
Negifter zu entnehmen. Mit viefem Betriebsfig wird ver Wohnſitz des 
Unternehmers nicht immer zufammenfallen 5 2. bei Zweignieder⸗ 
lafjungen, Zweiggeichäften, welche neben einem Hauptbetrieb beftehen 
und als bejonvdere Betriebe im Sinne des Geſetzes aufzufafjen find. 

Die Abhängigkeit einer Zweigniederlaffung 2c. von einem Haupt» 
betriebe fann aber wirthichaftlich jo erheblich fein, daß die in ver Zweig⸗ 
niederlafjung 2c. vorgenommenen Betriebshanplungen als von dem 
SHauptbetriebe ausgehend, oder nur durch venfelben ermöglicht, anzu⸗ 
jehen find. Eine folde Zweignieverlafjung ꝛc. würbe, zumal beim 
Fehlen von Betriebsanlagen 2c. alsdann nicht dort ihren Sit haben, 
wo die einzelnen Betriebshandlungen vorgenommen werven, ſondern vie 
Nteverlaffung würde als Nebenbetrieb over als Theil des Hauptber 
triebe8 anzujehen fein, wobei die Vorfchrift des $ I Abf. 3 des Ge⸗ 
fege8 eventuell zu beachten fein würde. 

Nah dieſen fowie nach denjenigen Geftchtspunften, welche in dem 
biesfeitigen Befcheive vom 22. Dftober 1885 (Amtliche Nachrichten 1885. 
Seite 345 Ziffer 72. — vergl. auch den Beſcheid Ziffer 48 S. 209) 
— angedeutet find, wird die angeregte Frage zu prüfen fein. 

Injofern endlich die Frage, wer als Betriebsunternehmer zu er= 
achten ift, zu Schwierigkeiten Beranlaffung geben follte, ift pie Vor- 
ſchrift des 8 I Abfat 2 des Unfallverficherungsgefeges zu beachten (zu 
vergleichen Amtliche Nachrichten des NeichE- Verficherungsamtes 1885 
S. 344 3iffer 70.)%) 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 3. Januar 1886. Nro. 122. A. N. U. ©. 13. —) 


1) Siehe auch Erläuterungen zu 8 53 des Geſetzes. 
2) Siehe Erläuterung 3 in 52 g, und ebenbafelbft zu 4 den Beſchd. d. RVB.A. 
v. 2. April 1886. Nro. 159. 1. ©. 
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3. Die gejeglihen Beſtimmungen laffen einen Zweifel darüber 
nicht, daß der Betriebsunternehmer während der Dauer des Konfurfes 
nah Maßgabe ver Konkursorbnung durch ven Konkursverwalter gefetzlich 
vertreten wird. 

(Beichd. d. R.B.X. v. 14. Juni 1886. Nro. 179. U. R. II. ©. 128.) 


— — ñi— 


2. Kapitel. 
Belriebsanmeldung 1). 


8 35, 


Der Betriebsunternehmer, welder feinen Betrieb nicht bereits nad) 
Maßgabe des 8 11 amgemelvet hat, ift verpflichtet, binnen einer Woche, 
nachdem er Mitglied einer Genoſſenſchaft geworben ift ($ 34), ver unteren 
Berwaltungsbehörbe, in deren Bezirke der Betrieb belegen ift, eine Anzeige 
zu erftatten, welche 


ı) Die im $ 35 Eonftituirte Angeigepflicht entipricht derjenigen des $ 11. 
Diejelbe gilt einmal für alle Betriebsunternehmer, welche aus irgend welden 
Gründen dem 8 11 nicht nachgelommen find, fodann für diejenigen Unternehmer, 
welche erſt ſpäter ihren Betrieb eröffnet haben, oder deren bisher freie Betriebe 
erit jpäter Denen geworden find. Der $ 35 Hat alſo eine anf die 
Dauer des Geſetzes beredjnete Bedeutung, während der $ 11 den Charalter einer 
vorübergehenden Peſtimwung trägt. Mit Rückſicht hierauf iſt in Ziffer 2 von 
„verſicherten“ Perſonen die Rede, weil die Verſicherung unabhängig von der Be- 
trieb3anmeldung eintritt. 

Die Anzeige fol an die untere Berwaltungsbehörde gerichtet werden, damit 
diefe einen vollitändigen Weberblid über die in ihrem Bezirke vorhandenen ver- 
fiherungspflichtigen Betriebe erhalte, wie denn auch alle die Mitgliedfchaft ab- 
lehnenden Beſcheide durch ihre Hände gehen. Sie ift jomit fortlaufend im Voll⸗ 
bejige des Materialed über die für die Unfallverficherung maßgebenden Verhält- 
nifle der in ihrem Bezirke vorhandenen Betriebe. Es iſt nothwendig, daß in 
diefer Weiſe jeder Betrieb durch eine mit Öffentlicher Autorität ausgerüftete In⸗ 
tanz in Bezug auf feine Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft fontrolirt werde. Bleibt 
der Unternehmer eines verjicherungspflichtigen Betriebes mit jeiner Anzeige im 
Rückſtande, jo ift die untere VBermaltungsbehörde für befugt erflärt, denfelben zu 
einer Auskunft über feinen Betrieb innerhalb einer beitimmten Friſt durch Geld- 
ftrafen bi3 zu 100 Mark anzuhalten ($ 35 Ab. 2) ebenjo wie dies in $ 11 Abſ. 3 
vorgeſehen tit. 

Wenn 8 35 (Biffer 3) vorfchreibt, daß in der Anzeige die Bezeichnung der 
Berufsgenofſenſchaft, melcher der Betrieb angehört, enthalten fein joll, jo wird 
mit dieler Borichrift der Zweck verfolgt, dem Unternehmer Gelegenheit zu geben, 
I hariibet zu erklären, welcher Genoſſenſchaft er nach feiner Meinung zugumetjen 
ein wird. 

Diefe Erflürung des Unternehmers hat die Bedeutung, daß die untere Ver- 
maltungsbehörde, der die Weiterleitung der Anzeigen an die Genoſſenſchaftsvor⸗ 
Hände im $ 36 übertragen tft, gebunden tft, die Anzeige an den in berjelben be= 
zeichneten Vorſtand gelangen zu laſſen. Dies ift für den Unternehmer namentlich 
in denjenigen Fällen von Werth, in denen e3 zweifelhaft fein Tann, welcher Ge⸗ 
noſſenſchaft ein Betrieb feinem Gegenftande und feiner Art nach angehört. 
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1. den Gegenftand und die Art des Betriebes, 
2. die Zahl der verfiherten Perfonen, 
3. die Berufsgenoſſenſchaft, welcher der Betrieb angehört, und 
4. falls es ſich um einen nad dem Inkrafttreten des Geſetzes neu be- 
gonnenen oder verfihernungspflichtig gewordenen Betrieb handelt, ven 
Tag der Eröffnung bezw. des Beginnes der Berfiherungspflicht 
angiebt. Die Anzeige ift in zwei Eremplaren einzureihen. Ueber dieſelbe 
ift eine Empfangsbefheinigung zu ertheilen. 
Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erftattet, jo findet die Vorſchrift 
des 8 11 Abi. 3 Anmwenbung. 


8 36. 


Die untere Verwaltungsbehörve hat jeden in ihrem Bezirke belegenen 
Betrieb, über welchen die Anzeige erftattet ift ($ 35), binnen einer Woche 
nach dem Eingange der legteren durch Einſendung eines Exemplares derſelben 
dem Vorſtande ber in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft zu überweifen. 

Gehört der Betrieb nad Anficht der unteren Verwaltungsbehörbe einer 
anderen als der in ber Anzeige bezeichneten Genofjenihaft an, fo ift dem 
Borjtande dieſer Genoſſenſchaft, unter gleichzeitiger Benachrichtigung des 
Borftandes der in der Anzeige bezeichneten Genofjenfhaft und des Betriebs- 
unternehmers, eine Anzeige der Abjchrift zuzuftellen. 

Für Betriebe, über welde eine Anzeige nicht erftattet ift, hat bie 
untere VBerwaltungsbehörde vie Ueberweiſung binnen einer Woche nad) Ab- 
lauf der von ihr in Gemäßheit des $ 35 Abi. 2 beitimmten Friſt dadurch 


zu bewirken, daß fie die im 8 35 Ziffer 1—4 bezeichneten Angaben 
jelbft macht. 


Immerhin wird indeß für den Fall Vorforge zu treffen fein, daß in der 
Anzeige eine Genofjenfchaft bezeichnet iit, zu welcher der Betrieb nach der Anficht 
ber Behörde nicht gehört. In dieſem alle ericheint es an ezeigt, daß die Be- 
hörde dem Borftande derjenigen Genofjenfchaft, welcher der Betrieb ihrer Ansicht 
nad) zuzumeijen tft, von der Sachlage Mittheilung macht und gleichzeitig dem Vor—⸗ 
ftande der in der Anzeige genannten Genoſſenſchaft und dem Betriebsunternehmer 
ihre abweichende Anjicht zu erkennen giebt. Auf diefe Weife werden die beiden 
Genofienichaftsvoritände und der Betriebsunternehmer in den Stand geieht, fi 
über die Frage zu verjtändigen eventuell den Streit zur Enticheidung des Reichs— 
Berficherungdamtes zu bringen. ($ 37.) 

Hat in dem alle des $ 35 Abi. 2 die Androhung und Einziehung der Geld- 
ftrafe den gewünfchten Erfolg nicht gehabt, jo meldet die untere Verwaltungsbe- 

örde, da ein Öffentliches Anterejfe an der ungefäumten Aufnahme der Betriebe 
n die Katafter der für fie errichteten Genoflenfchaften beiteht, den Betrieb bei dem 
zuftändigen Genoſſenſchaftsvorſtande an, indem fie ihrerſeits die in $ 35 vorge— 
Ichriebene Anzeige macht. ($ 36 Abi. 3.) Dem betheiligten Unternehmer bleibt 
dann nur übrig, event. gegen die Aufnahme in das Kataſter der betreffenden 
Genoſſenſchaft die Beichwerde an das Reichs⸗Verſicherungsamt zu erheben. ($ 37.) 

Den Unternehmer wegen der unterlajjenen rechtzeitigen Anmeldung des Be— 
triebes noch nachträglich in eine angemefjene DOrdnungsitrafe zu nehmen, bleibt 
dem Vorjtande der Genoſſenſchaft überlaffen. ($ 101.) Diefer wird nach Lage der 
Berhältniffe zu enticheiden haben, ob etiva die Anmeldung in gutem Glauben unter- 
lajjen war, oder ob die Umftände eine Beitrafung erheijchen. 

(Motive der Regierungsvorlage zu 88 35. 36. ©. 58. 59.) 
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Ansführungsvorſchriften: 


Bekanntmathung des Reichs⸗Verſicherungsamtes vom 26. September 1886. 
(4. 4. I. 3. 258.) 

Der Betriebsunternehmer, welcher feinen Betrieb nicht bereits nach 
Maßgabe des 8 11 des Unfallverfiherungsgefeged angemeldet hat, ift 
bei Meidung einer Orbnungsftrafe bis zu 300 Mark verpflichtet, binnen 
einer Woche, nachdem er Mitgliev einer Genoſſenſchaft geworden iſt, 
(& 34) ber unteren Verwaltungsbehörde in deren Bezirk der Betrieb 
belegen ift, eine Anzeige zu erftatten, welche 

1. ven Gegenftand und die Art des Betriebes, 

2. die Zahl der verficherten Perſonen, 

3. die Berufsgenoſſenſchaft, welcher ver Betrieb angehört, 

4. falls es fich um einen nach dem Inkrafttreten des Gefeges neu 
begonnenen ober verfiherungspflichtig gewordenen Betrieb handelt, 
ben Tag ber Erdffnung bezw. des Beginnes ver Verſicherungs⸗ 
pflicht angiebt. 

Die Anzeige iſt in zwei Exemplaren einzureichen. Die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde hat Topann jenes im ihrem Mezirie belegenen Betrieb, 
über welchen die Anzeige erftattet iſt, binnen einer Woche nach dem 
Gingange ver legteren durch Einſendung eines Exemplares derſelben 
vem Vorſtande der in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft zu über- 
weifen. Gehört der Betrieb nach Anficht der unteren Verwaltungsbe- 
hörde einer anderen, gls der in der Anzeige bezeichneten Genoffenfchaft an, 
fo ift dem Vorftande diefer Genoſſenſchaft, unter gleichzeitiger Benad)- 
rihtigung des Vorftandes ver in der Anzeige bezeichneten Genofjenfchaft 
und des Betriebsunternehmers, eine Abjchrift der Anzeige zuzuftellen. 

Für Betriebe, über welche eine Anzeige nicht erftattet ift, hat bie 
untere Verwaltungsbehörde die Heberwetfung binnen einer Woche nad 
Ablauf der von ihr in Gemäßheit des 8 35 Abf. 2 a. a. O. beftimmten 
Friſt dadurch zu bewirken, daß fie die vorftehend unter Ziffer 1 bis 4 
bezeichneten Angaben ſelbſt macht. 

Treten Aenberungen eines Betriebes ein, welche für bie Zuge: 
hörigkeit zu einer Genofjenfchaft von Bedeutung find, fo ift ber Bes 
trjebsunternehmer wiederum bei Meidung einer Orbnungsitrafe bis zu 
300 Mark verpflichtet, dieſelben dem ‚Genoflenjchaftsnorftande binnen 
einer durch das Genoſſenſchaftsſtatut beftimmten Frift anzuzeigen. Mit 
Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen und die den Genoffenichaftsorgauen 


theil8 durch das Geſetz, theils durch die Genoſſen chaftsſtatuten zuge⸗ 
Doehl, Die Unfall⸗Verſicherung ꝛc. 
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wiefenen Obliegenheiten hinſichtlich der Katafterführung und ver Be- 
handlung von Betriebsveränderungen, welche für die Zugehörigkeit zur 
Genoſſenſchaft von Bedeutung find, Hat das Neiche-Verficherungsamt 
ein alphabetiiches Verzeichnig der Gewerbzweige, welche zu den bis zum 
1. Oftober 1885 gebildeten Berufsgenoffenichaften gehören, aufgeftellt 
und deſſen Veröffentlichung befchloffen. 

Bei der Benutzung des Verzeichniſſes find die Vorbemerkungen 
genau zu beachten d). 

Der Einfachheit und Weberfichtlichfeit halber ericheint e8 wünfchens- 
werth, zu den Anmeldungen nah Maßgabe des 8 35 des Unfallver- 
fiherungsgejetes ein Formular zu benugen, welches die erforderlichen 
Spalten zur Eintragung ver nöthigen Angaben enthält und welches 
urjchriftlich jeitend ver unteren Verwaltungsbehörde an den Borjtand 
der zuſtändigen Genofjenfchaft abgegeben werden kann. Das nachſtehende 
Sormular, welches vem vom Neich8-Verficherungsamte beim Beginn ver 
Organiſation ver Berufsgenoffenfchaften für die erften Anmeldungen vor- 
gefchriebenen entfpricht, würde fich zur allgemeinen Verwendung eignen: 


Anmeldung zur Anfallverfiherung. 
($ 35 des Unfallverficherungsgejebes.) 
Staat: Höhere Berwaltungsbehörde: Untere VBerwaltungsbehörde : 


Gegenftand Art des Be- Tag der Eröff- 
Name des Betriebes | triebes nung des Be⸗ 
des Unter⸗ (der Hauptbe- (ob Hand⸗, triebes bezw. Bemer⸗ 
nehmers trieb iſt zu Gas⸗, des Beginnes kungen. 
(Firma). unter⸗ Dampfbe⸗ der Verſiche⸗ 
ſtreichen). | trieb.:c.). rungspflicht. 






Berufsge⸗ 
a, | moffenjchaft 
ſicherten ee ra 
Berjonen. hört. g 








.......... den...ten188.. Unterfchrift des Anmeldepflichtigen. 


Urſchriftlich an den Borftand der... .. .. 


Die Anmeldung tft in zwei Exemplaren Berufsgenofienidhaft zu .-....... 
d 


or ner unteren a er in deren 
ezi r Betrieb belegen ift, gegen Em kein u" . " 
pfangsbeicheinigung einzureichen s Das Norte ber unteren Berwaltungäbe- 
Unterlafſen der Anzeige kann mit Ordnungs⸗ " 
ftrafe bis zu 300 Mark (104 Abſ. 1a. a...))). 777 7777 72 727 
beſtraft werden; außerdem können über den 

ſaäumigen Unternehmer Exekutivſtrafen im 

Betrage bis zu 100 Mark verhängt werden. 

Es 11. 35.0. a. O.) 


1) Siehe dafjelbe Anhang. 
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Erläuterungen ; 


1. Die Verlegung eines Betriebes in den Bezirf einer anderen 
unteren Verwaltungsbehörde ift im Sinne des Unfallverfiherungsgefeges 
als die Eröffnung eines neuen Betriebes anzujehen und vemgemäß bet 
der zuftändigen unteren Verwaltungsbehbörde gemäß 8 35 a. a. O. ans 
zumelden. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 10. Dezember 1885. Nro. 103. A. N. II. ©. 2.) 


2. Dem Antrage auf anverweite Zutheilung eines Betriebes zu 
einer anderen Genoſſenſchaft kann nicht ohne Weiteres entiprochen wer: 
den. Zwar ift berartigen Arträgen, angeficht® der bevorſtehenden General- 
verfammlungen zur Beichlußfaffung über die Bildung ver Berufsge- 
nofjenfchaften bisher nach Möglichkeit ftattgegeben worden, damit vie 
Betheiligten in Folge der irrthümlichen Klaffifizirung ihrer Betriebe 
ihres Stimmrechtes in derjenigen Generalverfammlung, zu welcher fie 
von vornherein hätten geladen werben follen, nicht verluftig gingen. 
Den unteren Berwaltungsbehörden wird binfichtlich der folchergeftalt 
vorgenommenen Umjchreibungen in ven Liften Kenntniß gegeben werden. 

Nachdem die Reihe ver gedachten Generalverfjammlungen nunmehr 
abgeichloffen worden ift, muß das Neiche-Verficherungsamt jedoch darauf 
halten, daß fortan für Geſuche ver bezeichneten Art der regelmäßige 
Weg eingefchlagen werde. In dieſer Hinficht findet fich in der Begrün- 
bung des Unfallverficherungsgefee8 (Drudiachen des Reichstags 5. Legis- 
laturperiode IV. Seſſion 1884 Bd. II S. 78) folgenne Bemerkung: 

„Die Anzeige ſoll an die untere Verwaltungsbehörde gerichtet 
werden, damit dieje einen vollftändigen Weberblid über die in ihrem 
Bezirfe vorhandenen verfiherungspflichtigen Betriebe erhalte, wie 
denn auch alle Mitglievfcheine und alle die Mitgliepfchaft ablehnnen- 
ben Befcheive durch ihre Hände gehen. Sie iſt jomit fortlaufend 
im Vollbefit des Materiales über vie für die Unfallverficherung maß- 
gebenden Verhältniſſe der in ihrem Bezirke vorhandenen Betriebe. 
Es ift nothwendig, daß in dieſer Weife jeder Betrieb durch eine 
mit öffentlicher Autorität ausgerüftete Inftanz in Bezug auf feine 
Zugehörigkeit zu einer Genoffenfchaft fontrolirt werde”. 

Diefen allgemeinen Grundfägen entipricht es, daß alle auf eine 
Ergänzung oder Abänderung von Anmeldungen der Betriebe gerichteten 
Anträge nicht an das Reichs⸗Verſicherungsamt, ſondern in allen Fällen 
zunähft an vie untere Verwaltungsbehörde einzureichen fin. 

Im vorliegenden Falle muß das Neich8-Verfiherungsamt um jo 
mehr Werth hierauf legen, ald aus ven Anführungen fich nicht mit 
Beſtimmtheit erkennen läßt, ob die Inftallationsarbeiten over die Be- 
arbeitung von Metallen, event. von welchen Metallen, als der Haupt« 
betrieb anzufehen iſt. Hiernach allein aber würbe die Zugehörigkeit 
zu der einen oder ver anderen Berufsgenofjenjchaft fich beftimmen, va 
dem Geſetze ein Wahlrecht der Betriebsunternehmer in diefer Hinficht 
fremd ift. 

9* 
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Sollten Sie auf dem Wege ver Verhandlung mit der unteren 
Verwaltungsbehörde zu einer Ihres Erachtens zutreffenden Klaffifizirung 
Ihres Betriebes nicht gelangen, jo würde Ihnen noch ber im $ 37 des 
Geſetzes vorgezeichnete Weg der Beſchwerde an pas Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt gegen die Aufnahme in ein beftimmtes Katafter oder gegen bie 
Anlehnung derſelben offen ftehen. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 15. April 1885. Nro. 35. U. N. I. ©. 140.) 


3. Durch 88 35 Abf. 2 und 36 des Tinfallverficherungsgefeges 
vom 6. Juli 1884 find den unteren Verwaltungsbehörven felbitänpige, 
von einer Mitwirkung ver Berufsgenofjenichaften unabhängige Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt worden. Das aus der Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtungen erwachfende Porto darf ven Berufsgenoffenfchaften nicht zur 
Laſt fallen, vielmehr haben die unteren Verwaltungsbehörden vaffelbe 
nad denjenigen Vorfchriften verrechnen zu laffen, welche vieferhalb In an⸗ 
deren, das Intereffe des Staates berührennen Dienſtſachen erlaffen find. 

(Cirk.Erlaß d. Königl. Preuß. Min. f. H. und d. Inn. dv. 29. Juni 1886.) 


3. Rapitel. 
Gensilenidaftskatafter '). 
$ 37. 


Die Genoſſenſchaftsvorſtände haben auf Grund der ihnen von Dem 
KeichE - Verfiherungsamte mitzutheilenden Verzeichniſſe der verfiherungs- 
pflichtigen Betriebe ($ 11) und der fpäter erfolgenden Ueberweifungen ($ 36) 
Genoſſenſchaftskataſter zu führen. 


ı) Dem Betrieböunternehmer ift ſowohl gegen die Aufnahme feines Betriebes 
in das Kataſter einer bejtimmten Genoffenichaft, als aud gegen die Ablehnung 
der Aufnahme ein Rechtsmittel zu gewähren. 

Zur Entieheidung auf jeine Beſchwerde ift dem Syſtem der Vorlage ent- 
ſprechend das Beige Serfiherungsumt berufen. 

Für den Fall, daß der Unternehmer einen ablehnenden Bejcheid erhält, und 
bei demjelben ich beruhigt, muß die von der unteren Berwaltungsbehörde bejahte 
Trage, ob der Betrieb nad) $ 1 verficherungspflichtig ift, und im Falle der Au- 
erkennung diefer Verficherungspflicht die Frage, melcher Genoſſenſchaft der in Frage 
Hehenbe Betrieb zuzuweiſen tft, anderweit erörtert werden, weil fonjt verjiderungs- 
pflichtige Betriebe außerhalb der Gejanmtorganijation verbleiben könnten. 

ndlich bedarf noch der Fall der Regelung, in welchem der Betriebsunter- 
nehmer einer beitimmten Genofjenichaft überwielen fein will, während die untere 
Verwaltungsbehörde den Betrieb ald zu einer anderen Genoſſenſchaft gehörig er- 
achtet und deshalb dem Vorſtande der letzteren eine Ubichrift der Anzei itge⸗ 
tweilt hat. ‚Sind in dieſem duue die Genoſſenſchaftsvorſtände einig, daß der Be— 
trieb einer der Genofjenihaften angehört, fo erfolgt deſſen Aufnahme in das 
Katafter der betreffenden Genofjenihaft und es fteht dem Betriebsunternehmer nur 
das Recht zu, fich beichwerend an das Reichd-Verficherungsamt zu wenden. Sind 
die Borftände darin einig, daß ‚der Betrieb Tetner der beiden Genofienichaften an⸗ 
gehört, jo ertheilen fie ablehnenden Bejcheid und der Betriebsunternehmer, nder, 
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Die Aufnahme der einzelnen Genoffen in das Ratafter erfolgt nad) 
borgängiger Prüfung ihrer Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft. 

Den in das Katafter aufgenommenen Genoffen werden vom Genofien- 
IhaftSworftande durch Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörde Mit- 
gliedſcheine zugeſtellt. Iſt die Genoffenfhaft in Sektionen eingetheilt, fo 
muß der Mitglienihein die Sektion, welcher der Unternehmer angehört, 
bezeichnen. Wirb die Aufnahme in das Katafter abgelehnt, fo ift hierüber 
ein mit Gründen verjehener Befcheid dem Betriebsunternehmer durch DVer- 
mittelung der unteren DVerwaltungsbehörde zuzuftellen. 

Gegen die Aufnahme in das Kataſter, fowie gegen die Ablehnung 
berfelben fteht dem Unternehmer binnen einer Frift von zwei Wochen nad) 
erfolgter Zuftellung des Mitglienjcheines bezw. des ablehnenden Bejcheives 
die Beſchwerde an das Reichs -Verfiherungsamt offen. Diejelbe ift bei 
ber unteren Berwaltungsbehörve einzulegen. Stellt fi) bei ber Berhand- 
lung der Beichwerbe heraus, daß der Betrieb feiner der vorhandenen Ge— 
noſſenſchaften zugehört, fo tft derſelbe durch das Neichs - Berfiherungsamt 
derjenigen Genoſſenſchaft zuzuweiſen, welcher er feiner Natur nah am 
nächſten ſteht. 

Wird gegen einen ablehnenden Beſcheid von dem Betriebsunternehmer 
innerhalb der angegebenen Friſt Beſchwerde nicht erhoben, ſo hat die untere 
Verwaltungsbehörde den Fall dem Reichs-Verſicherungsamte zur Entjchei- 
bung vorzulegen. 

Wird in dem Falle des 8 36 Abſ. 2 die Mitglievichaft des Unter- 


falls diejer fich bet dem ablehnenden Bejcheide beruhigt, die untere Verwaltungs⸗ 
behörde ruft die Entiheidung des Reichs - Verficherungsamtes an. Beanſprucht 
dagegen jeder der beiden Borttände den Betrieb für feine Genofjenjchaft, jo Hat 
der Vorſtand der in der Anzeige genannten Genoſſenſchaft die Mitgliedichaft des 
Betriebes für feine Genoffenihaft auszuiprechen, dem anderen Borftande Hiervon 
Mitteilung zu machen und der lettere kann danach die Enticheidung des Reichs⸗ 
Verjiherungsamtes anrufen. 

Die Enticheidungen des Reichs⸗Verſicherungsamtes find in allen diejen Fällen 
endgültig. ($ 88.) 

Sollte das Reichs⸗Verſicherungsamt bei der Prüfung eines Falles zu der 
Heberzeugung gelangen, daß der Betrieb feiner der bisher in Frage gefommenen 
Genoften haften, jondern einer Dritten angehöre, jo wird Dies in den Ent 
jheidungsgründen auszuſprechen und die untere Vermwaltungsbehörde zu erjuchen 
jein (8 98), dab fie, fall3 der Unternehmer fich bei diejer dritten Genofjenjchaft 
nicht freiwillig zur Aufnahme meldet, ihrerjeit3 die Anmeldung bewirke. Das 
darauf folgende Verfahren wird mit der Ueberweiſung des Betriebes an eine be⸗ 
ftimmte Genoſſenſchaft abſchließen. 

Nach Maßgabe der Entſcheidungen des Reichs-Verſicherungsamtes find die 
Katafter zu berichtigen und von dem betheiligten Genoſſenſchaftsvorſtande die Mit- 
gltedfcheine auszuftellen. 

Die Wirkung der fämmtliden Entjcheidungen des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amtes tft auf den Beginn der Verhandlungen zurücdzubeztehen — die Entjchjei- 
dungen wirken ex hune —, da die Betriebäunternehmer Traft des Geſetzes Mit- 
glieder ber für fie beftimmten Genofienichaft werden und es daranf ankommt, daß 

ftatirt werde, welcher Genoſſenſchaft fie beim AInfrafttreten des Geſetzes bezw. 
beim Beginn der Verficherungspflicht angehörten. 
(Motive zum NRegierungd-Entwurf 8.37. ©. 59. 60.) 
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nehmers von dem Vorſtande ber in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft 
anerkannt, fo Liegt dieſem die Verpflichtung ob, hiervon dem Borftande ber 
anderen Genoſſenſchaft Mittheilung zu machen. Letztere ift berechtigt, inner- 
halb zwei Wochen nad dem Empfange der Mittheilung gegen die An- 
erfennung der Mitgliepfchaft beim Reichs-Verſicherungsamt die Befchwerbe 
zu erheben. 

Den Geltions =» Borftänden find Auszüge aus dem SKatafter in 
Betreff der zu ihren Seftionen gehörenden Unternehmer mitzutheilen. 

Jeder Wechſel in der Perfon Desjenigen, für deſſen Rechnung ver 
Betrieb erfolgt, ift von dem Unternehmer binnen einer durch das Statut 
feftzufegenden Friſt dem Genoſſenſchaftsvorſtande behufs Berichtigung bes 
Katafterd anzuzeigen. Iſt die Anzeige von dem Wechjel nicht erfolgt, fo 
werden die auf die Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegenden Beiträge von 
bem in das Katafter eingetragenen Unternehmer bis für dasjenige Rechnungs 
jahr einihließlich forterhoben, in welchem die Anzeige geſchieht, ohne daß 
dadurch der neue Unternehmer von der auch ihm geſetzlich obliegenden Ver- 
haftung für die Beiträge entbunden ift 1). 


AHusführungsporfchriften: 

Das Reichs - Verficherungsamt ift von mehreren Seiten um Weber- 
mittelung von Formularen für das Genoffenfchafts - Katafter und den 
Mitgliedſchein ($ 37) gebeten worden. Indem dafjelbe diefem Wunfche 
entfpricht, bat es fchon nach Lage der gejeglichen Beitimmungen und 
im Hinblid auf die Verfchtevenartigfeit des Bedürfniſſes bei ben ein- 
zelnen Berufsgenofjenihaften nicht beabfichtigen können, eine bindende 
Form für das Genoffenfchafts - Katafter oder den Mitgliedſchein vor- 
zufehreiben. Vielmehr find in dem nachitehenden Formular nur die— 
jenigen Spalten zufammengeftellt, welche nach der Anſicht des Reichs— 
Berfiherungsamts in einem Genoffenichafts - Katafter nicht zu entbehren 
fein werden, wenn daſſelbe dem im Gefege vorgefehenen Zwede ge— 


ı) Der lebte Abſatz diefes Paragraphen entitammt der Kommiſſionsberathung 
und will eine Züde in der Negierungsvorlage ausfüllen. Ohne Trage haben Die 
Berufsgenofjenichaften ein großes Intereſſe daran, daß nicht nur Aenderungen 
im Betriebe rechtzeitig zur Anzeige gelangen ($ 38), fondern auch Menberungen 
in der Perjon desjenigen, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt, namentlich 
dann, wenn der Betrieb durch Kauf oder Pacht in andere Hände. übergegangen 
ift. Zur Sicherung dieſes Intereſſes entlehnt die von der Kommiſſion beihloflene 
Bujatbeftimmung dem Preußiichen Gebäudefteuer-Gefet da3 Syſtem der doppelten 
Verhaftung, und jollen, im Fall der Wechſel nicht rechtzeitig zur Anzeige gebracht 
tft, die auf die Genofjenichaftsmitglieder umzulegenden Beiträge von dem in das 
Kataſter eingetragenen Unternehmer bis für das Rechnungsjahr einſchließlich fort- 
erhoben werden, in welchem die Anzeige geichieht, ohne daß inzwiſchen der neue 
Unternehmer von der auch ihm gejeßlich obliegenden Berhaftung für die Beiträge 
entbunden märe. 

(Motive zum Kommiffionsdberiht zu 8 37. ©. 60.) 
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nügen fol. Dabei tft namentlih eine Einſchränkung in fofern für 
zwedmäßig erachtet worden, als alle Angaben fern gehalten worden 
find, welche, wie die Zahl der bejchäftigten Arbeiter, die Stimmenzahl 
und vergl. häufigen Schwankungen unterworfen find. 

Derartige Eintragungen würden nicht fowohl in das Kataſter 
jelbft, welches ein auf längere Jahre berechnetes Urkundenbuch varftellt, 
aufzunehmen fein, als vielmehr in die auch aus anderen Gründen 
nicht zu entbehrenven Nebenliften oder in die für die einzelnen Betriebe 
zu führenden Beiaften gehören. Indeſſen bleibt jeder Genofjenfchaft 
freie Hand, die ihr geeignet erjcheinenden weiteren Eintragungen in 
Bezug auf die Arbeiter- und Stimmenzahl, auf den Wohnort des 
Unternehmers, die Beligverhältniffe (Eigenthum, Baht, Nießbrauch) 
und vergl. in das Katafter aufzunehmen, auch befondere Spalten für 
den Hinweis auf Nebenliften ꝛc. zu beftimmen. 

In Bezug auf vie Führung des Katafters wird bemerkt, daß es 
zweckmäßig und zuläffig erjcheint, Hinter ven Betrieben einer jeden 
Verwaltungsabtheilung ver Genofjenfchaft eine reichlich bemeſſene Reihe 
ver fortlaufenden Ziffern für nachträgliche Eintragungen neu entitehen- 
der Betriebe offen zu laſſen. Es würden aljo beijpielsweife, wenn 
vie Sektion I. gegenwärtig zweihundert Betriebe zählt, vie Zahlen von 
201 bis 300 vorläufig nicht zu vergeben und die Betriebe der Sektion II. 
von 301 an zu zählen fein. Im gleicher Weife könnten für einzelne 
inpuftriereiche Orte und Kreiſe bei der erften Aufitellung des Katafters 
Ziffern freigelaffen werden. Dabei wird bemerkt, daß eine durchlaufende 
Numertrung des ganzen Katafters nothwendig ericheint. Dabei würde 
eine befonvdere Numerirung ver Betriebe innerhalb jeder Sektion zus 
läſſig fein. 

Der Mitglievfchein, welcher gleichfalls für eine mehrjährige Dauer 
beftimmt ift, wird behufs bequemer Aufnahme in die Brieftafche, in 
Rartenformat auf fteifem und glattem Kartonpapier von nicht zu heller 
Farbe herzuftellen fein. Das hierunter mitgetheilte Schema ift gleich“ 
falls nicht obligatorifch !). 

(Beltmachg. d. R.V. A. U. N. J. ©. 199.) 


Erläuterungen: 


1. Im Hinblick auf $ 37 Abſ. 1 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
theilt das Neich8- Verficherungsamt ven proviſoriſchen Vorftänden ver 
Berufsgenojfenfchaften, fobald deren Wahl durch die Genofjenjchafte- 


») Siehe diefelben in der Beilage II. 
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verfammlungen vollzogen tft, bie von ben Berwaltimgsbehörben gemäß 
8 11 a. a. O. aufgeftellten Werzeichnifie der verjicherungspflichtigen 
Betriebe mit. Ein proviſoriſcher Genoſſenſchaftsvorſtand überfandte 
dem Reichs » Berficherungsamte als Beilage einer Eingabe die Nummer 
einer Zeitjchrift, in welcher fi ein Abdrud der ihm zugegangenen Ber- 
zeichniffe befand. | 
Das Reichs» Verfiherungsamt hegt gegen eime derartige Druck⸗ 
legung des den vorläufigen Vertretern der Berufsgenoſſenſchaften amte 
lich zugegangenen Materiales Bedenken. Es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, 
daß einzelnen Betriebsunternehmern eine ſolche Veröffentlichung ihrer 
etriebs- und Arbeiterverhältniffe unerwünſcht ift und erfcheint vie 
Befugniß des proviforifchen Genofienfchaftsvorftandes zu ſolchen Ver⸗ 
öffentlichungen mindeſtens zweifelhaft. Das Reiche » Verfiherungsamt 
ſpricht deshalb die Erwartung aus, daß derartige Bekanntmachungen 
aus dem Material der nicht für die Offentlichkeit, fondern für vie 
Einladungen zu den erften Generalverfammlungen bezw. für die Auf- 
ftellung des Katafters beftimmten amtlichen Anmeldungsliften künftig 
mindeftens nicht ohne die ausdrüdliche Genehmigung ver Genofjen- 
Tchaftsverfammlung erfolgen werden. Dabei anerlennt e8 dad Recht 
der Beichwerde des Einzelnen gegen einen diefe Genehmigung aus- 


rechenden Beſchluß. 
ſprech Hub Geſchd. d. R.B.A. Nro. 36.1. N. J. ©. 172.) 


2, Wenn das Reichs⸗-Verſicherungsamt in dem unter Ziffer 36 
(Nro. 15 ver Amtlihen Nachrichten) abgedruckten Beſcheide einer Ver- 
öffentlihung der den Vorftänden amtlich zugehenden Auskunft über vie 
Betriebe der Genoffenfchaftsmitgliever entgegengetteten ift, fo hat doch 
hierdurch die Mitiheilung von Nametisverzeichniffen ver Mitglieder an 
andere Berufögenofjen nicht ausgefchloffen werden jollen und fönnen. 
Der Erlaß des Neich8 - Verfiherungsamtes richtet fich gegen vie Ver—⸗ 
öffentlihung der Arbeiterzahlen, der gezahlten Lohnbeträge und ber 
Betriebseinrichtungen der Berufsgenoffen. Wegen der Zuläffigfeit der 
Mittheilung eines einfachen Mitglieververzeichnifjes verweiſt das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt auf $ 40 des Gefekes. 

GBeſchd. d. R.B.U. v. 29. Anguft 1885. Nro. 64. A. N. I. ©. 341.) 


3. Die Genoffenfthaftsporftände Haben nach 8 37 Abi. 3 des 
Geſetzes vie Mlitgliepfcheine bezw. die eine Aufnahme in das Genoſſen⸗ 
Ichaftsfatafter ablehnenden Beſcheide den Betriebsunternehmern zuzu⸗ 
ftellen. Dieſe Zuſtellung hat dürch Vermittelung der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu erfolgen, welche gemäß 8 101 Abi. 2 a. ga. O. 
berechtigt ift, ven Erfa der ihr dadurch entſtandenen baaren Auslagen 
von der Genoffenihaft zu verlangen. Hat demnach die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde die Zuftellung gemäß 8 110 a. a. O. durch die Poſt 
mittelft eingeſchriebenen Briefes gegen Empfangichein bewirken laffen, 
fo kann fi die Berufsgenoſſenſchaft der Erftattung der hierdurch ent⸗ 
ftandenen often nicht entziehen. 
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Vebrigens wird bemerkt, daß die unteren Verwaltungsbehörden 
in ven Füllen des $ 37 a. a. D. nicht ausfchlieglich auf die im $ 110 
a. 4. O. bejeichnete Form ver Zuftellung durch die Poſt beſchränkt find, 
forivdern die Zustellung auch auf jede andere, ven Beginn ver Frift 
des 8 37 Abſ. 4 amtlich feftftellende Art bewirken fönnen. 

Im Intereffe der Kofteneriparniß wird e8 fich empfehlen, für vie 
Zuſtellung der Mitgliedfcheine und der ablehnenden Beſcheide die nad 
den örtlichen und behördlichen Verhältniffen hergebrachte einfachfte Form 
amtlicher Zuftellungen in Anwendung zu bringen. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 14. October 1885. Nro. 60. A. N. I. ©. 290.) 1) 


4. ꝛc. Dagegen wird einem jeden Unternehmer mehrerer Be— 
triebe feitend der Genoſſenſchaft nur ein Mitglienfchein auszuftellen 
ſein, in welchem die Seltionen, zu welchen feine Betriebe gehören, und 
die Ratafternummern ber legteren aufzuführen find. 

Im Kataſter find die felbftftändigen Betriebe eines Unternehmers 
einzeln unter befonvderen Nummern aufzuführen. Können mit Rüdficht 
auf die Eintheilung des Katafters nah Sektionen, Verwaltungs⸗ 
bezirken 30. die in verfchievenen Sektionen, Verwaltungsbezirfen 2c. be= 
(egenen Betriebe nicht hintereinander aufgeführt werden, jo empfiehlt 
e8 ſich, den verſchiedenen Eintragungen verſchiedene Berweijungen bins 
zuzufügen. 

Sektionsmitglied iſt der Unternehmer in jeder Sektion, welcher 
ein oder mehrere ſelbſtſtändige für ſeine Rechnung geführte Betriebe 
angehören; der Wohnſitz des Unternehmers iſt hierbei bedeutungslos. 

Sind die mehreren Betriebe nicht von einander unabhängig, ſon⸗ 
bern bilden fie einen Geſammtbetrieb im Sinne des $ I Abſ. 3 a. a. O., 
fo find dieſelben als ein Betrieb unter einer Nummer in das Ka⸗ 
tafter aufzunehmen und gehört ver Unternehmer nur jener Seltion 
als Mitgliev an, in deren Bezirke ver Hauptbetrieb gelegen ift. 

(Beſchd. d. R.V. A. Nro. 48. A. N. I. ©. 209.) 


5. Die Beſtimmungen des 8 37 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
in Betreff der Zuſtellung ver Mitgliedſcheine, der Ablehnung ver Auf—⸗ 
nahme eines Betriebes in das Katafter und endlich in Betreff der von 
den Betriebsunternehmern zu erhebenden Bejchwerden fowohl gegen 
jene Aufnahme als auch gegen die Ablehnung derſelben werben nicht 
immer genügend beachtet. Es wird daher nachftehender Beſcheid mit- 
getheilt: 

„Gemäß 8 37 des Unfallverſicherungsgeſetzes haben einerſeits die 
Vorſtände der Berufsgenoſſenſchaften den in das Kataſter aufgenom⸗ 
menen Genoffen die Mitgliedſcheine durch Vermittelung der zuſtändigen 
unteren Verwaltungsbehörde zuzuſtellen und haben andererſeits die 
Betriebsunternehmer ihre Beſchwerden gegen die Aufnahme wie gegen 


1) Siehe auch die Beſcheide des Reichs-Verſicherungsamtes Nro. 110 und 
Nro. 120 vom 22. Januar 1886. A. N. II. S. õ und ©. 11 zu $ 101. 
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die Verweigerung der Aufnahme ihres Betriebes in das Katafter einer 
beftimmten Berufsgenoffenihaft wiederum durch Dermittelung ver 
unteren Verwaltungsbehörve an das Reichs-Verſicherungsamt zu richten. 
Die Befchwerbefrift beträgt zwei Wochen nach erfolgter Zuftellung des 
Mitgliepfcheines bezw. des ablehnenden Beſcheides. 

Hieraus folgt, daß der Ihnen nicht in dem vorgejchriebenen Ber- 
fahren zugefertigte, zudem nicht von dem Genofjenfchaftsnorftande, 
fondern vom Gefchäftsführer der Berufsgenoffenihaft „im Auftrage” 
unterfchriebene ablehnende Beſcheid nicht als folcher anzufehen ift, gegen 
welchen Sie in einer beftimmten Frift Bätten Befchwervde erheben müſſen 
und daß die von Ihnen hierher gerichtete Eingabe Feine geeignete Unter- 
lage für eine diesfeitige inftanzmäßige Entſcheidung bilvet. Es bleibt 
Ihnen fomit überlaffen, auf Grund des 8 37 cit. in Betreff Ihrer 
Aufnahme in das Ratafter ver 2c. Berufsgenoffenfhaft von dem Ge— 
nofjfenfhaftsvoritande einen Ihnen vorfchriftsmäßig zuzuftellenden Be⸗ 
fcheid zu erbitten, um dann jpäter, fall ver Vorſtand die Aufnahme 
ablehnen follte, die Beſchwerde binnen zwei Wochen durch Vermittelung 
der unteren Verwaltungsbehörde bei dem Reiche - VBerfiherungsamt er- 
heben zu können.“ 

(Beichd. d.R.B.X. v. 9. October 1885. Nro. 57. U. N.I. ©. 289.) 


6. Nach erfolgter enpgültiger Aufnahme eines Betriebes in das 
Kataſter einer Genojjenfhaft (— wenn alſo der Mitglievfchein zuge- 
ftelit und Bejchwerde vom Unternehmer nicht erhoben oder die Be— 
ſchwerde abgewiejen worden ift, —) ift die Genoſſenſchaft auch dann 
zur Entſchädigung beim Eintritt eines Unfalles in vem aufgenommenen 
Betriebe verpflichtet, wenn legterer an fib zur Genoffenfchaft nicht 
gehören würde — es ſei denn, daß die Aufnahme in das Ratafter 
don dem Unternehmer dolos erwirft wurde. 

Hinfichtlih der Feititellung der Entihäpigung kann nur in Be- 
tracht fommen, ob der Betrieb, in welhem ein Unfall eintrat, ver 
gleiche Betrieb ift, welcher in das Genofjenfchaftsfatafter aufgenommen 
wurde. Die nachträgliche Streichung eines Betriebes aus dem Katafter 
fann, jofern nicht diefelbe durch Betriebsveränderung oder in Folge 
einer Betriebseinftellung nothwendig wird, nur bei gegenfeitigem Ein⸗ 
verftänpniß der Betheiligten (— Betriebsunternehmer, Genofjenfchafts- 
vorftand, untere Verwaltungsbehörde —), oder durch Entſcheidung des 
Reiche » Verjiherungsamtes herbeigeführt werven. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 27. Februar 1886. Nro. 138. A. N. U. ©. 55.) 


7. Seitens des Vorftandes einer Genoſſenſchaft war die Streichung 
eines offenbar irrthümlich der Berufsgenoffenihaft überwiefenen Be— 
triebes im Genofjenfchaftsfatafter, unter Verweifung des Unternehmers 
auf den Beſchwerdeweg gemäß 8 37 Abf. 4 des Geſetzes, ausſchließlich 
um beswillen abgelehnt worven, weil die Zuftellung des Mitglien- 
fcheine8 an den betreffenden Unternehmer bereits erfolgt war. 

Das Reichs» Verfiherungsamt fpricht ſich dahin aus, daß einer 
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Streihung des in Rede ftehenden Betriebes im Genofjenfchaftsfatafter 
unter gleichzeitiger Wievereinziehung des Mitgliepfcheines durch Ver- 
mittelung der zuftändigen unteren Verwaltungsbehörve ein gefegliches 
Hinderniß nicht im Wege fteht, wern zwifchen allen Betheiligten — 
bem Unternehmer und beiden Genofjenichaften, bezw. fofern ver Betrieb 
als nicht verficherungspflichtig angefehen wird, der unteren Verwaltungs» 
behörde — Einverſtändniß über das einzufchlagenve Verfahren herrſcht. 
(Beichd. d. R.B.N. v. 17. November 1885. Nro. 85. U. N. I. ©. 365.) 

8. Nur diejenigen Betriebe, in denen Arbeiter ꝛc. beichäftigt 
werden, find nach 88 1, 34, 37 des Geſetzes als verficherungspflichtig 
in das Genoffenichaftskatafter aufzunehmen. Ob inveifen ein bisher 
verfiherungspflichtiger Betrieb diefe Eigenfchaft verliert, ſobald fein 
Arbeiter 2c. mehr in demfelben befchäftigt wird, kann nicht im Allge- 
meinen, fonvdern nur nah Maßgabe ver in jedem Einzelfalle obwalten- 
ven thatfächlichen Verhältniſſe beurtbeilt werben. 

In der Regel wird dabei feftzuhalten fein, daß der einer Berufs- 
genoffenfchaft zugewiefene verficherungspflichtige Betrieb dieſe Eigen- 
ihaft erft dann verliert und demgemäß im Genoſſenſchaftskataſter erft 
dann zu Löfchen ift, wenn die Bedingungen ver Berficherungspflichtigfeit 
dauernd in Wegfall fommen oder von dem Unternehmer in der Abficht 
bauernder Aenverung in ver Art oder dem Umfange des Betriebes 
befeitigt werden. So wird alſo ein Zimmereibetrieb aus der Bau⸗ 
gewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft nur dann ausfcheiden, wenn ber Unter: 
nehmer feine Arbeiter in der Abficht entläßt, den Betrieb nicht blos 
vorübergehend ohne verficherungspflichtige Perſonen weiterzuführen, 
jondern vdenfelben dauernd auf das Maß feiner eigenen Arbeitsfraft 
einzufchränfen. 

Ebenfo würde die Xöfchung eines bisher lediglich auf Grund des 
8 1 Abf. 4 des Geſetzes verjiherungspflichtigen Betriebe im Genoffen- 
ihaftsfatafter nur dann zu bewirken fein, wenn bie Zahl ver be- 
fhäftigten Arbeiter dauernd unter zehn herabgemindert würde und 
mit diefer Aenderung die Abficht einer entjprechenden dauernden Ein- 
ihränfung des Betriebes verbunden fein würde. 

Dabei ift zu beachten, daß die fortbauernde Zugehörigkeit eines 
Betriebes, in welchem innerhalb eines Nechnungsjahres zeitweilig over 
periopifch Feine oder weniger als zehn Arbeiter befchäftigt werden, zur 
Berufsgenoffenfhaft für den Unternehmer veffelben nicht etwa eine 
Mehrbelaftung varftellt gegenüber denjenigen Berufögenofjen, welche 
vegelmäßig Arbeiter bezw. mehr als zehn Arbeiter beſchäftinen; viel⸗ 
mehr gelangt dieſer Umſtand in ver gemäß 8 71 Abſ. 2 a. a. DO. nad 
Ablauf eines jeden Rechnungsjahres vom Unternehmer einzureichenpen 
Nachweiſung der verdienten Löhne und Gehälter wirkſam zum Ausdruck. 

Beſchd. d. R.V. A. v. 19. December 1885. Nro. 101. A. N. II. S. 1.) 

9. * — in welcher Weiſe einem Betriebsunternehmer 
der Mitgliedſchein zuzuſtellen ſei, wenn die Annahme des letzteren, wie 
überhaupt jede Erklärung zur Sache verweigert werde, wird erwidert: 
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Die Zuftellung des Mitglievfcheines ift durch Uebergabe veffelben 
zu bewirken, ohne daß e8 dazu einer fürmlichen Annahme Seitens des 
Betriebsunternehmers bedarf. 

Wird die Annahme ausprüdlih, aber ohne gefeßlichen Grund 
verweigert, jo ift der Mitglieofchein am Orte ver Zuftellung zurück⸗ 
zulaffen. (Vergl. $ 156 und 170 ver Civilprozeß - Oronung.) 

Dem Ermeſſen der Behörde bleibt e8 anheimgejftellt, ob fie den 
Unternehmer vdemnächft eine Nechtsbelehrung über ven Inhalt ver 
88 34 Abi. 1 und 37 Abf. 4 des Unfallverficherungsgefeges zu Theil 
werben laſſen will. 

(Beihd. d. R.V. A. v. 12. April 1886. Neo. 160. A. N. II. ©. 80.) 


10. Seitens einer unteren VBerwaltungsbehörvde war bei gegebenem 
Anlaß an einen Genoffenichaftsvorftand das Erjuchen gerichtet worden, 
die Vertrauensmänner gelegentlich aufmerffam zu machen, daß Ans 
zeigen über einen Wechjel in ver Perfon Desjenigen, für veflen Rech— 
nung ein zur Genofjenfchaft gehöriger und verjelben früher überwiejener 
Betrieb erfolgt, nicht bei der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen 
feien. Der Vorſtand lehnte dies Erſuchen ab, da ein Betrieb, welcher 
durch Tod 2c. auf einen Anderen übergehe, als ein „neuer Betrieb“ 
anzufeben und hiernach bei der unteren Berwaltungsbehörde anzu= 
melven ſei. 

Das Reichs » Verfiherungsamt wies den Genofjenfchaftsvorftann 
an, das Erfuchen bei eintretender Gelegenheit zu erfüllen. Jeder 
MWechfel der vorermähnten Art ift nach 8 37 Abf. 8 des Unfallver- 
fiherungsgefeges „dem Genofjenfchaftsvorftande anzızeigen“. Daß 
diefe Anzeige durch Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörve zu 
erfolgen habe, fieht das Gejeß nicht vor. Die letztere wird vielmehr 
von dem Perſonenwechſel durch die Zuſtellung des neuen Mitglied- 
iheines ($ 37 Abf. 3 in Verbindung mit Ab. 8) Kenntniß erhalten. 
Damit ftimmt auch das Genofjenfchaftsftatut überein, wonach der neue 
Unternehmer ven eingetretenen Wechſel dem Genoſſenſchaftsvorſtande 
„durch Vermittelung des Sektionsvorſtandes ſchriftlich anzuzeigen hat“. 

(Beſchd. d. R.V. A. Nro. 176. A. N. II. ©. 120.) 


4. Kapitel. 
Betriebsveränderungen. 
8 38.1) 


Jeder Betriebsunternehmer ift verpflichtet, Aenderungen feines Be— 
triebes, welche für die Zugehörigkeit zu einer Genoſſenſchaft von Bedeutung 





1) Veränderungen in einem bereits angemeldeten und in das Katafter einer 
Genoſſenſchaft aufgenommenen Betriebe können für die — zur Genoſſen⸗ 
ſchaft von entſcheidender Bedeutung fein. Welche Veränderungen hieher gehören 
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find, dem Gepoſſenſchaftsvorſtande binnen einer buch Das Statut feſtzu⸗ 
ſetzenden Frift anzuzeigen. Erachtet leßterer in Folge vieler Anzeige, oder 
ohne den Empfang einer ſolchen von Amtswegen die Meberweifung des 
Betriebes an eine andere Genoſſenſchaft für geboten, ſo theilt er Dies unter 
Augabe der Gründe nem Betriebguntemehmer Durch Vermittelung her unteren 
Verwaltungsbehörde und dem betheiligten Genofjenihaftsworftande mit. Gyr 
wohl der legtese, als aud der Betriebsunternehmer, können innerhalb zwei 


wird der Unternehmer nad) den über die Bildung der Genoſſenſchaften zu erlaffen- 
den Bekanntmachungen jelbft beurtheilen können. Für ſolche Fälle iſt dem Unter- 
nehmer die Pflicht zur Anzeige und zwar an den Voritand der Genoſſenſchaft, 
welcher er angehört, und leßterem die Prüfung auferlegt worden, ob in Folge 
jener Veränderungen der Betrieb an eine andere Genofjenichaft zu überweiſen if 

Das Ergebni der Prüfung tft allen Bethetligten unter Angabe der Gründe, 
und zwar dem Betriebsunternehmer J Vermittelung der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde, um dieſelbe über alle in der Zuſammenſetzung der innerhalb ihres Be⸗ 
zirtes beitehenden Genofjenichaften in Henntniß zu erhalten, mitzutheilen. Nach 
dem Ergebniß iſt zu verfahren, falls nicht auf den innerhalb einer beitimmten 
Friſt zu erhebenden Widerſpruch des Unternehmers ober bed Vorſtandes der Ge- 
nojlenfchaft, an welche der Unternehmer nunmehr überwiefen werden fol, das 
Reichs⸗Verſicherungsamt anderweit enticheidet. 

Das gleiche Recht auf die Enticheikung des Neichd-Verficherungsamtes muß 
dem Vorſtande jener dritten Genoflenichaft eingeräumt werden, welcher den Be- 
trieb in folge der vorgenommenen Menderungen für feine Genoflenichaft be- 


Endlich bedarf e3 einer Beitimmung darüber, wie zu verfahren tft, wenn 
ein Betriebsunternehmer, trog erfolgter welentlicher Wenderungen feines Betriebes, 
aus jeiner bisherigen Genoſſenſchaft nicht ausfcheiden will, während der Borjtand 
der letteren ihn einer anderen Genoſſenſchaft zu überweilen beabfichtigt. Au 
diefem Falle macht der Vorſtand dem Betriebsunternehmer und dem Vorſtande 
der dritten Genofjenjchaft eine entiprechende Mittheilung, und erfolgt die Ub- und 
Zuſchreibung des Betriebes in den Rataftern, jofern nicht der Betrieböunternehmer 
oder der Borftand der dritten Genoſſenſchaft binnen beſtimmter Friſt Dagegen 
Widerfpruch erheben. Will der betheiligte Vorſtand des erhobenen Widerſpruches 
ungeachtet die Ueberweiſung des Betriebes an bie andere Genoſſenſchaft durch⸗ 
Nübeen, jo muß derjelbe die Entſcheidung des Reichs⸗Verſicherungsamtes bean- 
agen. 


Kommt der Unternehmer der Berpflitung zur Anzeige der Betriebände- 
rung innerhalb der durch das Statut feſtgeſetzten Friſt nicht nach, jo Tann er von 
dem Borftande der Genoljenichaft, der er angehört, ebenfo wie bei der Unterlaffung 
ri Unzeige über eine Betriebseröffnung, in Ordnnungsitrafe genommen werben 
$ 101). 

Ohne diefe Strafbefugnik ift die Handlung des für die Erhaltung des Be- 
ftandes der Genoſſenſchaft wichtigen $ 38 nicht ficher zu ftellen. 

Durch die Beitimmung, daß der Tag der Zuftellung des Ueberweiſungsan⸗ 
trage für die Aenderung in der Yugehörigfeit zur Genoſſenſchaft maßgebend fein 
fol, — mag dem gejtellten Antrage (bezw. dem von einer anderen Genofjenichaft 
erhobenen Üeberweiſungsanſpruche) ohne Weiteres entiprochen, oder mag durch 
das Reichs⸗Verſicherunggsamt zu Guniten ded Antrages entichieden werden, — 
jol jeder Zweifel darüber beſeitigt werden, mit welchem Zeitpuntt der Wechſel 
ber Mitgliedſchaft mit ihren Folgen eintritt. 

Wird den Weberweifungsantrage weder von Seiten der Genoſſeunſchaft, noch 
van Seiten des Reichs⸗Verſicherungsamtes ftatigegeben, jo tritt jelbftverftändlich 
eine Aenderung in der Yugehörigfeit nicht ein. 

(Motive der Negierungßporlage $ 38. ©. 60. 61.) 
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Wochen gegen die Ueberweiſung bei dem überweiſenden Genofjenichafts- 
vorftande Widerſpruch erheben. 

Wird innerhalb dieſer Frift fein Widerſpruch erhoben, jo erfolgt die 
Ab- bezw. Zuſchreibung des Betriebes in den Genofjenfchaftsfataftern jowie 
die Ausftellung eines anderweiten Mitgliedſcheines für den Betriebsunter- 
nehmer. 

Wird gegen die Meberweifung Widerſpruch erhoben, oder beanfprucht 
der Vorſtand einer britten Genoflenfhaft unter dem Widerſpruch des DBe- 
triebsunternehmers oder des Vorſtandes der Genoſſenſchaft, welcher der Be- 
trieb bisher angehörte, die Meberweifung des letteren, jo hat der Vorſtand 
der Genoſſenſchaft, welcher ver Betrieb bisher angehört hat, die Entſcheidung 
des Reichs» Verficherungsamtes zu beantragen. Daſſelbe entjcheivet nad) 
Anhörung des betheiligten Betriebsunternehmers, fowie der Vorflände der 
betheiligten Genoſſenſchaften. 

Wird dem Ueberweiſungsantrage ftattgegeben, fo tritt die Aenderung 
in der Zugehörigkeit zur Genofienfhaft von dem Tage ab in Wirkſam⸗ 
feit, an welchem ver Antrag dem betheiligten Genoſſenſchaftsvorſtande zuge— 
ſtellt ift. 


8 39.1) 


In Betreff ver Anmeldung von Aenderungen in dem Betriebe, welche 
für deſſen Einfhägung in den Gefahrentarif ($ 28) von Bedeutung find, 


ı) Die nähere Negelung der Anmeldung von Betrieböveränderungen, welche 
für die Einfhäßung des Betriebes in den Gefahrentarif von Bedeutung find, 
ift dem Statut aus dem Grunde überlaflen worden, weil da3 hierbei einzu- 
ſchlagende Berfahren den Berhältnifjen der einzelnen Berufögenofjenichaften ange⸗ 
paßt werden muß. 

So iſt namentlid daran zu erinnern, daß nicht jelten bei gewiſſen Induſtrie⸗ 
zweigen (chemijchen und Farbfabrifen) einzelne Verſuchsapparate vorübergehend 
in Betrieb gejegt werden; das Statut wird zu beftinnmen haben, ob und inwiefern 
folde, die Gefährlichkeit des Betriebes beeinflufjende Der iucheeineihtungen eine 
Anmeldepflicht begründen. In anderen Betrieben ändert fich die Betriebsart im 
Laufe des Jahres; e3 wird z. B. im Winter mit Waflerkraft, im Sommer mit 
Dampfkraft gearbeitet, Centrifugen werden zeitweife eingeftellt u. j. m. 

Iſt der Betriebsunternehmer der Meinung, daß eine von ihm vorgenommene 
Betriebsveränderung die Einihäßung in eine andere Gefahrenpofition nicht be= 
dinge, und unterläßt er deßhalb die Anmeldung, während die mit der Veranlagung 
der Betriebe befaßten Genoſſenſchaftsorgane ($ 28), welche von der Veränderung 
Kenntniß erhalten haben, anderer Anſicht find, fo entfpricht es der Stellung der 
Berufsgenofjenichaften und ihrer Organe, daß die anderweite Einſchätzung ex 
officio vorgenommen werden kann. Allein ſowohl in diefem Falle, als auch in 
den Fällen, in denen die Genofjenichaft3organe eine von dem Betriebsunternehmer 
in Folge einer Betrieb3veränderung verlangte Einſchätzung des Betriebes in eine 
günftigere Gefahrentarif- Pofition ablehnen, oder in Folge einer angemeldeten 
Uenderung den Betrieb in eine höhere Pofition einſchätzen, als nach Anficht des 
Unternehmers gerechtfertigt tft, muß dem leßteren die Beichwerde beim Reichs“ 
Verſicherungsamt zugeitanden werden. Die Beichwerde hat naturgemäß die auf. 
Ichiebende Wirkung, fodaß erſt mit dem wage der Entjcheidung die von dem 
Reichs » Verficherungsamt etwa bejchloflene Aenderung der Gefahrentlafle in 
Kraft tritt. (Motive zur Regierungsporlage $ 39. ©. 61. 62.) 
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fowie in Betreff des weiteren Verfahrens hat das Genoflenihaftsftatut Ber 
fimmung zu treffen. 

Gegen den auf die Anmeldung der Aenderung oder von Amtswegen 
erfolgenden Beſcheid des Genoſſenſchaftsvorſtandes oder des Ausſchuſſes 
($ 28) ſteht dem Betriebsunternehmer binnen einer Friſt von zwei Wochen 
bie Beſchwerde an das Neichs-VBerfiherungsamt zu. 


8 40.1) 


Binnen vier Wochen nah Ablauf des Rechnungsjahres hat der Ge- 
noſſenſchaftsvorſtand ein Verzeichniß der beim Schluffe des Rechnungsjahres 
zur Genoflenihaft gehörenden Mitglieder dem Reich8-Verfiherungsamt nad) 
einem von biefem vorzufchreibenden Formular einzureihen. Ein gleiches 
Verzeichniß ift binnen verfelben Yrift der höheren Verwaltungsbehörde, ſo⸗ 
wie jedem Mitglieve ver Genofjenihaft mitzutbeilen. 

Das Reichs» Berfiherungsamt Tann den Borftand von biefen Ber- 
pflihtungen ganz ober theilweiſe entbinden. 


ı) Die VBorichrift, daß dem Neich3- Verficherungsamt, der höheren Ver—⸗ 
waltung3behörde,, in deren Bezirle Betriebe der Genoftenfgaftömitglieder belegen 
find, und jedem Mitgliede alljährlich ein Verzeichniß der Mitglieder der Genofjen- 
haft mitgetheilt werden fol, empfiehlt fi) aus naheliegenden Gründen. 

Weitergehende Mittheilungen über die im Laufe des Jahres hinfichtlich des 
Beitandes der Mitglieder vorlommenden Aenderungen find nicht erforderlih. Die 
untere Vermwaltungsbehörde befindet fich fortlaufend im Beſitze des Materiales ; 
event. kann von dieſer oder von dem Genojlenfchaftsporftande jederzeit Auskunft 
erlangt werden, 

Für den Fall, dab bei einzelnen Genoflenichaften, 3. B. bei ſolchen mit 
einer großen Anzahl von Betrieben, die alljährliche Einreichung bezw. Mittheilung 
eined Verzeichniſſes der einzelnen Betriebe fich ala nicht erforderlich herausſtellen 
jollte, ift dem Reichs⸗Verſicherungsamt die Befugniß beigelegt, den Genofjen- 
ſchaftsvorſtand von dieſer Verpflichtung ganz oder theilweiſe zu dispenſiren. 

(Motive der Regierungsvorlage $ 40. ©. 62.) 


- IV. Abfsnitt. 


Bertretung der Arbeiter‘). 
8 41. 


Zum Zwecke der Wahl von Beifigern zum Schiedsgericht (8 46), 
der Begutachtung der zur Verhütung von Unfällen zu erlafienden Pox⸗ 


1) Bu 88 41—45 im Allgemeinen. Die Regierungsvorlage überjchreibt 
hen Abiehnitt: „Mrbeiterausihüffe und Schiebägerichte". Die Veränderung her 
Ueberſchrift und die Ausſcheidung eines bejonderen Abjchnittes „V. Schiedsgerichte“ 
s$ 46 ff. ift eine Konjequenz der von der Kommiljion vorgenommenen materiellen 
Aenderungen. 

Nach der Vorlage ſollten den Genoſſenſchaften und Genoſſenſchaftsſektionen 
Arbeiterausſchüſſe zur Seite —5 werden. Sie waren als or andre 
Körperichaften gebacht, welche durch Wahl aus den Vorſtänden von Krankenkaffen 
hervorgehen und unter einem aus ihrer Mitte gewählten Vorfigenden berathen aiyd 
beichließen follten. Ihre Funktionen waren gefeglic dahin bejtimmt, daß fie ſich 
auf die Wahl von Vorfigern zum GScied3gericht ($ 46), die Mitwirkung bei der 
Unterſuchung von Unfällen ($ 54), die Begutachtung der zur Verhütung von Un- 
fällen zu erlaffenden Vorjchriften (8873, 81), und die Theilnahme an ber Wahl zmeier 
nichtſtändiger Mitglieder des Reie-Beriperungdamted ($ 87) erjtreden follte. 

An diefen den Arbeiterausſchüſſen eigelegten Befugniffen follte ein gewiſſer 
Erſatz für die Nichtbetheiligung der Arbeiter an der genoffenthaftlichen Berwaltung 
liegen, innerhalb welcher ihnen mit Rückſicht auf die Freilaſſung der Arbeiter von 
allen Beiträgen ein Plag nicht angewieſen worden ift. 

Gegen dieſe Errichtung jelbititändiger Arbeiterausfchüffe war ſchon im Preu⸗ 
Bilchen Volkswirthſchaftsrath die Beſorgniß erhoben worden, daß dadurch der Gegenjag 
der Arbeiter gegen die Arbeitgeber eine gewiſſe Anerkennung und Schärfung finden 
würde. Die Vertreter der verbündeten Regierungen waren jedoch der Anficht, daß 
die dem Arbeiterausichuffe durch den Entwurf übertragenen Gejchäfte nicht geeignet 
feien, jenen Gegenjab zu verjchärfen oder auch nur in anderer Weiſe zum Ausdrud 
zu bringen, als dies nad) der beftehenden Gejeßgebung ohnehin jederzeit gejchehen 
tönne. Gemijchte, aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zufammengejegte Ausſchüſſe 
würden einerjeit3 die Koalition der Arbeiter nicht verhindern können, andererjeits 
aber bei den Arbeitern auf Mißtrauen ftoßen. Wllerding3 beruhten die Vorſchläge 
des Entwurfes auf dem Vertrauen, daß die Arbeiter die ihnen gewährten Befugnirte 
nicht mißbrauchen würden. Diejes Vertrauen in den überwiegend gefunden Sinn 
der deutſchen induftriellen Arbeiter finde aber auch in den Erfahrungen einzelner 
Großbetriebe, welche ihren Arbeitern bereit3 eine gewiſſe felbitjtändige Mitwirkung 
bei der Wahrnehmung ihrer wirtbfchaftliden und fozialen Intereſſen eingeräumt 
hätten, eine Stüße. 

In der Kommiffion fand jedoch diefe Einrichtung der Arbeiterausihüfle auf 
zwei Seiten einen nahdrüdlichen Widerfprud. Man bezeichnete fie als prinzipiell 
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Ihriften (SS 78, 81) und ber Theilnahme an der Wahl zweier nichtftän- 
diger Mitgliever des Bezirks » Verfiherungsamtes ($ 87) werben für jebe 


höchſt verfehlt und als praftifch ſehr bedenklich. Eine Organifation der Arbeiter 
neben der Berufsgenofjenichaft werde ganz von jelbit zu einer Organifation gegen die 
Berufsgenofjenichaften werden. Statt die Klaſſengegenſätze zu verjühnen werde man 
jte ünftlich befeftigen. Die Arbeiter felbft würden e3 nicht veritehen, daß man fie 
zu gutachtlihen Aeußerungen über die eiriebäleitung aufforbere die Disziplin, 
welche namentlich in gefährlichen Betrieben von größter Wichtigkeit jei, werde dadurch 
bedenklicher Weiſe gelodert. ee Agitationen nach verichiedenen Richtungen 
hin würden in den Urbeiterausichüfien ftet3 ein bereites wirkjames Organ finden. 
Es liege in der Natur der Sache, daß eine derartige Körperjchaft, einmal in’3 Leben 
erufen, nach einer Erweiterung ihres Thätigkeitskreiſes ſtrehte. Wolle man bie 

nduftrie organifiren, jo folle man nicht Die beiden aufeinander angewieſenen 
Gruppen der Arbeiter und Unternehmer auseinanderreißen ; das Richtige fet viel- 
mehr, beide Theile in den Genoſſenſchaftsvorſtänden zu vereinigen. Damit ſei ein 
Mittel zur Förderung des ſozialen Friedens gegeben: Die gedeihlide Wirkſamkeit 
einer derartigen Einrichtung bezeugten die Knappſchaften und die Krankenkaſſen. 
In der Mitwirkung der Arbeiter bei den Gejchäften des Vorftandes liege für die 
eriteren ein erziehliche Moment von nicht zu unterichäßender Bedeutung. 

Aus diefer Auffafjung gin ein Abänderungsvorichlag hervor, welcher nad) 
mehrfacher Umgeitaltung der bfimman in nachfolgender Faſſung unterlag: 

„Ss 41. Sn jedem Genofjenichaftsporftand ($ 16) und Geltionsvorftand 
($ 18) müfjen die Urbeiter des Bezirkes, für welchen die Genoflenjchaft gebildet 
ift, vertreten fein. Die Zahl der Vertreter muß der Zahl ber noch außer dem 
Borfigenden in den Genojlenihaftsvoritand von den Betriebsunternehmern ge- 
wählten Mitglieder geld ſein. 

Die von den Arbeitern gewählten Mitglieder haben gleiche Rechte und 
Pflichten wie die von den Betriebsunternehmern gewählten.“ 

Gegen diefen Antrag und für Beibehaltung der Arbeiterausſchüſſe erklärten 
fih zunächſt die Vertreter der verbündeten Regierungen. Die Bedenken, jo wurde 
von diejer Seite ausgeführt, welche man in induftriellen Kreifen gegen die Urbeiter- 
ausſchüſſe hege, ſeien bloße Beſorgniſſe und darum anfechtbar, meil nicht auf Er- 
fahrung beruhend. Dagegen ſpreche eine, allerdings beſchränkte, Erfahrung zu 
Gunſten jener Einrihtung, welche mit beitem Erfolge auf der Marienhütte bei 
Kogenau in Schlefien bejtehe. Die Arbeiter in den Borjtand zu nehmen, gehe 
nicht an, da fie feinen oder doch nur einen minimalen Beitrag zahlten; man 
bringe ihnen damit ein Geſchenk entgegen, auf da3 fie ſelbſt fchwerlich großen 
Werth legten. Gefährliche Konjequenzen ſeien nicht zu befürchten, die Kompetenzen 
de3 Arbeiterausſchuſſes jeien feit begrenzt; gehe er darüber hinaus, fo lege man 
ihm einfach das Geichäft. Latente Organijattonen könne man doc nicht hindern, 
darum fei es richtiger, Öffentlich beitehende mit gejeglich beitimmten Befugniflen 
in’3 Leben zu rufen. Diejelben könnten ftatt des befürdhteten ungünitigen ebenfo 
gut einen günftigen Einfluß auf die Arbeiterwelt ausüben. Große Erwartungen 
nüpften die verbündeten Negierungen an die Einrichtung nicht, aber man müffe 
den Arbeitern Gelegenheit zu geordneter Mitwirkung in einer Sache geben, in 
der man fie nicht bei Seite laſſen könne. 

Für die Arbeiterausfchüfie erklärten fi ſodann die Vertreter derjenigen 
Gruppe, deren Standpunkt im Uebrigen von dem der Negierungsvorlage am 
weiteften ablag. Wolle man einmal Zwangsorganiſation, jo ſei die Errichtung 
von Arbeiterausichüflen gerechtfertigt und zwedmäßig. Vertreter der Arbeiter in 
den Borftand zu nehmen, gehe nicht an, weil dieſe alddann fremdes Vermögen zu 
verwalten hätten. Auch würden fie darin fchwerlich eine erträgliche Stellung ge- 
winnen und, während ſie von den Arbeitgebern majorifirt würden, nicht einmal 
das Bertrauen ihrer eignen Kreife genießen. Eine folde Einrichtung ſei bloße 
Dekoration. Daß die Arbeiterausſchüſſe politiih gemißbraucht werden würden, 
jet nicht zu befürchten. Nicht nur auf der Marienhütte, auch anderwärts beftänden 
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Genoſſenſch aftsſektion, und, ſofern die Genoſſenſchaft nicht in Sektionen ge= 
theilt ift, für die Genoſſenſchaft Vertreter ver Arbeiter gewählt. 

analoge Einrichtungen mit beftem Erfolg. Nur müßten allerdings die Kompetenzen 
derjelben gegen die Vorfchläge der verbündeten Regierungen erweitert werden. 
Auch bei der eriten Feititellung der Entihäbigung ($ 57) müßten fie einwirken, 
und ebenfo jet ihnen nicht nur eine Begutachtung, fondern eine Mitwirkung beim 
Erlaß von Unfallverhütungsporichriften zuzuerkennen. Auch müfje der Wahlmodus 
geändert werden und ftatt der indirekten und beichränkten Wahl aus den Kaflen- 
vorftänden die Wahl durch die jämmtlichen in den Betrieben bejchäftigten ver⸗ 
ficherten Perfonen geſchehen, zumal derjelbe weite Kreije der verjicherten Arbeiter, 
welche den freien Hülfskaffen angehören, gänzlich ausjchließe. 

Diefe letzteren Vorſchläge ftteßen indeſſen bet den Vertretern der verbündeten 
Regierungen anf fehr entfchtedenen Widerſpruch. ine mögliche meitere Ent- 
widelung des Anftitutes der Arbeiterausſchüſſe in der Zukunft wurde zwar nicht 
ſchlechthin abgewieſen, vorläufig aber müſſe man bei den Beitimmungen des Ent- 
wurfes ftehen bleiben. Speziell die Mitwirkung bei der erjten Yeititellung der 
Entſchädigung ſei nicht zuläflig, weil Seitens der Arbeiter Beiträge nicht geletftet 
würden, eine folche jei aber auch nicht nothwendig, weil ja in den Schiedögerichten 
ein Rechtsmittel gegeben jei, welches den Arbeitern, die darin vertreten jeien, 
volle Sicherheit gewähre. Den Arbeiterausichuß aus direkten Wahlen hervorgehen 
au ‚nffen, jei nicht möglich; Ausichreitungen bedauerlicher Art würden nicht aus- 

eiben. 

Für die Arbeiterausichüffe der Vorlage wurde von anderer Seite geltend 
gemadt, „man erblide darin die jachgemäße Form der Befriedigung eines vor- 
handenen Bedürfnifjes und könne die erhobenen Bedenken bei dem beſtimmt bes 
grenzten Kreiſe der Kompetenz diejer Ausjchüfje nicht anerfennen. Die Aufnahme 
don Arbeitern in den Genoflenichaft3vorjtand bilde für den Yortfall der Arbeiter- 
ausſchüſſe feinen genügenden Erjag, für die Hauptfunktion der legteren müfje man 
doch bejondere Organe der Arbeiter bilden“. Ein Mitglied führte aus, der Zug 
der Zeit gehe dahin, die Gefellihaft wieder zu organifiren. Wrbeitgeber und 
Arbeiter dauernd in eine Körperichaft zufammenzujchweißen, ſei nicht möglich, von 
den Arbeiterausichüffen dürfe man dagegen eine friedliche Entwidelung der Ber- 
hältniffe hoffen. Die Arbeiter müßten inne werden, daß die Geſetzgebung für fie 
thätig jei. Eine Bejeitigung der Arbeiterausſchüſſe könne in ihren Kreifen ala 
ein gegen fte gerichteter Schritt aufgefaßt werden. Ein Anderer war der Mei—⸗ 
nung, daß die Arbeiterausſchüſſe, auch wenn man fie jeßt bejeitige, über kurz oder 
lang doch fommen würden auf Grund der beftehenden Koalitiondfreiheit. 

Daß die Arbeiter feine Berechtigung hätten, als VBorjtandsmitglieder an der 
Berwaltung der Kern tagenofienicaft thetlzunehmen , wurde wiederholt hervorge⸗ 
hoben, von einzelnen Vertretern des obigen Abänderungsantrage aber darauf 
erwidert, daß fie, um jene Berechtigung herbeizuführen, bereit jein würden, den 
Arbeitern einen Beitrag aufzuterlegen. 

Bei der Abftimmung wurde der mitgetheilte Abänderungsantrag mit 13 gegen 
11 Stimmen angenommen. 

Durh Annahme dieſes Antrages hatte die Aegierungänorloge eine Abände- 
rung erlitten, welche für andere Beikimmungen der Vorlage wieder Umgeftaltungen 
zur Folge Hatte. Hierzu fam aber nod Folgendes: 

„An der eriten fonftituirenden Verfammlung ($ 14) nehmen nad den Wort- 
laute der bejchloffenen Gejegesbeftimmungen die Arbeiter nicht Theil. Ebenſo— 
wenig finden jie einen Pla in dem provijorifchen Genoſſenſchaftsvorſtand, von 
dem in $ 16 die Rede ift. Daraus folgt, daß fie auch bei der Aufftellung des 
Statut3 Teinerlei Mitwirfung haben. Die Arbeiter find gar nicht Mtitglieder der 
Genoſſenſchaft. Hieraus aber ergiebt fid) das widerſpruchsvolle Verhältniß, daß 
die autonomen Befugniffe, welche die Borlage den Genoſſenſchaften überträgt, von 
einem Borftande ausgeübt werden, defjen Mitglieder zur Hälfte Vertreter der gar 
nit zur Genoſſenſchaft gehörenden Arbeiter find!” - 
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Die Zahl der Vertreter muß ber Zahl der von den Betriebsunter⸗ 
nehmern in den Borftand der Sektion bezw. der Genoſſenſchaft gewählten 
Mitglieder gleich fein !). 


8 429, 


Die Wahl erfolgt durch die Vorſtände derjenigen Orts⸗, Betriebs- 
(Fabrik) und Innungs⸗Krankenkaſſen, ſowie derjenigen Knappſchaftskaſſen, 


Allen diefen Bedenken ift durch die zu den 88 41 ff. befchloffenen Aende⸗ 
rungen Rechnung getragen. Der Arbeiterausfchuß ift zwar als organilirte ftändige 
Körperſchaft befeitigt, doch find den Arbeitern alle Rechte, welche ihnen die Re⸗ 
gierungsvorlage zugewiejen hatte, geblieben. Kommiſſionsbericht ©. 37 ff.) 

m Plenum wurde der Kommiſſionsbeſchluß unverändert angenommen (vergl. 
ftenogr. Berichte 1884 Bd. II. ©. 885—901). Die Diskuffion drehte fi aus⸗ 
ihlieplih um die Frage, ob an Stelle der von der Regierung porgeiöjlogenen e⸗ 
trennten Organiſationen ein Genoſſenſchaftsvorſtand treten ſolle, der Arbeitgeber 
und Arbeiter zum geordneten Zuſammenwirken zu vereinigen habe. Durch An⸗ 
nahme des Rommiftionabeichluffes ftegte leßteres Prinzip. Dan wollte Diejenigen 
zujammenführen, die der Natur der Sache nach zufanmengehörten, auch fei die 
Unterftügung für den erkrankten und verunglüdten Arbeiter das gemeinjame Werk, 
die gemeinfame Aufgabe der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

1) Zu $ 41. Der Paragraph führt, ebenfo wie die Regierungsvorlage, die 
einzelnen Funktionen auf, welche den erwählten Vertretern der Arbeiter 
zugewiejen find. Es fehlt darunter die im Entwurf vorgejehene Mitwirkung bei 
der Unterſuchung von Unfällen, weil für diefelbe im $ 45 in anderer Weiſe Bor- 
jorge getroffen wird. Während nah Beihluß der Kommiffion in erfter Leſung 
die Zahl der Arbeitgeber im Vorſtande die der Arbeiter um ein? — den Bors 
figenden — übertraf, wird nunmehr vorgeichlagen, die Zahl der Vertreter der 
Arbeiter der Zahl der von den Betriebsunternehmern zu wählenden Borftands- 
mitglieder gleich zu ſetzen. 

Bei der Berathung fanden die Vorfchläge der vereinigten Antragiteller auch 
bei jolhen Mitgliedern der Kommiſſion Beifall, welche in eriter Leſung für die 
Negierungsporlage eingetreten waren. Sie erlannten in ihnen eine zwedmäßige 
Bermittelung der einander gegenüberftehenden Standpunkte. Bon der Seite, auf 
welcher man eine Erweiterung der den Arbeiterausſchüſſen zugewieſenen Kompe- 
tenzen angeftrebt hatte, wurden die Vorjchläge dagegen auf das Heftigite befämpft, 
namentlich weil durch die Befeitigung der eigenen Organijation der Arbeiter ihnen 
die Geltendmachung der eingeräumten Rechte wejentlich erjchwert werde. Auch 
werde der erjtrebte Ausbau der Institution durch die vorgenommenen Nenderungen 
unmöglich gemadt. (Motive der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu 8 41. ©. 38.) 


2) Das Geſetz über die Krantenverficherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883 
bietet in der durch dafjelbe gefchaffenen organiihen Gliederung der Arbeiter eine 
geeignete Grundlage für die Zujammenjegung der Arbeiterausihüfle. Die aus 
freier Wahl der Arbeiter hervorgegangenen Borftandsmitglieder derjenigen Orts- 
x. Raffen, welchen die in den Betrieben der Genofjenichaftsmitglieder berhäftigten 
berficherten Perjonen angehören, werden in dem Entwurf dazu auserjehen, den 
Arbeiterausfchuß durch Wahl zu bilden. Kn der leßteren auch die Vorftände der 
eingefchriebenen freien Hülfskaſſen zu betheiligen, erſcheint unthunlich. Der Be— 
fand der legteren tft, weil auf dem freien Willen der Mitglieder beruhend, une 
jiher; die Größe der Kafjenbezirke, die Unterjchiede in der Organijation, die 
Verihiedenartigleit in der Berufsftellung der Kaflenmitglieder fliegen die Hinein« 
ziehung dieſer Kaffen als joldhe in die für die Unfallverficherung vorgejehene 
Organtjation aus. Hierzu kommt, daf die Durchführung der Wahlen zu den 
Arbeiterausichüffen bei der Betheiligung der freien Kaflen in manchen Fällen un- 
verhältnigmäßig erfchwert werden würde. Während bei der Beichränfung ber 
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welche im Bezirke der Sektion bezw. der Genoſſenſchaft ihren Sig haben 
und welchen minveftens zehn in ven Betrieben der Genofienihaftsmitglieber 
befhäftigte verficherte Perfonen angehören, unter Ausfhluß der Vertreter 
der Arbeitgeber. Wählbar find nur männliche großjährige, auf Grund dieſes 
Geſetzes verficherungspflichtige Kaſſenmitglieder, weldye in Betrieben der Ge- 
noffenfchaftsmitgliever und im Bezirke der Sektion bezw. der Genoſſenſchaft 
beihäftigt find, fi im Befige ber bürgerlichen Ehrenrechte befinden und 
nicht duch richterliche Anordnung in der Verfügung über. ihr Vermögen 
beſchränkt find. 


Wahl auf die Orts⸗ ꝛc. Kaffen die Anzahl der den einzelnen Kaflen angehörigen 
Mitglieder, welche in Betrieben der betreffenden Genoſſenſchaft beſchäftigt find, 
aus den Büchern des Kaflenvorftandes direkt feitgeftellt wird, bedürfte es bei der 
Hineinziehung der freien Kafjen einer Befragung der einzelnen Betriebsunternehmer 
oder der einzelnen Betrieböarbeiter, ob die legteren freien Kaſſen angehören und 
wo deren Vorftände ihren Sit haben. Kurz e3 würden unabfehbare Weiterungen 
entitehen, welche nicht einmal die Gewähr zu bieten vermöchten, zu einem be- 
friedigenden Ergebniß zu fommen. Weberdieg liegt fein ausreichender Grund vor, 
die eingeichriebenen freien Kaſſen an der Wahl zu betheiligen, denn die Mitglieder 
ber legteren haben auf die Theilnahme an den geſetzlich geordneten Kaflen ver- 
zichtet und den Zuſammenhang mit ihren Arbeitgebern um den Preis, die Kaffen- 
beiträge allein zu bezahlen, aufgegeben. Die Einrichtung der Arbeiterausfchüfie 
beruht auf Gedanken, welchen die —* Kaſſen widerſtreben. 

Nichtsdeſtoweniger werden die Intereſſen der Mitglieder der eingeſchriebenen 
freien Kaſſen, ſoweit dieſelben durch die Vorlage berührt werden, Durch die Arbeiter⸗ 
ausſchüſſe mitgewahrt. Die legteren vertreten gleihmäßig alle innerhalb der Be- 
rufsgenoſſenſchaft beichäftigten Arbeiter und find dazu Fraft des Geſetzes Tegitimirt. 
Durch die Beſchränkung der Wahlberechtigung auf diejenigen Orts- ꝛc. Kaſſen, 
welchen mindeſtens zehn in den Betrieben der Genofjenichaftsmitglieder beichäftigte 
verſicherte Berjonen angehören, jollen im Intereſſe der Vereinfachung des Wahl- 
geichäftes diejenigen Ortskaſſen ausgeſchloſſen werden, denen nur vereinzelte Arbeiter 
aus der betreffenden Berufsgenoflenichaft angehören; bei Betriebs- (Fabrik⸗) und 
Knappichaftskaffen dürfte jene Beichräntung kaum jemals praftifch werden. 

(Motive zur Regierungsvorlage $ 42. ©. 64.) 

Die in der Kommifjion erfolgte zmweimalige Vertaufchung des Wortes „des 
Ausſchuſſes“ durch die Worte „der Sektion bezw. Genoſſenſchaft“ tft lediglich eine 
formale Konjequenz de3 zu $ 41 gefaßten Beſchluſſes. Die zweite Veränderung 
tft dagegen materieller Natur. Nah dem Regierungsentwurf follte fich die Wähl- 
barkeit nur auf die Borftandsmitglieder der in Ab. 1 genannten Kaſſen eritreden. 
Die Kommiſſion dagegen hat die Wahlfähigkeit auf ſämmtliche verficherungspflichtige 
KRaflenmitglieder ausgedehnt, welche in Betrieben der Genofjenfchaftsmitglieder und 
im Bezirle der Seltion bezw. der Genofjenichaft beichäftigt find, fofern bei ihnen 
die in der Vorlage aufgeführten allgemeinen Borausfegungen der Wählbarfeit zu- 
treffen. Ein Antrag, aud die Mitglieder der eingeidjriebenen freien Hülfskaſſen 
dur Ba unzugiehen, wurde unter Hinweis au die Motive zu $ 42 der Vor⸗ 

ge abgelehnt. j 

Auf eine unfrage, was geſchehe, Genn ein in den Ausſchuß oder Vorſtand ge- 
wählter Arbeiter den Betrieb verlaffe, wurde regierungsjeitig erwidert, der Arbeiter 
verbleibe im Ausſchuſſe, wenn er einem Betriebe der gleichen Sektion oder Genoſſen⸗ 
ſchaft beitrete, für welche er a ſei. Verlaſſe er dagegen die Sektion oder Ge- 
nofjenichaft, jo verliere er auch folgeredit Sit und Stimme. Angewandt auf die 
Kommiffionsbeichlüffe wird hiernach gelten: daß ein auf Grund des 8 11 gewählter 
Vertreter der Arbeiter diefe jeine Qualität verliert, ſobald er den Bezirk der Seltion 
bezw. Genofjenfchaft verläßt, für welche er gemählt war. 

(Motive der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu $ 42. ©. 41.) 
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8 48. 


Die Bertheilung der Vertreter der Arbeiter auf örtlich abzugrenzenbe 
Theile der Genoſſenſchaft wird mittelft eines Negulatives beftinmt, welches 
buch das Reichs» Berfiherungsamt oder, fofern es fih um eine Genofien- 
haft oder Seftion handelt, weldhe über die Grenzen eines Landes nicht 
hinausgeht, durch die Landes⸗-Centralbehörde oder die von verfelben zu be⸗ 
fimmende höhere Verwaltungsbehörde zu erlaffen ift 1). 


8 44. 


Die Wahl der Bertreter der Arbeiter erfolgt nach näherer Anleitung 
bes Regulativs unter Leitung eines Beauftragten berjenigen Behörde, von 
welcher das Regulativ erlaflen worden ift. 

Für jeden Vertreter find ein erfter und ein zweiter Erjagmann zu 
wählen, welche venjelben in Behinverungsfällen zu erfegen und im alle 
bes Ausjcheidens für den Reſt der Wahlperiode in der Neihenfolge ihrer 
Wahl einzutreten haben. 

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre. Alle zwei Jahre fcheidet die Hälfte 
ber Erjagmänner und Vertreter aus. Die erftmalig Ausfcheidenden werben 
durch das Loos beftimmt, demnächſt entjcheidet das Dienftalter. Die Aus- 
Iheidenden können wieder gewählt werben. 

Die Vertreter erhalten aus ver Genoſſenſchaftskaſſe auf Anweifung des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes nah den durd das Genofienichaftsftatut zu bes 
ſtimmenden Sätzen Erfag für nothwendige baare Auslagen und entgangenen 
Arbeitsverbienft. Gegen die Anweiſung ift die Beſchwerde an biejenige 
Behörde, welche das Regulativ erlaffen hat ($ 43) zuläſſig. Diefelbe ent- 
ſcheidet entgültig 2). 


) Wie groß die Anzahl der Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes zu bemeſſen 
und wie die Mitglieder auf örtlich abgegrenzte Theile der Genofjenichaft (oder 
Seftion) zu vertheilen feien, muß unter Berüdfichtigung der lokalen Verhältnifie, 
insbefondere der vorhandenen Bildung und Ausgeitaltung der Orts⸗ zc. Kaſſen bei 
der Ausführung des Geſetzes beftimmt werden. Diefe Beitimmung wird unter Be- 
rückſichtigung der Bahl der in Betracht fommenden, bei den einzelnen Kaſſen ver- 
fiherten Arbeiter erfolgen und ſchon mit Rüdficht auf die Beitimmung des $ 45 
Abf. 3 wird darauf Bedacht zu nehmen jein, daß die Mitglieder der Ausiüffe mög⸗ 
ht über den ganzen Ausſchußbezirk vertheilt und danach die Wahlbezirke eingetheilt 
werden. 

Dieje Verhältniffe jollen mittelft eines NRegulativs geordnet werden. Sollte 
e3 ſich herausstellen, daß die getroffenen Anordnungen fich nicht bemähren oder daß 
deren Abänderung in Folge eingetretenen Wechjeld der Verhältniſſe (Betrieb3-Eröff- 
nungen oder Einftellungen) nöthig ift, fo fann einem ſolchen Bedürfnifje durch Ab- 
änderung bes Regulativs Abhülfe verjchafffwerden. 

(Motive der Regierungsvorlage zu $43.6©. 66.) 


Die von der Kommiſſion zu 8 43 gemachten Uenderungen find lediglich formale 
Konfequenzen der früheren Beichlüfle. 

2) Ueber die Durchführung der Wahlen, welche unter Leitung eines Vertreters 
derjenigen Behörde, welche das Regulativ erlaffen hat, ftattzufinden haben, ſoll das 
legtere (8 43) ebenfall3 nähere Beftimmung enthalten. Dies gilt namentlich von 
in Ne elung der Srage, ob die Wahl auf fchriftlihem oder mündlichem Wege er- 
olgen joll. 


— 


150 IV. Abſchnitt. 
Ergänzungen: . 
Geſetz über die Ausdehnung der Anfalluerfiherung u. f. w. vom 
28. Mai 1885. 


$ 5. Die Wahl der Vertreter der Arbeiter ($ 4l a. a. D.) er- 
folgt für ven Geſchäftsbereich jeder Ausführungsbehörde. 

Das Regulativ ($ 43 a. a. DO.) wird durch die für ven Erlaß ver 
Ausführungsvorfähriften zuftändige Behörde erlaffen. In vemfelben 
find die Zahl ver Vertreter und die venfelben zu gewährenden Ver- 
gütungsfäge (5 44 Abi. 4 5 49 Abſ. 2, 8 55 Abf. 1 a.a. OD.) feit- 
zuftellen. 

Ueber Streitigleiten, welche fib auf die Güftigleit ver vollzogenen 
Wahlen beziehen, entfcheivet das Reichs-Verſicherungsamt bezw. das 
Landes-Verfiherungsamt 1). 


Die Behörden werden in der Auswahl der Kommifjarien zur Abhaltung der 
Bahlen nicht auf ihre eignen Mitglieder beſchränkt fein, jondern auch andere Ber- 
fonen, insbeſondere ftaatliche oder Fommunale Lokalbeamte mit ihrer Vertretung ber 
trauen Tönnen. 

Die Beitimmung des Entwurfes, daß die Genoſſenſchaften den Ausſchuß— 
mitgliedern und eventuell ihren Stellvertretern nothwendige baare Auslagen und 
den entgangenen Arbeitöverdienft zu erfeßen haben, rechtfertigt fih durch die Er- 
wägung, dat die Arbeiterausichüfle zur Theilnahme an der Erfüllung von Aufgaben 
der Genoſſenſchaft berufen find. 

Der Entwurf jchreibt ver, daß das Genoſſenſchaftsſtatut fefte Säbe beſtimmen 
fol, nad) denen bie Entjchädigung zu erfolgen hat. Die im Entwurf vorgejehene 
Genehmigung des Statut3 verbürgt die Ungemefjenheit der ftatutartfch beitimmten 
Gäße. (Motive der Regierungsporlage zu $ 44. ©. 65.) 


Die Kommiffion hielt zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen eine Abgrenzung 
der Terminologie erforderlich, die Bezeichnung „Bertreter” gilt anäfchliehlich von 
den auf Grund des 8 41 erwählten Vertretern der Arbeiter. An Stelle der vom 
Entwurf gebraudten Ausdrücke „Vertreter“ und „Stellvertreter” find demgemäß 
die Bezeichnungen „Beauftragter“ und „Erſatzmann“ gewählt. 
Motive zum Kommiſſionsbericht $ 44.) 

1) Die Bezirke, für welche Vertreter der Arbeiter beftellt und Sähiebögerichte 
errichtet werden müflen, find nach 88 41, 46 des Unfallverficherungsgefebes die Ge⸗ 
noſſenſchafts- oder Sektionsbezirke. An deren Stelle tritt hier naturgemäß der Ge- 
Ihäftsbereich der nach $ 2 zu beitimmenden Ausführungsbehörden und zwar ohne 
Nüdficht auf die ferritoriale Abgrenzung in denjenigen Fällen, in welchen etwa 
Theile eines Staant3betriebes, z. B. einer jtantlich verwalteten Eifenbahn, aukerhalb 
des territorialen Bezirkes des Ausführungsbehörde liegen. In ſolchen Fällen er- 
ſtreckt fich der Gejchäftäbereich der Unsführungsbehörde über die territorialen Orenzen 
hinaus und fie hat daher auch für diejenigen Verfiherten, welche in den außerhalb 
liegenden Theilen der ihr unterftellten Betriebe befchäftigt find, den Sit des Schieds- 
gerichtes ſowie den Bezirk, für welchen die Vertreter der Urbeiter zu wählen find, 
zu beitimmen. Im Uebrigen bewendet es bei den Beitimmungen des 8 46 a.a.D. 

Das im $ 43 angeordnete Regulativ wird hier nicht füglich von dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt, jondern jachgemäß nur von denjenigen Behörden zu erlafien fetn, 
welche für den Erlaß der Ausführungsvorfchriften zuftändig find ($ 10), denn that- 
ſächlich ftellt diefes Regulativ fich als einen integrirenden Theil der Ausführungs⸗ 
vorjchriften dar. In demfelben ift zugleich, da die Borausfegungen den entjprechenden 
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Ausführungsporfchriften: 

1. Regulatiu betreffend die Mahl der Vertreter der Arbeiter und der 

von dieſen zu wählenden Beifiker zum Bciedsgericht auf Grund des 

Unfallverfiherungsnefehes vom 6. Buli 1884 uud des Ausbehnungs- 

gefekes vom 28. Mai 1885 — vom 26. September 1885. (2. AM. IL. 
3.244 .) 


Auf Grund der 88 41 bis 44, 47 und 49 des Unfallverfiherungs- 
geſetzes vom 6. Juli 1884 in Verbindung mit SS 1 ff. des Aus 
vehnungsgejees vom 28. Mai 1885 werden vom Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amt für diejenigen Berufsgenoſſenſchaften, welche, ohne in Sektionen 
eingetbeilt zu fein, über die Grenzen eines Landes hinausgehen, ſowie 
für die Genoffenfchaftsfelttonen, welche über die Grenzen eines Landes 
binaußgehen, behufs ver Wahl 

1. ver Bertreter ver Arbeiter und 

2. ver von diefen zu wählenden Betfiger zum Schlensgericht 
nachſtehende Beftimmungen getroffen: 


J. Wahl der Vertreter der Arbeiter. 


8 1. Die Wahl ver Vertreter der Arbeiter und ihrer Erſatz⸗ 
männer erfolgt unter Leitung eines Beauftragten des Reich» Ber- 
fiherungsamtes für jede Sektion, und, wenn die Berufsgenoſſenſchaft 


Beitimmungen der 88 41 Abi. 2 und AA des Unfallverſicherungsgeſetzes hier jenen, 
die Bahl der für den Gejchäftäbereich jeder Ausführungsbehörde zu wählenden Ber- 
treter und Die Höhe der denjelben zuzubilligenden Dergüitungsjäge feſtzuſtellen. Aus 
der Beſtimmung in 89 des Entwurfes ergiebt ſich, daß mindeſtens drei Vertreter 
der Arbeiter fuͤr den Geſchäftsbereich jeder Ausführungsbehörde gewählt werden 
mũſſen; als Untergrenze wird dieſe Zahl genügen; eine Obergrenze war nicht er⸗ 
forderlih. Die atubbeltiumung bed $5 entipridht dem $89 des Unfallverficherungs- 
geſetzes, wobei die aus $ 92 a.a.D. folgende Zuftändigleit der Landes-Verficherungs- 
aͤmter für dieje Funktion um deswillen ausdrüdlich hervorgehoben werden mußte, 
weil der dort angezogene $ 89 a. a. O. nad) $ 3 des Entwurfes in legteren nicht 
übernommen ift. 
(Motive der Regierungsporlage zu $$ 5 und 6. ©. 14.) 


In der Kommiffion wurde zu $ 5 ein Bedenken ausgejprocdhen, daß bei den 
Schiedsgerichten die Mitglieder aus dem Arbeiterftande mit ihren directen Vorge- 
jegten zuſammenſitzen und daß deshalb diefe Schiedögerichte fich Teines befonderen 
Vertrauens bei den Arbeitern erfreuen würden. Regierungsfeitig wurde dagegen 
darauf anfmerffam gemacht, daß nad $ 47 des Unfallverficherun egelebee der Vor⸗ 
figende nicht demjenigen Betriebe angehören dürfe, Der durch den Unfall betroffen werde. 

Dieje Beftimmung finde auch hier Anwendung und jet jomit wenigſtens der 
Vorſitzende nicht der unmittelbare Vorgeſetzte des Arbeiters. 

‚. Die Beiliger müßten allerdings den einichlägigen Betrieben angehören; bafür 
ließen fi) aber feine anderen Beitimmungen finden. Ein Antrag wurde an dieſe 
Ausführung nicht geknüpft. 

(Motive des Kommiſſionsberichtes zu $ 5. ©. 14.) 


152 IV. Abjchnitt. 


nicht in Sektionen eingetheilt ift, für jede Berufsgenoſſenſchaft nach 
Bezirken mittelft fchriftliher Abftimmung. 

Die Abgrenzung der Wahlbezirfe und die Beftimmung ver Zahl 
der in jedem Wahlbezirke zu wählenden Vertreter der Arbeiter wird 
duch das Reichs-Verſicherungsamt unter Berüdfihtigung der Zahl 
ber Mitglieder bewirkt, welche ven wahlberechtigten Kaffen angehören 
und in Betrieben der Berufsgenoſſenſchaft befchäftigt werden. 

Die Zahl der für jede Sektion bezw. für jede Berufsgenofjen- 
Ihaft zu wählenden Vertreter der Arbeiter, die Zufanmenjegung der 
Wahlbezirke fowie die auf jeden Bezirk entfallende Zahl der Arbeiter- 
vertreter find aus einer Nachweifung erfichtlich, welche auf der Rück⸗ 
feite jedes Stimmzetteld ($ 2) enthalten ift. 


$ 2. Die PVorftände derjenigen Orts⸗, Betriebe (Fabrik⸗) und 
Innungs⸗Krankenkaſſen, fowie ver Knappſchaftskaſſen, welchen mindeſtens 
zehn in ven Betrieben einer und berfelben Berufsgenoijenfchaft be= 
Thäftigte verficherungspflichtige Perfonen angehören, erhalten für jede 
Berufsgenofjenichaft, für welche letteres der Fall ift, vom Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt behufs der Wahl der Arbeitervertreter und ihrer Erſatz⸗ 
männer je einen mit dem Stempel des Reichs-Verſicherungsamtes ver⸗ 
jehenen Stimmzettel, auf welchem der Name ver Berufsgenoijenfchaft, 
der Wahlbezirk, ver Name und die in Betracht kommende Mitgliever- 
zahl der wahlberedtigten Kaffe, enpli der Name und Wohnort des 
Beauftragten des Reichs⸗Verſicherungsamtes angegeben ſind. 

Jedem Stimmzettel wird ein Exemplar dieſes Wahlregulativs bei- 
gefügt. | 

8 3. Als die in Betracht kommende Mitgliederzahl der Kaſſe 
gilt diejenige, welche von der unteren VBerwaltungsbehörde in das dem 
Reichs » Berficherungsamte eingereichte Verzeichniß der wahlberechtigten 
Kaſſen eingetragen worben ift. 

8 4. Wählbar find nur männliche, großjährige unfallverficherungs- 
pflichtige Kaffenmitgliever, welche in Betrieben der Genofjenfchaftsmit- 
glieder und im Wahlbezirfe befchäftigt find, fich im Beſitze der bürger- 
lichen Ehrenrechte befinden und nicht durch vichterliche Anoronung in 
der Verfügung über ihr Vermögen befchränft find. 

85. Die Wahl erfolgt durch die Seitens der Kaffenangehörigen 
gewählten Mitglieder ver Vorftände ver zu einem Wahlbezirke ge⸗ 
börigen Kaſſen. Die ven Kaſſenvorſtänden angehörenden Vertreter ver 
Arbeitgeber find von der Theilnahme an der Wahl ausgejchlofjen. 
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Jeder Vorſtand beruft zur Vornahme der Wahl alsbald nad 
Empfang des Stimmzetteld feine wahlberechtigten Kafjenmitgliever, 
weiche darüber durch Stimmenmehrheit zu befchließen haben, wen fie 
buch Ausfüllung des Stimmzetteld als Arbeitervertreter oder Erſatz⸗ 
mann wählen wollen. 

Behufs Ausübung der Wahl haben die genannten Vorſtands⸗ 
mitglieder unter Benugung des auf dem Stimmzettel befindlichen Vor- 
brudes die Namen und Wohnorte (Wohnungen) von jo vielen wähl- 
baren Perjonen in den Stimmzettel einzutragen, wie von ihnen 
Arbeitervertreter und Erfagmänner zu wählen find. Gleichzeitig ift 
für jede Perfon der Betrieb, in welchem fie befchäftigt tft, anzugeben. 

Der Stimmzettel tft von den Wählenden zu unterfchreiben und 
mit der auf bemfelben vorgedrudten Beſcheinigung zu verjehen, daß 
die wahlberechtigten Vorſtandsmitglieder in üblicher Weife zur Wahl 
eingeladen worden find, und daß mehr als die Hälfte ver Erfchienenen 
denjenigen Perjonen, deren Namen in den Stimmzettel eingetragen 
worben, ihre Stimme gegeben hat. 

Späteftene nah Ablauf von zwei Wochen nad Empfang bes 
Stimmzettel ift ver lektere portofrei an den Beauftragten des weine 
Derfiherungsamtes einzuſenden. 


8 6. Stimmzettel, welche nicht den richtigen Vordrud und den 
Stempel des Reichs⸗Verſicherungsamtes tragen, find ungültig. Etwaige 
Berichtigungen dürfen nur durch Ausftreihen und Aujegen bewirkt 
werben. 

8 7. Die Beauftragten des Reichs⸗-Verſicherungsamtes, welche 
von dem letteren mit dem erforderlichen Liftenmatertal verjehen und 
von dem Tage der Abfendung ver Stimmzettel in Kenntniß gefegt 
werben, ftellen binnen zwei Wochen nah Ablauf der Einlieferungsfrift 
($ 5) die Wahlergebnifje wahlbezirfsweife zufammen und nehmen bier- 
über unter Zuziehung eines vereidigten Protofollführers für jede Be— 
rufsgenofjenfchaft ein Protofofl auf, aus weldem die Namen und 
Wohnorte der Berfonen, auf welche Stimmen gefallen find, die Zahlen 
der auf die einzelnen Berfonen entfallenen gültigen und ungültigen 
Stimmen (88 6, 20) und die Namen ver gewählten Arbeitervertreter 
und Erfagmänner zu erfehen find. Der Grund ver Ungültigleit von 
Stimmzetteln oder Stimmen muß aus dem Protofoll erfichtlich fein. 


8 8. Auf die in den Stimmzetteln eingetragenen Berjonen ent⸗ 
fallen fo viele Stimmen, wie von dem Reichs +» Verficherungsamte als 
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Zahl der Mitglieder der wahlberechtigten Kaffe in den Stimmzettel 
eingetragen worben find. (88 2 und 3.) 

Ueber die Wahl entfcheivet die einfache (velatine) Mehrheit ver 
abgegebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit Das von dem Beauftragten 
des Reichs⸗Verſicherungsamtes zu ziehende Loos. 

Die Ermittelung des Wahlergebniſſes erfolgt getrennt, zunächſt 
für die Arbeitervertreter, demnächſt für die Erſatzmänner. 

Sind in einem Wahlbezirfe mehrere Arbeitervertreter und Deren 
Erſatzmänner zu wählen, fo gilt derjenige, welcher bie meilten Stimmen 
als Arbeitervertreter erhalten hat, als erfter, derjenige, welcher vie 
nächſtmeiſten Stimmen erhalten hat, als zweiter, berjenige, welcher 
danach die meiften Stimmen erhalten bat, als britter Arbeitervertreter 
und fo fort. 

Derjenige, welcher vie meiften Stimmen als Erſatzmann erhalten 
bat, gilt als erfter Erſatzmann des erften, derjenige, welcher die nächit- 
meisten Stimmen erhalten bat, als eriter Erjagmann des zweiten, der⸗ 
jenige, weldher danach die meiften Stimmen erhalten hat, als eriter 
Erſatzmann des dritten Arbeitervertreterd und fo fort. Nach Erfüllung 
ber Zahl ver erjten Erfakmänner iſt viejenige Perfon, welche weiter 
die meiften Stimmen als Erſatzmann erhalten hat, als zweiter Erſatz⸗ 
mann bes erſten, derjenige, welcher die nächjtmeiften Stimmen erhalten 
hat, als zweiter Erſatzmann des zweiten, derjenige, welcher danach 
die meiften Stimmen erhalten bat, als zweiter Erſatzmann bes dritten 
Arbeitervertreterd gewählt und fo fort. 

Iſt eine Perſon als Arbeitervertreter gewählt, fo fommen die auf 
viefelbe bei der Erfagmännerwahl etiva gefallenen Stimmen nicht mehr 
in Betradt. 

$ 9. Die gewählten Arbeitervertreter und Erfagmänner werben 
durd den Beauftragten des NReich8-Verfiherungsamtes von der auf fie 
gefallenen Wahl unter Angabe der Berufsgenofjfenihaft und Seltion, 
für welche fie gewählt find, fchriftlih in Kenntniß geſetzt. 

8 10. Wird bei der eriten Wahl die vorgefchriebene Zahl ver 
Vertreter und Erſatzmänner nicht erreicht, fo wird unter Beachtung - 
der vorftehenden Beitimmungen eine Nachwahl vorgenommen. Die 
Wahl ver Beifiker zum Schiedsgericht wird dadurch nicht aufgehalten. 

U. Wahl der Beifiger zum Schiedsgericht. 


$ 11. Die Wahl ver Beifiter zum Schiedsgericht und ihrer 
Stellvertreter erfolgt Durch die Arbeitervertreter, welche für pen Sektions⸗ 
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bezirk, oder wenn bie Genofienfhaft in Seltionen nicht eingetheilt ift, 
für den Genoſſenſchaftsbezirk gewählt find. “Diefelben treten zu biefem 
Zweck auf Einladung und unter Yeitung des Beauftragten des Reichs⸗ 
Berficherungsamtes zufammen und haben fich Hierbei durch Das Schreiben, 
mittelft veilen fie von ihrer Wahl benachrichtigt worben find (& 9) 
zu legitimiren. 

Der Wahlakt ift nicht früher als acht und nicht fpäter als ein- 
undzwanzig Tage nach der Teititellung des Ergebniſſes der Wahl ver 
Arbettervertreter ($ 7) anzufeßen. 

Gelangt das Ausbleiben eine der Kingelabenen rechtzeitig zur 
Kenntniß des Beauftragten des Meiche - Verfiherungsamtes, fo ift der 
erfte, und wenn auch das Ausbleiben dieſes angezeigt wirb, der zweite 
Erſatzmann zu dem Wahlakte einzulaben. 

8 12. Wählbar find die in einem der zum Schiedsgerichtsbezirke 
gehörenden Betriebe der Genofjenjchaft beichäftigten, dem Arbeiter- 
ftande angehörenden verficherten Perjonen, welche Mitglieder einer der 
im $ 2 genannten Kaſſen find. 

8 13. Die Wahl erfolgt ohne Küdficht auf bie Zahl der Er- 
ihienenen durch Stimmzettel, wobei jeder erfchtenene Arbeitervertreter 
eine Stimme bat. Diefelbe fann auch, wenn feiner der Erſchienenen 
widerspricht, durch Afklamation erfolgen. 

Die beiven Beifiter, die beiden erften und bie beiden zweiten 
Stelivertreter find je in einem befonveren Wahlgange zu wählen. 

Sind für eine Berufsgenoffenfchaft, welche in Sektionen nicht 
eingetheift ift, von Seiten des Bundesrathes mehrere Schievsgerichte 
gebildet worden, fo erfolgt die Wahl für jenen Schiedsgerichtsbezirk 
in der vorſtehend angegebenen Weife beſonders. 

8 14. Gewählt find bei jevem Wahlgange diejenigen, welche vie 
einfache (relative) Mehrheit ver abgegebenen Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit enticheivet das von dem Beauftragten des Reichs⸗ 
Derficherungsamtes zu ziehende Loos. 

8 15. Ueber vie Wahl ift von dem Beauftragten des Reichs⸗ 
Berficherungsamtes ein Protokoll aufzunehmen, welches von ven an- 
weienden ftunmberehtigten Perfonen mit zu vollziehen ift. Aus dem 
Protokoll müfjen das Wahlverfahren, die Namen und Wohnorte ver 
erihtenenen ftimmberechtigten Perjonen, die Zahlen der auf vie ein- 
zelnen Berfonen entfallenen gültigen und ungültigen Stimmen und 
die Namen und Wohnorte ver Gewählten zu erfehen fein. Der Grund, 
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weshalb einzelne Stimmzettel oder Stimmen für ungültig erklärt 
worden find ($ 20) muß in das Protofoll aufgenommen werben. 

8 16. Die gewählten Beifiter und veren Stellvertreter werben 
durch ven Beauftragten des Neichd-Verfiherungsamtes von der auf ſie 
gefallenen Wahl jchriftlih in Kenntniß gefekt. 

Lehnt einer der Gewählten die Wahl aus einem gefelichen Grunde 
ab (8 24 Abf. 2 und 8 49 Abf. 2 des Gefekes), fo ift, falls ver 
Gewählte bei dem Wahlafte felbft anweſend tft, fofort, anderenfalls 
im Wege jchriftliher Abftimmung eine Nachwahl durch den Beauf- 
tragten des Reich8-Verficherungsamtes vorzunehmen. 

Lehnt der Gewählte die Wahl ohne gefeglichen Grund ab, jo ift 
nah 8 49 Abi. 3 und 4 a. a. O. zu verfahren. 


IH, Gemeinfame Beftimmungen. 


8 17. Die vierjährigen Wahlperioven laufen vom Tage des 
Inslebentreten der Unfallverficherung, — dem 1. October 1885 — an. 

$ 18. An die Wahl der Beifiger zum Schiedsgericht und ihrer 
Erjagmänner jchließt fih in Gegenwart der verfchievenen Arbeiter- 
vertreter die Ausloofung der nach zwei Jahren ausſcheidenden Arbeiter- 
verireter an. Zu diefem Zweck wird ber Name eines jeden Arbeiter- 
vertreterd auf einen bejonveren Zettel gejchrieben. Die Zettel werben 
in eine Urne gelegt und aus derfelben durch einen von dem Beauf- 
tragten des Reichs » Verficherungsamtes zu bejtimmenden anweſenden 
Arbeitervertreter jo lange Zettel gezogen, bis die Zahl ver Auszu- 
Iojenden erreicht ift. 

St die Zahl der Arbeitervertveter eine ungrave, fo tft die Hälfte 
der nächit Heineren Zahl auszulofen. 

Ueber die Ausloofung ift von dem Beauftragten des Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamtes ein Protofoll aufzunehmen, welches von den anweſenden 
Arbeitervertretern mit zu vollziehen ift. 

Der Beauftragte des Reiche-Verfiherungsamtes hat die nach ber 
Looſung ausfcheivenden Perfonen von ihrer Ausloofung in Kenntniß 
zu jegen. 

Die Ausgelooften oder die fpäter im regelmäßigen Wechfel aus⸗ 
ſcheidenden Perſonen bleiben ſo lange in Funktion, bis die Neuwahlen 
ſtattgefunden haben. 

8 19. Binnen acht Tagen nach der Wahl der Beiſitzer zum 
Schiedsgericht reicht der Beauftragte des Reichs-Verſicherungsamtes die 
ſämmtlichen von ihm aufgenommenen Protokolle unter Beifügung der 
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Stimmzettel dem Neich8- Verfiherungsamt ein. Letzteres wirb bie 
Gentralbehörde des Landes, in welchem das Schiensgericht belegen ift 
(vergl. 8 48 des Geſetzes), ſowie den Vorſitzenden des Schiedsgerichtes 
von dem Ausfall ver Wahlen der Beifiger zum Schievsgericht und den 
Genoffenichaftsvorjtand (die Seftionsvorftände) ſowohl Hiervon, als 
‚auch von dem Ausfall ver Wahlen ver Arbeitervertreter in Renntniß 
Teen. 

$ 20. Stimmen, welde auf nicht Wählbare entfallen oder bie 
Gewählten nicht deutlich bezeichnen, werden nicht mitgezählt. 

Befinden fih auf einem Stimmzettel die Namen von mehr BPer- 
fonen eingetragen, als zu wählen find, fo finv nur die Stimmen 
gültig, welche auf die zuerft und bis zur Erfüllung der Zahl ver zu 
Wählenden eingetragenen Namen entfallen. 

Ueber die Gültigkeit von Stimmen und Stimmzetteln entfcheivet 
vorbehaltlih der Beſchwerde an das Retch8-Verficherungsamt der Be⸗ 
auftragte vefjelben. 

Streitigkeiten über die Gültigkeit der vollgogenen Wahlen werden 
vom Reichs » Verficherungsamt entſchieden. Befindet daſſelbe die Un- 
gültigfeit einer vollzgogenen Wahl, fo ift die betreffende Wahl nad 
Maßgabe dieſes Regulativs zu wiederholen. 

Iſt die Wahl eines Arbeitervertreterd oder Erfagmannes ungültig 
erklärt worden, jo iſt die Wahl der SchiensgerichtSbeifiger nur dann 
zu wieberholen, wenn in ver Entfcheivung feftgeftellt worden ift, daß 
die Ungültigkett der Wahl des Arbeitervertreters oder Erſatzmannes 
auf die Wahl der Schtevsgerichtsbeifiger von Einfluß geweſen tft. 

$ 21. Alle AZuftellungen des Reichs» Verfiherungsamtes und 
feiner Beauftragten an vie wahlberechtigten Kaffenvorftände, an bie 
Arbeitervertreter und bie gewählten Perſonen erfolgen, fofern fie ben 
Lauf von Friften bedingen, durch vie Poft mittelft eingefchriebenen 
Briefes gegen Empfangſchein. 


IV. Vergütungen. 

8 22. Die zur Wahl der Schiedsgerichtsbeiſitzer erſchienenen 
Vertreter der Arbeiter erhalten aus ver Genoſſenſchaftskaſſe auf An⸗ 
weifung des Genoffenfhaftsvorftandes nad den durch das Genoffen- 
ſchaftsſtatut beftimmten Sägen Erſatz für nothwendige banre Auslagen 
und entgangenen Arbeitöverbienft. 

Die dieſerhalb aufzuftellenden Liquivationen find nah Schluß 
des Wahltermine® ($ 11) von dem Beauftragten des Reichs⸗Ver⸗ 
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fiherungsamtes Hinfichtlich der in Anſatz zu bringenden Zage und 
zurüdgelegten Entfernungen auf ihre Richtigkeit zu prüfen und zu bes 
fcheinigen und von ihm alsdann fofort an ven Genoſſenſchaftsvorſtand 
zur Zahlungsanweiſung einzufenden. Gegen vie Anweiſung ift die 
Beihwerre an das Reich&Berficherungsamt zuläfftg ?). 

2. Hequlativ der Röniglih Preußiſchen Minifterien für Yandel und 
Gewerbe und der öffentliden Arbeiten betreffend die Wahlen der Yer- 
freter der Arbeiter und der von diefen zu wählenden Beifiker der Bihieds- 
gerichte für diejenigen Berufsgenoflenfhaften und Schtionen, deren Be- 
zirke über die Grenzen Preußens nicht hinausgehen, mit Ausfdluh der 
Bektionen für die Rnappfchaftsberufsgenoffenfchaft — vom 14. Grteber 

1885 2). 
3. Berordnung des Rönigl. Preußiſchen Minifteriums der öffentlichen 
Arbeiten betreffend die Wahl von Arbeitervertretern u. f. w. bei der 
Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft — vom 7. Hovember 1885 2). 


4. Regulativ des Reichskanzlers betr. die Hnfallverfiherung für den 
Betrieb der Aeichs-Poſt⸗ und Belegraphen-Berwaltung — vom 31. März 
1886 °). 

5. Begulativ des Rriegsminifleriums betreffend die Wahlen der Ber- 
treter der Arbeiter und der von diefen zu wählenden Beifiber zum 
Schiedsgericht — vom 23. October 18855) für den Bereid, der Preuß. 
Heeres - Berwaltung. 

6. Gickular- Erlah des Bal. Preußifchen Minifteriums für Handel und 
Gewerbe — vom 22. Buni 1885. 

Das Unfallverficherungsgefeg vom 6. Juli 1884 (R. G. Bl. ©. 69) 
beftimmt in Betreff der für jede Berufsgenofienichaft ev. für jebe 
Genoſſenſchaftsſektion einzurichtenden Vertretung der Arbeiter, 

1. daß die Wahl durch die Vorftände derjenigen Orts⸗, Betriebs- 
(Fabril-) und Innungs-Krankenkaſſen fowie verjenigen Knapp⸗ 
fhaftsfaffen, welche im Bezirke ver Sektion bezw. ver Genoſſenſchaft 
ihren Sig haben, und welchen mindeſtens zehn in den Betrieben 


1) Das Formular zu den Stimmzetteln fiehe Beilage IIL. 

2) Deuticher Reichs⸗ und Kgl. Breußticher Staat3-Anzeiger Nro.258 dv. 3. No⸗ 
vember 1885. Beilage 1. Das Regulativ Stimmt im Wejentlihen mit dem vom 
26. September 1885 überein. 

3) Reich3- und Staatd-Anzeiger Nro. 265 vom 11. November 1885. 

4), Gentral-Blatt des deutichen Reiches 1885. ©. 484 ff. 

5) Sentral-Blatt des deutfchen Reiches 1886. S. 76 ff. Das Regulativ vom 
30. September 1885 ift hierdurch aufgehoben. 
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ber Genoſſenſchaftsmitglieder befchäftigte verficherungspflichtige Per⸗ 

onen angehören, unter Ausfchluß der Vertreter der Arbeiter zu 

erfolgen hat; 

2. daß die Vertheilung der Vertreter der Arbeiter auf örtlich abzu⸗ 
grenzenvde Theile der Genoſſenſchaft writtelft eines Regulativs be- 
ftimmt werden foll, welches durch das Neichs-Verficherungsamt 
oder, jofern es fih um eine Genoſſenſchaft oder Sektion handelt, 
die über die Grenzen eines Landes nicht hinausgeht, durch bie 
Landes - Centralbehörve oder die vom derſelben zu beftimmenbe 
höhere Verwaltungsbehörve zu erlaffen tft; 

3. daß vie Wahl ver DVertreter ver Arbeiter ebenfalls nach näherer 
Beitimmung des bezeichneten Regulatins zu erfolgen hat (88 41 ff. 
a. a. O.). 

Nah den Motiven zu Nro. 2 foll die Vertheilung „unter Be 
rückſichtigung der Zahl ver in Betracht kommenden bei den einzelnen 
Kaſſen verficherten Arbeiter“ bewirkt werden. Zur Ausführung biefer 
Beftimmung iſt es erforberlih, daß die für jede Berufsgenoſſenſchaft 
und Genofjenihafts - Sektion in Betracht kommenden Kaffen und vie 
Zahl ihrer Mitgliever feftgeftellt werben. Zu dem Ende wird von 
jeder unteren Verwaltungsbehörve für jeve Berufsgenofjenfchaft, welche 
überhaupt in ihrem Bezirk vertreten ift, eine Nachweifung derjenigen 
Orts⸗, Betriebs- (Fabrik) und Innungs⸗-Krankenkaſſen, venen mindeſtens 
10 bei Mitglievern der Berufsgenoffenfchaft befchäftigte Arbeiter ange- 
bören, aufzuftellen fein. 

Das Formular, nad welchem dieſe Nachweifung aufzuftellen ift, 
ſowie ein alphabetifches DVerzeichniß ver Berufsgenoifenfchaften und bie 
Bekanntmachung des Reich8-Verficherungsamtes vom 22. Mai 1885, 
aus welcher fich die Abgrenzung der Genofjenichaften nach Induſtrie⸗ 
bezirken ergiebt, erfolgt anbei. 

Die Königliche Regierung veranlaffe ich, jeder unteren Verwal: 
tungsbehörde (Erlaß der Minifter des Inneren, für Handel und Ge- 
werbe und ber Finanzen vom 30. Juli 1884) des dortigen Bezirkes 
je zwei Exemplare der Anlagen mit dem Auftrage zu übermitteln, vie 
für ihren Bezirk erforderlichen Nachweifungen mit der größten Bes 
fohleunigung unter Beachtung folgender Vorfchriften aufzuftellen : 

1. Für jede in dem Bezirke überhaupt in Betracht kommende Bes 
rufsgenofjenfchaft tft eine befondere Nachweifung aufzuftellen ; 

2. Krankenkaſſen, deren Mitglieder für vie Unfallverficherung ver- 
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ſchiedenen Berufsgenofjenfchaften angehören, find in jede ver für 
dieſe Berufsgenoffenichaften aufzuftellenden Nachweijung mit der 
entjprechenven Zahl von Arbeitern aufzunehmen. 

3. Jede Nachweifung iſt in 3 Exemplaren auszufertigen, von denen 
1 Exemplar dem NReich8-Verfiherungsamte direct, 1 Exemplar 
durch die Königlihe Regierung mir einzufenden, das pritte 
Cremplar zurüdzubehalten und aufzubewahren ift. 

4. Die Einfendung der Nachweifungen over, foweit ſolche überhaupt 
nicht aufzuftellen find, der Vacat-Anzeigen bat bis zum 15. Juli 
d. J. zu erfolgen‘). 


Erläuterungen: 


1. Auf die Anfrage, ob Berfonen, welde einen 2000 Mark über- 
fteigenden Jahresverdienſt haben, als „verſicherungspflichtige“ Kaffen- 
mitglieder zu Arbeitervertretern wählbar find, wird erwidert: 

Unter den bezeichneten Perſonen können fich einmal „Arbeiter“ bes 
finden, welche ohne Ausnahme und insbeſondere ohne Begrenzung durch 
einen beftimmten Lohnſatz verficherungspflichtig find ($ 1 Abſ. 1 des 
Unfallverfiherungsgefeges), jofern fie in einem Betriebe befchäftigt find, 
auf welchen das Unfallverfiherungsgefeg Anwendung findet. Die Wähl- 
barkeit folcher „Arbeiter” zu Arbeitervertretern unterliegt aus dem Ge⸗ 
fihtspunft ver Lohnhöhe einem Zweifel nicht. Aber auch Betriebsbe- 
amte, welche Fraft ftatutariicher YBeftimmung auf Grund des $ 2 Abi. 1 
a. a. DO. der PVerfiherungspflicht unterworfen find, — wie e8 bei der 
hier in Rede ftehenden Berufsgenoſſenſchaft bis zu 5000 Marf Arbeitss 
verdient der Fall iſt, — find, fofern fie einer Krankenkaſſe angehören, 
als „auf Grund des Unfallverficherungsgefeges verficherungspflichtige 
Kafjenmitglieder” anzufehen und demgemäß nah 8 42 a. a. O. zu 
Arbeitervertretern wählbar, wenn fie den übrigen dort aufgeftellten An- 
forderungen genügen. Eine Beftimmung, welche erforverte, daß bie 
„Arbeitervertreter” dem „Arbeiterſtande“ angehören, wie fie im $ 47 
a. a. DO. für die von den Arbeitervertretern zu wählenden Schieds— 
gerichtSbeifiger gegeben iſt, enthält das Geſetz für die Arbeiterver- 
treter nicht. | 

(Beichd. d. R.B.X. v. 10. December 1885. Nro. 99. U. R. I. ©. 373.) 


2. Seiten® einer Bürgermeiftereiverwaltung ift die Wahl von 
Arbeitervertretern und Erfagmännern (88 Al ff. des Gefetes) an Stelle 
des Vorftandes der Ortsfrantenkafje vorgenommen worden; die gedachte 
Verwaltung bat fi) um veswillen für wohlberechtigt erachtet, weil von 
ihr die Befugniffe und Obliegenheiten des Vorſtandes der Ortsfranfen- 
fafie in Gemäßheit des 8 45 des Kranfenverficherungs-Gefeges vom 
15. Juni 1883 als Auffichtsbehörde wahrgenommen werben. 


) Das Yormular der Nachweifung fiehe in Beilage IV, 
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Diefer Auffafjung kann nicht beigetreten werden. Nah 8 45 
a. a. O. kann die Auffichtsbehörde nur die Befugniffe und Obliegen- 
heiten der Kaffenorgane wahrnehmen ; ihr find demgemäß nur diejenigen 
Befugniffe, weldhe vie Kafjenorgane als ſolche haben, eingeräumt worven. 
Eine Berechtigung der AuffichtSbehörde zur Ausübung von Rechten, 
welche, überdies auf einem fpäteren Geſetze beruhend, den Kaffenvors 
ftänden nur infofern, als folche vorhanden und „aus freier Wahl ver 
Arbeiter hervorgegangen find“ zuftehen, kann hieraus nicht gefolgert 
werden (vergl. $ 42 des Unfaliverficherungsgefeges und die Motive 
zu 8 42). Fehlt e8 an Arbeitnehmern im Kaſſenvorſtande, oder über- 
haupt an einem PVorjtande, oder will der lettere von feinem Wahl- 
rechte keinen Gebrauch machen, fo ruht vie Wahlberechtigung für bie 
betreffende Kaſſe. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 6. Januar 1886. Nro. 106. U. N. II. ©. 3.) 


8 45.1) 


Die Vorſtände der Kranfen- und Knappſchaftskaſſen, welchen minveftens 
zehn in ben Betrieben der Genoſſenſchaftsmitglieder bejchäftigte vwerficherte 
Perfonen angehören, wählen alle zwei Jahre aus der Zahl ver Kaffenmit- 
glieder zum Zwede ver Theilnahme an den Unfallunterfuhungen ($ 54) 
für den Bezirk einer oder mehrerer Ortspolizeibehörden je einen Bevoll⸗ 
mädtigten und zwei Erjfagmänner, beren Name und Wohnort den be- 
theiligten Ortspolizeibehörden mitzutheilen ift. 

Die dem Vorſtande angehörenden Vertreter der Arbeitgeber nehmen 
an der Wahl nicht theil. 


Ausführungsporfchriften: 
Cirkular⸗Erlaß des Kgl. Preußiſchen Minifteriums für Handel und 
Gewerbe vom 29. Juli 1885. 


Das Unfallverficherungsgefeß vom 6. Juli 1884 hat neben ver 
in ven 88 41—44 vorgefehenen Vertretung ver Arbeiter durch $ 45 


ı) Der 8 45 tft aus der Kommiſſion hervorgegangen. Die Befeitigung der 
Arbeiterausschüffe und deren Gruppen als ftändige organtfirte Körperfchaft tritt 
in der Streihung von Abjag 1 u. 2 der Negierungsvorlage zu Tage. Bugleich 
aber ift eine der Funktionen, welche der Entwurf dem Ausihufe übertragen hatte, 
in der Art geregelt, daß fie nicht von den nad s 41 gewählten Vertretern, ſondern 
bon den Borftänden der Krankenkaſſen und Knappichaftskaflen unter näher ange- 

ebenen Vorausjegungen wahrgenommen werden fol. &3 Handelt ſich um die 

ahl der Bevollmächtigten zum Zwecke der Theilnahme an den Unfallunter- 
juhungen ($ 54), und die in Vorſchlag gebrac;te Regelung empfiehlt fich einmal 
durch die praftiihe Erwägung, daß der folchergejtalt erwählte Bevollmächtigte der 
Regel nad) am leichteften zur Stelle fein wird, außerdem durch die Rüdficht auf 
die durch den Unfall in Mitleivenfchaft gezogene Kaſſe. Zu erwähnen ift dabet 
noch, daß den eingejchriebenen freien Hülfskaſſen eine Mitwirkung an diejer Stelle 
ausdrücklich eingeräumt if. Daß bei diefer Wahl ebenjowenig wie bei der des 
$ 42 die dem Vorſtande der Kafje angehörenden Vertreter der Arbeitgeber Theil 
nehmen, ift in der Natur der Sache begründet. 

(Motive zu den Kommiſſionsbeſchlüſſen $ 45.) 
Doehl, Die Unfall-Berficherung ꝛc. 11- 
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De Wahl von Bevollmächtigten der VBorftände der Rranfenfaffen und 
der Knappſchaftskaſſen zum Zwecke ver Theilnahme an ven Unfallunter- 
ſuchungen vorgejchrieben. 

MWahlberechtigt find mit Ausnahme der Gemeinde-Kranfenverjiche- 
rung nad dem Bericht ver VII. Kommiſſion des Reichstags vom 
41. Juni 1884 vie Krankenkaſſen aller Kategorien einfchließlich ber 
eingejchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten 
Hülfskaffen, welchen minveftens zehn in den Betrieben von Mitgliedern 
einer Borufsgenoſſenſchaft beichäftigte verficherte Berjonen angehören. 

Die Wahlen find von den Porftänden der einzelnen hiernach 
wahlberechtigten Kaffen unter Ausfchluß der denſelben angehötenben 
Vertreter der Arbeitgeber vorzımehmen und haben verart zu erfolgen, 
daß für jene Genoffenfchaft, in deren Betrieben mindeftens zehn Kaſſen⸗ 
mitgliever beſchäftigt ſind, je 1 Bevollmächtigter und je 2 Erfagmänner 
für ven Bezivk einer oder mehrerer namentlich zu bezeichnender Orts⸗ 
volizeibehöreen gewählt werben. 

Bei Bezeichnung diefer Bezirke, melche gleichfalls durch vie vie 
Wahl vornéhmenden Kaſſenvorſtände zu erfolgen bat, iſt zu beachten, 
daß die Gewählten, wenn fie in Shätigfeit treten, nur Erſatz für etwa 
entgangenen Arbeitsvervienft nach ven duvch das Geofienichaftsitatut 
beſtimmten Süßen, nicht aber Reiſekoſten over Erjag für ſonſtige baare 
Auslagen zu beanjpruchen haben. 

Es ift zulälfig, bei Kaſſen, welche für mehrere Genoſſenſchaften 
wahlberechtigt find, diefelben Perſonen für alle over einzelne Genofien- 
ihaften zu Bevollmäcdhtigen oder Erfagmännern zu beftellen; eine Unter- 
fheidung, wie fie $ 44 a. a. DO. Zwifchen einem erften und einem 
zweiten Erjagmann verlangt, findet nicht ftatt. 

Wählbar find viejenigen Mitglieder der wahlbereätigten Kaſſen, 
welche unfallverficherungspflichtig, großjährig, im Befige ver bürgevlichen 
Ehrenrechte und nicht durch richterliche Anoronimg in der Verfügung 
über ihr Vermögen befchränft find. 

Die Prüfung der hiernach erforderlichen Qualifikation der Ge— 
wählten bat die Kafjen-Aufjichtsbehörde vorzunehmen, fowie wie Namen 
und den Wohnort derjelben ven betheiligten DrtSpolizeibehörben am= 
zuzeigen. 


Erläuterungen: 


1. Das Unfallverſicherungsgeſetz hat neben ber in ven 88 41 bis 
44 vorgeſehenen Wahl von „Arbeitervertretetn“ Durch 8 45 die Wahl 
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von Bevallmäctigten ver Krankenkaſſen und ver Lnappſchaftslaſſen zum 
Zwecke ber Theilnahme an ven Unfallumterfuchungen porgeſchrieben. 

Bon verſchiedenen Seiten find Anfragen in Betreff ver Wahlbe⸗ 
roihtigung Der Kaſſen und einiger anderer Punkte an das Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt gelangt. Mit Rückſicht auf hie generelle Bedeutung viefer 
Anfragen wis Ser Inhalt der ertheilten Antworten auch an viefer 
Stelle befannt gegeben: 

a) Bei den gemäß $ 45 cit. vorzunchmenden Wahlen find, ab- 
weishend don ven Wahlen nach 8 42 a. a. D., alle Rrantenlaflen — 
einſchließlich Der eingeſchriebenen Hülfskaſſen ſowie ver auf Grund 
landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen, für welche ein 
Zwang zum Meitritt nicht beſteht, — wahlberechtigt, fofern ber ein⸗ 
zelnen Kaſſe mindeſtens zehn In hen Wetrieben ver Genofienichaftsmit- 
glieder beichäftigte perſicherte Perſonen angebiren (Bericht der VII. 
Kommiſſion des Neichktages nom 11. Juni 1884. Druchkſachen des 
Reichstages Nro. 115. ©. 42). Die Gemeindekrankenverſicherung gilt 
im Sinne des 8 45 nicht ale Krankenkaſſe. 

d) Die „Roffenmisgliever”, aus deren Zahl die Wahl zu erfolgen 
hat, müffen unfaliwerficherungspflichtäg fein und müſſen die Gewählten 
anch die Übrigen Vorausſetzungen des 8 42 ned Geſetzes erfüllen. 

ec) die Borftände der Kaſſen haben, unter Ausichluß ver denfelben 
angehörenden Wertweter ver Arbeitgeber, für jede Genoſſenſchaft, im 
deren Betrieben mehr als zehn verficherte Kafienmitgliever beſchäftigt 
find, je einen Bevoffmägtigten und je zwei Erjagmänner für ven Be⸗ 
zirf einer, oder wenn die Kaffe fich über vie Bezirke mehrerer Orts- 
polizeibehörden erftrerkt, für ven Bezirk mehrerer beftimmter Ortspolizei⸗ 
bebörben zu wählen. 

d) In dem letztexen Falle haben vie wahlberechtigten Kaſſenvor⸗ 
fände die Bezirke der Bevollmächtigten abzugremgen. Dabei wirb in 
Betracht zu ziehen fein, daß die Bevollmächtigten gemäß 8 55 des Ge- 
ſetzes wohl einm Erſatz für entgangenen Arbettsverdienft, nicht aber 
einen Eria Der Neifeloften und fonjtigen baaren Auslagen zu hean- 
ſpruchen haben. 

e) Eine Vertheilung der Funktionen der Bevollmächtigten und ver 
beiden Erſatzmänner unter die jedesmal betheiligten drei Perſonen nah 
örtlichen Grenzen oder mach Snbuftriegweigen sericheint nicht ausge⸗ 
ſchloſſen und könnte hierüber fchon ıbei ver Wahl Beſtimmung getroffen 
merben. Da, ıno eine Kaffe jih über vie Bezixke mehrerer Ortspolizei⸗ 
behörden erftredt, wird indeß die Wahl mehrerer Bevollmächtigten vegel« 
mäßig einer folchen Vertheilung der Funktionen nach örtlichen Grenzen ' 
vorzuziehen fein. 

f) Dem Wortlaut des $ 45 eit. wiverfpricht e8 nicht, wenn ein 
für mehrere Berufsgenoſſenſchaften wahlberedtigter Kaſſenvorſtand für 
ale in Betracht kommenden Genofjenfhaften over für mehrere verfelben 
pieietben Perſonen zu Bevollmächtigten over Erjagmärmern wählt. Die 
Entitehungsgefchichte des 8 45 indeſſen, fowie das Pringip ber Berufs- 
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gemeinſchaft, welches die Grundlage des Geſetzes und der durch daſſelbe 
geſchaffenen Inſtitutionen bildet, dürfte es wünſchenswerth erſcheinen 
laſſen, daß in der Regel für die einzelnen Berufsgenoſſenſchaften be- 
fonvdere Bevollmädtigte und Erfagmänner gewählt und nur aus be- 
fonvderen Gründen hiervon abgewichen werde. 

Zu b wirb hierbei bemerkt, daß pie Vorſchrift des 8 42 
über die Erforderniffe der Wählbarkeit im 8 45 zwar nicht ausprüd- 
fih vorbehalten ift, daß aber die Entftehungsgefhichte des letzteren 
Paragraphen eine Abweichung von jener Vorfchrift nicht zuläßt. Nach 
$ Al ver Regierungsvorlage follte vie Mitwirkung bei ver Unterjuchung 
von Unfällen gleih ven im $ 41 aufgezäblten Funktionen ven „Ar- 
beiterausfchüffen” übertragen werben, welche für jene Genoſſenſchaft er⸗ 
richtet werden follten. Die Kommiſſion und das Plenum des Reichs- 
tages beichloffen die Beſeitigung des Arbeiterausfchuffes als einer be= 
fonderen Körperſchaft und übertrugen die Funktionen vefjelben an ver- 
ichievene Organe: die nad SS 41 bis 44 zu wählenden „Vertreter 
der Arbeiter“ und die nah $ 45 zu wählenden „Bevollmächtigten ver 
Borftände der Krankenkaſſen und Knappſchaftskaſſen“. 8 45 ift alſo 
aus dem 8 41 der Negierungsvorlage entitanden und es ift aus ven 
Verhandlungen fein Grund für die Annahme zu erfehen, daß die in 
den $ 42 übergegangenen Vorſchriften des 8 42 verjelben Vorlage 
über die Wählbarfeit zum Arbeiterausfhuß auf ven 8 45 nicht eben- 
fowohl Anwendung finden follte. 


(Roſchrben. des R.V. A. v. 7. Auguft 1885. Nro. 49. A. N. ©. 215.) 


2. Es find Zweifel darüber laut geworden, ob und in welcder 
Meile die Vorftände eingefehriebener oder auf Grund lanvesrechtlicher 
Vorſchriften errichteter Hülfskaſſen bezw. der Zahlitellen von zentrali= 
firten Hülfskaſſen zur Wahl von Bevollmächtigten behufs Theilnahme 
an den Unfallunterfuchungen ($ 45 des Geſetzes) berechtigt feien. 

Die Vorftände ver eingejchriebenen jowie der auf Grund landes⸗ 
rechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaffen find nur dann im Sinne 
des 8 45 des Unfallverficherungsgefeges als wahlberechtigt anzujehen, 
wenn diefe Kaſſen vem $ 75 des Kranfenverficherungsgejetes genügen, 
die Mitgliever verfelben mithin vom Beitritt zur Gemeinveverficherung 
befreit find. Diefe Anſchauung ftügt fi auf die Erwägung, daß das 
Unfallverfiherungsgejeg, — wie aus den Motiven zum Gejegentwurfe, 
Reichstagsdruckſachen vom Jahre 1884 Nro. 4 ©. 63 ff. erfichtlich, 
— die durch das Kranfenverficherungsgejeß geichaffene organifche Gliede⸗ 
rung der Arbeiter zur Grundlage für die Vertretung verjelben ges 
nommen hat, daß aber jene Kafjen nur bei Erfüllung ver Bedingungen 
des 8 75 ecit. in ven Rahmen des Kranfenverficherungsgefeges fallen 
und einen Theil feiner Organifation bilden. 

Das ein Kaffenvorjtand nur an dem Orte zur Wahl berechtigt ift, 
an welchem die Kaffe ihren Sit hat, fann mit Grund ebenfowenig 
bezweifelt werden, als daß verfelbe vie Wahl nad 8 45 eit. für den 
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ganzen Rajjenbezirf, unter Abgrenzung nah ven Bezirken der örtlichen 
Berwaltungsitellen, vorzunehmen bat. 
(Beichd. d. R.B.X. v. 28. September 1885. Nro. 56. A. N. I. ©. 289.) 


Ergänzungen: 
Ergänzungs⸗Geſetz vom 28. Mai 1885. 8 10. 
2c. Der Borftand bat das Necht, zum Zwecke der Theilnahme an 
ben Unterfuchungsverhandlungen einen Vertreter für die im $ 54 des 


Unfallverficherungsgefetes bezeichneten Bevollmächtigten zu beftellen und 
ift Hierbei nicht auf ven Kreis der Kaſſenmitglieder beſchränkt )). 


1) Bezieht fi auf Unfälle in Trandportbetrieben während der Fahrt, das 
Nähere jiehe in den Ergänzungen zu 88 51—56 des Geſetzes. 


V. Abſchnitt. 


Schiedsgerichte. 
1. Kapitel. 
Einrichtung der vchiedsgerichle 1). 
8 46. 


Für jeden Bezirk einer Berufsgenoſſenſchaft oder, ſofern dieſelbe in 
Sektionen getheilt iſt, einer Sektion, wird ein Schiedsgericht errichtet. 


y Bu $$ 46 bis 50: Die Einrichtung der Schiedsgerichte und deren Zu⸗ 
ftändigfeit beruht ebenfalld auf den Vorſchlaͤgen der Vorlage von 1882. 

Kann ſchon die Beitimmung über die Bas der zu errichtenden Arbeiteraus- 
ſchüſſe (Urbeitervertretung cf. 88 41 ff.) nicht den lediglich aus Arbeitgebern zu— 
ſammengeſetzten Genoffenichaften. überlaffen werden, fo eriheint dies bet den Schieds⸗ 
gerichten noch weniger angemejien. Denn dad Schiedögericht bildet die erite und 
mit Rückſicht auf die thatfächlichen Verhältniffe und deren Unterfuchung beſonders 
wichtige Inſtanz für die verunglüdten Arbeiter oder deren Hinterbliebene, um zu 
ihrem Recht zu gelangen, wenn fie mit den Feititellungen der Genoflenfchaft3organe 
nicht zufrieden find. Das Schiedögericht muß daher für die Arbeiter thunlichit 
leicht erreichbar fein. 

Namentlich bei den von den Genoſſenſchaftsorganen gar nicht oder theilmweife 
anerlannten AInvaliditätsfällen werden die Arbeiter das größte Gewicht darauf 
legen, vor dem Schiedägericht * Sache perſönlich zu führen und ſich den Schieds⸗ 
richtern vorzuſtellen. Aus dieſen Gründen iſt es in die Hand des Bundesrathes 
gelegt, die Errichtung fo vieler Schiedsgerichte innerhalb der einzelnen Berufsge- 
nofjenichaften zu veranlaffen, wie dad Bedürfniß erheiſcht. ($ 46.) 

Was die Hufammenfegung der Schiedögerichte anbelangt, jo bietet die Orga- 
nijation der Berufsgenoſſenſchaften einerjeit3, und die auf der organiihen Gliede- 
rung der Arbeitnehmer zu dem Zwecke der Kranfenverfiherung beruhende Ein- 
richtung der Nrheiteraustäiffe (Arbeitervertretung) andererjeit3 überall geeignete 
Unterlagen für die zu errichtenden Schiedögerichte. Das Schiedögericht joll feiner 
Zweckbeſtimmung und Natur nad) aus einer gleichen Anzahl (je zwei) von Arbeit- 
gebern und Arbeitern beitehen; die erjteren werden von der Genoſſenſchaft ge= 
wählt und jollen, um jede aus der Betheiligung an den Borverhandlungen mög- 
licher Weije fich ergebende Boreingenommenheit oder Einwirkung fernzuhalten, 
den mit der eriten Feſtſtellung der Entichädigungsaniprüche befaßten Genofjenichafts- 
organen nicht angehören dürfen. Die Wahl der Arbeiter geſchieht durch den nad) 
$ 41 gebildeten Arbeiterausſchuß. (Arbeitervertretung.) 

ur weiteren Verſtärkung der Bürgichaft für die Unparteilichkeit und Selbit- 
ftändigfeit des Schiedsgerichtes iſt im 8 47 endlich die Leitung defjelben einem von 
der Centralbehörde de3 Landes, in welchem der Sit des Schiedögerichted belegen 
tft, aus der Zahl der öffentliden Beamten zu ernennenden Borfigenden übertragen 
worden. 


. 
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Der Bunbesrath kann anorbuen, daß ftatt eines Schiedsgerichtes deren 
mehrere nad) Bezirken gebildet werben. 


Die Beſtimmung des Sitzes des Schiedsgerichtes wird der Landes⸗Central⸗ 
behörde eventuell dem Neichd-Berfiherungsamt zu übertragen fein, weil der Si 
des Gerichtes an einen Ort zu legen iſt, an welchem ein zur Webernahme des 
Borfites geeigneter Staats- oder Kommunalbeamter vorhanden tit. 

Das paſſive Wahlrecht [Mr die Beiliger zum Schiedsgericht ergiebt ſich für 
den einen Theil aus $ 47 Ab}. 3 in Verbindung mit $ 34 Abi. 2, für den ans 
deren Theil aus $ 47 Abi. 4 in Verbindung mit $ 42 Abſ. 2. Kommt bei einem 
Beiſitzer eine der Vorausſetzungen jeiner Wählbarkeit in Wegfall, übernimmt z. B. 
ein von der Genofjenichaft gewählter Beiliter eins der im 8 47T Abſ. 3 erwähnten 
Genofjenihaftsämter, oder hört ein bon dem Arbeiterausſchuſſe gewählter Beiſitzer 
auf, zu der Zahl der Verſicherten und damit zur Zahl der Arbeiterausihuß- Mit. 
glieder zu gehören, fo erliſcht das Mandat, und die Stellvertreter rüden in dev 
Reihenfolge ihrer Wahl in die Stelle der Wusfcheidenden ein. 

In weldher Weile die Genoflenichaft, oder fofern die Genpffenihaft in Sek⸗ 
tionen getheilt ift, die Sektion die Wahl der Beifiger vollziehen ſoll, wird durch 
das Statut zu regeln fein. 

Die Wahl der von den Arbeiterausfchüfien zu wählenden Beiſitzer und Stell 
vertreter muB durch das nad) 8 43 zu erlallende Regulativ geregelt werden. 

Km Wege der Ausführungsbeitimmungen wird dafür zu Torgen fein, daß 
Namen und Wohnort der gewählten Beiliter und Stellvertreter zur Kenntniß der 
Gentralbehörde, welche den Borfigenden ernennt, gelangen, damit diefe die im 
$ 48 vorgejehene Belanntmachung zu erlaffen und den Vorfigenden mit den nöthigen 
Mittheilungen zu verjegen in der Vage üt. 

Der $ 49 regelt die Aiihten der Dh und gewährt der Behörde, welche 
das im $ 43 vorgejehene NRegulativ zu erlaljen bat, die nothwendige Befugniß, 
die Uebernahme dieſes Ehrenamtes gegen die dazu Verpflichteten zu erzwingen. 
Daß die zur Erreichung diejes Zwedes zu verhängenden Geldftrafen in die Ge⸗ 
noſſenſchaftskaſſe fließen, rechtfertigt ſich dadurch, daß die Genoſſenſchaft die ganzen 
Koiten des Schiedsgerichts — mit einziger Ausnahme der etwaigen Remunerirung 
des Vorſitzenden — trägt. 

Für den Fall, dab die Wahlen zum Schtedögericht nicht zu Stande kommen, 
oder daß die Gewählten der ihnen angedrohten Erefutivitrafen ungeachtet die Theil- 
nahme an der Thätigleit des Schiedägerichte verweigern, ift im Anterejle der 
Entihädigungsberechtigten Vorlehrung zu treffen, daß gleichwohl die ſchiedsrichter⸗ 
liche Entiheidung ermöglicht wird. Der legte Abſatz des $ 49 betraut deßhalb die 
untere Bermwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Sitz des Schiedägerichtes belegen 
ift, mit der Ernennung der Beiliker. 

Die im $ 50 enthaltene Vorſchrift, daß das Schiedsgericht befugt ſein foll, 
denjenigen Theil des Betriebes, in welchem der Unfall vorgelommen ift, in Augen⸗ 
fchein zu nehmen, jowie Zeugen und Sacverftändige zu vernehmen, erjcheint 
namentlich für diejenigen Fälle unentbehrlid, in denen über die Trage geitritten 
wird, ob eine Verlegung die Folge eines bei dem Betriebe vorgefommenen Unfalls 
ift, oder nidt. 

Die dem Schiedsgericht ferner eingeräumte Befugniß, die Zeugen und Sad) 
verftändigen eidlich zu vernehmen, rechtfertigt jich durch die Bedeutung der zu 
jeiner Entſcheidung gelangenden Streitfälle. 

Durd die Himjichtlich der —— ktänigteit getrpffene Beitimmung joll vex- 
hütet werden, daß eine jchiedärichterlihe Enticheivung anders als unter gleich- 
mäßiger Theilnahme der den Vrbeitgebern und Arbeitern entnommenen Beiſitzer 
ergehen Tann. Im Uebrigen find die Einzelbeitimmungen über das Verfahren vor 
bem Schiedsgerihte, da diejelben Yediglih Ausführungsbeitimmungen find, her 
Regelung durch Katjerliche Verordnung unter Zuftimmung des Bundesrathes vor⸗ 
behalten worden. 

Am Schluffe des 8 50 wird die Möglichkeit ausgaichlpfien, dem Varſitzenden 
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Der Sitz des Schiedsgerichtes wird von der Centralbehörde des Bundes⸗ 
ſtaates, zu welchem ver Bezirk defjelben gehört, oder, fofern der Bezirk über 
die Grenzen eined Bundesſtaates hinausgeht, im Einvernehmen mit ven be= 
theiligten Centralbehörben von dem Reichs-Verſicherungsamt beftimmt 1). 


8 47. 


Jedes Schiedsgericht befteht aus einem ftändigen Vorfigenden und aus 
vier Beifigenben. 

Der Borfigende wird aus der Zahl der öffentlihen Beamten, mit Aus- 
ſchluß der Beamten derjenigen Betriebe, welche unter dieſes Geſetz fallen, 
von der Gentralbehörde des Landes, in weldem ber Sit des Schiedsge— 
richtes belegen ift, ernannt. Für den Vorſitzenden ift in gleicher Weife ein 
Stellvertreter zu ernennen, welcher ihn in Behinderungsfällen vertritt. 

Zwei Beifiger werden von der Genoffenfhaft over, fofern die Ge- 
noſſenſchaft in Sektionen getheilt ift, von ben betheiligten Sektionen ge- 
wählt. Wählbar find die flimmberechtigten Genofjenfhaftsmitgliever ſowie 
die von denſelben bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, fofern fie weder 
dem Vorſtande der Genofjenfhaft, noch dem PVorftande der Sektion, noch 
den Bertrauensmännern angehören und nicht durch richterliche Anorbnung 
in der Verfügung über ihr Vermögen bejchränft find. 

Die beiden anderen Beifiger werden nad näherer Beſtimmung des 
Regulativg (8 43) von den im $ 41 bezeichneten Vertretern der Arbeiter 
aus der Zahl ver in den Betrieben der Genofjenshaft beihäftigten, dem 
Arbeiterftande angehörigen verficherten Perjonen, weldhe ven in $ 42 ge- 
nannten Kaflen angehören, gewählt. 

Tür jeden Beifiger find ein erfter und ein zweiter Stellvertreter zu 
wählen, welche ihn in Behinverungsfällen zu vertreten haben. 

Die Beifiger und Stellvertreter werben auf vier Jahre gewählt. Alle 
zwei Jahre jcheivet die Hälfte der Beifiger und ihrer Stellvertreter aus. 
Die erftmalig Ausfcheivenden werden durch das Loos gewählt, demnächſt ent- 
ſcheidet das Dienftalter. Scheivet ein Beifiger während der Wahlperiode 
aus, jo treten für den Reſt verjelben die Stellvertreter in ber Reihenfolge 


ihrer Wahl für ihn ein. Ausſcheidende Beiflger und Stellvertreter find 
wieder wählbar 2). | 





des Schiedsgerichte8 und deilen Stellvertreter irgend welche Bergütigung aus Ge- 
nofjenihaftsmitteln zu gewähren. Dies erichien nothmwendig, um ihre Unabhängig- 
feit zu wahren. Um die Möglichkeit zu gewähren, gegen die Entfcheidung des 
Schiedsgerichtes in den wichtigeren Yällen noch eine höhere Inſtanz anzurufen, 
ift im $ 63 die Berufung an das Neichd-Verjiherungsamt zugelafjen worden, 
deſſen Zuſammenſetzung (8 87 und 90) für eine unparteiifche Entjcheidung die 
erforderliche Gewähr bietet. 
(Motive zur Negierungsvporlage 88 46—50. ©. 66.) 


ı) Durch die Streichung des $ 41 der Regierungsporlage war zu $ 46 eine 
Lücke entitanden, welche von der Kommiſſion durch das hinzugefügte zweite Alinen 
ausgefüllt wurde. Vergl. die Motive zu SS 41 ff. 

2) Wegen der materiellen Abänderung im pritten Abja wird auf das zu 
$$ 14 und 24 Bemerkte verwiejen. 
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Ergänzungen: 
Ausdehnungs-Geleh vom 28. Mai 1885. 
$ 6. Für den Gefchäftsbereich jeder Ausführungsbehörve ift min- 
beftend ein Schiepsgeriht ($ 46 a. a. D.) zu errichten. Die im $ 47 


a. a. O. bezeichneten Beifiger werben von der Ausführungsbehörde 
ernannt. 


Yusfübrungsverordönungen: 


Auf Grund des Gefeges betr. die Fürjorge für Beamte und Per- 
fonen des Soldatenſtandes in Folge von Betriebsunfällen vom 15. März 
d. J. (R.G. Bl. S. 53) hat der Herr Reichskanzler unter Aufhebung 
ver Beftimmungen vom 25. Juli 1885 (Centralbl. S. 389) zur Aus- 
führung der 88 2 bis 10 des Gefeges über die Ausdehnung der Uns 
fall- 2c. Berfiherung vom 28. Mat 1885 (R. G. Bl. S.159) am 21. März 
1886 (Gentralbl. S. 66) anderweit angeorbnet, | 

daß die Gefchäfte ver Ausführungsbehörven für den gejammten Be- 
trieb der Reichspoſt- und ZTelegraphenverwaltung von ver bei dem 
Reichs-Poftamt beſtehenden Poſt-Verſicherungs-Kommiſſion in Berlin 
wahrgenommen werben follen. 

Hiernad find feit vem 1. April d. 3. die Gefchäfte ver Ausführungs- 
behörden für diefe Betriebe des Reichs von den Raijerlichen Ober⸗Poſt⸗ 
direftionen auf die Katferlihe Poſt⸗Verſicherungs⸗Kommiſſion in Berlin 
übergegangen, welche viefelben für das ganze Gebiet der Reichs-Poſt⸗ 
und Telegraphen-VBerwaltung wahrnimmt. Nach 8 6 des Geſetzes vom 
28. Mai 1885 haben durch dieſe Anordnung die für die Bezirke ver 
einzelnen Ober» Poftdireftionen errichteten Schtedsgerichte zu beftehen auf- 
gehört, fo daß die Funktionen der Vorſitzenden und ftellvertretenden Vor⸗ 
fitenden, ſowie der Beiſitzer dieſer Schiedsgerichte und ihrer Stellver- 
treter in Wegfall gekommen find, ſoweit es fich nicht um die Abwicdelung 


Der NRegierungd-Entwurf hatte die Wahl von Beiligern zum Schiedägericht 
dem Arbeiteranatchufie übertragen. Nachdem diejer gefallen, ergab fich die Frage, 
wer an deren Stelle jene Funktion ausüben ſolle. Die eingejegte Sublommilfion 
ſchlug Hierzu die Voritände der im 8 42 bezeichneten Kaſſen vor, unter Ausſchluß 
der Arbeitgeber; wählbar follten, wie demnächſt auf Antrag eines Mitglieds be- 
Ihloffen wurde, alle Kafjenmitglieder fein, welche in den zur Berufsgenoflenichaft 
vereinigten Betrieben beichäftigt find. Die Kommiſſion hat dagegen, obichon fie 
dies Syſtem für die Wahl der Bevollmädjtigten des 8 45 adoptirt hat, die Wahl 
der Beiliger zum Schiedögericht den im 8 A1 gemählten Vertretern der Arbeiter 
übertragen. Da es jich hier nur um eine beitimmte, einzelne, alle zwei Sahre 
wiederfehrende Vornahme handelt, Tann der Vorwurf nicht erhoben werden, daß 
damit der Arbeiterausſchuß in veränderter Form wieder hergeftellt jei. 
(Motive zum Kommiſſionsbeſchluß ©. 43.) 


170 V. Abſchnitt. Schiedagerichte. 


ſolcher Geſchäfte Handelt, welche aus Anlaß jener Funktionen nach cung 


zu erledigen feim möchten. 
(Cirk.⸗Erlaß d. Breuß. Miniſt. f. H. und G. v. 13. April 1886. Nro. 4750.) 


Erläuterungen: 


Der Vorſitzende einer Ortskrankenkaſſe fragt an, ob es ihm alg 
foldem geftattet ſei, die Funktionen eines Beiſitzers bei den Schieds⸗ 
gerichten zu übernehmen und ob er andererſeits Wahlen zu Beruföge- 
nofjenfchaftsämtern wegen feiner Funktionen bei der Ortskrankenkaſſe 
ablehnen könne. 

Das Unfaliverficherungsgejeg beftimmt im $ 47, daß als Beifiter 
zum Schiensgericht die ftimmberechtigten Genoſſenſchaftsmitglieder, jowie 
die. von denfelben zu bevollmächtigenven Leiter ihrer Betriebe, ſofern 
fie weder dem Vorſtande der Genoffenfchaft, noch dem dex Sektion, noch 
ben Bertrauengmännern angehören und nicht Durch richterliche Anorbnung 
in der Verfügung über ihr Vermögen befchränft find, gewählt werben 
fönnen. Auf der anderen Seite werden die Beiſitzer zum Schiedsge— 
richte von den Bertretern der Arbeiter aus der Zahl der in den Be⸗ 
trieben ver Berufsgenofjenichaft beichäftigten, dem Arbeiterftande ange⸗ 
hörenden verficherten Perſonen gewählt. Die Mitglieder ver Kranfen- 
kaſſen-Vorſtände find auch von dieſer Wahl nicht ausgejchloffen. Die 
Vorſtände ver Krankenkaſſen haben fich als foldhe nach ven Beitimmungen 
der 88 42. 45 des Unfallverfiherungsgefeges überhaupt nur bei ver 
Wahl der „Vertreter der Arbeiter” zu betheiligen, wobei die den Vor⸗ 
ftänden angehörenden Vertreter der Arbeitgeber weder aktiv noch paſſiv 
wahlberechtigt find. 

Für die Ablehnung der Wahl ift ausichließlih $ 24 Abf. 2 des 
Geſetzes maßgebenp. 

(Beſchd. d. R.B.U. v. 10. Juli 1885. Nro. 41. A. N. I. ©. 202.)*) 


8 48. 


Der Name und Wohnort ded Borfigenden, fowie der Mitgliever des 
Schiedsgerichte und ber Stellvertreter derſelben ift von der Landes⸗Central⸗ 
behörde ($ 47 Abi. 2) in dem zu deren amtlichen Belanntmahungen be= 
ſtimmten Blatte zu veröffentlichen 2). 


1) Bergl. auch die Erläuterung 1 zu $ 24 des Geſetzes. 

2) Die Site der Schiedägerichte und Name und Wohnort der Vorſitzen⸗ 
den find veröffentlicht durch Bekanntmachung des Reichs-Verficherungsamtes vom 
26. Oktober 1885 (A. N. J. ©.292) und vom 10. September 1886 (A. N. UI. 6.147), 
Siehe diefelben im Anhang; die der Knappichafts-Berufsgenofjenichaft in Preußen 
fiehe Bektmchg. d. Min. d. öffentl. Arbeiten vom 30. April 1886 (Neich3-Anz. Nro.105). 
Degen bes Sites des Schiedägerichtes für die Poſt- und Telegraphenverwaltung 
fiehe Bekanntmachung des Reichskanzleramtes vom 21. März 1886 (Gentralhl. 1886. 
©. 66) und Belanntmadhung der R.V.A. dv. 3. April 1886. (U. N. II. ©. 49.) 
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Erläuterungen: 


Auf die Anfrage eines Genoſſenſchaftsvorſtandes ob auf Grund 
vorliegender ſtatutariſcher Beſtimmungen neben den anderweiten bezüg⸗ 
lichen Bekanntmachungen auch von den Sektionsvorſtänden die Ergeb- 
niſſe der Wahlen von Schiedsgerichtsbeiſitzern zu veröffentlichen ſeien, 
gereicht zum Beſcheid, daß im Hinblick auf die Feſtſetzungen in 88 32 
und 33 des Statuts der Berufdgenofjenihaft von ver öffentlichen Be⸗ 
kanntmachung der Namen der von ver Sektion für das Schiedsgericht 
erwählten Beifiker 2c. durch die Sektionsvorſtände nicht abgefehen wer⸗ 
ven fönne. Die anderweit erfolgenven Belanntmachungen über viefe 
Wahlen find fchon um deswillen nicht geeignet, bie gevachten Veröffent- 
lichungen zu erfegen, weil die Seltionsvorftände für ihre Belannt- 
machungen laut 8 24 Ziffer 8 des Statuts befondere Publikationsorgane 
haben, weldhe von denjenigen ver Lanvescentralbehörden und des Ges 


nofjenfhaftäborftanbes verſchieden fein können. 
(Beſchd. d. R.V. A. v. 20. Oftober 1885. Nro. 74. U. N. J. ©. 352.) 


8 49. 


Der Borfigende und deſſen Stellvertreter, die Beifiger und deren Stell 
vertreter, find mit Beziehung auf ihr Amt zu beeibigen. 

Auf das Amt der Beifiter des Schiedsgerichtes finden die Beftim- 
mungen der SS 24 Abi. 2 und 25 Anwendung. Die von den Verficherten 
gewählten Beifiter erhalten nah ben durch das Gewoſſenſchaftsſtatut zu 
beftimmenden Säten Erfag für den ihnen in Folge ihrer Theilnahme an 
ven Berhanplungen entgangenen Arbeitöverbienft. Die Feſtſetzung des Er⸗ 
jages fowie der baaren Auslagen erfolgt durch den Vorfigenden. 

Die Behörde, welde das im 8 43 vorgejehene Negulativ !) erlaffen 
bat, ift berechtigt, Die Hebernahme und die Wahrnehmung der Obliegen- 
heiten des Amtes eines Beiſitzers oder Stellvertreters durch Gelpftrafen bis 
zu 500 Mark gegen die ohne gejeglihen Grund ſich Weigernden zu er= 
zwingen. Die Gelpftrafen fließen zur Genoſſenſchaftskaſſe. 

Verweigern bie Gewählten gleihwohl ihre Dienftleiftung, oder kommt eine 
Wahl nicht zu Stande, fo hat, folange und foweit dies der Yall ift, die untere 
Verwaltungsbehörve, in deren Bezirk ver Sie des Schiedsgerichtes belegen ift, 
die Beifiger aus der Zahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ernennen. 


Yusführungsporfehriften: 

1, Rundfchreiben des Reichs-Berfiherungsamtes an die mit der Feitung der 
Wahl der Arbeiteruertreter und Schiedsgerichtsbeiſitzer beauftragten Schieds⸗ 
gerichtsuorfibenden vom 27. Hovember 1885 2). 

In Folge von Anfragen, welche binfiehtlich des bei der Wahl von 
Arbeitervertretern und Schievsgerichtöbeifikern zu beobachtenden Der: 


1) Das Negulativ vd. 26. September 1885 jtehe unter den Ausführungsvor- 
qriften nm 8 
I 360. 
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fahrens an das Reichs-Verſicherungsamt gerichtet worden ſind, ſieht ſich 
das letztere veranlaßt, den ſeinerſeits mit dieſer Leitung beauftragten 
Schiedsgerichtsvorſitzenden das Folgende ergebenſt mitzutheilen: 

1. Wenn ſich in den Seitens der unteren Verwaltungsbehörden 
aufgeftellten Nachwetfungen der wahlberechtigten Kaſſen Irrthümer be- 
finden, indem 3. DB. einzelne Betriebe anderen Berufsgenofjenfchaften 
zugerechnet werben, als fte wirklich angehören, jo ift bei ver Feftftellung 
bes Warhlergebniffes nicht von ven erwiefenermaßen unrichtigen Angaben 
der Nachweifung auszugehen, ſondern es tft pie ermittelte Berichtigung, 
infoweit die Sache zweifellos aufgeklärt ift, jener Yeftftellung zu Grunde 
zu legen. Diesſeits haben ſolche Berichtigungen augenſcheinlich un 
richtiger Angaben fchon vielfach vorgenommen werben müfjen, wobei 
indefien jtet8 zuvor bviejenige untere Verwaltungsbehörde, welche bie 
Nachweiſung aufgeftellt hat, gehört worden ift. 

Sollten derartige Berichtigungen nothwendig werben, fo find die— 
jelben in dem über die Wahl aufzunehmenden Protokolle hervorzuheben 
und zu begründen. 

2. Ueber die Wählbarfeit ver gewählten Berjonen ($ 42 des Unfall- 
verſicherungsgeſetzes, 8 4 des Regulativs 9) Erkundigungen einzuziehen 
find die Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamtes zwar nicht ver⸗ 
pflichtet. Falls jedoch aus irgend weldhem Umftande zweifellos heroor- 
geht, daß eine der gewählten Berfonen nicht wählbar ift, etwa weil fie 
nicht großjährig oder nicht männlichen Gefchlechts ift, oder weil fie einer 
der im $ 42 cit. bezeichneten mwahlberechtigten Kafjen nicht angehört, 
jo find vie auf eine ſolche Perſon gefallenen Stimmen, vorbehaltlich 
ver diesfeitigen enpgültigen Entſcheidung ($ 89 des Geſetzes), als uns 
gültig zu behanveln. 

Der für die Ungültigfeit angenommene Grund muß im Protofoll 
erfichtlich werden. (8 7 des Negulativs.) 

3. Falls ein Stimmzettel verloren geht oder verborben wird, fteht e8 dem 
Vorſtande der wahlberechtigten Kaffe frei, die Ausfertigung eines neuen 
Stimmzettels bei vem Reichsverſicherungsamt zu beantragen, damit ver Vor⸗ 
ftand feines Wahlrechtes nicht verluftig gebt. (Vergl. 86 des Regulativs.) 

4. Stimmzettel, welche erft nach Ablauf ver im $ 5 Abf. 5 des 
Regulativs feitgejegten Frift von zwei Wochen an den Beauftragten 
des Neich8-Berficherungsamtes eingefandt werben, find nur infoweit zu 


ı) Regulativ vom 26. September 1885 ; ſiehe daffelbe unter den Ausführungs- 
vorſchriften zu 8 44. 
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berüdfichtigen, als fie noch vor der Zufammenftellung des Wahlergeb- 
niffes ($ 7 des NRegulativs) eingeben. 

9. Es ift zulälfig, das Wahlergebniß durch das Protokoll in ver 
Art erfichtlich zu machen, daß eine Lifte der jämmtlichen für die Wahl 
in Betracht kommenden Kaſſen mit ihrer Stimmenzahl und den Namen 
der Gewählten aufgeftellt und dem Protokoll al8 Anlage beigefügt wird. 
Eine Nachweifung ver ſämmtlichen wahlberechtigten Kaffen wird ven 
Beauftragten des Reichs⸗Verſicherungsamtes bet Zufertigung des Liften- 
materiale8 diesſeits mitgetheilt werben. 


6. Gemäß 8 8 Abi. 3 des Negulativs ift für jeven einzelnen 
Wahlbezirk ftets zuerft zu ermitteln, welche Perſon oder welche Perfonen 
als Arbeitervertreter, und ſodann, welche Perfonen al® deren Erſatz⸗ 
männer gewählt worben find. 

Falls in dem Wahlbezirfe nur ein Arbeitervertreter zu wählen 
it, dürfen ebenſo wie wenn deren mehrere zu wählen find, gemäß $ 8 
Abi. A und 5 des Negulativs bei ver Ermittelung des Ergebnijfes der 
Wahl des Arbeitervertreters nur diejenigen Stimmen berüdfichtigt werden, 
welche auf die als Arbeitervertreter von den einzelnen Kaſſen in Vor⸗ 
ſchlag gebrachten Perſonen entfallen, und bei ver Wahl ver Erfak- 
männer des Arbeitervertreterd nur diejenigen Stimmen, welche auf 
Perfonen entfallen, die auf den Stimmzetteln als Erſatzmann in Vor⸗ 
ihlag gebracht worven find. Es dürfen mithin die auf eine und bie- 
jelbe Perſon als Arbeitervertreter und als Erſatzmann gefallenen 
Stimmen nicht zufammengerechnet werden. Nur fo kann der Willens- 
meinung der Kafjenvorftände, welche nach gefeglicher Vorſchrift Arbeiter: 
vertreter und Erfagmänner zu wählen haben, Geltung verfchafft werben. 

T. Einer Anfrage der Beauftragten des NReich8-Verfiherungsamtes 
an die als Arbeitervertreter 2c. gewählten Berjonen, ob fie vie Wahl 
annehmen oder ablehnen, bevarf es nicht, vielmehr genügt die im $ 9 
des Regulativs vorgejchriebene jchriftliche Miittheilung über die erfolgte 
Wahl. (Vergleiche übrigens $ 11 Abſ. 3 des Regulativs.) 

8. Hinfichtlich der im $ 11 Abf. 1 des Negulativs vorgefchriebenen 
Einladung der Arbeitervertreter zur Theilnahme an ver Wahl ver 
Schiepsgerichtsbeifiger bleibt e8 dem Ermeſſen des Beauftragten über- 
laffen, diefe Einladung durch beſondere Schreiben oder, wo die Ver⸗ 
hältnifje e8 geftatten, durch Umlauf einer Lifte zu bewirken. Eines 
eingejchriebenen Briefes (vergl. $ 21 des Negulativs) bevarf es hier- 
bet ebenfowenig, wie bei ver nah $ I a. a. D. zu machenden Mittheilung. 
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9. Die Zulaſſung der gewählten Arbeitervertreter zur Theilnahme 
an der Wahl zum Schiedsgerichte iſt nicht unbedingt von ver Legitimi⸗ 
zung buch das Schreiben, mittelft veifen fie von ihrer Wahl als 
Arbeitervertxeter benachrichtigt worden ſind, abhängig zu machen. ($ 11 
Abi. 1 des Regulativs.) Findet ein Arbeitervertreter ſich ohne dieſes 
Schreiben ein, jo At er nichtsdeſtoweniger zur Wahl zuzulaffen, ſofern 
er fich anderweitig zu legitimiren vermag. 

10. Da die Arbeitervertreter die jofortige Auszahlung ver ihnen nach 
8 44 Abf. 4 des Unfallverficherungsgefehes zuſtehenden Entſchädigung 
mit Recht wünfchen werden, fo wird den Beauftragten des Neiche- 
Berfiherungsamtes anheimgeſtellt, vie Vorſtände der betheiligten Berufs⸗ 
genofjenfhaften (va die fraglichen Koften ver Gefammtgenofjenfchaft, 
nicht der einzelnen Sektion, geſetzlich zur Laft fallen) um Ueberweiſung 
entfprechenvder Vorſchüſſe zu erfuchen. (Bergleihe 8 22 Abſatz 2 des 
Regulativs.) 

Das Reichs-Verſicherungsamt iſt mit den Vorſtänden dieſerhalb 
bereits in Verbindung getreten. 

Für die Aufſtellung der Koſtenliquidationen ſtellt das Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt anheim, das anliegende Schema!) zu benutzen. 

11. Hinſichtlich der Auslagen für Schreibmaterialien und Kopiak- 
gebühren wird endlich bemerkt, daß diefe Außlagen, foweit fie den dies⸗ 
teitigen Beauftragten bei Leitung der Wahl wer Vertreter der Arbeiter 
eswachien, bei dem Neiche » Verficherungsamt zu liquidiren, foweit die⸗ 
felben aber hei der Wahl ver Beifiger zum Schtepsgericht entstehen, 
von ber betheiligten Berufsgenoſſenſchaft zu erftatten find. 


2. Rundſchreiben des Reics-Berfiherungsamtes vom 16. Buli 1886. 
(4. #4. 2. 3. 127.) 


Die Wählbarkeit der Veifiger zum Schtensgericht, ſowohl aus Ten 
Genofjfentehaftsmitglievern als auch der von den Arbeitervertretern zu 
wählenven, ſowie ver erften und zweiten Stefivertreter der Beifiker tft 
durch beſtimmte, im Unfallverficherungsgefeg ($ 47 Ab. 3 bis 6) be- 
ziehungsweiſe im viesfeitigen Wahl-Regulativ vom 26. September 1885 
8 12.4. R. 1885 S. 244) vorgefehene Boramsfegungen bevingt. Dem 
entiprechend zieht ver fpätere Wegfall dieſer Vorausfegungen die Un⸗ 
fähigkeit De8 ‚Betveffenden zur Yortführung des Amtes ats Schieds⸗ 


1) Siehe dafjelbe in der Beilage V. 
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geriechtsbeiſitzer von feldft nach ſich. Dieſer Fall tritt für die aus den 
Genofjenichaftsmitgliedern gewählten Beifiger und Stellvertreter insbe⸗ 
iondere beim Eintritt in den Genoſſenſchafts⸗ oder Sektionsvorſtand, 
bei enogültiger Einſtellung des Betriebes, bei Konkurseröffnung ꝛc.; 
für die von den Arbeitervertvetern gewählten Beifiker und Stellvertreter 
beim Uebergang zu einer Beihäftigung in einem nicht zur Genoſſen⸗ 
ſchaft (Genoffenfchaftsfeltion) gehörenden Betriebe oder bei einer un⸗ 
weiteihuft die Zugehörigkeit zum „Arbeitefftanve” wifhebenten Ver⸗ 
aͤnderung ver Beſchäftigung u. ſ. w. 

Die Schiedsgerichtsvorſitzenden werben deßhalb und im Hinblick 
auf 8 50 Abſ. 2 a. a. O. die Perſonalien der Beiſitzer und ihrer 
Dtelloertreter im Auge zu behalten und bei gegebener Beranlaffung vie 
Fruge der Beſfähigung derſelben auch von Amtswegen zu präfen und 
behufs eventueller Feſtſtellung — vorbehaltlich der Zuſtändigkeit in 
Streitfällen ($ 89 UBS.) — dvas Weitere zu veranlaſſen haben. 

Um die Ausübung dieſer wichtigen Obliegenheiten zu erleichtern, 
werden die Vorftände und Vertrauensmänner der Vorſitzenden regel» 
mäßig über alle Thatfachen, welche vie Befähigung ver Beifiger und 
deren Stellvertreter zu ihrem Amte betreffen, Mittheilung zu machen 
und biefe Mitfbeilungen auf alle Fälfe zu erftreden haben, welche Hin- 
ſichtlich der Fortdauer dieſer Befähigung zu trgend welchen Zweifeln 
Veranlaſſung geben. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt ſtellt ven Vorſtänden anheim, behuſs 
Herbeiführung eines diesbezüglichen gleichmäßigen Verfahrens innerhatb 
der einzelnen Genoſſenſchaften die Sektionsvorſtände bezw. Vertrauens⸗ 
männer mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 


2. Kapitel. 
Berfahren vor dem Schiedsgericht. 
- 8 50. 


Der Borfigende beruft das Schiedsgericht umd leitet die Verhandlungen 
deſſelben. Das Schiedsgericht ift befugt, denjenigen Theil des Betriebes, 
in welchem der Unfall vorgelommen ift, in Augenfchein zu nehmen, fowie 
Zeugen und Sachverſtändige — auch eidlich — zu vernehmen. 

Das Schiedsgericht ift nur beihlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
eine gleiche Anzahl von Mrbeitgebern und Arbeitnehmern und zwar mine 
beftens je einer als Beifiger mitwirken. 

Die Entſcheidung des Schiebsgerichtes erfolgt nach Stimmenmehrheit. 
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Im Uebrigen wird das Verfahren vor dem Schiedsgericht durch Kaiſer⸗ 
liche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths geregelt. 

Die Koſten des Schiedsgerichts, ſowie die Koſten des Verfahrens vor 
demſelben trägt die Genofjenfhaft. 

Dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts und deſſen Stellvertreter darf 
eine Vergütung von der Genofjenfhaft nicht gewährt werben. 


Husführungsporfchriften: 
Berordnung betreffend das Berfahren vor den auf Grund des Hnfall- 
Berfiherungsgefehes errichteten Schiedsgerichten vom 2. Hovember 1885.1) 
Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, König von 
Breußen ıc. 
verorbnen auf Grund des $ 50 Ab. 4 des Unfallverfiherungsgefeges 
vom 6. Juni 1884 (R.G.H. S. 69) im Namen des Reiches nach 
erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 


I. Allgemeine Beftinmungen. 

Deeidigung der Mitglieder des Schiedsgericht. 

8 1. Der Borfigende des Schiepsgerichts und deſſen Stellver- 
treter werden von einem Beauftragten der Landes⸗Centralbehörde ($ 47 
Abf. 2 des Geſetzes), die Beifiger und deren Stellvertreter dagegen 
von dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts für die Erfüllung der Ob- 
Itegenheiten ihres Amtes beeibigt. 

Die Beeidigung der Beifiger und deren Stellvertreter erfolgt bei 
ihrer erjten Dienftleiftung in öffentlicher Sitzung; fie gilt für die Dauer 
der Wahlperiode. 

Im Uebrigen finden auf die Beeidigung die Vorjchriften des $ 51 
des Gerichtsverfaffungsgefees entſprechende Anwendung. 


Defugniffe des Vorſitzenden. 

8 2. Die Leitung und Beauffichtigung des Gefhäftsganges bei 
dem Schiepsgericht liegt dem Vorſitzenden ob. Er eröffnet die ein- 
gehenden Sendungen, vertbeilt die Gejchäfte, zeichnet die Verfügungen, 
vollzieht die Reinſchriften und trifft in Bezug auf bie Führung der 
Gefhäftsfontrolen die erforderlichen Anordnungen. 

Ablehnung der Mitgliever des Schiedsgerichts. 


8 3. Die Beftimmungen in ven 88 41 ff. ver Civilprozeßordnung 
über die Ablehnung der Richter finden auf die Mitglieder der Schieds⸗ 


1) R.G.BL. 1886. ©. 27. — UN IL ©. 347. 
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gerichte entfprechenbe Anwendung. Jedoch befchließt über ein Ablehnungs⸗ 
geſuch in Betreff des Vorfikenven das Schiedsgericht, im Betreff der 
Beifiger der Vorfigende. 

Bei dem Beſchluß über ein Ablehnungsgeſuch in Betreff des Vor⸗ 
figenden hat diefer nicht mitzuwirken, An feiner Stelle führt dabei 
der dem Dienftalter oder bei gleichem Dienftalter dem Lebensalter nach 
ältefte Beifiger den Vorfig. Ergiebt fich bei der Abftimmung über das 
Geſuch Stimmengleichheit, fo gilt daſſelbe für abgelehnt. 

Der Beihluß kann, wenn das Ablehnungsgefuh für unbegründet 
erklärt wird, nicht für fih allein, fondern nur mit der Entſcheidung 
in der Hauptfache angefochten werben. 


II. Vorſchriften über das Verfahren. 
Erhebung der Berufung. 


8 4. Die Berufung auf fhledsrichterliche Entſcheidung muß nad 
Maßgabe des $ 62 Abi. 3 des Unfallverficherungsgefeges ſchriftlich er⸗ 
hoben werben. 

In dem Schriftfage ift der Gegenftanb des Anfpruches zu bes 
zeichnen, vesgleichen find die für die Enticheivung maßgebenden That- 
ſachen unter Angabe ver Beweismittel für viefelben anführen. 

Für ven Gegner ift eine Abſchrift des Schriftfages beizufügen. 


Zuftändigfeit ver Schiedsgerichte. 

85. St vie Berufung irrthümlich bei einer nicht zuftändigen 
Stelle eingelegt, jo ift ver Schriftfag unter Benachrichtigung des Be⸗ 
zufenden unverzüglich an den Vorſitzenden des zuftändigen Schieds⸗ 
gerichtes abzugeben. 

Entſteht unter mehreren Schiepsgerichten Streit über ihre Zuftändig- 
keit, fo enticheivet hierüber das Reichs⸗ ober Landes⸗Verſicherungsamt. 


Abweifung durch Beſcheid. 

8 6. Iſt die Berufung nicht in der geſetzlichen Friſt eingelegt, 
oder tft das Schiensgericht gefeglich über die Berufung nicht zuftändig, 
weil feiner der im $ 62 Abf. 2 des Unfallverficherungsgejetes be« 
zeichneten Fälle vorliegt, jo kann ver Vorſitzende die Berufung durch 
einen mit Gründen zu verſehenden Beſcheid zurückweiſen. 

In dem Beſcheide ift dem Berufenden zu eröffnen, daß er befugt 
get, innerhalb zwei Wochen vom Tage der Zuftellung ab bie Anbe- 


raumung der münplichen Verhandlung zu beantragen. 
Doehl, Die Unfall-Berfiderung zc. 12 
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Einſendung der Vorverhandlungen. 

8 7. Die Genoffenfhaftse- und Sektions⸗Vorſtände, die Aus— 
ſchüſſe und Vertrauensmänner ($ 57 des Geſetzes) haben dem Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichtes auf deſſen Erfordern die auf den ſtreitigen 
Fall bezüglichen Vorverhandlungen einzuſenden. 


Beantwortung der Berufung. 


8 8. Sofern ver Fall des 8 6 nicht vorliegt, hat ver Vorſitzende 
die Abfchrift ver Berufung dem Gegner mit der Aufforderung mitzu- 
theilen, binnen einer beftimmten, won einer Woche bis zu vier Wochen - 
zu bemefjenden Frift eine Gegenfchrift einzureichen. In der Aufforderung 
ift zugleich die Verwarnung auszusprechen, daß, wenn die Gegenfchrift 
Innerhalb der Frift nicht eingeht, die Entſcheidung nach Lage der Acten 
erfolgen werde. Die Frift kann auf Antrag aus wichtigen Gründen 
verlängert werben. 

Der Gegenfchrift ift eine Abſchrift beizufügen, welche dem Be— 
rufenden jeitend des Vorfigenden des Schiedsgerichtes zuzuftellen ift. 


Unterzeihnung der Schriftfäge Devollmädtigte. 

8 9. Berufungen und Gegenfchriften müffen von ven Betheiligten 
felbft oder von ihren gefeglichen Vertretern oder von ihren Bevoll⸗ 
mädhtigten unterzeichnet fein. Die Vollmacht muß fchriftlich ertheilt werven. 

Das Schiensgericht kann Vertreter, welche, ohne Rechtsanwälte zu 
fein, die Vertretung gefhäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. 


| Münplide Verhandlung. 

$ 10. Die Entiheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung vor dem Schiedsgericht. Der Termin bierzu wird von dem Vor- 
figenden anberaumt. 

Die DBetheiligten werben mittelft eingefehriebenen Driefes von dem 
Termine mit dem Bemerfen in Kenntniß gejegt, daß im Falle ihres 
Ausbleibens nach Rage der Acten werde entſchieden werben. 

Hält das Schiedsgericht das perjönliche Erfcheinen eines Betheiligten 
für angemefjen, fo hat daſſelbe die nach Lage des Falles an das Nicht- 
ericheinen ſich knüpfenden Nachtheile in ver Vorladung befonders zu 
bezeichnen. 


Drt ver Verhandlung. 


8 11. Die mündliche Verhandlung findet in der Negel am Site 
des Schiedsgerichtes ftatt. Der Vorſitzende ift jedoch befugt, das Schieds⸗ 
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gericht zu einer Sitzung an einen anderen Ort feines Bezirkes zu be 
rufen, wenn ein Fall vorliegt, welcher eine Beweisaufnahme an viefem 
Orte oder in veffen Nähe erforderlich macht. 


Deffentlihleit des Verfahrens. 

$ 12. Die mündliche Verhandlung erfolgt in Iffentlicher Sitzung. 
Die Deffentlichleit fan durch einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß 
ausgefchloffen werben, wenn das Schiedsgericht dies aus Gründen des 
Öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für angemefjen hält. 

Parteien, Zeugen, Sachverftändige over bei der Verhandlung nicht 
betheiligte Berfonen, welche ven zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlaffenen Befehlen des Vorfigenven nicht gehorchen, können auf Bes 
ſchluß des Schiensgerichte® aus dem Sitzungszimmer entfernt werben. 
Gegen die Barteien wird ſodann verfahren, wie wenn fie fich freiwillig 
entfernt bätten. 

$ 13. Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darftellung 
des Sachverhaltes durch den Vorfigenden oder durch einen von biefem 
ernannten Berichteritatter. Demnächſt find die erfchtenenen Betbetligten 
zu hören. 

Der Vorſitzende hat jedem Beifiger auf Verlangen zu geftatten, 
ragen zu ftellen. 

Sitzungsprotokoll. 


8 14. Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines 
vereideten Protofollführers. 

Von demſelben iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches die Namen 
bes Vorſitzenden und der mitwirkenden Beiſitzer, ſowie deren Eigenſchaft 
als Vorſitzender, Arbeitgeber oder Arbeitnehmer enthält und den Gang 
der Verhandlung im Allgemeinen angiebt. 

Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen, Vergleiche und ſolche Anträge 
und Erklärungen der Betheiligten, welche von den Schriftſätzen ab- 
weichen, Beichlüffe des Schiensgerichts ſowie die Formel der Entſchei⸗ 
dung find in das Protokoll aufzunehmen. 

Das Protokoll ift von dem Vorſitzenden und dem Brotofollführer, 
in Fällen der Entſcheidung außerdem von den Beifigern zu unter- 
zeichnen. 

Berathung und Beſchlußfaſſung. 


8 15. Die Berathung und Beſchlußfaſſung des Schiedsgerichtes 


erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung. 
12* 
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Wenn nur drei Beiſitzer erſchienen find, fo wirkt einer der Bei— 
ſitzer aus ver doppelt erſchienenen Kategorie nicht mit und zwar ſcheidet 
der dem Dienftalter over bei gleichem Dienftalter vem Lebensalter nad 
jüngere aus, ſofern verjelbe nicht zum Berichterftatter ernannt tft. 


Beweisaufnahme. 


8 16. Der Vorſitzende iſt befugt, zur mündlichen Verhandlung 
Zeugen und Sachverſtändige, welche von ven Parteien benannt worden 
find, vorzuladen. 

Die Beweiserhebung erfolgt in der Negel in der mündlichen Ver- 
handlung. Das Schiedsgericht ift jepoch befugt, ven Beweis durch ein 
Mitglied oder in Gemäßheit des 8 101 des Unfallverfiherungsgefehes 
dur eine dffentlihe Behörde erheben zu laffen. In dringenden Fällen 
fteht dieſelbe Befugniß auch dem Vorſitzenden zu. 

Die Beweisverhandlungen find unter Zuziehung eines vereidigten 
pder durch Handſchlag zu verpflichtenden Protokollführers aufzunehmen; 
die Parteien ſind zu denſelben zu laden. 

8 17. Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sach⸗ 
veritändiger vernehmen zu laffen, finden die VBorfchriften der Civtl- 
prozeßordnung entfprechende Anwendung. Gegen die von dem Schieds⸗ 
gericht über die Nechtmäßigfeit der Weigerung getroffene Entſcheidung 
findet binnen einer Frift von zwei Wochen nad Zuftellung derfelben 
Beſchwerde an das Reichs⸗ bezw. Landes» Verfiherungsamt ftatt; die⸗ 
ſelbe ift jchriftlich einzulegen. 

Die Verhängung von Zwangsmaßregeln jowie die Feitfegung von 
Strafen gegen Zeugen und Sachverſtändige, welche ausbleiben, erfolgt 
auf Erjuchen durch das Amtögericht, in deſſen Bezirke viefelben ihren 
Wohnfig haben over, in Ermamgelung eines folgen, ich auffalten. 
Auf Militärperſonen, welche dem aktiven Heer oder ver altiven Marine 
angehören, finden die Beitimmungen ver 88 345 Abf. 4 und 355 
Abi. 4 der Civilprozeßordnung Anwendung. 

Die Zeugen und Sachverftändigen erhalten Gebühren nah Maß- 
gabe der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878. (R.G.Bl. ©. 173.) 


Entſcheidung. 

8 18. Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen 
Anſprüche nach freiem Ermeſſen. Bilden ſich in Beziehung auf Summen, 
fiber welche zu entſcheiden tft, mehr als zwei Meinungen, deren keine 
die Mehrheit für fich hat, fo werben die für vie größte Summe ab- 
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gegebenen Stimmen den für die zunächft geringere abgegebenen fo lange 
hinzugerechnet, bis fich eine Mehrheit ergiebt. 

Das Schiensgericht entfcheidet auch darüber, ob und in welchem 
Detrage die unterliegende Partei dem Gegner die ihm in dem Ver⸗ 
fahren vor dem Schiedsgericht erwachlenen Koſten zu erftatten bat. 

Bei den Entfcheidungen dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor 
welchen vie mündliche Verhandlung ftattgefunven hat. 

8 19. Die Entjcheivung kann ohne vorgängige Anberaumung 
einer mündlichen Verhandlung ergeben, wenn beide Theile auf eine 
folde ausprüdlich verzichten. 


Abftimmung. 


5 20. Bei der Abftimmung ftimmt der Berichterftatter zuerſt, 
Im Uebrigen richtet ſich bei der Abftimmung der Beiſitzer die Reihen- 
folge nach dem Dienjtalter und bei gleichem Dienftalter nach dem 
Lebensalter dergeftalt, daß der Jüngſte zuerft ftimmt. Der Vorfitende 
ftimmt zulekt. 


Verkündung. 


8 21. Der Vorſitzende verkündet den Beſchluß oder die Ent⸗ 
ſcheidung in öffentlicher Sitzung durch Verleſung des Beſchluſſes oder 
der Entſcheidungsformel. 

Wird die Verkündigung der Gründe für angemeſſen gehalten, ſo 
erfolgt ſie durch Verleſung derſelben oder durch mündliche Mittheilung 
des weſentlichen Inhalts. 

Die Verkündung kann auch auf eine ſpätere Sitzung vertagt werden, 
welche in ber Regel binnen einer Woche ſtattfinden ſoll. 


Ausfertigung. 

8 22. Entſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen, in der 
Urſchrift von dem Vorſitzenden und den Beiſitzern, welche bei demſelben 
mitgewirkt haben, zu unterſchreiben und den Parteien in je einer Aus⸗ 
fertigung zuzuſtellen. 

8 23. Im Eingange der Ausfertigung ſind die Mitglieder des 
Schiedsgerichts, welche an der Entſcheidung theilgenommen haben, nach 
Maßgabe des 8 14 namentlich aufzuführen und der Sitzungstag, an 
welchem die Entſcheidung erfolgt tft, zu bezeichnen. 

Die Ausfertigungen erhalten neben dem Siegel des Schtedsgerichts 
($ 24) die Schlußformel: 
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„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift. 
„Das Schiedsgericht für ......... 

Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden. 

8 24. Das Schiedsgericht führt ein Siegel, welches in der Mitte 
den Reichsadler und in der Umfchrift die Bezeichnung des Schieds⸗ 
gerichts enthält. 

Beſchwerden. 


8 25. Auf Beſchwerden über den Geſchäftsbetrieb bei den Schieds⸗ 
gerichten entſcheidet das Reichs⸗ bezw. das Landes-Verſicherungsamt. 


Geſchäftsſprache. 

8 26. In Betreff der Geſchäftsſprache vor dem Schiedsgericht 
finden die Beftimmungen in den 88 186 ff. des Gerichtsverfaffunge- 
gefeße8 vom 27. Sanuar 1877 entiprechende Anwendung. Cingaben, 
welche nicht in deutfcher Sprache abgefaßt find, werden nicht berückſichtigt. 

Geſchäftsbericht. 

8 27. Am Schluſſe jeden Jahres hat der Vorſitzende des Schieds⸗ 
gerichts dem Reichs⸗- bezw. Landes⸗Verſicherunggamt zu dem von dem⸗ 
ſelben zu beſtimmenden Zeitpunkt und nach einem von demſelben vor⸗ 
geſchriebenen Formular einen Geſchäftsbericht einzureichen. 

Urkundlich unter Höchſteigenhändiger Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel 

Gegeben Berlin, den 2. November 1885. 

(L. 8.) gez. Wilhelm. 


2. Rundſthreiben des Reichs⸗Yerſicherungsamtes beir. Formulare für das 

Yerhandlungsprotokoll und für die Entfheidungsformel vom 

22. Januar 1886. (A. #. IL 3.7.) 

Gemäß $ 12 ff. ver Katjerlichen Verordnung vom 2. November 
1885 (R.G. Bl. S. 279) erfolgt die mündliche Verhandlung vor den 
auf Grund des Unfallverfiherungsgefeges errichteten Schiensgerichten 
in öffentlicher Situng. 

Bon Seiten einzelner SchiedsgerichtSnorfigenden tft angeregt worden, 
daß es fich empfehlen möchte, Hinfichtlich ver Geftaltung des Verhandlungs⸗ 
protofolfes, fowie der Entjcheidungsformel gleichmäßig zu verfahren. 

Unter diefem Gefichtspunfte hat das Neich8-Verficherungsamt bie 
nachſtehenden Formulare aufgeftellt 1). 


1) Siehe diefelben in der Beilage VI. 
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3. Rundfdreiben des Beichs-Berfiherungsamtes, betreffend die Biegel für 
die Schiedsgerichte und die Leiſtung eines Roftenuorfchuffes von Beiten 
der Berufsgenoffenfhaften vom 11, Februar 1886. (A. 9. IL 2.9.) 


Aus wiederholten Anfragen nimmt das Reichs⸗Verſicherungsamt 
Anlaß, darauf hinzuweiſen, daß gemäß $ 24 der Kaiferlichen Verordnung 
über das Verfahren vor den auf Grund des Unfallverjicherungsgefees 
errichteten Schtepsgerichten vom 2. November 1385 (R. G. Bl. S. 279) 
jedes einzelne Schiensgericht ein befonderes Siegel zu führen hat. 

Die Koſten der Beihaffung diefer Siegel find zu den gemäß $ 50 
Abſ. 5 des Unfallverficherungsgefeges von den Berufsgenoffenjchaften 
zu tragenden Koſten des Schiedsgerichts zu rechnen. 

Bei den für die Reiche» und Staatsbetriebe errichteten Schieds⸗ 
gerichten tritt das Neich bezw. der Staat auch hier an die Stelle ver 
Berufsgenofjenfchaft. (8 2 und 3 des Gefekes vom 28. Mat 1885.) 

Unter Bezugnahme auf das diesſeitige Nunpfchreiben vom 15. Sept. 
1885 (A. N. 1. ©. 221)1) ftellt veßhalb das Reichs » Verficherungsamt 
den Herren Schiedsgerichtsvorſitzenden anheim, ſich wegen Beſchaffung 
der Siegel mit den Genofjenfchaftsvorftänden bezw. für die Reichs⸗ und 
Staatsbetriebe mit den Ausführungsbehörden (A. N. I. ©. 334 ff.) 
in Verbindung zu feten. 

Die Mufter zu den Schiensgerichtsfiegeln, welche auf Seite 2 des 
Anzeigeblattes zu Nro. 27 der Amtlichen Nachrichten des Neich8 - Ver- 
fiherungsamtes in der Anzeige der Firma A. Schiffner zu BerlinSW., 
Ritterftraße 52, abgeprudt find, wurden diesſeits gutgeheißen. Durch 
dieje Bemerkung bat ſelbſtverſtändlich der Beſtellung des Siegels bei 
einer anderen Firma nicht vorgegriffen werben follen. 

Was die von verſchiedenen Seiten beantragte generelle Regelung 
ber Leiftung von Koftenvorjhüffen feitens der Berufsgenoffenfchaften 
zur Dedung der fofort nach den jchiensgerichtlichen Verhandlungen zu 
zahlenden Vergütungen für Reiſekoſten und entgangenen Arbeitsverbtenft 
anbelangt, fo glaubt das Neich8-Verficherungsamt e8 den Schiedsgerichts⸗ 
vorfigenden überlajjen zu follen, fich wegen dieſer Frage mit ven Vor⸗ 
ftänden der Berufsgenofjenichaften bezw. der oben erwähnten Aus- 
führungsbehörben in's Benehmen zu fegen. Eine generelle Regelung ver 
Angelegenheit erjcheint wegen der Verſchiedenheit der Verhältniffe nicht 
thunlich. 


1) Siehe dafjelbe unter den Ausführungsvorjchriften zu 8 49. 
2) Siehe Anhang. 
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Erläuterungen: 

1. Gegenüber dem Wortlaut des 8 50 Abf. 5 des Unfallgeſetzes 
Ian es wicht für zuläffig erachtet werden, wie Koften ver Schiedsgerichte 
zu den Verwaltungsfoften ver einzelnen Sektionen im Sinne des $ 25 
des dortigen Statuts zu rechnen, vielmehr find diefelben einheitlich auf 
alle Genoffenfchaftsmitgliever umzulegen. (Vergl. 8 71 Abſ. 11.8.6.) 

(Beſcho. d. R.B.R. v. 5. December 1885. Nro. 102.4. N. IL. ©. 1.) 


2. Hinfichtlih der Vorfehrift im 8 14 Abf. 1 ver Raiferlichen 
Berordnung vom 2. November 1885 wird bemerft: 

Nach diesfeitiger Auffaſſung kann jede zum Protofollführer geeignete 
Berjon zugezogen werben. Diefelbe würde auf getreue Erfüllung ver 
Pflihten als Protokollführer zu vereidigen fein, fofern fie nicht bereits 
einen Dienſteid abgeleiftet bat, für welchen Fall die Verweifung auf 
den Dienfteid die Vereidigung erſetzt. 

In Betreff der Zuziehung eines Protokollführers zu den Beweis 
verhandlungen wird auf $ 16 Abf. 3 ver oben erwähnten Berorbnung 
vom 2. November 1885 Bezug genommen. 

(Befchd. d. R.B.X. v. 14. April 1886. Nro. 165. A. N. II. ©. 85.) 
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1. Kapitel. 
‚ Anzeige und Anterſuchung der Anfälle. 


8 51. 


Bon jedem in einem verficherten Betriebe vorkommenden Unfalle, durch 
welchen eine in demfelben bejchäftigte Berfon getöbtet wird oder eine Körper⸗ 
verlegung erleidet, welche eine Arbeitsunfähigfeit von mehr als drei Tagen 


1) Zu 88 51—56: Für die einfache und fichere Feititellung der den Bes 
tHeiligten aus der Unfallverfiherung erwachſenden Entichädigungsaniprüche ift es 
wichtig, daß die einzelnen Unfälle, welche einen Entjchädigungsanfpruch zur Folge 
haben, nicht erit durch die Erhebung des legteren, fondern jobald e3 thunlich zur 
Kenntniß der Organe der Genojienichaft gelangen. Das Anjalimelbeivejen bat 
außerdem nicht nur das ftatiltiiche Material zu jchaffen, welches für die fort» 
fchreitende Vervollkommnung der Eintheilung der Betriebe in Gefahrenklaſſen von 
Werth ift, fondern auch den Genofjenichaftsvorftänden und den Gemwerbeauffichte- 
behörden die Kenntniß der Unfallurjachen zu vermitteln, deren fie für ihre auf 
Verminderung der Unfälle gerichtete Thätigleit bedürfen. 

Nach 8 51 joll daher den Unternehmern die Pflicht obliegen, von jedem Un- 
fall, abgejehen von den ganz geringfügigen, welche eine nur kurze, auf drei Tage 
bemeſſene Arbeitsunfähigleit des Berlegten zur Yolge Haben, bei der zuitändigen 
Drtspolizeibehörde Anzeige zu eritatten, ohne —*2 — darauf, ob die Entſchädi⸗ 
gen vorausſichtlich von den Krankenkaſſen (der Gemeindelrantenverficherung) zu 
eiften oder nad) diefem Gejege zu behandeln fein wird. Es it anzunehmen, daß 
innerhalb diejer Beit auch der Unternehmer, deſſen Betrieb in einiger Entfernung 
von dem Sige der zuftändigen Behörde belegen tft, im Stande jein wird, die Au— 
zeige an die letztere zu befördern. 

Da die Anzeige oft am zwedmäßigften nicht von dem Unternehmer jelbit, 
fondern von demjenigen, welcher zur Beit des Unfalles den Betrieb oder den bes 
treffenden Theil dejlelben zu leiten hatte, eritattet wird, und da Vorſorge ge- 
troffen werden muß, daß die Anzeige aud) dann nicht unterbleibt, wenn der Be- 
trieb3unternehmer durch Abmwejenheit oder aus anderen Gründen an der Erftattung 
derjelben verhindert ift, fo jol der bezeichnete Betriebsleiter die Anzeige für den 
Unternehmer erjtatten können und dazu verpflichtet jein, wenn der Unternehmer 
behindert oder abmwejend ift. Form und Inhalt der Anzeige werden nad) den Be- 
bürfniffen der Unfallverfiherung und der Gewerbeauflichtäbehörden eingerichtet 
werden miüfjen und deßhalb der Beftimmung des Neich3-Berjicherungsamtes zu 
überlafjen fein. 

Auch von den Unfällen, welche fich in den unter Verwaltung von Reichs⸗ 
oder Staatöbehörden ftehenden Betrieben ereignen, fol von den Borjtänden An⸗ 
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oder den Tod zur Folge bat, ift von dem Betriebsunternehmer bei der 
Drtspolizeibehörbe fchriftlich Anzeige zu erftatten. 

feige an die vorgeſetzte Dienftbehörde eritattet werden. Es erjcheint aber gerathen, 
en legteren nähere Beitimmung über die Erftattung vorzubehalten. 

Die Borichrift des 8 52 ſoll Sicherheit dafür gewähren, daß das die Be- 
alten mich. betreffende ſtatiſtiſche Material ftet3 vollitändig und bereit ge= 

alten wird. 

Für die Unterjuchung der Unfälle (88 53. 54), welche vorausfichtlich einen 
Entſchädigungsanſpruch auf Grund dieſes Geſetzes zur Yolge haben werden, bedarf 
e3 einer außerhalb der Barteten ftehenden Inſtanz. Da die Genoflenichaft jelbft 
Bartei ift, jo liegt es am nädjiten, die Feſtſtellung des Unfalles der Ortspolizet- 
behörde zu übertragen. Sie hat die Autorität des öffentlichen Amtes für fich, ift 
dem Orte des Unfall nahe, tin der Regel mit den Perſonen und Betrieben be= 
kannt und zu fchleunigem Eingreifen jederzeit in der Lage. Welche Behörden in 
den einzelnen Bundesitaaten die den Ort3polizeibehörden in diefem Geſetze zuges 
wiejenen Funktionen zu übernehmen haben, beftimmen die zuftändigen Central⸗ 
behörden, ohne bierbet auf diejenigen Behörden beſchränkt zu fein, welde nad 
der Behördenorganifation des Landes als Ort3polizeibehörden anzujehen find. 

Handelt e3 fih um einen Unfall, welcher fich in einem unter der Verwal- 
tung von Reichs⸗ und Staatöbehörden ftehenden Betriebe ereignete, fo ericheint 
aus Gründen der Disciplin und der Refjortverhältniffe die vorgejegte Dienitbe- 
hörde berufen, diejenige Behörde zu beftimmen, welche die Unteriuhung de3 Un⸗ 
falls zu führen Hat is 56); fie kann alſo auch die Ortöpolizeibehörde mit der 
Unterjuchung betrauen. 

Die Unterfuhung fol nicht nur diejenigen Thatſachen feftftellen, welche für 
die Bervollitändigung des ftatiltiichen Materiald dienen oder für die Thätigkeit 
der Auflihtsbehörden eine Bedeutung haben, fondern hauptſächlich auch diejenigen 
Verhältniſſe thunlichſt Har legen, welche für die demnächſtige Feititellung der Ent«- 
Thädigungsanfprüce in Betracht kommen. Um allen hierbei in Frage fommenden 
Intereſſen gerecht zu werden, Toll den Betheiligten d. i. der Genoflenichaft und 
den Entfchädigungsberechtigten, Gelegenheit gegeben werden, fi) bei den Unter 
a augen vertreten zu laffen und von dem Ergebniß derjelben Kennt- 
niß zu nehmen. 

Außerdem fol im Intereſſe des Verletzten oder feiner Hinterbliebenen ein 
Vertreter des Arbeiterausichuffes zugezogen werden. 

Die Vorſchrift des 8 54, nach welcher, wenn die Genoflenjchaft in Sektionen 

etheilt tft, oder von ihr Vertrauensmänner beftellt find, von der Ortöpolizeibe- 
Börde jtet8 demjenigen Organe, welches der Behörde am nächſten ijt, von der Ein⸗ 
leitung der Unterfuhung Kenntniß gegeben werden joll, hat lediglich praftijche 
Gründe. Glaubt der Bertrauensmann bezw. der Sektionsvorſtand bet jchwierigeren 
und wichtigeren Fällen, 3. B. Maffenunfällen, daß der Genoſſenſchaftsvorſtand 
zur Unterfuchung hinzuzuziehen fei, jo bleibt es ihm überlaffen, denfelben zu benach- 
richtigen. Welche Yolge die benachrichtigte Stelle der ihr von Seiten der Ort 
polizeibehörde zugehenden Mittbeilung zu geben bat, wird fie nach der inneren 
Verfafjung der Genofjenichaft zu ermefen aben. Auch in diefem Stadium der 
Verhandlung wird mithin den Knappichaftskaffenvorjtänden ſeitens der Genofjen- 
Ichaft die Betheiligung an der Unterfuchung der Unfälle eingeräumt werden können. 

Wenn der $ 55 vorjchreibt, daß die Feititellung der dem Vertreter Des 
Arbeiterausſchuſſes wegen jeiner Theilnahme an den Unterfuchungsverhandlungen 
zu gewährenden Bergütung der Ort3polizeibehörde obliegen fol, jo hat diefe Bor- 
Ihrift die Bedeutung, bar die Behörde die im Senoftenfchaftäftatıt beftimmten 
Sätze auf den einzelnen Fall anzumenden bat. (FFeititellung der Entfernungen 
und der Reije- und Verhandlungsiage.) Die Behörde wird hiernach die von dem 
Vertreter de3 Ausſchuſſes aufzuftellende Liquidation feittellen. Gegen dieſe Feit- 
ftellung tft die im $ 44 Abſ. 4 generell vorgefehene Beſchwerde zuläffig. 

Motive zur Regierungsporlage SS 51—56. ©. 76—69.) 
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Diefelbe muß binnen zwei Tagen nad) dem Tage erfolgen, an welchem 
ber Betriebsunternehmer von dem Unfalle Kenntnig erlangt hat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welder zur Zeit des 
Unfalls den Betrieb oder ven Betriebstheil, in welchen fi der Unfall er- 
eignete, zu leiten hatte, bie Anzeige erflatten; im alle ver Abwefenheit 
oder Behinderung des Betriebsunternehmers ift er dazu verpflichtet. 

Das Formular für die Anzeige wird vom Reichs-Verſicherungsamte 


feftgeftellt. 

Die Vorftände der unter Reichs⸗- oder Staatöverwaltung ftehenden 
Betriebe haben die im Abſatz 1 vorgejchriebene Anzeige ver vorgeſetzten 
Dienftbehörde nach näherer Anweiſung derſelben zu erftatten. 


8 52. 


Die Ortspolizeibehörben und im Falle des 8 51 Abſ. 5 die Betriebsvorſtände, 
haben für die zur Anzeige gelangenvden Unfälle ein Unfallverzeihniß zu führen. 


Ausführungsporfchriften: 


1. Bekanntmachung des Beics - Herfiherungsamtes betr. das Zormular 
für die HnfalleAnzeigen vom 11. September 1885. (A. 9. I. 3. 222,) 


Auf Grund des 8 51 Abf. 4 des Unfallverfiherungsgejeßes vom 
6. Yuli 1884 hat das Neich8-Verficherungsamt das in Nro. 21 der 
Amtlihen Nachrichten (S. 222) befannt gemachte Formular für bie 
bon den Ortspolizeibehörven gemäß 8 51 Abi. 1—3 a. a. DO. von 
ben Betriebsunternehmern zu eritattenden UnfallsAnzeigen feitgeftellt 9). 

Bor der Feftftellung des Formulars hatte das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt einen vorläufigen Entwurf deſſelben ven Vorſtänden der Berufs» 
genofjenfchaften und Genoſſenſchaftsſektionen ſowie mehrerer Ortspolizei⸗ 
behörden zur Begutachtung mitgetheilt. Von ven hierauf eingefandten 
Abänderungsvorſchlägen Tonnte indeſſen nur ein Theil Berückſichtigung 
finden, wenn ein möglichft einfaches und einheitliches Formular ge- 
ſchaffen werben ſollte. Das Reichs⸗Verſicherungsamt legt unter biefen 
Umftänden Werth darauf, die bauptjächlichiten Gefichtspunfte, welche 
bei Aufftellung des Formulars maßgebend gewefen find, darzulegen. 

Das Formular bat die Aufgabe, eine mit Beichleunigung zu er» 
ftattende Anzeige über einen Unfall, welcher zur Kenntniß ver Orts⸗ 
polizeibehörde ſowie der Organe der Berufsgenofjenfchaft zu bringen 
ift, zu erleichtern und bei ſchweren Unfällen als Anhalt für eine weitere 
Aufklärung des Falles zu dienen. Dagegen können die Unfallanzeigen 


1) Siehe dafjelbe Beil. VII. 
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allein die Grundlage für die nur in Folge einer verbältnigmäßig ges 
ringen Anzahl von Unfällen eintretende Feſtſetzung ber Unfallent⸗ 
ſchädigungen (8 57) nicht bilden. Für legteren Zweck find vielmehr 
eingehendere Ermittelungen erforderlich, als fich in ver kurzen Frift von 
zwei Tagen, welche nach Eintritt des Unfalls bis zur Erftattung ber 
Anzeige gegeben ift, anftellen lafjen. 

Es erſchien daher entbehrlih und nicht rathſam, die Betriebs⸗ 
unternehmer zu verpflichten, in die Unfallanzeige Angaben über ven 
Tamtilienftand, die Lohnverhältniffe 2c. des DVerletten aufzunehmen, zu 
mal der Familienſtand Häufig dem Unternehmer nicht zuverläffig be- 
kannt ift und die Zohnverhältniffe des Verlegten in fo kurzer Frift nicht 
immer mit foldher Genauigkeit angegeben werben Tönnen, wie dies für 
die Feſtſetzung ver Entihädigung erforderlich ift. 

Die in das Formular aufgenommenen Fragen über ven Verletten 
beſchränken fich hiernach auf dasjenige, was für die Kenntniß der Orts- 
polizeibehörde insbeſondere behufs Einleitung einer Unterfuchung des 
Unfalls unerlägli ift und von Dem Betriebsunternefmer ohne Welteres 
mit Beſtimmtheit angegeben werben Tann. 


Bon der Aufnahme einer Frage über den Namen, Wohnort 
Wohnung) des den Verlegten behandelnden Arztes wurde abgefehen. 
Der Berlegte wird in vielen Fällen nicht am Orte des Unfalls bes 
handelt werben, ſondern in feinem vielleicht entfernten Wohnorte ober 
in dem Krankenhauſe einer benachbarten größeren Stabt Pflege finden. 
Dem Betriebsunternehmer wird daher zwar regelmäßig ver Name des 
Arztes befannt fein, welcher dem Verlegten ven eriten Verband ange⸗ 
legt bat, ihm die erfte Hülfe leiftete, er wird aber vielfach nicht in 
dex Lage jein, den Arzt angeben zu fönnen, welcher im weiteren Ver⸗ 
laufe die Behandlung des Verletten angenommen hat. Unrichtige An» 
gaben in dieſer Beziehung wirken nur verwirrend. 

Ein befonderer Werth wurde darauf gelegt, bie Unfall-Anzeigen 
fo einzuridten, daß durch biefelben ven Organen ver Berufsgenofjen« 
f&aften brauchbares jtatiftifches Material für die Zwede ver Unfall⸗ 
verhüitung zugeführt wird. Hierzu wird jeder Unfall beiftenern können, 
und zwar nicht nur die fchweren Unfälle, bei denen eine ortöpolizeiliche 
Unterfuhung vorzunehmen ift, ſondern auch vie leichteren. 

Die Trennung der Unfall-Anzeigen bei Kolleltivunfällen nach den 
Perfonen der Verlegten ift durch praftifhe Nüdjichten geboten. Es 
wird jedoch nichts entgegenftehen, bei Anzeigen über folche Unfälle vie 
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Mittheilung über Veranlaffung und Hergang des Unfalls nur in eine 
Anzeige aufzunehmen und in den folgenden darauf zu verweifen. 

Format und Frageftellung des Formulars erleichtern die. Eintragung 
der erforverlichen Antworten und geftatten vie im kaufmänniſchen Verkehr 
äblichen Kopireinrichtungen und Briefumſchläge. Die gewählte Farbe 
des Papiers wird geeignet fein, die Unfall-Anzeigen aus fonftigen Schrift- 
ftüden hervorzuheben und deren Auffuchung in ven Alten zu erleiihtern. 

Durch ftatutarifche Beftimmungen, welche bei allen Berufsgenofien- 
fhaften wiederkehren, find die Genofienfchaftsmitgliever gehalten, von 
jever Unfallanzeige, welche fie der Ortspolizei erftatten, gleichzeitig eine 
Abſchrift an die Organe ihrer Berufsgenofjenihaft (Vertrauensmenn, 
GSeftionsvorftand, Genoſſenſchaftsvorſtand) einzufenden. 

Der Gefammtbevarf an Formularen wird hiernach zwar ein recht 
beträchtlicher werden, ſich aber für ven einzelnen Betriebsunternehmer 
je nach dem Umfange und der Gefährlichkeit feines Betriebes fehr ver- 
ſchieden geftalten. 

Während die Unternehmer größerer Betriebe fich veranlaßt jehen 
werden, einen Vorrath von Formularen zu beziehen und zu halten, 
muß es für die große Anzahl der Heineren Unternehmer, welche nur 
bon Fall zu Fall, bei eintretenden Bedarf, zu einer Beſchaffung des 
Formulars fchreiten, als wünfchenswerth bezeichnet werden, daß möglichft 
zahlveihe, auch in Bezirken mit geringer gewerblicher Thätigkeit bin- 
veihend vertretene Bezugsquellen von Formularen für die Unfall-An- 
zeigen gejchaffen werben, welche ven Bezug des Yormulars und bamit 
die Innehaltung der geteglichen Melvefrift thunlichit erleichtern. Dieſe 
Erwägung hat dazu Veranlaffung gegeben, daß die Ortspolizeibehörden 
bereits in mehreren Bunbesftaaten als Bezugsquellen für die erwähnten 


Formulare beſtimmt worben find. 
(Berg. auch Beichd. d. R.V. A. v. 20. April 1886 gu $ 53.) 


2. Cirkular⸗Erlaß der Kgl. Preußiſchen Miniſterien für Bandel u. Ge- 
werbe und der öffentlichen Arbeiten betr. die Führung des Unfall-Her- 
zeichniſſes vom 7. Aovember 1885 1). 


Nah 8 52 des Unfallverficherungsgefeges haben vie Ortspolizet- 
behörden ein Unfallverzeichniß zu führen und in daſſelbe diejenigen Un- 
fälle einzutragen, welche aus ven der Unfallverfiherung unterliegenden 


1) Minifteriol-Blatt der inneren Verwaltung de 1886. S. 246. 
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Betrieben, ſoweit dieſe nicht unter Reichs- oder Staatsverwaltung 
fteben, nah $ 5l a. a. DO. angemeldet werben. 

Zur Ausführung diefer Vorjchrift wird Folgendes beftimmt: 

I. Die Ortspolizeibehörnen haben das Unfallverzeichniß nach dem 
anliegenden Formular !) zu führen und die Eintragung in daſſelbe nach 
Anleitung der probeweifen Ausfüllung zu bewirken. 

II. Dabei find insbefonvere folgende Vorfchriften zu beachten: 

1. In das Unfallverzeichniß find alle Unfälle einzutragen, welche auf 
Grund des $ 91 des Unfallverfiherungsgefeges zur Anzeige ges 
langen. 

2. Die Eintragung ift in der Reihenfolge zu bewirken, in welcher 
die Anzeigen eingehen. Die letteren find mit fortlaufenden 
Nummern zu verfehen und in einem Beilagebeft zum Unfallver- 
zeichniß zu ſammeln. 

3. In Spalte 2 tft der Betrieb, in welchem fich ver Unfall ereignet 
bat, genau zu bezeichnen. Soweit zur Feftftellung der Identität 
eine Ortsangabe (Gemeinvebezirt, Straße, Hausnummer) erforder: 
lich erjcheint, iſt diefelbe beizufügen. 

4. Sind mehrere Berfonen durch einen Unfall verlegt oder getöbtet, 
fo bedarf e8 einer Ausfüllung aller Spalten für jede Perjon 
nicht. Es genügt, in Spalte 5 die Namen der Perſonen, in 
Spalte 6—7 die Verlegungen, welche dieſelben erlitten haben, 
aufzuführen, im Uebrigen aber nur eine einmalige Angabe hin- 
ſichtlich des Betriebes zc. zu machen. 

5. Unfälle, welche nach der darüber eingegangenen Anzeige eine Unter: 
fuhung ($ 53 a. a. DO.) zwar nicht erfordern, indeß auch nicht 
ganz unerheblich anzufehen find, müſſen von ber Ortspolizet- 
behörde in ihren weiteren Folgen beobachtet werden, damit bei etiva 
eintretender Verfchlimmerung ver legteren die Unterfuchung recht 
zettig eingeleitet werben fann. In Fällen diefer Art iſt in Spalte 
10 anzugeben, warum die nachträglich erforderlich gewordene Unter- 
ſuchung erft nach einiger Zeit vorgenommen worben ift. 

6. Mit Rückſicht auf 85 Abſ. 9 a. a. DO. empfiehlt fich eine kurze Mit⸗ 
theilung über das Ergebniß der Unfallunterfuchhung an die in ver 
Unfallanzeige bezeichnete Krankenkaſſe, welcher der Verletzte ange- 
hört, und ift hierüber in Spalte 10 ein entfprechender Vermerk 
einzutragen. 








1) Siehe dafjelbe in der Beilage VIIL 
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7. Es tft zuläffig, getrennte Unfallverzeichniffe für örtlich abgegrenzte 
Theile des Bezirkes der Ortspolizeibehörde (Polizei⸗Reviere u. X.) 
oder für eine oder mehrere Berufsgenofjenihaften (vergl. ven 
Kopf der Anzeige), oder für einzelne Gewerbezweige oder für 
einzelne größere Etabliſſements zu führen. 

II. Die unter II. 1 bis 7 gegebenen Vorfchriften müſſen dem 
Unfallverzeichniß vorgeheftet oder vorgedruckt fein. 

IV. Die vorgefegten Dienftbehörden haben fich gelegentlih von 
der vorſchriftsmäßigen Führung des Unfallverzeichniffes zu überzeugen. 

Ew. ꝛc. erfuchen wir ergebenft, die unterftellten Behörden hiernach 
mit Anweifung zu verfehen und dafür Sorge zu tragen, daß Formulare 
zum Unfallverzeihniß von Gewerbtreibenven, welche fich mit dem Ver⸗ 
triebe ſolcher Formulare befaffen, vorräthig gehalten werben. 

Die Vorſchriften über die Führung des Unfallverzeichniffes werben 
durch den Deutſchen Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staats-Anzeiger 
veröffentlicht werden. 


Erläuterungen: 


| 1. Die aufgeworfenen Fragen binfictlid der Merkmale, durch 

welche fich Unfälle als „Betriebsunfälle“ Ferinzeichnen, ob insbeſondere 
Brüche, Hüftverrentungen, Mustelvdehnungen ꝛc., welche in Folge ges 
werblicher Arbeit auftreten, ſowie außerhalb der eigentlichen Betriebs⸗ 
ftätten fich ereignende Unfälle als „Betriebsunfälle” anzujehen jeten, 
können nicht allgemein beantwortet werben; vielmehr fan eine Ent- 
ſcheidung nur nah Maßgabe ver in ven einzelnen konkreten Fällen 
obwaltenden Umftände getroffen werben. 

Aber auch über die einzelnen bier zur Sprache gebrachten Fälle 
ift das Reichs-Verſicherungsamt nicht in der Lage, fih im Wege ber 
bloßen Verfügung zu äußern, da ein jeder diefer Fälle auf dem Wege 
des Rekurſes (8 63 Abf. 1 des Gefees) demnächſt an daſſelbe heran 
treten kann; das Reichs⸗Verſicherungsamt wird alsdann in ber durch 
8 90 des Geſetzes vorgefchriebenen Befegung unter Zuziehung von 
zwei vichterlichen Beamten, auf Grund des vollftändigen thatfächlichen 
Materiales und nach Anhörung aller Betheiligten legtinftanzlich zu 
enticheiven haben. 

Inzwiſchen muß es ven Verletzten 2c., wofern fie erlittene Ver⸗ 
legungen als Betriebsunfälle geltend machen wollen, überlaffen bleiben, 
ihre Anfprüche im Wege des Feſtſtellungs- ev. des fehiepsrichterlichen 
Verfahrens nah Maßgabe der diesfeitigen Anleitung (Amtliche Nach- 
richten 1886. ©. 15 Ziffer 126)1) zu verfolgen. Die für die Felt- 
ftellung der Entſchädigung zuftändigen Genofjenfchaftsorgane haben 


1) Siehe Ausführungsporfchriften zu SS 57—62. 
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zunächſt in eigner Zuſtändigkeit zu entjcheiden, ob eine Verlegung als 
ein Betriebsunfall anzufeben ift, over nicht. 
(Beichd. d. R.B.U. v. 1. April 1886, Nro. 151. A. N. II. ©. 73.) 


2. Auf die Frage, ob den Betriebsunternehmern die Verpflichtung 
auferlegt werben könne, daß fie den Ortspolizeibehörden außer ber 
Unfall-Anzeige ($ 51 des Geſetzes) weitere Mittheilung über den Ver⸗ 
lauf des Unfalles machen, erwivert das Reichsgericht, daß die Betriebs- 
unternehmer durch das Unfallverfiherungsgefeg nicht verpflichtet worden 
find, den Ortspolizeibehörden außer der Unfall» Anzeige ($ 51 des 
Geſetzes) noch eine weitere Anzeige zu erftatten, wenn der Zuſtand Des 
Berlegten fich verihlimmert und eine längere Arbeitslofigfeit zur Folge 
hat, al8 anfänglich vorauszujehen war. 

Ebenſowenig find die Betriebsunternehmer durch das bezeichnete 
Geſetz verpflichtet werden, ein ärztliches Atteft über die vorausfichtltche 
Dauer der Erwerbsunfähigkeit des DVerlegten der Unfallanzeige anzu- 
ichließen. 

Das Geſetz ftellt an die DrtSpolizeibehörben allerdings indirekt 
die Anforderung, daß fie die Unfälle tbunlihit im Auge behalten, um 
bei eintretender Verſchlimmerung des Falles, welcher nach ver Anzeige 
eine Unterfuhung nicht als erforderlich erjcheinen Iieß, ſobald wie 
möglich nachträglich eine Unterfuchung einleiten zu können. 

(Beichd. d. R.B.X. v. 14. November 1885. Nro. 80. A. N. J. ©. 363.) 


3. Auf Anfrage, wie Hinfichtlih der Unfall» Anzeige ($ IL des 
Unfallverfiherungsgefeßes) und der Unterfuhung ($ 53 a. a. O.) bei 
ſolchen Betriebsunfällen zu verfahren fei, welche zwar innerhalb des 
Reichsgebietes, jepoch in einem anderen DrtSpolizeibezirfe, als in dem 
ſich der Betriebsjig befindet, eintreten, 3. B. bei Ausführung aus⸗ 
wärtiger Montagen, gereicht zum Beſcheide, daß mit Rückſicht auf die 
Beitimmung in $ 51 Ab]. 3 a. a. DO. und auf vie Analogie des $ 13 
des Geſetzes über die Ausdehnung der Unfallverfiherung vom 28. Mai 
1885 1) in ven erwähnten Fällen vie Unfall-Anzeige an die Ortspolizei— 
behörde des Unfallortes zu erjtatten if. Von dieſer Behörde ift auch 
der Unfall in das Unfallverzeihniß ($ 52 a. a. D.) einzutragen und, 
fofern dies erforderlich, zu unterſuchen. ($ 53 a. a. 0.) 

(Beichd. d. R.B.U. v. 10. November 1885. Nro. 86. A. N. I. ©. 365.) 


4. Ein Betriebsunternehiner, gegen welchen wegen Nichterjtattung 
der im $ 51 des Unfallverjicherungsgefeßes vorgejchriebene Unfall 
anzeige Seitens des Genofjenjhaftsworftandes eine Strafverfügung 
erlaffen und durch das Neich8-Berfiherungsamt beftätigt worden war, 
weigerte fich fortgefett, die fragliche Anzeige bei ber zuſtändigen Orts⸗ 
polizeibehörbe nachträglich zu erftatten. Das in Folge veifen von ver 
fegteren an den Vorſtand gerichtete Erjuchen, ven fäumigen Unter- 


: 1) Siehe Ergänzungen zu $ 56. 
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nehmer durch fernere Gelpftrafen zur Erftattung der Anzeige anzu- 
halten, wurbe Seitens des Vorftandes dent Reichs » Verficherungsamt 
vorgelegt. 

Daſſelbe entſchied hierauf: | 

Nachdem der Betriebsunternehmer auf Grund des 8 104 Abf. 2 
und $ 106 Abf. 1 des Unfallverficherungsgefeges wegen Nichterftattung 
der Anzeige ded erwähnten Betriebsunfalled mit einer Strafe von 
zehn Mark belegt und vie dagegen eingelegte Beſchwerde durch dies⸗ 
jeitigen Beſchluß zurüdgewiefen tft, ift die Strafthätigleit des Vor⸗ 
ftandes Hinfichtlich dieſes Falles erledigt. Maßnahmen zur Erzwingung 
der nachträglichen Anmeldung des Unfalles ftehen dem Vorſtande nicht 
zu Gebote, find überhaupt im Unfaliverfiherungsgejeg nicht vorgefehen, 
gehören vielmehr in das Gebiet der allgemeinen Polizei - Verwaltung 
nach Maßgabe der verſchiedenen landesrechtlichen Verhältniffe. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 6. Mai 1886. Nro. 176. A. N. II. ©. 98.) 


8 53. 


Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen eine verficherte Berfon 
getöbtet ift, oder eine Körperverlegung erlitten hat, bie vorausfichtlich den 
Tod oder eine Ermwerbsunfähigkeit von mehr als dreizehn Wochen zur 
Folge haben wird, ift von der Ortspolizeibehörbe ſobald wie möglich einer 
Unterfuhung zu unterziehen, durch welche feftzuftellen find: 

. die Beranlafjung und Art des Unfalls, 

. bie getöpteten oder verlegten Perſonen, 

. die Art der vorgelommenen Berlegungen, 

. ver Berbleib ver verlegten Perjonen, 

. die Hinterbliebenen der duch den Unfall getöbteten Perjonen, welche 
nah 8 6 dieſes Geſetzes einen Entſchädigungsanſpruch erheben können. 


Erläuterungen: 


1. Auf die Anfrage, betreffend: 
a. die Verpflichtung der Berufsgenofjenjchaften, vie Koften der 
zur Feftftellung der Hinterbliebenen Getöbteter ($ 53 des 
Geſetzes) Seitens der Ortspolizeibehörden befchafften pfarr- 
bezw. ftandesamtlichen Attefte den Behörden zu erſtatten, 
b. die Anwendung der Gebührenfreiheit des 8 102 a. a. O. 
auf derartige Attefte, 
erwidert das Neichs - Verfiherungsamt, daß nach feiner Auffaffung die 
Drtspolizeibehörven verpflichtet find, das Vorhandenſein von ent- 
Ichäpigungspflichtigen Hinterbliebenen von Amtswegen feitzuftellen und 
daß, wenn die Behörden zu diefer Feftitellung Attefte nothwenpig haben, 
die Koften für deren Beichaffung nicht ven Derufögenofjenichaften zur 
Laft fallen, ferner daß nad der Meinung des Reich - VBerfiherungs- 
amtes ver 8 102 des Unfallverfiherungsgejeges auf die vorerwähnten 
pfarr⸗ bezw. ftandesamtlichen Urkunden Anwendung findet. | 
(Beichd. d. R.V. A. v. 29. Januar 1886. Nro. 121.9. N. II. ©. 12.) 
Doehl, Die Unfall⸗Verſicherung ꝛc. 13 


m m - 
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2. Dem Reichs - VBerfiherungsamt ift berichtet worden, daß er- 
fahrungsmäßig mehrfach bei Verlegungen, welche fpäter einer Berufs- 
genoſſenſchaft zur Laft gefallen find, z. B. beim Verluſt eines Auge®, 
mehrerer Finger 2c., eine Unterfuchung des Unfalls ($ 53 des Geſetzes) 
tm deswillen unterblieben ift, wetl pie Frage 3 in dem Unfallanzeige- 
ar Sr d. Reich8-Verfiherungsamtes vom 11. Septbr. 1885. 
A. N. J. S. 222) 

„ob die Verletzung vorausfichtlich eine Erwerbsunfähigkeit von 
mehr als dreizehn Wochen zur Folge haben wird“, 
Seitens des Betriebsunternehmers verneint wurde, obwohl eine dauernde 
„theilweife“ Erwerbsunfähigkeit des Verlegten mit Sicherheit voraus⸗ 
zufehen war. 

Die Frage in dem Formular, ob eine Verletzung vorausſichtlich 
eine „Erwerbsunfähigteit von mehr als dreizehn Wochen“ zur Folge 
haben wird, 'entfpricht vem Wortlaut des 8 53 des Geſetzes, welcher 
vorſchreibt, daß die Ortspolizeibehörden berartige Unfälle einer Unter⸗ 
fuhung zu unterziehen haben. Dabei tft die Bezeihnung „Erwerbs- 
unfdhigkeit“ nicht lediglich als eine „völlige“ Erwerbsunfähigfeit auf- 
zufaffen, dieſelbe begreift auth die „theilmetfe“ Erwerbsunfähigfeit in fich. 

Es tft daher, damit den Ortspolizeibehörben ber erforderliche Ar 
haft dafür nicht fehlt, ob ein Unfall zu unterſuchen tft, oder nicht, noth⸗ 
wendig, daß die Mitgliever ver Genwoſſenſchaften die Frage 3 bei einer 
dreizehn Wochen vorausſichtlich überjchreitenden theilweiſen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit einfach mit „Ja“ oder mit „Ja, eine thetfwetfe Erwerbs⸗ 
unfähigfeit von mehr als dreizehn Wochen“ beantworten. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 20. April 1886. Nro. 168. A. N. H. ©. 82.) 

3. Die im $ r leg. vorgefchriebene behördliche Unterfuhung hat 
fih auf jeven Unfall zu erftreden, durch welchen „eine verficherte Perſon“ 
getödtet bezw. verlegt tft, fomit auch auf ven Unfall eines ftatutartie 
verficherten Betriebsunternehmers. Es finden auch auf dieſen Fall alle 
auf die Unterfuchungsverhandlungen bezüglihen Beftimmungen ver 


88 53 ff. a. a. DO. Anwendung. 
(Beichd. d. R.B.A. dv. 25. Juni 1886. Nro. 182. A. N. I. ©. 132.) 


8 54. 


An den Unterfuchungsverhanplungen können theilnehmen: Vertreter 
ber Genofjenfhaft, der von dem Borftande der Krankenkaſſe, welcher ver 
Getödtete oder Verletzte zur Zeit des Unfalles angehört hat, gewählte Be- 
vollmädhtigte (8 45), fowie der Betriebsmternehmer, legterer entweder in 
Perjon oder durch einen Vertreter. Zu dieſem Zwecke ift dem Genofien- 
ihaftsoorftande, dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe und dem Betriebs- 
unternehmer von ver Einleitung der Unterfuhung rechtzeitig Kenntniß zu 
geben. Iſt die. Öenofjenfhaft in Sektionen getheilt, over find von ber 
Gensfienihaft Vertrauensmänuer beftellt, jo ift die Mittheilung von ber 
Einleitung der Unterfuhung an den Sektionsvorſtand bezw. an ben Ber- 
trauensmann zu richten. 
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Außerdem find, foweit thunlih, die jonftigen Betheiligten und auf 
Antrag und Koften der Genofjenihaft Sachverſtändige zuzuzichen 1). 


Erläuterungen: 

Bei Beantwortung der Frage, wie e8 mit der Anwendung bes 
Unfallverficherungsgefeges auf die im Auslande beichäftigten Betriebs- 
beamten und Arbeiter eines inlänpifchen verficherungspflichtigen Be⸗ 
triebe8 zu halten jet, iſt davon auszugeben, daß das Unfallverficherungs- 
gefeg als Neichsgejeg für das Gebiet des deutſchen Neiches exlaffen 
ift und fomit vie drtlichen Grenzen feiner Anmwenpbarfeit mit ven geo⸗ 
graphifchen Reichsgrenzen zufammenfallen. Die Anwenbung biefes 
Grundfages auf die im 8 1 des Unfallverfiherungsgefeges feſtgeſetzte 
Berfiherungspflicht dev Bergwerke, Salinen, Fabriken und anderen 
dort genannten Betriebe führt zu der weiteren Folgerung, daß nur die 
innerhalb ver Reichsgrenzen betriebenen Unternehmungen vom Gefeke 
betroffen werben. 

Sole (inländische) Betriebe brauchen aber nicht immer ausfchließ- 
lich auf das Inland räumlich beſchränkt zu fein. So wird 3. B. derjenige 
Betriebstheil von der Verfiherungspflicht mit erfaßt, welcher fich im un» 
mittelbaren Zufammenhange mit einer im Inlande belegenen verficherungs- 
pflichtigen Betriebsanlage befinvet, ſelbſt aber im Auslanve belegen ift. 

Aber auch wenn dieſes Moment der örtlichen Gebunvenheit des 
Betriebes an eine fichtbare Betriebsanlage in Wegfall kommt, kann 
der innere Zufammenhang und das planmäßige Sneinandergreifen ber 
einzelnen, in einem Betriebe erforderlichen Handlungen fehr wohl fo 
erheblich jein, daß jolde Handlungen, auch wenn fie in örtlicher Löſung 
von der Betriebsanlage vorgenommen werben, dennoch als „im Bes 
triebe vorgenommen” anzujehen find. Inſoweit kann deshalb ein im 
Auslande eingetretener Unfall fich unter Umſtänden als ein im in- 
ländiſchen Betriebe erlittener Unfall darſtellen. — Hiernach würde 
3. B. der Arbeiter einer im Inlande an der Grenze belegenen Zuder- 
fabrif, ver beim Transport von Zuderfäflern, weldhe für die Fabrik 
beftimmt find, durch ein während des Transportes vom Wagen herunter- 
fallendes Faß jenfeit ver Grenze beſchädigt wird, dieſen Unfall im in- 
ländifchen Betriebe erlitten haben. Das Gleiche gilt von einem in 
einer inlänvifhen Maſchinenfabrik bejchäftigten Monteur, welcher eine 
in diejer Fabrik gefertigte Mafchine im Auslande aufitelit und hierbei 
einen Unfall erleidet. 


1) Die in der Kommiffion vorgenommenen Uenderungen find ausjchlieklich 
Konfequenzen der früheren Beſchlüſſe. Ein Mitglied der Kommiffion vermißte 
eine ausdrüdliche Beſtimmung darüber, daß bei Unterfuchungsverhandlungen au 
ein Vertreter des Beichädigten beizuziehen ſei. Megierungsjeitig wurde letzteres 
unter Hinweis auf die Motive zu SS 53 und 54 Abſ. 4 als jelbitverftändlich be 
zeihnet. Man einigte fich dahin, zu Protofoll zu nehmen, daß nad der Auf 
faffung der verbündeten Regierungen der Bejchädigte oder deſſen Bertreter regel- 
mäßig zu den Unterfuchungsverhandlungen beigezogen werden jolle. 

(KRommiffionsberiht zu $ 54. ©. 48.) 
13* 
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Die Anzeige eines im Auslande fich ereignenden Unfalles ($ 51 
a. a. O.) ift in folden Fällen bei ver Ortspolizeibehörde des (in- 
ländiſchen) Betriebsſitzes zu erftatten, und vie leßtere auch zur Unter- 
fuhung des Unfalls ($ 53 a. a. O.) berufen. Diefer ver Natur ver 
Sache und dem Zwede ber Unfall- Anzeige entſprechenden Auffafjung 
liegt auch die verwandte Beftimmung des $ 13 des Auspehnungs- 
Geſetzes vom 28. Mai 18851) zu Grunde, welche von der Anzeige von 
Unfällen, welde fih auf ver Fahrt (bei Eifenbahnen ꝛc.) ereignen, 
handelt. Der Grund hierfür ift, daß „nur inlänbifche Ortspolizet- 
behörden mit der Unterfuchung des Unfall® betraut werben können“. 
(Vergl. Stenogr. Berichte des Reichstags, 5. Legislatur-Periode, I. Seifton 
1884/85. Bv. VI. ©. 1073.) 

(Beſchd. d. R.B.N. dv. 23. October 1885. Nro. 72. A. N. I. ©. 345.) 


8 55. 


Dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe, welcher an der Unterjuchung 
des Unfalles theilgenommen hat, wird nad) den durch das Gewoſſenſchafts⸗ 
ftatırt zu beftimmenden Sätzen für den entgangenen Arbeitöverbienft Erſatz 
geleiftet. Die Feſtſetzung erfolgt durch die Ort8polizeibehörbe. 

Bon dem über die Unterfuhung anfgenommenen Protokolle, ſowie 
von den fonftigen Unterfuhungsverhanvlungen ift den Betheiligten auf ihren 
Antrag gegen Erftattung der Schreibgebühren Abſchrift zu ertheilen 2). 


Erläuterungen zu $$ 53-55: 


1. Der $ 53 des Unfallverfiherungsgefeges legt den Ortspolizei⸗ 
behörden die Verpflichtung auf, die zur Anzeige gelangten ſchweren 
Unfälle fo bald wie möglich einer Unterfuhung zu unterziehen und 
dabei unter Anderem „die PVeranlaffung des Unfall feftzuftellen “. 
Naturgemäß hat die Ortöpolizeibehörne zu diefem Zwed die Zeugen 
des Unfalls zu vernehmen. Mehrfach ift beim Neich8-Verficherungsamt 
angefragt worven, ob die Berufsgenofjenihaften viefen Zeugen Erfat 
für entgangenen Arbeitöverbienft zu leiften haben. Das Reichs - Ver- 
fiherungsamt hat dieſe Anfragen feinerfeitS verneint, da das Gefek 
eine verartige Erfagverbinplichfeit ver Berufsgenojjenfchaften nur hin⸗ 
fihtfih ver gemäß $ 54 a. a. O. zur Unterfuhung binzuzuziehenven 
Bevollmächtigten ver Krankenkaſſen auferlegt und die Genofjenfchaften 


ı) Siehe die Ergänzungen zu 8 56. 

2) Abgeſehen von den redaktionellen Uenderungen jchlägt der Kommiſſions⸗ 
beichluß abweichend von der Regierungsvorlage vor, dem Bevollmächtigten der 
Krankenkaſſe, welder an der Unterjuchung des Unfalls theilgenommen bat, nicht 
eine „Vergütung“ fondern Erſatz für den entgangenen Wrbeitsverdienit zu ge 
währen. Diejer Vorichlag hängt mit den Beſchlüſſen zu 8 45 unmittelbar zu- 
ammen. Wenn dort die beichräntende Beitimmung abgelehnt wurde, welcher die 

ählbarkeit vom Beſchäftigungsorte abhängig machen jollte, jo beitand doch dar- 
über kein Bweifel, daß ein gewerbsmäßiges Umbherreifen der gewählten Arbeiter 
nicht erwünfcht fein könne. Dementiprechend ift ein Erjab von Reileloften oder 
die Gewährung von Tagegeldern durch das Geſetz ausgeſchloſſen. 
(Motive zum Kommiffionsberiht 8 54, ©. 43.) 
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zur Tragung weiterer Koſten nur für ven Fall verpflichtet, wenn „auf 
ihren Antrag” bei der Unterfuhung Zeugen und Sachverjtänbige zu- 
gezogen werden. (Bergl. 8 54 Abſ. 2, 8 55 Abf. 1 und 8 101 
Abſ. 2 a. a. O.) Geſchd. d. R.B.A. Nro. 108. A. N. I. ©. A.) 

2. Der Vorſtand einer Berufsgenoſſenſchaft hatte beantragt, die 
Ortspolizeibehörden anzuweiſen, den zur Theilnahme an den Unfalls 
unterſuchungen nah 8 54 des Unfallverſicherungsgeſetzes berechtigten 
Perſonen geraume Zeit, etwa acht Tage vor Beginn der Unterſuchung, 
von den anberaumten Terminen Kenntniß zu geben. 

Der Geſetzgeber hat, wie die Faſſung des 8 53 eit. erkennen 
läßt, die Einleitung der bezeichneten Unterſuchungen dem Ermeſſen der 
Ortspolizeibehörde mit der Maßgabe überlaſſen, daß dieſelbe „ſobald 
wie möglich“ erfolgen ſoll. (Motive zu 8 53 eit.) 

Bei den Unterjuchungen fommen nicht ausschließlich die Inter« 
eſſen der Berufsgenoſſenſchaft in Frage, vielmehr müffen gerade bie 
ſchweren Fälle, namentlich alfo Unfälle mit tödtlichem Ausgange, fchwere 
Berlegungen bei Bränden und Erplofionen 2c. auch aus anderen, ins⸗ 
befonvere aus polizeilichen und ſtrafrechtlichen Gefichtspunften, ſofort 
unterfucht werden. Die hierzu erforderliche Aufnahme des Befundes, 
fowie viele andere Unterſuchungsverhandlungen führen in den meiften 
Fällen nur dann vollftändig zum Ziele, wenn jie möglichft bald nach 
dem Unfall vorgenommen werden; auch können viejelben ihrer Natur 
nad in manchen Fällen nicht wiederholt werben. 

Im Hinblid auf diefe Verhältniffe werden allgemeine Vorfchriften 
über die Zuziehung von Genoffenfhaftsorganen zur Unterfuchung von 
Betriebsunfällen in der beantragten Richtung nicht getroffen werben 
fönnen; vielmehr werden die Ortöpolizeibehörden ven Vorſchriften des 
Unfallverfiherungsgefeges ſchon dadurch entiprecben, daß fie Die gedachten 
Drgane thunlichit frühzeitig von den angefegten Unterfuchungsterminen 
benachrichtigen, wobei vem Willen des Geſetzes Genüge geleiftet ift, wenn 
jedesmal entweder der Genoſſenſchaftsvorſtand oder fofern die Genoffen- 
ichaft in Sektionen getheilt ift bezw. von der Genojjenfchaft Vertrauens» 
männer beitellt find, ver Seftionsvorftand oder der Vertrauensmann 
von der Einleitung der Unterfuchung rechtzeitig in Kenntniß gefegt wird. 

Es darf erwartet werben, daß in dieſer Hinficht bald eine allen 
Betheiligten gerecht werdende Geſchäftspraxis fich bilden wird. Den 
Genofjenihaftsorganen bleibt eventuell überlaffen, von dem nach 8 55 
a. a. O. venfelben zuftehenden Rechte, das Unterfuchungsprotofoll ꝛc. 
einzufehen 2c., Gebraud zu machen und auch fonft nad) eignem Er- 
meffen dem betreffenden Vorgang näher zu treten. 

(Beichd. d. R.B.U. v. 8. Januar 1886. Nro. 109.4. NR. II. ©. 4.) 

3. Die Theilnahme der SKranfenfajfen» Bevollmächtigten an ven 
Unfallunterfuchungen ift eine den Arbeitern eingeräumte Befugniß. 
($ 54 des Gefeßes.) 

Den Krankenkaſſen⸗Vorſtänden fteht e8 frei, für ven Bezirk einer 
jeden in Betracht kommenden OrtSpolizeibehörbde je einen Bevoll⸗ 
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mächtigten zu ernennen. ($ 45 a. a.O.) Demgemäß gewährt Das 
Geſetz ($ 55 a. a. O.) den gedachten Bevollmächtigten einen Erſatz 
der ihnen aus Anlaß ihrer Thätigkeit etwa erwachſenen Reiſekoſten 
überhaupt nicht. Worauf fie einen Anſpruch haben, ift nur der Erfak 
für entgangenen Arbeitsverdienft nach den durch das Genofjenfchafts- 
ſtatut beftimmten Sägen. Selbſtverſtändlich kommt auch viefer lektere 
Erſatz für folhe Bevollmächtigten in Wegfall, denen in Folge ber 
Theilnahme an Unfallunterfuchungen ein Arbeitsverdienſt aus dem 
Grunde nicht entgeht, weil fie mit feſtem Gehalt angeftellt find. Hier- 
mit ſtehen die Genojjenichaftsftatuten im Einklang, welche ven Arbeiter: 
vertretern (zu denen im weiteren Sinne aud vie Krankenkaffen-Bevoll⸗ 
mächtigten — vergl. Veberfchrift des Abfchnitt IV. des Geſetzes — ge- 
hören), nur „fofern fie nach dem Geſetze einen Anfpruch varauf haben“, 
eine gewiſſe Reiſekoſtenentſchädigung, jowie eine feft beftimmte Ent- 
ſchädigung für etwa entgangenen Arbeitswerdienft zufichern. Einen 
„geſetzlichen“ Anſpruch auf Reiſekoſtenentſchädigung haben aber vie 
Rranfentaffen- Bevollmächtigten nach Obigem nicht. Dieſen Anfprud 
haben nur die gemäß 8 41 cit. gewählten Arbeitervertreter, wenn fie zum 
Zwed der Wahl von Beifigern zum Schiedsgericht oder zur Begutachtung 
von Unfallverhütungsvorſchriften Reifen zu machen haben. 

Die Feftftellung der den KranlenfaffensVorftänvden zu gewährenden 
Entſchädigung Tiegt ver Ortspolizeibehörde, welche die Unterfuchung führt, 
ob. (88 55, 56 a. a. O.) 

(Beihd. d. R.B.X. dv. 8. März 1886. Nro. 129. A. N. H. ©. 17.) 

4. Auf die Anfrage einer Polizeibehörde wegen ber gejchäftlichen 
Behandlung der über einen Unfall aufgenommenen Protofolle, ſowie 
der fonftigen Unterfuchungsverhandlungen erwidert das Reichs » Ver- 
fiberungsamt , daß die Tage des einzelnen Falles und die Regeln für 
ven Gefchäftsgang in biefer Hinficht maßgebend feien. Eine Einſendung 
ber erwähnten Schriftftüde an ven Vorſtand ver betheiligten Berufsge- 
noſſenſchaft ſei gefeglich nicht worgefchrieben, e8 fei inveß der $ 55 Abf. 2 
des Unfallverficherungögefeges zu beachten, wonach den Betheiligten auf 
ihren Antrag Einfiht und gegen Erftattung der Schreibgebühren Ab- 
Schrift von dem über die Unterfudhung aufgenommenen Brotofolle ſowie 
von den fonftigen Unterfuhungsverhandlungen ertheilt werden müſſe. 

(Beihd. d. R.V.A. v. 23. Oftober 1885. Nro. 71. U. N. I. ©. 345.) 

8 56. 


Bei den tm 8 51 Abf. 5 bezeichneten Betrieben beftimmt die vorge- 
geſetzte Dienftbehörde diejenige Behörde, welche die Unterfuhung nad den 
Beftimmungen der 88 53 bis 55 vorzunehmen und die Vergütung für ven 
Bevollmächtigten der Krankenkaſſe ($ 45) feftzufegen hat. 
Ergänzungen zu SI 51—56: 

Ergünzungs-Gefeh vom 28. Mai 1885. 

$ 18. Ereignet fih ein Unfall auf der Fahrt, fo ift Die nach $ 51 

Adi. 1 a. a. O. zu erftättenve Anzeige an diejenige Ortspolizeibehörve 
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im Inlande zu richten, in deren Bezirk fich der Unfall ereignet hat oder 
ber erſte Aufenthalt nach vemjelben genommen wird.” 

Die Unterfuhung des Unfalls ($ 53 a. a. O.) erfolgt durch Die 
jenige Ortspolizeibehörbe, an welche die Anzeige erjtattet if. Auf An- 
trag Betheiligter ($ 54 a. a. D.) kann jedoch die der Ort$polizeibe- 
hörde worgefegte Behörde die Unterfuchung durch eine andere Ortspolizei⸗ 
behörde herbeiführen. Die zur Führung der Unterſuchung berufene 
Drtspolizeibehörde hat der Krankenkaſſe, welcher der Verlegte angehört, 
rechtzeitig von dem Beitpunfte, zu welchem die Unterfuhung vorgenommen 
wird, Kenntniß zu geben. Der Vorſtand hat das Recht, zum Zwecke 
der Theilnahme an ven Unterfuhungsverhandlungen einen Vertreter 
für die im $ 54 des Unfallverficherungsgefeßes bezeichneten Bevoll⸗ 
mächtigten zu ftellen und tft hierbei nicht auf den Preis ver Kaffen- 
mitglieder beſchränkt 1). 

Hinfihtlih der unter Reichs- oder Staatsverwaltung ſtehenden Be⸗ 
triebe bewendet e8 bei ven Vorfchriften in $51 Abſ. 5, 52 und 56 a. a. O. 


1) Bei Unfällen, melde fich in Transportbetrieben auf der Reife ereiguen, 
kann e3 zweifelhaft fein, welcher Ort3polizeibehörde die in 8 51 des Geſetzes vor⸗ 
geichriebene Anzeige von dem Unfall zu eritatten und welche Ortöpolizeibehörde 
zur Unterjuchung des Unfalls berufen ift. Der $ 13 tft dazu beftimmt, dieſe Zweifel 
zu bejeitigen. Un der für die Unzeige feltgeiegten Friſt wird hierdurch Nichts 
geändert. Da es aber in Fällen, in denen ein Unfall auf der Fahrt ſich zuträgt, 
im Anterefle der Betheiligten liegen Tann, die Unterjuchung des Unfalls etwa erft 
an dem nächſten Aufenthaltsort oder an anderen Orten vornehmen zu laflen, jo 
mußte Vorjorge getroffen werden, daß derartigen berechtigten Wünſchen Rechnung 
getragen werden kann. Es hängt von ber Behördenorganitation der Bundesftasten 
ab, ob die der zunächſt zuitändigen Ortöpolizeibehörde vorgejegte Behörde die Orts⸗ 
polizeibehörde desjenigen Ortes, an dem die Unterfuchung vorgenommen werden 
fol, hiermit direkt beauftragen darf oder erſt die Vermittelung anderer Behörden 
hierzu in Anjpruch nehmen muß. (Motive der Regierungsvorlages 13.) 

Hierzu war in der Kommifiton folgender Abänderungsantrag geftellt: 

Den Abf. 1 zu faſſen wie folgt: 

„Erxeignet ſich ein Unfall auf der Fahrt, fo ift die nach $ 51 Abſ. 14. a. O. 
zu erjtattende Anzeige an diejenige Ortspolizeibehörde im Inlande zu richten, in 
Deren Bezirk fich der Unfall ereignet bat oder der erſte Aufenthalt nach demielben 
genommen wird. 

Die Unterſuchung des Unfalls ($ 53) erfolgt durch diejenige Ort3polizeibe- 
hörde, an welche die Anzeige eritattet iſt. Auf Antrag Betheiligter ($ 54) kann je- 
doch die der Ortspoltzeibehörde vorgejegte Behörde die Unterſuchung durch eine 
andere Ort3polizeibehörde herbeiführen. Die mit der Unterfuchung betraute Orts- 
polizeibehörde bejtimmt die Krankenkaſſe, deren Bevollmächtigter ($ 54) an der 
Unterfuhung theilnehmen kann. 

Durch die Unterfuchung darf gegen den Widerjpruch des Betriebsunternehmers 
oder feines Bevollmächtigten die Fahrt nicht aufgehalten werden.” | 

Bei der Diskuſſion wurden die drei Abjäge getrennt behandelt und zu dem 
Antrage im erſten Abjabe bemerkt, daß die Beifügung der Worte „im Inlande“ nicht 
zu umgehen jei, da nur inländiſche Ort3polizeibehörden mit der Umerfuchung des 
Unfalls betraut werden könnten. Bon Seiten der Regierung wurde bie Berechtigung 
des Antrages anerkannt und fand. derjelbe auch die Zuſtimmung der Kommiſſion. 
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. 2. Rapitel. 
Entfheidung der Borklände '). 
8 67. 


Die Feftftellung der Entſchädigungen für die durch den Unfall ver- 
letzten Berficherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getöbteten 
Berficherten erfolgt 


Der zweite Antrag will der Gefahr vorbeugen, daß bei der Unterſuchung 
von Unfällen in der Hegel die Krankenkaſſen, alfo die Vertretung der Intereſſen 
des beichädigten Arbeiters, nicht betheiligt fein merden, meil die Krankenkaſſe, 
welcher der Beichädigte angehöre, nur jelten in der Lage fein werde, ihren Vers 
trauendmann zu der Unterjuchung, die gerade bei Transportgewerben häufig in 
ber Ferne geführt werden müfle, zu delegiren. Wenn nun auch nicht verlannt 
werden dürfe, daß der Vertrauensmann der Krankenkaſſe, welcher der Berunglüdte 
angehöre, dem einer fremden Krankenkaſſe vorzuziehen jei, jo wäre es doch befier, 
wenn überhaupt der Vertreter einer Krankenkaſſe zugezogen würde, als wenn die 
Krantenlafle ganz unbetheiligt bliebe. Bon Seiten der Regierungebertrefung wurde 
der Antrag, wie er geftellt war, für nicht ganz unbedenklich erklärt, denn er ent- 
balte einen Eingriff in die Rechte der betheiligten Krankenkaſſe, da dieje doch 
häufig in der Lage jei, einen Vertrauensmann zu beftellen, und diefer müßte dann 
zugezogen werden. 

Um diefem Bedenken zu begegnen, und die Vertretung der Krankenkaſſen 
fiher zu ftellen, wurde der folgende Antrag eingebradtt: 

„Die zur Führung der Unterſuchung berufene Ortspolizeibehörde hat der 
Krankenkaſſe, welcher der Berlegte angehört, rechtzeitig von dem Zeitpunkte, in 
welchem die Unterfuhung vorgenommen werden wird, Mittheilung zu machen. 
Der Vorſtand Hat das Recht, zum Zwecke der Theilnahme an den Unterjuchungs- 
verhandlungen einen Vertreter für die im 8 54 des Unfallverficherungsgeiehes 
bezeichneten Bevollmächtigten zu bejtellen, und ift hierbei nicht auf den Kreis 
der Kaſſenmitglieder beſchränkt.“ 

Bon dem urſprünglichen Antragſteller wurde anerkannt, daß durch dieſen 
Antrag in der Hauptſache ſeine Bedenken beſeitigt würden und zog er deßhalb 
ſeinen urſprünglichen Antrag zu Gunſten deſſelben zurück. Der Antrag wurde 
angenommen. 

Der weiter beigefügte Abſatz, daß durch die Anterinähung gegen den Wider- 
ſpruch des Betriebsunternehmers oder feines Bevollmächtigten die Fahrt nicht auf» 
gehalten werden dürfe, führte zu einer eingehenden Diskuſſion. Für den Antrag 
wurde angeführt, daß durch einen langen Aufenthalt den Transportgewerben ein 

roßer Schaden entitehen Tönne und daß e3 fi) deßhalb empfehlen würde, den 
ehörden eine dringende Anweifung zu geben, daß fie diefen Aufenthalt nicht über 
die äußerſte Nothwendigkeit hinaus ausdehnen. Dagegen wurde darauf aufmerf- 
ſam gemacht, daß durd einen derartigen Antrag die Unterjuchungsverhandlung 
jelber beeinträchtigt werden könne, da der Betriebsunternehmer es unter Umftänden 
in der Hand habe, gegen den Willen des Verlegten die Unterfuchung zu verdunfeln. 
Um diejen Bedenken zu begegnen, fügt Antragfteller bei „in dringenden Fällen“. 
Uber auch der jo modifizirte Antrag findet den gleichen Tiderfprug), auch erjcheint 
eine derartige Beitimmung für die Gefeggebung nicht empfehlenswerth; im Uebrigen 
werde e3 ja jelbitverftändlich fein, daß die Bolizeibehörden die Anweiſung erhalten, 
die Fahrt nicht Über Gebühr zu unterbrechen. Der Antrag wurde darauf Hin 
abgelehnt. (Motive des Kommifjionsberichtes zu $ 13.) 

1) Bu 88 57 und 58: Die Feſtſtellung der Entichädigungen joll ohne weiteren 
Antrag der Beredjtigten durch die dazu berufenen Organe der Genofjenichaften von 
Amtöwegen eingeleitet werden und zwar unverzüglich, fobald die Thatjachen, welche 
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1. ſofern die Genoſſenſchaft in Sektionen getheilt iſt, durch den Vorſtand 
der Sektion, wenn es ſich handelt 
a. um den Erſatz der Koſten des Heilverfahrens, 
b. um vie für die Dauer einer vorausſichtlich vorübergehenden Er- 
werbsunfäbigfeit zu gewährenven Rente, 
c. um den Erfag der Beerdigungstoften ; 
2. in allen übrigen Fällen durch den Vorſtand der Genoflenichaft. 
Das Genofienfhaftsftatut kaun beftimmen, daß die Feitftellung ber 
Entihädigung in den Fällen der Ziffer 1 und 2 durch einen Ausfchuß des 


die Art und den Umfang des Entihädigungsanipruches bedingen, feftftehn. ($ 58.) 
Sn den meiften Fällen wird für dieſe Yeititellung bereit3 durch die nach 88 53 
und 54 vorgenommene Unterfuhung die erforderlihe Grundlage gemonnen fein; 
joweit diefelbe der Ergänzung bedarf, können die Organe anderer enofienigaften 
oder die Polizetbehörden wegen Vornahme der erforderlichen Ermittelungen in An⸗ 
ſpruch genommen werden. (8 98.) 

Der $ 57 weit die Feititellung der Entichädigung in den weniger wichtigen 
und eiligeren Fällen den Seltionsvorjtänden zu. Dies entjpricht dem Aufbau der 
Drganifation auch in den Fällen, wenn durch das Statut ein Theil der Laſt den 
Sektionen übertragen wird. ($ 29.) 

Dabei tft indefjen vorgejehen, daß e3 der Genofienichaft unbenommen bletbt, 
durch das Statut die Feititellung der Entichädigung je nach den befonderen Ber- 
hältniffen der Genofjenichaft aud) anderweitig zu regeln. Someit bei diefer Negelung 
die Intereſſen der Genoflenichaft in Frage kommen, tit e8 ihre Sache, diejelben 
zu wahren; ſoweit die Anterefjen der Arbeiter dabei beteiligt find, enthält der 
$ 58 die gegen etmaige Berzögerungen gebotenen Kautelen. Uebrigens bietet Die 
Kothwendigteit der Genehmigung des Statut3 und die Aufſicht des Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamtes die Gewähr, daß die Intereſſen der Arbeiter durch die Beitellung 
der mit der Feſtſtellung der Entihädigungen betrauten Organe und deren Ge- 
Ihäftsführung nicht gefräntt werden. In materieller Hinficht aber haben die 
Arbeiter und deren verjorgungsberechtigte Hinterbliebene das Nechtsmittel der Be- 
rufung an das Schiedsgericht. 

Die den Genofjenichaften in Betreff der Auswahl et Organe gelafiene 
Freiheit Tann unter Umftänden aud für die Arbeiter von mejentlihem Nuten fein. 
Bermöge derjelben können z. B. die Knappichaftslafienvorftände und deren Organe 
mit der Feſtſetzung der Entichädigungen betraut werden, was den Arbeitern nur 
erwünjcht jein dürfte. 

Der jepte Abſatz des $ 57 will den beichädigten Arbeitern bezw. deren Hinter- 
bliebenen Gelegenheit geben, ihre Intereſſen vor der Teititellung der Entichädigung 
dadurch zu wahren, daß fie fich über die Unterlagen, welche der Entichädigung zu 
Grunde gelegt werden follen (in Anjab gebrachte Lohnhöhe, anerkannter Grad 
der Invalidität, Anzahl der Hinterbliebenen), dem Vorſtande (Vertrauensmanne) 
egenüber äußern können. Dieſe Beitimmung fol dazu dienen, durch vorgängige 
Berhandlung unter den Betheiligten die Sadjlage Har zu ftellen und unnöthigen 
Streitigleiten vor den Sciedägerichten vorzubeugen. Die Erklärungsfriit wird 
wohl nicht fürzer als auf acht Tage bemeijen werden dürfen, da unter Umftänden 
die Beichaffung der Erklärung jchwierig fein Tann. 

Sollte ein und berjelbe Unfall zunächſt dem Sektionsvorſtande (Vertrauens⸗ 
mann) und demnächſt dem Genoſſenſchaftsvorſtande Beranlaffung zur Feſtſtellung 
einer Entihädigung geben, 3. B. wenn ſich herausftellt, daß ein Berlegter nad 
beendetem Heilverfahren dauernd invalide geworden tft, jo wird der Genoſſenſchafts⸗ 
vorstand weder zu Gunften nod zu Unguniten des Berlegten an die Unterlage, 
. B. die Lohnhöhe, gebunden fein, auf welche der Sektionsvorſtand zc. feine Ent- 
—** gegründet hat. 

(Motive der Regierungsvorlage zu 88 57. 58. ©. 69. 70.) 
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Sektionsvorſtandes oder durch eine beſondere Kommiſſion oder durch örtliche 
Beauftragte (Vertrauensmänner) und in den Fällen der Ziffer 2 auch durch 
den Sektionsvorſtand oder durch einen Ausſchuß des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtandes zu bewirken iſt. 

Vor der Feſtſtellung der Entſchädigung iſt dem Entſchädigungsberechtigten 
durch Mittheilung der Unterlagen, auf Grund deren dieſelbe zu bemeſſen 
iſt, Gelegenheit zu geben, ſich binnen einer Friſt von einer Woche zu äußern 1). 


Ergänzungen: 
Ausdehnungs-Gefeh vom 28. Mai 1885. 
8 7. Die Feftftellung der Entſchädigungen (8 57 a. a. O.) erfolgt 
durch die in den Ausführungsporfchriften zu bezeichnende Behörde. 


@rläuterungen: 

1. In dem Berichte eines Genoſſenſchaftsvorſtandes wurde ange- 
zeigt, daß der Vorſitzende bevollmächtigt werben folle, die dem Genoffen- 
ſchaftsvorſtande ftatutaritch vorbehaltene Feſtſetzung ver Renten im Inter⸗ 
ejfe der Befchleunigung Namens des Vorſtandes allein zu bewirken, 
vorausgeſetzt, daß der Vorſitzende fich bezüglich des anzumeifenden Bes 
trage8 mit dem nad) dem Statut vorfchlagsberedhtigten Sektionsvorſtande 
in Uebereinftimmung befindet. Diejes Verfahren ift angefichts ver Be- 
ftimmungen des 8 57 des Unfallverficherungsgefeges für gefeglih un- 
zuläffig zu erklären und dem Vorſtande anheimzugeben, zur Erreichung 
des angeftrebten Zweckes eine Aenverung ded Statut8 in der Richtung 
herbeizuführen, daß die Feſtſtellung der Entſchädigungen entweder einem 
Ausihuffe des Genojjenihaftsvorftandes oder am Site des letzteren 
einer bejonderen Kommiſſion ($ 57 Abf. 2 a. a. O.), oder endlich dem 
Sektionsvorſtande vorbehaltlih der Zuftimmung des Vorfigenven Des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes mit der Maßgabe übertragen werde, vaf 
leßterer,, fofern er gegen die Ertheilung der Genehmigung Bedenken 
trägt, die Sache dem Genoffenfhaftsvorftande beziehungsweiſe einem 
Vorſtandsausſchuſſe over einer am Site des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
einzufegenden Kommiflion zur Entſcheidung vorzulegen habe. 

(Verf. d. R.V. A. dv. 12. Februar 1886. Nro. 123. A. R. II. ©. 14.) 


1) Der Berichterftatter führte bei der zweiten Berathung im Plenum erläuternd 
aus: „Sm $ 57 tritt an einer Stelle. jehr beitimmt die mehrfach bezweifelte Aute- 
nomie der Berufsgenofjenjchaften hervor. Der Abf. 2 läßt in Betreff der Art 
und Weije, in welcher die Berufsgenofjenichaften die Feftitellung der Entſchädigungen 
bewirken können, eine große Latitüde. Es ift den Genofjenichaften namentlich 
anheimgejtellt, Kommiffionen zu ernennen; und wenn ich diefen Punkt befonderd 
bervorhebe, fo geichieht es darum, weil unter diefen Kommilfionen, wie zwar auch 
aus den Motiven hervorgeht, bier aber ausdrüdlich Tonftatirt werden mag, aud 
die Voritände der Knappichaften verftanden werden können. &3 wird alio damit 
einen bereit3 aus dem Kreiſe der Rnappichaften ergangenen Wunſche entiprochen, 
durch ihre bereit3 bejtehenden Organe die Funktionen, die in dieſem Paragraphen 
geregelt find, vorzunehmen“. 

(Erläuterungen zum Tert des Geſetzes $ 37. Stenogr. Ber. d. R.-T. 1884. 

Bd. II. ©. 924.) Ä 
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2. Eis ftatutenmäßig zur Feftftellung ver Entſchädigungen bei Todes“ 
fällen berufener Sektionsvorſtand hatte ver Mutter eines unverheiratbeten 
Berunglüdten, weil legterer ihr einziger Ernährer gewefen jet ($ 6 
Ziffer 2b des Gefeges), eine Rente zugefprochen und ven Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtand um Erlaß der bezüglichen Anweifung erjucht. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand glaubte die Anweifung beanftanden 
zu müffen, weil er annahm, daß ber Verftorbene nicht, oder wenigſtens 
nicht dauernd, der einzige Ernährer der Mutter gewefen fei. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt veranlaßte ven Genoſſenſchaftsvorſtand 
zur fchleunigften Anweifung ver Rente und zwar aus folgenven Gründen: 

Dich 8 44 Ziffer 2 des Statuts iſt dem Sektionsvorſtand auf 
Grund des 8 57 Abſ. 2 des Unfallverficherungsgefeges vie Feitftellung 
ver Entſchädigung bei Todesfällen übertragen worden. Der Seftiond« 
vorstand bat jomit nach Recht und Pflicht die gefelichen Grundlagen 
und PVorausfegungen ver in ſolchen Fällen zu gewährenden Entjchä- 
digung felbitftändig zu prüfen und nach dem Ergebniß dieſer Prüfung 
mit verbindlicher Kraft für die Berufsgenoffenfchaft zu entſcheiden; da⸗ 
gegen fteht vem Genoſſenſchaftsvorſtande ein Recht ver Nachprüfung in 
der bezeichneten Richtung nicht zu. Wenn alfo ver Sektionsvorſtand 
nach pflichtmäßiger Prüfung der Sachlage zu der Feititellung gelangt 
ift, daß der Verunglüdte zur Zeit des Unfalles der einzige Ernährer 
feiner Mutter war und der legteren demgemäß nah $ 6 Ziffer 2b des 
Gefeges eine jährliche NRente von 120 Mark zugebilligt hat, fo kann 
fih der Genoſſenſchaftsvorſtand, auch im Falle einer abweichenden Aufs 
fafjung, der Anweifung ver feftgefegten Rente, welche gemäß $ 69 Abf. 1 
des Geſetzes der Poftbehörde gegenüber von ihm auszugehen bat, nicht 
entziehen 2c. 

(Ber. d. R.V.A. v. 14. Rovember 1885. Nro. 92. U. N. I. ©. 369.) 1) 


8 58. 


Sind verficherte Perſonen in Yolge des Unfalles getötet, jo haben vie 
im 8 57 bezeichneten Genoflenfhaftsorgane fofort nach Abſchluß der Unter- 
fuhung (88 53 bis 56) oder, falls der Tod erſt jpäter eintritt, ſobald fie von 
demfelben Kenntniß erlangt haben, die Feftftellung der Entſchädigung vors 
zunehmen. 

Sind verficherte Perſonen körperlich verlegt, jo ift ſobald als möglich 
die ihnen zu gewährende Entſchädigung feitzuftellen. 

Für Diejenigen verletzten Perſonen, für welche nach Ablauf von 13 Wochen 
eine weitere ärztliche Behandlung behufs Heilung der erlittenen Berlegungen 
nothwendig ift, hat ſich die Feftftellung zunächſt mindeftens auf die bis zur 
Beendigung des Heilverfahrens zu leiftenden Entſchädigungen zu erftreden. 
Die weitere Entſchädigung ift, jofern deren Feitftellung früher nicht mög- 
lich ift, nad) Beendigung des Heilverfahrens unverzüglich zu bewirken. 

In ven Fällen des Abf. 2 und 3 ift bis zur befinitiven Feſtſtellung 


1) Sie auch Beſchd. d. R.B.N. v. 29. März 1886 zu 8 66. 


904 VI. Abichnitt. Feitftelung und Auszahlung der Entichädigungen. 


der Entſchädigung noch vor Beendigung des Hellverfahrens vorläufig eine 
Entſchädigung zuzubilligen Y). 


8 59. 


Entihäbigungsberehtigte, für welche die Entſchädigung nicht von Amts- 
wegen feitgeftellt ift, haben ihren Entihäbigungsanfprucdh bei Vermeidung 
des Ausichluffes vor Ablauf von zwei Jahren nad dem Eintritt des Un— 
falles bei dem zuftändigen Borftande anzumelden. 

Nach Ablauf diefer Frift ift der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft befcheinigt wird, daß bie Folgen bes Unfalls erft 
ſpäter bemerkbar geworden find oder daß ver Entſchädigungsberechtigte von 
der Verfolgung feines Anſpruches durch außerhalb feines Willens Tiegende 
Berhältniffe abgehalten worden ift. 

Wird der angemeldete Entfhädigungsanfpruh anerkannt, jo ift bie 
Höhe der Entſchädigung fofort feftzuftellen, anberenfalls ift der Entſchä⸗ 
bigungsanfpruch durch fchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 

Ereignete ſich der Unfall, in Folge deſſen ver Entihäbigungsaniprud 
erhoben wird, in einem Betriebe, für welchen ein Mitglienfehein von einer 
Genoſſenſchaft nicht ertheilt war, fo hat die Anmeldung des Entſchädigungs⸗ 
anſpruches bei der unteren Berwaltungsbehörvde zu erfolgen, in deren Be— 
zirk der Betrieb belegen ift. Dieſelbe hat ven Entſchädigungsanſpruch mittelft 
Beſcheides zurüdzumeijen, wenn fie den Betrieb, in welchem ver Unfall fid 
ereignet hat, nicht für unter ben $ 1 fallend erachtet; anderenfalls hat fie 
die Feftftellung ver Genoflenfchaft, welcher ver Betrieb angehört, nach Maf- 
gabe der SS 34 bis 37 herbeizuführen, und, nachdem dieſe Feſtſtellung 
erfolgt ift, den angemelveten Entſchädigungsanſpruch dem zuftändigen Bor- 
ftande zur weiteren Beranlaffung zu überweilen, aud dem Entfehädigungs- 
berechtigten hiervon fhriftlih Nachricht zu geben 2). 


1) Bu $ 58 bemerkt der Kommiſſionsbericht: 

Eine längere Diskuſſion wurde durch die Frage hervorgerufen, ob die Be- 
ftimmung in Alinea 2 ausreihe, wonach die Yeititellung der Entſchädigung „jo 
bald als möglich” erfolgen fol, oder ob nicht dennod in manden Yällen ein 
Vaknum eintreten könne. Auf der einen Seite hielt man die Beſtimmungen des 
Entwurfes für ausreichend, Undere waren der Anjicht, daß hier eine Lücke vorliege. 
Zur Ausfüllung derjelben wurden verſchiedene Verjuche angejftellt; jchließlich ver- 
einigte derjenige Antrag die Mehrheit der Stimmen, aus weldhem der nunmehrige 
Abſ. A des 8 58 hervorgegangen tft. Hiernach ijt in denjenigen Fällen, in welchen 
eine rechtzeitige definitive Feititellung nicht möglich ift, noch vor Beendigung des 
Heilverfahrend eine vorläufige Entſchädigung zuzubilligen. 

2) Da der Fall nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ein Unfall gar nicht angemeldet 
wird, oder daß Entſchädigungsberechtigte eriftiren, welche bei der Unterjuchung 
und dem von den Organen der Berjicherungsgenofjenfchaften eingeleiteten Ber- 
fahren nicht ermittelt oder unberüdfjichtigt geblieben find, fo jolen Entichädigungs- 
aniprüche, welche nicht von Amtswegen erörtert worden find, innerhalb eines Jahres 
nach Eintritt des Unfalls mit der Wirkung angemeldet werden können, daß ſofort 
das Feititellungsverfahren eingeleitet werden muß. 

Ebenfo Tann der Fall vorlommen, daß Entichädigungsaniprüche aus Anlaß 
eines Unfall3 erhoben werden, welcher ſich in einem einer Genofjenfchaft nicht zu⸗ 
gewiejenen Betriebe ereignet hat. 
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8 60. 


Die Mitgliever der Genofjenjhaften find verpflichtet, auf Erfordern 
ver Behörden und Vorſtände (Vertrauensmänner) ($ 37) binnen einer 
Woche diejenigen Lohn- und Gehaltsnachweiſungen zu liefern, welche zur 
Feſtſtellung der Entſchädigung erforverlich ſind H. 

861. 


Ueber die Feſtſtellung der Entſchädigung hat der Vorſtand (Ausſchuß, 
Vertrauensmann), welcher dieſelben vorgenommen hat, dem Entſchädigungs⸗ 


Wird ein ſolcher Anſpruch innerhalb der für alle nicht von Amtswegen 
geprüften Anſprüche geltenden Präkluſivfrift erhoben, ſo wird die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde zunächſt feſtzuſtellen haben, ob der Betrieb, in dem der Unfall 
I ereignet bat, unter $ 1 nt, oder nit. Im legteren alle muß ber An- 
pruch abgemwiejen, im erfteren Falle die Zuweiſung des Betriebes zu einer Ge- 
noſſenſchaft nachträglich bewirkt werden, und demnächft die Einleitung des ordent- 
lichen Entſchädigungsverfahrens erfolgen. Dieſe Zuweiſung erfolgt nad Maßgabe 
ber 88 34— 37, ſodaß, wenn eine Genofjenfchaft die von der unteren Verwaltungs 
behörde angenommene Bugehörigleit des Betriebes zu ihr beftrettet, ſchließlich das 
Reichs⸗Verſicherungsamt die Frage auf Betreiben der unteren Berwaltungsbehörde 
zu entiheiden Hat. Weijt die untere Verwaltungsbehörde den Verleßten oder 
deflen Hinterbliebene um deswillen ab, weil fie den Betrieb nicht für verſicherungs⸗ 
pilihtig erachtet, jo kann dem Verlebten oder feinen Hinterbliebenen die Be- 
werde an das Reichs⸗Verſicherungsamt nicht verjchräntt werden. 

Motive zur Regierungsvorlage $ 59. ©. 70.) 


Durh die Kommiſſion wurde die Präkluſivfriſt auf zwei Jahre erweitert 
und der Abſatz 2 Hinzugefügt. 

Bon zwei Mitgliedern war beantragt, im Abſ. 1 die Morte „vor Ablauf 
eines Jahres“ zu ftreichen. Bur Begründung wurde angeführt, man möge Dod) 
nicht neue formale Ausfchließungsgründe ftatuiren. Ber Schred, Erichütterung 
und dergl. träten die Folgen der Unfälle erſt nah Jahren ein. Der Antrag 
fand in der Kommiſſion mehrfach Beifall, wurde aber regierungsfeitig mit dem 
Hinweiſe befämpft, daß man nothwendig die Berufsgenofſenſchaften gegen frivole 
Aniprüche, welche ja koſtenlos erhoben würden, fügen müfle. Eine Bermittelun 
wurde jchlieklich in der Art gefunden, dag man die Präflufivfriit von einem au 
zwei Sabre erftredte und duch Einſchiebung von Abi. 2 für beitimmte Yälle die 
Verfolgung von Rechtsanſprüchen aud) nad) Ablauf diejer Zeit für zuläffig erflärte. 

(Kommiſſionsbericht zu $ 60. ©. 44.) 

1) Die Höhe des Arbeit3verdienites des Getödteten oder Verlegten, nad 
welcher die Entichädigung zu berechnen tft, Tann nur auf Grund einer Rachweifung 
über die in dem Betriebe, in welchem der Unfall fich ereignet hat, während des 
legten Jahres an den Verletzten gezahlten anrechnungsfähigen Löhne oder Ge 
hälter feftgeftellt werden. 

Bar der Berlegte noch nicht ein Jahr in dem Betriebe beichäftigt, To ift 
derjenige Betrag zu Grunde zu legen, welchen während biejes Beitraumes Arbeiter 
derjelben Art in demjelben Betriebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben 
durchichnittlich bezogen haben. ($ 5 Abj. 4.) 

Die Unternehmer follen daher verpflichtet jein, auf Erfordern innerhalb der 
duch die nothwendige Befchleunigung des Verfahrens gebotenen rift von einer 
Bode die erforderlichen Sopnnadweihun en zu liefern. 

Iſt der Verletzte oder Getödtete ein auf Grund ftatutariicher Beitimmun 
berficherter Betriebgunternehmer, fo erfolgt die Feſtſetzung der Entjchädigung na 
Maßgabe des für ihn in Anſatz zu bringenden Sahreseintommens, deilen Höhe 
nad $ 3 letzter Abſatz zu ermitteln fein wird. ' 

(Motive des Regterungs-Entwurfes $ 60. ©. 71.) 
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berechtigten eimen jchriftlihen Beſcheid zu ertheilen, aus welchen bie Höhe 
ver Entſchädigung und die Art ihrer Berechnung zu erjehen if. Bei 
Entihäbigungen für erwerbsunfähig gewordene Verlegte ift namentlih an⸗ 
zugeben, in weldyem Maße die Erwerbsunfähigfeit angenommen worden iſt 1). 


3. Kapitel. | 
Berufung gegen die Entſcheidung der Behörden und Genoffenfchaftsorgane. 
8 62. 


Gegen den Beſcheid einer unteren Verwaltungsbehörde, Durch melde 
der Entſchädigungsanſpruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil ber 
Betrieb, in weldhem der Unfall fi) ereignet hat, für nicht unter den $ 1 
fallend erachtet wird (K 59 Abſ. 4), fteht dem Verletzten und feinen Hinter- 
bliebenen die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt zu. Diefelbe ift 
binnen vier Wochen nad der Zuftellung des ablehnenden Beſcheides bei 
der unteren Berwaltungsbehörbe einzulegen. 

Gegen den Beſcheid, durch welchen der Entſchädigungsanſpruch ans 
einem anderen als dem vorbezeichneten Grunde abgelehnt wird ($59 Abf. 3), 
fowie gegen den Beſcheid, durch welchen die Entſchädigung feftgeftellt wird 
($ 61), findet die Berufung auf jchiedsrichterliche Entſcheidung ftatt. 

Die Berufung ift bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen vier Wochen 
nach der Zuftellung des Beicheives bei dem Vorſitzenden besjenigen Schieds⸗ 
gerichtes (S 47) zu erheben, in deſſen Bezirke der Betrieb, in welchem 
der Unfall fich ereignet hat, belegen ift. 

Der Beſcheid muß die Bezeichnung der für die Berufung zuftändigen 
Stelle bezw. des Vorfitenden des Schiebsgerichtes, ſowie die Belehrung 
über die einzuhaltenden Friſten enthalten. 

Die Berufung bat feine aufjchiebende Wirkung 2). 


) Als Abſchluß der Verhandlungen ift dem Entihädigungsberechtigten ein 
ſchriftlicher Bejcheid zu erthetlen, welcher alle für die Berechnung der Höhe ver 
Entihädigung maßgebend gewejenen Faltoren angiebt. Auf Grund diejes Be- 
fcheides iſt der Entichädigungsberechtigte in der Lage, zu prüfen, ob er bei Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe der Entichädigung fich beruhigen oder ſchiedsrichterliche Ent- 
ſcheidung anrufen will. Außer diefem Befcheide empfängt er jeitens der Genofjen- 
heit eine Beicheinigung über die ihm zuftehenden Bezüge unter Angabe der mit 

er Auszahlung beauftragten Poſtanſtalt und der Hahlungstermine. ($ 64.) Auf 
Grund diejes Nachweiſes kann er, unbejchadet etwaiger Berufung an das Schieds- 
gericht, die feitgeftellten Beträge erheben. 

(Motive des Negierungs-Entwurfes $ 61. ©. 71.) 

2) Gegen den Beſcheid, durch welchen der Entichädigungsaniprud aus einent 
anderen al3 dem im Abf. 1 bezeichneten Grunde abgelehnt, ſowie gegen den Be— 
jcheid, durch welchen die Entichädigung fejtgeitellt wird, fieht der Entwurf in 
Uebereinitimmung mit der Vorlage vom Jahre 1882 und im Gegenfag zu Dem 
Gejegentwurf vom Jahre 1881 die Berufung auf jchiedörichterlihe Entſcheidung 
vor. Gegenüber den Bedenken, welche in der Dehnung des letztgedachten Ent⸗ 
wurfs (Reichsſtagsdruckſachen v. 1881 Nro. 41 ©. 50) in Betreff des ſchieds⸗ 
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Ergänzungen: 
Ausdehnumg-Gefeh sum 28. ini 18985. 


8 8. Gegen ven Beicheid der zuffänpigen Behörde, durch welchen 
ein Entſchädigungsanſpruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil ver 
Betrieb, in welchem der Unfall fich ereignet hat, für nicht unter $ 1 
fallend erachtet wird, ſteht dem Verletzten und feinen Hinterbliebenen 
die Beſchwerde an das NeichE- Verficherungsamt bezw. Qanves - Ver: 
fiherungsamt zu, welche bei vemfelben binnen vier Wochen nad Zus 
ftellung des ablehnenden Beſcheides einzulegen iſt . 


gerichtlichen Verfuhrens erhoben find, iſt bereits in den Motiven der Vorlage vom 
Sabre 1882 (Reichstagsdruckſachen v. 1882 Neo. 19 ©. 78) darauf hingewieſen 
worden, daß die von Amtöwegen oder auf Anmeldung eintretende erfte Feſtſtellung 
der Entſchädigungsanſprüche den Organen der verfiherungspflichtigen Unternehmer 
Hat übertsagen werden müfjen, während in der Vorlage von 1881 die Feititellung 
durch die damals in Ausficht genommene Reich3-Berficherungsanftalt erfolgen jollte. 

Snnerhalb des Syſtems und auf dem Boden des gegenwärtigen Entwurfs 
würde die Verweiſung der Ireitigen Entihäbigungdanfprü e der Arbeitnehmer 
auf den Rechtsweg dem Grundgedanken der Vorlage ebenjo wenig entipredhen, 
wie dies bei der Borlage vom 8. Mat 1882 der Fall war. 

Der Berufung an dad Schiedsgericht ift, abweichend von der früheren Bor- 
lage, eine aufichtebende Wirkung nicht beigelegt worden, damit der Verletzte oder 
ſeine Hinterbliebenen menigftend den von den Vorſtänden (VBertrauendmännern) 
nah $ 61 feitgejegten Betrag alsbald erheben können. Dies ift unbedenklich, 
weil die verpflichtete Senofentäaft threrjeit3 fich bereit erklärt Hat, dieſen Betrag 
zu leiften. Daß die Zahlungsanweilung ($ 69) rechtzeitig ertheilt wird, Tann 
nöthigenfall3 durch das Reichs⸗ erjiherungdant im Aufſichtswege erzwungen werden. 

(Motive zur Regierungsvorlage $ 62. ©. 72.) 

Der Abjag A wurde von der Kommilfion auf Anregung eines Mitgliedes 
hinzugefügt, welches auf das Bedürfniß hinwies, die zur Berufung Berechtigten 
darüber zu belehren, auf welchem Wege und unter welchen Bedingungen die weitere 
Verfolgung ihrer Anfprüche erfolgen könne. Durch die unterlafiene Belehrung 
würde übrigens der Beſcheid nicht nichtig werden, da das Geſetz ſonſt diefe Wirkung 
ousdrüdlich ausgeiprochen haben müßte und Unkenntniß gejeglicher Bejtimmungen 
nach allgemeiner Regel nicht entjchuldigt. 

(Kommijjiond- Bericht zu $ 62. ©. 46.) 

1) Die Beitimmung in $ 8 entipricht der in $ 62 Abi. 1 in Verbindung mit 
$ 92 Abf. 2 des Unfallverjicherungsgeietes. Dieſelbe ijt unentbehrlich, weil für den 
Fall, daß die zur Feſtſtellung der Entjchädigung berufene Behörde die Entſchädigung 
um deswillen ablehnt, weil der Betrieb oder derjenige Theil der Verwaltung, in 
welchem der Unfall fich ereignet hat, nicht unter das Geſetz falle, ein Rechtsmittel 
gegeben werden muß. Die einichlagenden Beitimmungen des Unfallverjicherungs- 
Gefehes find Hier nicht ohne Weiteres anwendbar, weil fie an den bier fehlenden Mit- 
griedihein anknüpfen. Das Unfallverſicherungsgeſetz bedurfte in diefem Yalle der 

ermittelung der unteren Bermwaltungsbehörde, weil dort, wenn ein Betrieb nicht 
für verfiherungspflichtig erachtet wird, und deshalb einer Berufsgenofjenichaft nicht 
zugetheilt war, eine Stanz fehlte, welche zunächſt über den Entihädigungsanfprud 
zu befinden Hatte. Für die in den Betrieben der Reichd- und Staatdverwaltungen 
vorkommenden Unfälle bedarf es eines ſolchen Ummeges nicht, weil für die ganze 
Berwaltung, einſchließlich desjenigen Beſtandtheiles, deſſen Verſicherungspflicht in 
Frage fteht, Dienſtbehörden vorhanden find. Dabei erſchien es zweckmäßig, die Be⸗ 
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AHusführungsporfchriften zu SS 57-62: 


Rundfcreiben des Beicha-Berfiherungsamtes vom 15. Juli 1886. 
(4. 4. II. 3. 125.) 


1. In allen Fällen, in denen bei der Berufsgenoffenfchaft ein 
Entſchädigungsanſpruch wegen eines Unfalls angemelvet ift, der fi 
im Betriebe eines mit Mitgliedſchein verſehenen bezw. im Genoſſen⸗ 
Ihaftsfatafter worgetragenen Mitglieds ereignete, hat fi das nah 
8 57 Abf. 1 und 2 des Unfallverficherungsgefeges bezw. nach dem 
Genoſſenſchaftsſtatut zur Entichäpigungsfeftitellung berufene Organ ver 
weiteren Behandlung ver Sache inſoweit zu unterziehen, daß es ben 
Anfpruch entweder feftftellt, oder durch fchriftlichen Beſcheid ablehnt 
(8 59 Abi. 3 a. a. D.). Die Zuftellung des Feſtſtellungsbeſcheides, — 
welcher die im 8 61 a. a. DO. vorgefehriebenen Angaben enthalten 
muß, — fowie des ablehnenvden Beſcheides hat, da fie den Lauf ver 
für die Einlegung der Berufung auf fchiepsrichterlihe Entſcheidung 
vorgeſchriebenen Frift bedingt ($ 62 Abſ. 2 mb 3 a. a. D.), durch 
die Poft vermittelft. eingefchriebenen Briefes gegen Empfangfchein zu 
erfolgen. ($ 110 a. ca. ©.) 

Hiernach entfpricht e8 nicht den gefeglichen Beſtimmungen, wenn 
— wie e8 wiederholt gefchehen iſt — Entichädigungsberechtigte mit 
der Geltendmachung ihrer Ansprüche, trotzdem für den Betrieb, in dem 
fie arbeiten, ein Mitglievfchein ertheilt war, Tepiglich deshalb an bie 
unteren Verwaltungsbehörden verwiefen wurden, weil das zur Teft- 
jtellung berufene Genoffenfchaftsorgan ven betreffenden Unfall nicht als 
einen „bei dem Betriebe“ vorgefommenen ($ 1 Abf. 1 a. a. DO.) gelten 
laſſen wollte. In folden Fällen ift vielmehr ein ablehnenver Beſcheid 
zu ertbeilen und dem Abgewiefenen zu überlaffen, ob er dagegen Be 
rufung auf [chiensrichterliche Entſcheidung einlegen will (vergl. A.N. 1885 
Neo. 95 ©. 371). Nur in dem Falle des 8 59 Abſ. 4 a. a. O. — 
wenn jih nämlich der Unfall in einem Betriebe ereignet hat, „für 
welchen ein Mitgliepfchein von einer Genoffenfhaft nicht ertheilt mar“ — 
it der Entihäpigungsberedtigte an die alsdann zur weiteren Ers 
ledigung der Sache zuftändige untere Verwaltungsbehörde zu verweifen. 
(Vergl. U. N. 1886 Nro. 15. ©. 126 unter 6.) 


jchwerde direkt beim Neichd-Verficherungsamte einlegen zu laſſen, weil die Behörde, 
gegen deren Beicheid Die Beſchwerde fich richtet, hier jelbit Partei, und nicht, wie die 
nach dem Unfallverfiherungsgefeg zur Enticheidung berufene untere Verwaltungs 
behörde, unbetheiligt tft. (Motive der Regierungsvorlage $ 8. ©. 14.) 
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2. Wird der Entſchädigungsanſpruch ganz oder theilweife aner- 
fannt, fo tft nach der vielfach von ven betr. Organen überfehenen 
Vorſchrift des $ 57 Abſ. 3 a. a. O. „vor der Feſtſtellung ver Ent- 
ſchädigung den Entſchädigungsberechtigten durch Mittheilung der Unter: 
lagen, auf Grund deren dieſelbe zu bemeſſen iſt, Gelegenheit zu geben, 
fih binnen einer Friſt von einer Woche zu äußern. 


3. Jeder Beſcheid, durch welchen ein Anfpruch feitgeftellt ober 
abgelehnt wird, „muß die Bezeichnung der für die Berufung zu- 
ftändigen Stelle bezw. des Vorſitzenden des Schiensgerichtes fowie bie 
Belehrung über die einzuhaltenden Friften enthalten“. ($ 62 Abi. 4 
a. a. O.) Die Nichtbeachtung dieſer bindenden Vorſchrift hat in Fällen, 
in denen ſich der Berechtigte bei dem ihm gewordenen Beſcheide nicht 
beruhigt, erfahrungsmäßig nicht ſelten eine Verzögerung in der weiteren 
Erledigung der Angelegenheit zur Folge gehabt, und dieſer Umftand 
kann, insbefonvere bei ablehnenden Beſcheiden, bevürftigen Entſchädigungs⸗ 
berechtigten zu empfinplihem Nachtheile gereichen. Anvererjeits kann 
aber auch die Rechtögültigkeit derartiger unvollftändiger Beſcheide unter 
Umftänden erheblichen Zweifeln unterliegen. Lebtere werben zwar 
regelmäßig gegenſtandslos werden, wenn troß des Fehlens ver er⸗ 
forderlihen Angaben im Beſcheide vie Berufung beim zuftändigen 
Schiedsgerichte friftgemäß eingelegt worden tft; anderenfalls aber wird 
im Allgemeinen und vorbehaltlich der Entſcheidung des Schiensgerichtes 
bezw. des Neich8 - Verfiherungsamts in Einzelfällen davon auszugehen 
fein, daß ein ohne Beachtung der Vorſchriften des $ 62 Abi. 4 ers 
laſſener Beſcheid nicht als ein Beſcheid im Sinne bes Geſetzes anzu- 
fehen, vielmehr geeigneten Falles nach erfolgter Ergänzung gemäß 
8 62 Abſ. 4 nachträglich von Neuem zuzuftellen ift, und daß bie 
Berufungsfrift erft von der Zuftellung des ergänzten Beſcheides an zu 
laufen beginnt. 

4. Troß wiederholter diesfeitiger Verfügungen ergehen noch jet 
zuweilen ſolche Nentenfeftftellungen oder Anweifungen ſeitens ver 
berufenen Genofjenfhaftsorgane, welche ven in ven Beſcheiden 139, 140, 
141, 142, 143, 153 und 166 (A. N. 1886 S. 55, 56, 74, 86) dar⸗ 
gelegten Grundfägen nicht durchweg entſprechen, aljo trog länger 
bauernder oder der Dauer nach nicht feſtſtehender Erwerbsunfähigteit 
von vornherein auf eine beitimmte Zeit beichränft, over nicht Durch 
Bermittelung der Poft oder unter unzuläſſiger Abänderung oder unzus 


treffender Benugung der amtlichen Formulare (A. N. 1885 ©. 227 
Doehl, Die Unfall-Berficherung ꝛc. 14 
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bi8 243) erlaffen werden. Zur Vermeidung von Weiterungen find 
in allen Fällen pie beſtehenden Vorfchriften genau zu beachten. 

9. Nah 8 7 ver Verordnung über das Verfahren vor ven 
Schiensgerichten vom 2. November 1885 (A. N. 1885 ©. 347) haben 
die mit ber Feftftellung der Renten 2c. befaßt gewejenen Vorſtände, 
Ausichüffe und BVertrauensmänner bei Beginn des fchtebsrichterlichen 
Berfahrens „dem Vorſitzenden des Schtensgerichtes auf deſſen Erforbern 
die auf den ftreitigen Entſchädigungsanſpruch bezüglichen Vorverhand- 
lungen einzufenden”. Es ift nabeliegend, daß regelmäßig dieſe „Vor⸗ 
verhandlungen“, welche nicht nur die Anmeldung des Anfpruhs fowie 
ven Feftftellungs- oder ablehnenden Beſcheid begreifen, fondern eventuell 
auch die Unfallanzeige ſowie die ganze fih an lettere anfchließenpe 
Korrefpondenz umfalfen, eine wefentliche und im Falle des Berfäumniß- 
verfahrens unter Umftänvden die einzige Grundlage des ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verfahrens bilden werden. (Vergl. $ 8 Abf. 1, 8 19 der Ber 
ordnung.) 

Bei dieſer Sachlage ift e8 dringend erforverlih, daß alle von 
dem Eingange einer Unfallanzeige oder von der Anmeldung eines Ent- 
ſchädigungsanſpruches an bis zur Ertheilung des Beſcheides im Feft« 
ftelungsverfahren erwachſenden Verhandlungen forgfältig in Urjchrift 
— und wenn leßtere zurüdgegeben tft, in Abſchrift — aufbewahrt 
und in chronologiſcher Reihenfolge ver einzelnen Schriftftüde als felbft- 
ftändige Akten zufammengeheftet werben. 

Die Nichtanwendung diefer Ordnungsregel hat bereits in zahl- 
‚reihen Fällen die Nothwendigfeit einer für pie Schiedsgerichtsvorſitzenden 
wie Betheiligten mit Mühen, für die legteren außerdem nicht felten 
mit Koften verbundenen nachträglichen Ergänzung der Akten nothwendig 
gemacht. 


2. Rundfdreiben des Beichs-Berfiherungsamtes vom 11. September 1886. 
(4. 4. IL 3. 159.) 

Im Anſchluß an das viesfeitige Rundfchreiben vom 15. Juli 1886 
(A. N. U. ©. 125), betreffend vie Feftftellung ver Entſchädigungen, 
weift das NReihs-Verfiherungsamt in Nachitehendem noch auf Yolgen- 
des hin. 

1. Das Unfallverfiherungsgefeg betont wiederholt (vergl. 8 58- 
Abſ. 1, 2, 3) die Pflicht ver zur Feftftellung der Entfchäpigungen bes 
rufenen genofjenfchaftlichen Organe, dieſe Feftftelung fobald als möglich 
vorzunehmen, und fieht im Abſatz 4 a. a. O. die Zubilligung einer- 
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„vorläufigen“ Entſchädigung vor, falls die definitive Feftftellung ver 
Entſchädigung nicht rechtzeitig möglich tft. 

Es ift dringend erforderlih, daß dieſe Vorjehriften auf das ge= 
nauefte beachtet werden, damit der gefeglichen Anoronung, die Unfalls 
entſchädigungen ſobald als möglich feftzuftellen, fortan beffer, als es 
bisher in einzelnen Fällen geſchehen, genügt werde. 

2. Durch die Seitens des zuftändigen Genoſſenſchaftsorganes ers 
folgte Ertheilung des Feftitellungsbefcheives ($ 61) wird für die Ent- 
ſchädigungsberechtigten ein jelbftftändiges Recht begründet, welches ver 
einfeitigen Einwirkung Seitens der Genoſſenſchaft beziehungsweiſe eines 
Organes derſelben entzogen tft (Befhb. 153. A. N. ILS. 74. Der 


Teftftellungsbefcheid Tann vielmehr nur durch Berufung Seitens der Ent 


ſchädigungsberechtigten angefochten, oder im Wege der fürmlichen Wieder- 
aufnahme des Teitftellungsverfahrend unter den VBorausfegungen des 
8 65 durch einen neuen Beſcheid erjett werben. 

Es Tann daher nicht für zuläffig erachtet werben, dieſe Art des 
Berfahrens in der Weife vorwegzunehmen, daß in Geftalt von Ans 
merfungen zum Berehtigungsausweis ($ 64) das von felbft eintretenve 
Erlöfhen des Bezugsrehts bei Wiedergewinnung der Erwerbsfähigfeit 
oder gar ſchon auf den Widerruf ver Genoſſenſchaft hin ausgefprochen wird. 

3. Ergtebt fich im Feitftellungsverfahren, daß die Entſchädigung 
ganz oder zum Theil ven im $ 8 des Unfallwerficherungsgefeges ge- 
nannten Kaſſen oder Verbänden gebühre, fo tft vor deren Befriedigung 
dieferhalb gleichwohl zunächſt mit den vorhandenen, an erſter Stelle 
Entſchädigungsberechtigten zu verhandeln, und inſoweit die letzteren den 
auf Grund des 8 8 cit. erhobenen Anſpruch beſtreiten, die Zahlung 
in derjenigen Art zu leiften, welche das bürgerliche Recht für folche 
Fälle vorfieht, in denen auf die Xetftung eines Derpflichteten von 
mehreren angeblich Berechtigten Anſpruch gemacht wird (Hinterlegung 
bei Gericht 20.) — vergl. Beſcheid Nro. 146. A. N. II. ©. 57. 


Erläuterungen zu $$ 57-62: 

An das Neichs-Verficherungsamt gelangen in neuerer Zeit, theils 
von den Betheiligten felbft, theil$ im Interefje derfelben von Behörden 
und Sachwaltern häufig Eingaben, in denen Entſchädigungsanſprüche 
aus Unfällen, ohne vorherige Erfchöpfung des Inftanzenzuges, geltend 
gemacht werben. 

Ein ſolches Verfahren entipricht dem Geſetze nicht und kann in 
Folge der dadurch bedingten Verzögerung empfindliche Nachtheile für 


die Berechtigten mit fich bringen. 
. 1 4* 
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Das Reichs - Verfiherungsamt hat derartige Eingaben regelmäßig 
mit der nachſtehenden generellen Ausführung bejchieden. 

Gegen die Berufsgenoffenfchaften können Entichänigungs- 
anfprüce nur erhoben werben, wenn durch einen Betriebsunfall eine 
auf Grund des Unfallverfiherungsgefege® vom 6. Juli 1884 bezw. 
des Ausdehnungsgeſetzes vom 28. Mai 1885 verficherte Perfon getödtet 
tft oder eine Körperverlegung erlitten bat, die den Tod oder eine Er- 
werbsunfäbigfeit von mehr als dreizehn Wochen zur Folge hat. Bei 
einer Erwerbsunfähigfeit von fürzerer Dauer hat fi der Verlekte 
an die Kranfenfaffe, welcher er angehört, zu halten. ($ 5 Abf. 2 
Ziffer 1 und 2 des Unfallverfiherungsgefeges, SS 1 ff. des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes.) | 

2. Die Feitftellung der Entſchädigung foll ohne Antrag des DBe- 
vechtigten durch die dazu berufenen Organe der Genofjenihaften ($ 57 
a. a. D.) von Amtöwegen bewirkt werben, fobald die Thatfachen, welche 
den Entſchädigungsanſpruch und feinen Umfang bevingen, feitftehen 
($ 58 a. a. O.), wofür meiftens ſchon durch die nah 88 53 bis 56 
a. a. O. vorgenommene Unterfuhung die erforverliche Grundlage ge- 
wonnen fein wird. 

3. Entſchädigungsberechtigte, für welche die Entſchädigung nicht 
von Amtswegen feitgeftellt ift, haben ihren Entſchädigungsanſpruch bei 
Vermeidung des Ausfchluffes vor Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Eintritte des Unfalles anzumelden. ($ 59 Abf. 1 a. a. DO.) 

4. Bezüglich der Stelle, an welche folche Anmeldungen (Ziffer 3) 
zu richten find, kommt e8 zunächſt darauf an, ob fih der Unfall, in 
Folge deſſen der Entfehädigungsanfpruch erhoben wird, in einem Bes 
triebe ereignete, für welden ein Mitgliepfchein von einer Berufs 
genoſſenſchaft ertheilt worden war. Iſt dieſes der Fall — worüber 
der Betriebsunternehmer Auskunft geben kann, — fo bat nach $ 59 
Abſ. 1 a. a. O. die Anmeldung des Entihäpigungsanfpruces bei dem 
nach Maßgabe des Geſetzes ($ 57) oder Statuts zuftändigen Genofjen- 
ihaftsorgane (Genofjenfchaftsnorftann, Seftionsvorftand, Vertrauens 
mann) zu erfolgen. Welches Organ im einzelnen Falle zuftändig ift, 
wird zunächſt bei dem DBetriebsunternehmer zu erforfehen, eventuell 
durch Nachfrage entweder bei vem Genofjenfchafte- over Sektionsvorſtand 
oder bei dem zuftändigen Vertrauensmann oder bei der Orts- bezw. 
Polizeibehörde zu ermitteln fein. 

Sollten diefe Wege zu feinem Ergebniß führen, jo empfiehlt das 
Reichs⸗Verſicherungsamt den Entiehädigungsberechtigten, bei der Orts— 
behörde die Einholung einer amtlichen Auskunft Seitens der zuftändigen 
unteren Berwaltungsbehörde über Namen und Wohnort des Genofjens 
ſchaftsvorſtandes zu erbitten. 

Die unteren Verwaltungsbehörden find diesſeits durch Zufendung 
einer Nachwelfung der Namen, Site und Bezirke der Berufögenoffen- 
haften, der Sektionen und der Schievsgerichte, ferner der Namen und 
Wohnorte der Vorfigenden der Genoffenfchafts- und Sektionsvorſtände 
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ſowie der Schiedsgerichte in den Stand gefegt, eine ſolche Auskunft 
zu ertheilen. 

Der Entſchädigungsanſpruch ift ſodann bei dem in vorſtehender Weife 
ermittelten Genofjenjchaftsvorftand anzumelden und leßterer gleichzeitig 
zu erjuchen, die an ihn gerichtete Anmeldung, fall8 er nach dem Statut zur 
Entjcheivung darüber nicht berufen fei, an ven zuftändigen Seftionsvor- 
ftand eventuell Vertrauensmann zur weiteren Veranlaſſung abzugeben. 


5. Gegen den von dem Genofjenihafts- bezw. Seftionsvorftand 
oder Dertrauensmann zu erlaffenden Beſcheid, durch welchen die Ent» 
ſchädigung abgelehnt oder in einer der Anficht des Entichäpigungs- 
berechtigten nicht entſprechenden Höhe feitgeftellt wird, fteht dem letteren 
die Berufung auf fchlensrichterliche Entſcheidung offen. ($ 62.) 

Die Berufung hat bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen vier 
Wochen nah der Zuftellung des Beſcheides bei dem Vorſitzenden des⸗ 
jenigen Schiedsgerichtes zu erfolgen, in deffen Bezirk ver Betrieb, in 
welchem der Unfall fich ereignet hat, belegen if. Wer dieſer Vorfigenpe 
ift, muß in dem Beſcheide angegeben fein. ($ 62 Abf. 2 und 3 a. a. O.) 

6. Ereignete fih der Unfall, in Folge vefjen ver Entſchädigungs—⸗ 
anjpruch erhoben wird, in einem Betriebe, für welchen ein Mitglied» 
ſchein von einer Berufsgenoſſenſchaft nicht ertheilt worben war, jo hat 
die Anmeldung des Entſchädigungsanſpruches bei der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörve zu erfolgen, in deren Bezirke der Betrieb belegen tft. 
Diejelbe bat den Entſchädigungsanſpruch mittelit Beſcheides zurüdzu- 
weijen, wenn fie den Betrieb, in welhem ver Unfall fich ereignet bat, 
für nicht unter ven $ 1 a.a. ©. bezw. $ 1 des Auspehnungsgefeges 
fallend erachtet; anverenfall® aber hat ſie die Feftftellung ver Genoffen- 
ſchaft, welcher der Betrieb angehört, nah 88 34—37 des Unfall: 
verjicherungsgefeges herbeizuführen und, nachdem dieſe Feftitellung er- 
folgt ift, den angemeldeten Entſchädigungsanſpruch dem zuftändigen 
Vorſtande zur weiteren Veranlaffung zu überweifen, auch dem Ent- 
ſchädigungsberechtigten hiervon fchriftlih Nachricht zu geben. ($ 59 
Ab. 4 a. a. O.) 

7. Gegen den Beſcheid ver unteren Verwaltungsbehörde (Ziffer 6), 
durch welchen ver Entfchäpigungsanfprud aus dem Grunde abgelehnt 
wird, weil der Betrieb, in welchem der Unfall fich ereignet Hat, für 
nicht verficherungspflichtig erachtet wird, fteht dem Verlegten und feinen 
Hinterbliebenen die Beſchwerde an das Neich® - Berficherungsamt zu. 
Dieselbe ift binnen vier Wochen nach ver Zuftellung des ablehnenden 
Beicheives bei der unteren PVerwaltungsbehörve einzulegen. ($ 62 
Abi. 1 a. a. O.) 

8. Das Geſetz über die Ausdehnung der Unfall- und Kranken⸗ 
verfiherung vom 28. Mai 1885 ift bisher nur für die im $ 1 Ziffer 1 
defielben bezeichneten Betriebe, d. i. 

ven gefammten Betrieb der Boft-, Zelegraphen- und Eifenbahn- 
Derwaltungen, fowie jämmtliche Betriebe der Marine⸗ und Heeres⸗ 
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verwaltungen, und zwar einjchließlich der Bauten, welche von dieſen 
Berwaltungen für eigene Rechnung ausgeführt werben, 
feinem vollen Umfange nad in Kraft getreten. 
Auf Unfälle, welche fih in den vorgenannten Betrieben vom 
1. October 1885 an ereignet haben, finden die oben unter Ziffer 1 
bi8 7 wiedergegebenen Beitimmungen des Unfallverjiherungsgefeges 
vom 6. Juli 1884 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Feitftellung 
der Entjhäpigungen bei den Reichs⸗- und Staatsbetrieben zunächſt 
buch Die — den unteren Verwaltungsbehörden diesſeits gleichfalls 
befannt gegebenen — Ausführungsbehörven erfolgt, bei denen ber 
Entſchädigungsanſpruch anzumelden if. ($ 1, $ 2 Abf. 3, SS 3, 7, 
3 und 10 des Ausvehnungsgefetes vom 28. Mat 1885.) 
(Beichd. d. RV.A. ohne Datum. Nro. 126. A. N. II. ©. 16.) 


4. Rapitel. 
Entfheidung des Schiedsgerihts. Rekurs an das Reichs-Yerſicherungsamt. 
8 63.1) 


Die Entſcheidung des Schiebsgerichtes ift dem Berufenven und dem⸗ 
jenigen Genoſſenſchaftsorgane, welches ven angefochtenen Beſcheid erlaſſen 


1) Die Endgültigkeit der Entſcheidungen des Schiedsgerichtes hat bei der Be⸗ 
rathung der jüngſten Vorlage im Reichsſtage Anfechtungen erfahren. Wenigſtens 
für die wichtigeren Fälle wurde die Möglichkeit eines Anrufens einer weiteren In⸗ 
ſtanz angt 

Der Entwurf trägt dieſem Verlangen Rechnung, indem von beiden Theilen in 
den Fällen des 867 Bilfer 2 egen die ſchiedsrichterlichen Enticheidungen Rekurs an 
das Reichs⸗Verſicherungsamt ', eingelegt werden können. 

Durch die Beitimmung, daß der Rekurs feinen Suspenfiveffelt haben Toll, 
wird erreicht, daß den Rekurrenten einftweilen die durch das Schiedögericht feſtgeſetzte 
Entihädigung zu Theil wird. 

Nur in einem Falle mußte dem Schiedsgericht die Befugniß beigelegt werden, 
die Kläger auf den Nechtäweg zu verweilen, dann nämlich, wenn es fih um die An- 
erfennung oder Nichtanerkennung des die Borausfegung des Entſchädigungsanſpruches 
bildenden Rechtsverhältniſſes zwiichen dem Getödteten und dem die Entichädigung 
Beanipruchenden ($ 6 Biffer 2), aljo 3.8. um die Rechtägiittigteit einer Ehe handelt. 
Die Fälle, in denen das Vorhandenfein eines ſolchen Rechtsverhältnifies ftreitig iſt, 
werden nur felten vorlommen. Liegt aber ein folder Fall vor, jo wird die Möglich» 
feit zu gewähren fein, über dieſe präjudizielle Rechtsfrage die Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte herbeizuführen. Dagegen ſoll die nad) Enticheidung der Rechts⸗ 
frage erforderliche Feititellung der Entſchädigung auch in Fällen Diefer Art dem 
Schiedsgericht vorbehalten bleiben. 

Die Präflufivbeftimmung im Ab. 2 ift nothwendig, Damit die Sache in ab- 
fehbarer Zeit zum Abichluß gebracht wird; dagegen erideint e3 nicht erforderlich, 
auch noch für den Fall, wenn der Entichädigungsberechtigte mit feiner gerichtlichen 
Klage durchgedrungen ift, eine Präkluſivfriſt zu jtellen, innerhalb welcher der Antrag 
auf Feitfegung der Entichädigung zu erheben tit. 

(Motive der Regierungsvorlage zu $ 63. ©. 72.) 
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bat, zuzuftellen. Gegen die Entſcheidung fteht in den Fällen des 8 57 
Ziffer 2 dem Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen, fowie dem Genoſſen⸗ 


In der Kommiſſion wurden verichtedene Anträge gelte, dabin gehend, an 
Stelle des Rekurſes an das Neich3- Verfiherungsamt die Berufung auf den Rechts⸗ 
weg, oder nad) freier Wahl entweder Berufung auf den Rechtsweg oder Rekurs an 
das Reichs⸗Verſicherungsamt zuzulaflen. Zur Begründung wurde von den Antrag. 
ftellern angeführt, Anſprüche ohne richterlichen Schug jeien in Wahrheit feine An« 
jprüche, nur zu den ordentlichen Gerichten würden die Arbeiter volle Vertrauen 
haben, aud in den Civil⸗ und Militär-Benfionsgejegen und in dem Geſetze über 
die Arbeiterfrantenverficherung ſei zulett der Rechtsweg gegen die Enticheidung der 
Behörden offen. Die Berweilung an das Reichs⸗Verſicherungsamt ſchneide eigent- 
lih dem Berletten jeden Rechtsweg ab. E3 handle fich um privatrechtliche Ver⸗ 
hältnifje, juriſtiſche Fragen von erheblicher Bedeutung würden zur Entjcheidung 
fommen, die ihrer Anlage nach an das Reichägericht gehörten. Die Centralijation 
der thatſächlichen Feſtſtellungen in Berlin ſei der denkbar ungeeignetejte Weg; das 
Reich3-Verjicherungsamt, ohnehin mit Arbeit überlaftet, werde für die zum Aus 
trage zu dringenden Ungelegenheiten zu hoch ftehen; Entfcheidung auf Grund der 
Aften jet bei denjelben wenig angebradjt; die Reiſe nad Berlin koſte zuviel, die 
Leute müßten alſo ihre Vertreter haben und der Anwaltszwang werde faktiſch ein« 
treten. Bor Allem aber jet da3 Prinzip der Trennung der Suftiz don der Ad⸗ 
miniftration fern zu halten. 

Die Vertreter der verbündeten Regierungen erklärten, von einem Mißtrauen 
gegen die ordentlichen Gerichte müßten ſie fich frei. Inzwiſchen habe bei der Ver⸗ 
handlung über die Schtedsgerichte einer der Untragiteller geäußert, Rechtsfragen 
würden bei denjelben wenig zur Sprache Tommen, ſondern thatjächliche Erhebungen. 
Aber auch wenn in den Berufungen gegen die Entſcheidung der Schtedägerichte 
Rechtsfragen zur Sprache kämen, würden fie von der Centralftelle nach einheit- 
lien Grundjägen und feiter Praxis entjchieden werden, was wegen der großen 
Zahl der ordentlihen Gerichte nicht zu erreichen ſei. Aus den Sprücden des 
Reichs⸗Verſicherungsamtes werde der Gejeggeber allmählig zu erutren willen, welche 
Abänderungen nothwendig feien. Die Mena pen gab er bung werde ohne Zweifel 
den Barteien die mündliche Ausführung vor dem Reichs⸗Verſicherungsamt geitatten, 
aber nothwendig werde die Reiſe nach Berlin auch nicht jein. Gegenüber dem 
Verfahren vor den Landgeridhten, wo Anwaltszwang gejeßlich beftehe, würden die 
Koſten gewiß geringere jein. Sehr viele Fälle würden wohl nicht vor dag Reichs⸗ 
Berfiherungsamt kommen, jedenfall3 aber ftehe daffelbe nicht zu Hoch für deren 
Erledigung, wenn das Geſetz je ihm zuweiſe. Auch auf anderen Gebieten gebe 
e3 Adminiftrationg-Behörden mit richterlichen Funktionen, wie die Kreisausichüfie, 
die Oberverwaltungsgerichte, da3 Bundesamt fir das Heimathdwejen. Das Reichs“ 
Berfiherungsamt * die richterliche Schutzinſtanz für die Anſprüche der Arbeiter. 
Scheine daffelbe in feiner Zufammenfegung nicht die genügenden Garantien für 
eine unparteitiche Rechtsſprechung zu bieten, jo möge man auf eine vollitändigere 
finnen. Ganz unerwünfcht jeien jedenfalls die Eventualanträge, da fie eine Diver- 
genz der Rechtsſprüche befördern würden. elite Prinzipten in der Anwendung 
des Geſetzes jeien nothwendig, deßhalb müſſe die legte Inſtanz der Entjcheidun 
in einer Hand liegen. — Demgegenüber hielten die Untragiteller an ihrer Auf- 
fafjung feit, daß eine günftige irkung de3 Geſetzes von der DOffenhaltung des 
Rechtsweges abhängig jei. Die Koftenfrage komme nicht in Betracht, da die Ver⸗ 
handlungen im Armenrecht geichehen würden. Das Reichs⸗Verſicherungsamt werde 
die Leute felten fommen laffen höchſtens das eine oder andere Mal der Dekoration 
wegen. Eine Gentralinftang bleibe auch nad) Verweijung an die ordentlichen Ge⸗ 
richte, fie liege im Reichsgericht. — Die Auffafjung ftieß jedoch auch in der Kom⸗ 
miſſion auf mehrfahen Widerſpruch. In Uebereinftimmung mit den Vertretern 
der verbündeten Regterungen war man auf diejer Seite der Meinung, daß eine 
fachverftändige Adminiftrativbehörde, wie fie im Reichs⸗Verſicherungsamt auf alle 
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ſchaftsvorſtande binnen einer Frift von vier Wochen nah der Zuftellung 
der Entfcheivung der Rekurs an das Reichöverfiherungsamt zu. Derſelbe 
hat feine aufjchiebende Wirkung. 

Bildet in dem Falle des $ 6 Ziffer 2 die Anerkennung oder Nict- 
anerfennung bes Rechtsverhältniſſes zwifchen dem Getödteten und dem bie 
Entſchädigung Beanſpruchenden die Vorausſetzung des Entſchädigungsan⸗ 
ſpruches, ſo kann das Schiedsgericht den Betheiligten aufgeben, zuvörderſt 
bie Feſtſtellung bes betreffenden Rechtsverhältniſſes im ordentlichen Rechts— 
wege herbeizuführen. 

In diefem alle ift die Klage bei Vermeidung des Ausichluffes des 
Entfhärigungsanfpruches binnen einer vom Schiedsgericht zu beftimmenben, 
minbeftens auf vier Wochen zu bemeffenden Friſt nach der Zuſtellung bes 
hierüber ertheilten Beſcheides des Schiedsgerichtes zu erheben. 

Nach erfolgter rechtöfräftiger Entſcheidung des Gerichtes hat das Schiebs- 
gericht auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch zu entfcheiben. 


5. Rapitel. 
Beredhtigungs-Hadjweis. 
8 64.1) 


Nach erfolgter Feftftellung der Entſchädigung ($ 57) ift dem Bered- 
tigten von Seiten des Genofjenihaftsvorftandes eine Beſcheinigung über die 
ihm zuſtehenden Bezüge unter Angabe der mit der Zahlımg beauftragten 
Poftanftalt (8 69) und ber Zahlungstermine auszufertigen. 

Wird in Folge des ſchiedsrichterlichen Verfahrens der Betrag der Ent- 
ſchädigung geändert, fo ift dem Entſchädigungsberechtigten ein anderweiter 
Bereihtigungsausweis zu ertheilen. 


Fälle erblidt werden müſſe, geeigneter zur Enticheidung jei, wo es fich im Wejent- 
lihen um Abmeſſung der Renten, alfo um Thatfragen handele, als die Gerichte 
und berief fih u. X. auf die günitigen Erfahrungen, welche man auf dem @ebiete 
der Armenpflege mit analogen Snitituten gemacht habe. 

Sämmtliche Anträge wurden jchließlich abgelehnt und die Regierungsvorlage 
unverändert angenommen. (Kommiſſions⸗Bericht zu $ 63.) 

ı) Wegen Ausſtellung des Berechtigungsausmweifes ift zu $ 61 das Erforders 
liche bemerkt worden. 

In dem Falle, dab die erite Feftitellung der Genofjenichaftsorgane durch 
ſchiedsgerichtliche Enticheidung abgeändert wird, bedarf es einer anderweiten Be- 
nachrichtigung Seitens der Genoſſenſchaft, ſowie der Ausitellung eines andermeiten 
Berechtigungsſcheines für den Empfangsberechtigten. Dafjelbe it der Zall, wenn 
auf erhobenen Rekurs des Neicha« Berlicherungdamtes die Feſtſetzung des Schieds⸗ 
gerichte ändert. In dem Yale, wenn der in früherer Inſtanz feitgeftellte und 

ereit3 ausgezahlte Entichädigungsbetrag fpäter rechtsgültig ermäßigt wird, muß 
das Buvielgezahlte wieder eingezogen werden. Die hieraus möglichermeije fich er- 
ebende Inkonvenienz erjcheint gegenüber den fonftigen Vortheilen des vorge 
Fhlagenen Verfahrens fehr gering. 

(Motive des Negierungs-Entwurfes $ 64 ©. 72.) 
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@rläuterungen: 


Seitens des Vorſtandes einer Berufsgenoffenichaft war angefragt 
worden, in welcher Weife nach erfolgter Feitftellung ver Entfehäpigungen 
für die durch Unfall Verlegten und für die Hinterbliebenen der durch 
Unfall getödteten Verficherten die den Berechtigten zuzuftellenden Be— 
ſcheinigungen über die ihnen zuftehenven Bezüge (8 64 des Gefekes) 
auszufertigen feten. 

Hierauf erwivert das Neihe-Verfiherungsamt, daß es am zwed- 
mäßigjten fein werde, für ven Berechtigungsnachweis jedesmal dasjenige 
Formular zu benugen, welches in dem betreffenden Falle für die Zahlungs- 
anweiſung an die Poft durch die vom Reich8-Verficherungsamt erlaffene 
„Seihäftsanweilung für die Vorftände der Berufsgenoffenfchaften betr. 
die Auszahlungen durch die Poft vom 27. September 1885" (A. N. 
©. 224 ff.) ) vorgefchrieben tft. Es wird hierbei nur nothwenpig fein, 
das Formular abjchriftlich auszufüllen und darunter zu feken: 

ALS Berehtigungsausweis ausgefertigt. 

Dri. Datum. Der Vorſtand der Berufögenofjenichaft. 
(Stempel.) (Unterfchrift.) 
(Beſchd. d. R.V. A. v. 20. Oktober 1885. Nro. 78. A. N. I. ©. 354.) 


6. Kapitel. 
Beränderung der Berhältniffe, 
8 65.3) 


Tritt in den Berhältniffen, welche fir die Teftftellung der Entſchä⸗ 
digung maßgebend gewejen find, eine weientlihe Veränderung ein, jo kann 








1) Siehe diejelbe unter den Ausführungsbeitimmungen zu $ 69. 

2) Für den Yall, dab die Verhältniffe von welchen die Entjchädigungsbe- 
vechtigung oder die Höhe der Entfeäbigung abhängt, eine Veränderung erleiden, 
(Wiedergewinnung der Ermerbsfähigkeit, Eintritt völliger Ermwerbsunfähigkeit bei 
einem nad) fjcheinbarer Heilung des Verlegten für nur theilmeis erwerbsunfähig 
Erachteten, nachträglicher Eintritt des Todes eines Verletzten u. ſ. w.), muß ſo— 
wohl den Berpflichteten wie den Entichädigungsberechtigten die Möglichkeit der 
Wiederaufnahme des Entichädigungsverfahrens gegeben werden. 

Sm Falle nachträglich eintretenden Todes wird in dem Entwurf den Hinter- 
bliebenen des Verletzten dieje Befugniß nur binnen Jahresfriſt beigelegt, weil 
diejer Zeitraum zur Wahrung der Aniprüche der Hinterbliebenen ausreichend er- 
fcheint und nad) Verlauf noch längerer Zeit der Nachweis des urjächlichen Zufammen- 
hanges zwiſchen der durch den Unfall en Verletzung und dem Tode 
des Berlegten außerordentlich erjchwert jein würde. 

Da Zweifel darüber entitehen können, von welchem Zeitpunkt ab ſolche nach⸗ 
träglich feitgeftellte Leiftungen beginnen oder die Zahlung bewilligter Renten ganz 
oder theilweiſe eingejtellt werden fol, fo haben hierüber die im Abf. 3 und 4 ent- 
baltenen Beitimmungen getroffen werden müſſen. 

Die Fälle des Heranwachlens der Kinder über das fünfzehnte Lebensjahr 
hinaus, oder de3 vorzeitigen Todes derjelben, desgleichen die Fälle der Wiederver- 
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eine anderweitige Yeltftellung derſelben auf Antrag oder von Amtswegen 
erfolgen. 
ur der Berlebte, für welchen eine Entſchädigung auf Grund des 8 5 
feftgeftellt war, in Folge der Verlegung geftorben, fo muß der Antrag auf 
Gewährung einer Entſchädigung für die Hinterbliebenen, falls deren Feft- 
ftellung nicht von Amtswegen bewirkt worden ift, bet Vermeidung bes Aus- 
ſchluſſes vor Ablauf von zwei Jahren nad) dem Tode des Verlegten bei 
dem zuftändigen Borftande angemeldet werden. Nah Ablauf dieſer Frift 
ft der Anmeldung nur dann Folge zu geben, wenn zugleich glaubhaft be= 
ſcheinigt wird, daß der Entſchädigungsberechtigte von der Verfolgung feines 
Anſpruches durch außerhalb feines Willens liegende Berhältniffe abgehalten 
worden if. Im Uebrigen finden auf das Verfahren die Vorſchriften der 
SS 57 bis 64 entiprechende Anwendung. 
Eine Erhöhung der im $ 5 beftimmten Rente kann nur für die Zeit 
nad Anmeldung des höheren Anjpruches geforvert werben. 
Eine Minderung oder Aufhebung der Rente tritt von dem Tage ab 
in Wirkſamkeit, an welchen der dieſelbe ausſprechende Beſcheid ($ 61) dem 
Entihäpigungsberechtigten zugeftellt worden ift. 


7. Rapitel. 
Fälligkeitstermine, 
8 66.1) 


Die Koften des Heilverfahrene ($ 5 Ziffer 1) und die Koften ber 
Beerdigung ($ 6 Ziffer 1) find binnen acht Tagen nad ihrer Feſtſtellung 


($ 57) zu zahlen. 
Die Entfhädigungsrenten der Verletzten und ber Hinterbliebenen ber 


beirathung der Wittme werden ohne eigentlihe Wiederaufnahme des Verfahrens 
im Wege der Berechnung auf Grund der früher feitgeftellten Unterlagen und nad 
Maßgabe des $ 6 durch die Organe der Genoffenichaft erledigt. Ein Streit wird 
in ſolchen Fällen kaum entftehen. Eventuell fteht aber auch Hier den Entſchädigungs⸗ 
berechtigten die Berufung an das Schiedögericht offen. 

(Motive der Regierungsporlage $ 65. ©. 73.) 

Der in der Kommiljion zu Abi. 2 gemachte Zuſatz iſt eine Konfequeng der 
zu 8 56 gefaßten Beichlüfle. 

1) Die Beltimmung, daß die Koften des Heilverfahrens und der Beerdigung 
eine Woche nad) ihrer Feititellung zu gaben find, iſt aus der Ewägung hervor⸗ 
gegangen, daß die Zahlung dieſer zur Beſtreitung des dringlichften Bedürfniſſes 
erjorberlihen Koften thunlichſt bald erfolgen, eine Heine Friſt zwiſchen der Feſt⸗ 
jegung und der Bahlung aber ſchon um deswillen Tiegen muß, weil erft die An- 
weifung an die Bahlitelle ($ 69) auögeitellt und bei legterer eingegangen jein muß. 

Die Vorauszahlung der Entihädigung entſpricht der Alimentennatur der 
legteren ; die Zahlungsperioden wären im Intereſſe der Berechtigten furz zu be- 
meſſen, jedoch dürfte auch die Durch allzuhäufige Zahlungen eintretende Geſchäfts⸗ 
belaftung der Zahlſtellen nicht unberüdlichtigt bleiben. 

(Motive zum Regierung3-Entwurf $ 66. ©. 73.) 
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Getöbteten find in monatlihen Raten im Boraus zu zahlen. Diefelben 
werden auf volle fünf Pfennig für den Monat nad) oben abgerimbet. 


Erläuterungen zu $$ 59-66: 

1. ꝛc. Uebrigens folgt aus der jegigen Gewährung ver Rente an 
die Mutter des Verunglüdten noch nicht ohne Weiteres ein lebensläng- 
liher Anfpruch derſelben auf den Fortbezug der Rente, viefer tft viel- 
mehr dauernd bedingt durch die Dürftigfeit der Empfängerin ($ 6 
Biffer 2b a. a. O.). Imfofern die gedachte Vorausfegung fpäter in 
Wegfall kommen follte, fo würde auf Grund dieſer wejentlichen Aenderung 
ver Berhältniffe, welche für die Feſtſtellung der Entſchädigung maß- 
gebend geweien find, gemäß 8 65 Abſ. 1a. a. O. eine anderweite 
Feſtſtellung event. Wegfall der Rente erfolgen können. Dabei würde 
in Betracht fommen, daß die Entſchädigungsrenten ven Hinterbliebenen 
der Getöbteten nah 8 66 Abf. 2 a. a. D. in monatlichen Raten im 
Boraus zu zahlen find und daß eine Minverung oder Aufhebung ver 
Nente nah 8 65 Abi. 4 a. a. D. von dem Tage ab in Wirkſamkeit 
tritt, an welchem der viefelbe aussprechende Beſcheid ($ 61 a. a. DO.) 
dem Entſchädigungsberechtigten zugeftellt ift. 

(Beihd. d. R.B.X. v. 14. November 1885. Nro. 62. U. R. I. ©. 370.) 1) 


2. Auf Anfrage, ob ein Genoffenfhaftsvoritand auch dann zur 
Beanftandung der ftatutenmäßig durch den Sektionsvorſtand bezw. den 
Bertrauensmann erfolgten Feſtſetzung der Entſchädigung nicht berechtigt 
bezw. verpflichtet fei, wenn die Vorfchriften des Geſetzes augenſcheinlich 
nicht beobachtet feien, und ob er in foldhen Fällen feinerlei Verant- 
wortung für die feinerfeits bewirkte Vollziehung der Anweifung mit zu 
tragen habe, erwidert das Reichs⸗Verſicherungsamt: 

Den Genoffenihaftsvorftand trifft Feinerlei Verantwortung für pie 
Entſchädigungsfeſtſtellungen, welche Seitens ver durch das Statut be- 
tufenen Genofjenfchaftsorgane innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erfolgt find. 

Selbftverftändlich ift ver Vorſtand in Fällen erheblicher Zweifel 
an der formellen oder materiellen Richtigkeit einer Feſtſtellung berechtigt 
und verpflichtet, feine Bedenken dem betreffenden Genoffenihaftsorgane 
nachträglich zur Kenntniß zu bringen, dagegen tft er nicht befugt, auf 
Grund diefer Bedenken vie Vollziehung ver Zahlungsanwetjung bezw. 
des Berechtigungsausweiſes zu beanjtanden. Denn für vie Entichä- 
bigungsberechtigten wird durch bie bereits erfolgte Ertheilung des Felt- 
ftellungsbefcheives ($ 61 des Gefetes) ein felbititändiges Necht begründet, 
welches der einfeitigen Einwirkung ſowohl des Genofjenfchafte- als des 
Sektionsvorſtandes bezw. Vertrauensmannes entzogen ift. Wird dieſer 
Seftitellungsbefchetd nicht im Wege des jchiensgerichtlichen Verfahrens 
angefochten, fo bleibt verfelbe zu Gunften des Entfchäbigungsberechtigten 
jo lange in Kraft, als nicht auf Grund des 8 65 a. a. D. eine ander- 
weite Fetitellung wegen „Veränderung ver Verbältniffe” erfolgt. 


1) Den eriten Theil des Beſcheides fiehe zu 8 59. 
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Hiermit fteht e8 nicht im Widerſpruch, daß ber Genofjenichafts- 
vorſtand Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtig- 
feiten, welche in dem Teftftellungsbefcheide vorkommen, eventuell unter 
entfprechender Benachrichtigung ber Betheiligten berichtigt (vergl. $ 290 
ber Civilprozeßordnung, Reichsgeſetzblatt 1877. ©. 83) und danach bie 
Zahlungsanweifung und den Berechtigungsausweis ausitellt. 

Glaubt der Genoſſenſchaftsvorſtand die Intereffen der Berufsge⸗ 
nofjenfchaft bei dieſer Sachlage nicht hinreichend gewahrt, fo muß es 
demjelben überlaffen bleiben, auf eine Abänverung der von ber Felt- 
ftelung ver Entihäpigungen handelnden Beftimmungen des Statuts 


hinzuwirken. 
(Beichd. d. R.V. A. v. 29. März 1886. Nro. 153. A. N. IL. ©. 74.) 


3. Die Vorfchrift des 8 66 Abf. 2 U.V. G., wonach die Ent- 
Ihäpigungsrenten der Verletzten und ver Hinterbliebenen ver Getöpteten 
in monatlichen Raten im Voraus zu zahlen find, tft nach der Meinung 
des Neich8-Verfiherungsamtes dahin zu verjtehen, daß am Erſten eines 
jeden Monat® der auf den lekteren entfallenve zwölfte Theil ver Iahres- 
rente im Voraus zu zahlen iſt. Erfolgt die Anwetfung innerhalb eines 
Monats, fo tft der auf den Reſt deſſelben entfallende Betrag jofort 
zu zahlen, während die ferneren Beträge an jedem Monatserften 
fällig find. 

Diefe Auffaffung liegt auch den mit der diesſeitigen Gefchäftsan- 
weifung für die Vorſtände der Berufsgenoffenichaften, betreffend vie 
Auszahlungen dur die Poft, vom 27. September 1885 (U. N. 1. 
S. 224) vorgefehenen, die NRentenzahlungen betreffenden Formularen 
II, IV, VI His X zu Grunde. 

Soweit es fih um bie Anweifung ver Rente für einen Yruchtheil 
des Monats handelt, wird der Berechnung nach viesfeitiger Auffafjung 
die wirkliche Zahl der Tage des betreffenden Monats, nicht aber die 
Durchſchnittszahl 30, zu Grunde zu legen fein. Die Wittwe eines am 
5. Februar Getödteten bat alſo im gewöhnlichen Jahre den Anſpruch 
auf gs, im Schaltjahre auf 2#/ao des Monatsbetrages der Rente. 
Die Gewährung von nur 2%/s, würde eine Schmälerung ihres Rechtes 
fein. Andererjeitd würde die Wittwe für den entſprechenden Fall im 
März nur %,,, im April 2%/,, des Monatsbetrages zu beanipruchen 
haben. (Beichd. d. R.V. A. v. 15. Juni 1886. U. N. II. ©. 160.) 
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8. Kapitel. 
Ausländifche Entfhädigungsberedtigte. 


8 67.1) 


Die Genoſſenſchaft kann Ausländer, welche dauernd das Reichögebiet ver- 
laſſen, durch eine Kapitalzahlung für ihren Entſchädigungsanſpruch abfinden. 


1) Diejelben Gründe, welde für die im leßten m des 8 6 getroffene 
Veſtimmung fpredhen, führen dazu, den Bezug der zur Yeitftellung gelangenden 
Rente ruhen zu laffen, folange der Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Damit 
aber entihädigungsberechtigte Ausländer dadurch nicht veranlaßt werden, von der 
Burüdverlegung ihres Wohnfikes in das Ausland Abftand zu nehmen, wird die 
Möglichkeit einer einmaligen Abfindung für die Rente in Ausficht genommen. Ob 
bon diefer Befugniß Gebraud zu machen, unterliegt der freien Beitimmung der 
Genofienihaft. (Motive ©. 74.) 

In der Kommilfion wurde Streichung des Paragraphen beantragt; ein an⸗ 
dered Mitglied wollte die Beftimmung der Negierungsvorlage wegen Abfindun 
der Ausländer obligatorifch machen und die Beitimmmumg hinzugefügt wiſſen: „Dur 
Statut kann der Genoſſenſchaftsvorſtand ermächtigt werden, Berechtigten, welche 
nicht im Inlande wohnen, Entiehädigungsrenten zu gewähren“. Bur Begründung 
des eriten dieſer Abänderungsporichläge wurde bemerkt, der Zuftand der ins Aus- 
land verzogenen Perſonen fei nicht zu kontroliren, man müffe jte abfinden; Nach- 
jendung der Rente ſei nicht wohl möglich. Der zweite Antrag wurde mit dem 
Hinweis auf die Betriebe begründet, welche an der Grenze belegen jeien. — Re⸗ 
gterungsfeitig wurde der zweite Antrag als annehmbar bezeichnet, die Berechtigung 
des eriten Dagegen beitritten; bie individuellen Verhältnifie müßten in folchen 
Fragen enticheiden und ſei daher eine falultative Regelung beſſer. Für die 
Streihung des ganzen $ 67 wurde angeführt, feine Beitimmungen trügen einen 
Heinlihen Charafter. Warum follten Inländer nicht ebenfogut ne ente im 
Auzlande verzehren dürfen? Die praktiſchen Schwierigkeiten Prien o groß nidt. 
Uebrigens möge, wer verzieht, jehen, mie er jich in den Beſitz der Empfangs- 
legitimation jeßen werde. — Regierungsfeitig wollte man diefe Gründe nicht gelten 
Injien. Das Reichsbeamten⸗Geſetz von 1873 verlange von den auswärts wohnen⸗ 
den Benfionären den Nachweis, daß ihre Verhältniffe fich nicht geändert hätten ; 
wie jolle ein ins Ausland verzogener Urbeiter einen folchen Nachweis bringen ? 
Es könnten Umftände eintreten, welche zu einer Uenderung der zugejprochenen 
Rente führen müßten; wie folle in derartigen Fällen die Feftitellung erfolgen ? 

Bei der Abſtimmung wurden ſowohl die Regierungsvorlage als diegeftellten Ab— 
änderungsanträge abgelehnt und demnächſt bie Einfügung de3 folgenden neuen 
Paragraphen beantragt: 

„Auf Antrag des Verlegten oder der Hinterbliebenen kann unter Yuftimmung 
des zuftändigen Urmenverbandes für die ganze Rente oder einen Theil derfelben 
eine Kapitalabfindung gewährt werden. 

Die Senoffenigatt kann Ausländer, melde dauernd das Reichsgebiet ver⸗ 
offen, durch eine Kapitalzahlung für ihren Entſchädigungsanſpruch abfinden. 

Soweit die Rapitalzahlung die Rente für das laufende Jahr üÜberfteigt, kann 
der Betrag dem Nejervefonds entnommen werben“. 

Die Diskuffion drehte fi) vorwiegend um die in Abf. 1 angeregte Frage der 
Kopitalabfindung. An der Hand fozialpolitiicher Erwägungen oder auf Grund ge- 
madter Erfahrungen wurde die lettere von dem Einen als wünfchenöwerth, von 
dem Anderen als der Regel nach ſchädlich bezeichnet. Da die Frage Ausländern 
gegenüber anders liege, wurde alljettig anerlannt. Die Abjtimmung ergab Ablehnung 
des erften und dritten, dagegen Annahme de3 zweiten Abſatzes, welcher nunmehr 
den $ 67 bildet. (Kommiſſionsbericht zu $ 67.) 
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9. Ra pi tel. 
Hnpfändbarkeit der Entfhädigungsforderungen. 


8 68. 


Die den Entſchädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zu— 
ftehbenden Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfänbet, 
no auf Dritte Übertragen, noch für andere als die im $ 749 Abf. 4 der 
Civilprozeßordnung bezeichneten Forderungen der Ehefrau und ber ehelichen 
Kinder und die des erjagberechtigten Armenverbandes gepfändet werben. 


10. Kapitel. 
Auszahlung durd die Poſt. 
8 69.1) 


Die Auszahlung der auf Grund dieſes Geſetzes zu leiſtenden Ent- 
ſchädigungen wird auf Anweifung bes Genoſſenſchaftsvorſtandes vorſchußweiſe 


1) Zur Vermeidung hoher Berwaltungsloften muß der Bedarf der Berufs- 
genofienigaiten an bejoldeten Beamten möglichft gering bemefien und die Abwickelung 
er Auszahlungsgeichäfte in einer den Bedürfnifien der Arbeiter möglichit entgegen- 
fommenden Weiſe ficher geftellt werden. Die Einrichtungen von Bahlitellen der 
einzelnen Genofjenfchaften würde den Apparat derjelben unverhältnigmäßig ver- 
gröhern und für die Rentenempfänger wegen der räumlichen Entfernungen manche 
nzuträglichleiten im Gefolge haben, während die Poftverwaltungen das Bahlungs- 
geihäft in der für alle Betheiligten bequemiten Weije zu erledigen im Stand find. 
Die Bahlung der feftgejegten Entichädigungen jol demnad auf Anweiſung 
der Genoſſenſchaftsvorſtände vorſchußweiſe durch die Poſtverwaltung, in der Regel 
durch dasjenige Poſtamt, in deflen Bezirk der Entichädigungsberechtigte zur Zeit 
des Unfalls feinen Wohnfit hat, bewirkt werden. 

Die Verſtärkung der Betriebsfonds, deren die Poftverwaltungen zur Zeiftung 
der Vorſchüſſe etwa bedürfen, wird durch Ueberweiſung der erforderliden Summen 
aus Reichsfonds zu bewirken fein. 

Eine Vergütung feitend der Genoflenichaften für den entgangenen Zinsver— 
luft ift ebenjowenig in Ausſicht genommen, wie eine von den erfteren zu leiftende 
Entihädigung der Poftverwaltungen für die Belaftung derjelben mit dem Aus⸗ 
zahlungege chutt 

enngleich die Feſtſtellung der Entſchädigungen nad) 8 57 auch durch Sektions⸗ 
borftände, Ausſchüſſe oder Vertrauensmänner fol erfolgen können, jo überträgt 
doch der Entwurf die Ausftellung der Anweiſungen auf die Poft im Intereſſe der 
Sicherheit und Weberfichtlichleit nur den Genoſſenſchaftsvorſtänden ſelbſt. 

Die fpeziellere Regelung wird den Ausführungsbeitimmungen überlaffen 
bleiben können. 

(Motive zur Regierungsporlage $ 69. ©. 74.) 

In der Kommiſſion erflärte ein Mitglied, daß zwar feine prinzipiellen Be⸗ 
denfen gegen die Hineinziehung der Bolt in die Durchführung der Unfallverfiche- 
rung nicht gehoben feien, daß man diefelben aber im Intereſſe des Zuftande- 
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durch die Poftverwaltungen, und zwar in der Regel burd dasjenige Poft- 
amt, in deſſen Bezirk der Entſchädigungsberechtigte zur Zeit des Unfalls 
feinen Wohnfig hatte, bewirkt. 

Verlegt der Entihädigungsberechtigte feinen Wohnfig, fo bat er bie 
Ueberweifung der Auszahlung der ihm zuftehenden Entihäpigung an das 
Poftamt feines neuen Wohnortes bei dem Borftande, von welchem bie 
Zahlungsanweiiung erlafien worben ift, zu beantragen. 


AHusführungsporfchriften: 

Gefhäftsanweifung des Beichs-Berfiherungsamtes vom 27. Sept. 1885 
für die Horflände der Berufsgenoffenfhaften betreffend die Auszahlungen 
duch die Bol. (4.4.13. 224.) 

Gemäß 8 69 des Unfallverficherungsgefeges wird vie Auszahlung 
der Entſchädigungen auf Anmeifung des Genoſſenſchaftsvorſtandes durch 
die Poftverwaltungen und zwar in ver Regel durch dasjenige Poftamt, 
in deſſen Bezirk der Entſchädigungsberechtigte zur Zeit bes Unfalls 
feinen Wohnfig hatte, bewirkt. 


fommens des Geſetzes zurüditellen wolle. Im Anichluffe Hieran ſprach ſich ein 
anderes Mitglied dahin aus, daß ihm zwar eine Auszahlung der Entichädigungen 
durch Vermittelung der verichtedenen Krankenkaſſen lieber gewejen wäre, daß aber 
hiervon eine übermäßige Belaftung diefer Kaſſen befürchtet werden müſſe. Auch 
werde e3 denjelben an disponiblen Fonds für die Vorſchüſſe fehlen und eine Be- 
rechnung der Zinſen zu ganz außerordentlihen Schwierigfeiten und Weiterungen 
führen. — Dagegen wurde von anderer Seite gegen die Betheiligung der Bolt 
Einipradhe erhoben. Dieſelbe involvire einen doppelten Zuſchuß an die Arbeit- 
eber, einmal durch den Erlaß der Zinjen, jodann durch die unentgeltlich geleijtete 
rbeit. Dazu komme, daß man der Bolt Geſchäfte übertrage, welche nicht für 
fie paflen und die Verwaltung ſchädigen. — Seiten? der Vertreter der verbün- 
deten Regierungen wurde hierauf erwidert, die Zahl der Poftämter jei eine fo 
große, daß von einer erheblichen ermehrung der Arbeitslaft nad) dem Inkraft⸗ 
treten des vorliegenden Geſetzes nicht wohl die Rede fein könne. Nur bei den 
Sentralitellen und Oberpojtdirektionen werde allenfalls eine Mehrarbeit eintreten, 
welche eine Vermehrung der Beamten erheilchen Tönne. — Auf die Anfrage eines 
Kommiffionsmitgliedes wurde weiter unter Hinweis auf ©. 74 der Motive (vergl. 
Abſ. 3 der Motive zu 8 69) erklärt, daß die Reichs⸗Poſtverwaltung den Poſtver⸗ 
waltungen Bayerns und Würtembergs die erforderliden Summen aus Reichs⸗ 
mitteln zur Verfügung ftellen werde. 

Eine längere Diskuſſion fand über die Trage ftatt, ob die Berufsgenofjen- 
ſchaften der Poſt Erjat leiften jollten für den Zinsverluſt, welcher derjelben durch 
die Auszahlung der Entjchädigungen erwachſe. Die Höhe diejed Verluftes wurde 
verichieden berechnet, die Gegner der Heranziehung der Poſt waren jedoch der 
Meinung, daß Hier in jedem Falle eine maskirte Reichszuſchußleiſtung vorliege 
und das Prinzip gewahrt werden müfle. Andererjeit3 wurde angeführt, daß man 
das Prinzip nicht in Heinliche Konjequenzen hinein verfolgen möge. Es jei der 
Reichs» und Staatdanftalten nicht würdig, mit den Berufsgenoſſenſchaften in relativ 
geringfügige Binsberechnungen einzutreten, mo es fi) einzig darum handele, den 
Intereſſen der Arbeiter auf die einfachite und bequemfte Weije gerecht zu werden. 

(RKommiffionsberidt zu $ 69.) 
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Verlegt der Entſchädigungsberechtigte feinen Wohnfig, jo bat er 
die Ueberweifung ver Auszahlung ver ihm zuftehenven Entſchädigung 
an das Poftamt feines neuen Wohnorts bei dem Vorftande, von welchem 
die Zahlungsanweifung erlaffen worden ift, zu beantragen. 

Zur Ausführung diefer Vorſchriften beftimmt das Reichs - Ber- 
fiherungsamt, im Einvernehmen mit ven Central-Poftbehörven, für die 
Genoſſenſchaftsvorftände, was folgt: 

8 1. Die Zahlungsanweifungen find unter Benugung der an 
liegenden Formulare I bis XIN) zu erlaffen. 

Formular I ift anzuwenden bei ber Anmweifung von Koften des 
Heilverfabrens (8 5 Abf. 2 Ziffer 1 des Geſetzes); 

I vesgleichen von Renten an den Verletzten ($ 5 Abf. 2 Ziff. 2); 

III vesgleihen von Beerpigungstoften ($ 6 Ziffer 1); 

IV vesgleihen von Renten an die Wittwe eines Getöbteten 
(8 6 Ziffer 2 lit. a); 

V vesgleihen von Abfinpungen an Wittwen im Falle der 
Wieververheirathbung ($ 6 Ziffer 2 lit. a.); 

VI vesgleihen von Renten an die Kinder eines Getöpteten 
($ 6 Ziffer 2 lit. a.); 

VID vesgleihen von Renten an die Afcendenten eines Ge 
tödteten ($ 6 Ziffer 2 lit. b.); 

VIII vesgleihen von Renten an die Ehefrau eines im Kranfen- 
haufe untergebrachten Verletzten ($ 7 letzter Abſatz); 

IX desgleichen von Renten an die Kinder eines im Kranfen- 
hauſe untergebrachten Verlegten ($ 7 Tester Abſatz); 

X veögleichen von Renten an die Afcendenten eines im Kranfen- 
haufe untergebrachten Verlegten ($ 7 letzter Abjak) ; 

XI vesgleihen von Kur⸗ und Verpflegungstoften an ein Kranken⸗ 
haus (8 7 Abf. La. a. O.). 

8 2. Die Formulare find forgfältig und in leſerlicher Schrift 
auszufüllen. Die Perfon, zu deren Händen die Zahlung erfolgen ſoll, 
tft fo genau zu bezeichnen, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird. 

8 3. Die Zahlungsanweifungen find in einer Ausfertigung und 
einer Abfehrift unter Briefumjchlag (ohne Anfchreiben) an die Obere 
Poſtbehörde, in deren Bezirk die Berufsgenofienichaft ihren Sit hat, 
und zwar im Reichspoſtgebiet an die Ober-Boftdirektionen, in Bayern 
an das Ober: Poftamt, in Würtemberg an die Generalpireftion der 


1) Siehe diefelben in der Beilage IX. 
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Poften und Telegraphen zu Stuttgart einzuſenden. Dieſe Behörden 
werben ihrerjeits Die Weitexbeförderung ber Zahlungsanmweifung an die 
mit der Zahlung beauftragte Poſtanſtalt, erforberlichenfalls durch Ver⸗ 
mittelung der anderiveit zuſtändigen Ober⸗Poſtbehörde veranlaſſen. 

Ä 8 4 Zar Vermeidung von Irrungen ift der Name und Sig der 
mit ver Zahlung beauftragten Poftanftialt iu Tept und am Fuße ber 
Anweifung offen zu laffen. Die im $ 3 bezeichneten Behörben merben 
in bie Jahluugsammweileng ben Namen und Sit berjenigen Poftanſtalt 
eintragen, in deren Bezirk ver Wohnort (Wohnung) dves Empfamgs⸗ 
bevechtigten beiegen iſt. 

In dem Bereshtigungsausweis ($ 64 bes Unſallverficherungsgeſetzes), 
deren Abſendung an nen Entichäiwigungsberechtigten gleichzeitig mit ber 
Ueberfendung der Zahlungsanmweifung an die obere Poftbehimne zu he 
wirken ift, erfolgt bie Angabe ver mit der Zahlung Beauftragten Poft- 
anitalt durch ven Hinweis, daß bie Zahlung durch diejenige Poſtanſtalt 
werde geleijtet werben, zu deren Bezirk ver Wohnort (die Wohnung) 
des Empfangsberechtigten gehört. Bon ber Nennung des Namens dieſer 
Poftanftalt ift mit Rüdjicht auf die Möglichkeit von Veränderungen in 
ven Bezirken der Poſtanſtalten abzufehen. 


8 5. Die Urfehrift jeder Zahlungsanweifung it bei ben Alten 
des Gensgienichaftsnorftandes zuräägubehalten, damit auf Srund der⸗ 
gelben die nach Ablauf nes Rechnungsjahres ven Genoſſenſchaftsvor⸗ 
Ständen zugehenden Nachweiſungen (8 70 des Gefeges) einer Prüfung 
unterzogen werben können. 

86. Iſt aus irgend einem Grunde die Zahlung ſämnntlicher 
durch eine Zahlungsanweiſung angewieſener Renten einzuſtellen, fo bat 
der Genoſſenſchaftsvorſtand unter Beobachtung des in 88 3 und 4 vor⸗ 
gejchriebenen Verfahrens eine Anweiſung zur Einftellung ver Zahlungen 
nach Formular XI ver Oberen Poſtbehörde einzuſendem. 

8 7. Beantwagt win Entirhänigungsberechtigter auf Grund des 
8 69 Abi. 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes Die Ueberweiſung der Anb⸗ 
zahlung au die Boftanftalt feines neuen Wohnortes, jo hat ver Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtand eine Anweiſung zur Einftellung ber Zahlungen für 
die bisher beauftragte Poftanftalt mach 5 6 und eine neue Zahlungs» 
anweiſung für die Poſtanftalt des neuen Wohnortes nach 55 1—4 Der 
Dberen Poſtbehorde einzuſenden. 

58. Treten bei fortlaufenden Zahlungen, abgeſehen von hen 


Fällen der 88 6 und 7, Umſtände ein, welche eine Aerderuns der 
Doehl, Die Unfol-Berficherung x. 
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Zahlungsnachweiſung nötbig machen, 3. B. Ausfcheiven eine von 
mehreren entſchädigungsberechtigten Kindern durch den Tod oder Voll⸗ 
endung des fünfzehnten Lebensjahres, Erhöhung oder Herabſetzung der 
Rente im ſchiedsrichterlichen Verfahren 2c., fo bat ver Genoſſenſchafts⸗ 
vorstand durch Erlaß einer Nachtragsanwetfung in dem durch 88 3 
und 4 vorgejchriebenen Verfahren der mit der Zahlung beauftragten 
Poftanftalt hiervon Mittheilung zu machen. In der Nachtragsanmweifung 
ift die frühere Anweifung genau zu bezeichnen und ver fortan zu 
zahlende Monatsbetrag der Renten deutlih anzugeben. Wenn es ſich 
um die Herabfegung einer Rente hanvelt, ift zu beſtimmen, in welchen 
Monatsraten der zuviel gezahlte Betrag wieder eingezogen werben foll, 
und welche Beträge hiernach in ven einzelnen Monaten zur Auszahlung 
zu bringen find. 

8 9. Der Vorftand einer jeden Berufsgenoffenfchaft hat die Unter- 
ſchriften feiner Mitglieder, foweit viejelben bei ver Vollziehung von 
Zahlungsanweifungen mitzuwirken befugt find, bet derjenigen Oberen 
Bojtbehörde zu Hinterlegen, in deren Bezirk die Berufsgenofjenichaft 
ihren Sig hat. 

8 10. Da es im Imterefje einer geordneten Rechnungsführung 
geboten ift, daß die Zahlungsempfänger ihre Duittungen in einheit- 
licher, aus ven Anlagen I bis XI erfichtlicher Form ausftellen, fo 
werben die Genojjenfchaften erſucht, den Zahlungsempfängern vie er= 
forverlichen Formulare zu Quittungen über NRentenzahlungen bei Er- 
theilung der Berechtigungsausweife ($ 4) in angemefjener Zahl aus- 
zuhändigen. Quittungen über einmalige Zahlungen werben unter ver 
Zahlungsanweijung felbjt vollzogen. 

8 11. Im Einzelnen wird zu ven anliegenden Formularen 
bemerft: | 

Zu Formular I. Die Koften des Heilverfahren find binnen acht 
Tagen nach ihrer Feltftellung zu zahlen. ($ 66 Abf. 1 des Gefekes.) 
Damit dies ermöglicht werde, muß die Zahlungsanmwetfung fo ſchleunig 
wie nur möglich nach der erfolgten Feititellung des Betrages ausgeftellt 
werden. Liegt die legtere in der Hand der Vertrauensmänner (Seftions- 
vorftände), fo find diefe mit einer allgemeinen Anwetfung dahin zu 
verfehen, daß fie ihre Feftftellung, unter Benukung des Formulars I 
ohne Verzug dem Genofjenfchaftsworftande behufs Ausfertigung der 
Zahlungsanweifung einfenden. Auf ver letteren tft der Tag, mit 
welchem die achttägige Frift abläuft, erfichtlih zu machen. 
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Zu Formular II. Die Entfchäpigungsrente an Verletzte ift in 
monatlichen, im Voraus fälligen, Raten zu zahlen und auf volle fünf 
Pfennig für den Monat nah oben abzurunden. (8 66 Abf. 2 a. a. DO.) 

Zu Formular III. Die Zahlung der Beerdigungskoſten hat binnen 
acht Tagen nad der Feititellung zu erfolgen. Es gilt alfo auch bier 
das zu Formular I Gefagte. 

Zu Formular IV, VIund VII Die ven Wittwen, Kindern oder 
Afcendenten Getödteter zu zahlenden Renten find wie die Renten Ber- 
legter in monatlichen Raten im Voraus zu zahlen und auf volle fünf 
Pfennig für den Monat abzurunden. Bor Erlaß der Zahlungsnad- 
weiſungen find die Namen der empfangsberechtigten Kinder ſowie deren 
Geburtstage auf Grund ftandesamtlicher einzuholenver Attefte feftzu- 
jtelen und in die Anwetfung aufzunehmen. 

Zu Formular VIII bis X. Hinfichtlich der den Angehörigen (ber 
Ehefrau, den Kindern, ven Afcendenten) eines im Kranfenhaufe unter: 
gebrachten BVerlegten für die Zeit feiner Verpflegung im Krankenhauſe 
zu gewährenden Renten ($ 7 a.a.D.) gilt das vorftehend zu Formular IV, 
VI und VII Gefagte. 

Zu Formular XI. Bet Benugüng des Formulars find die nicht 
zutreffenpen Theile des Vordrucks auszuftreichen. 

Zu Formular I bis XI. Am Kopfe jeder Zahlungsanmweifung 
ift die Nummer einzutragen, unter welcher die Berufsgenoſſenſchaft in 
ber diesjeitigen Belanntmahung vom 22. Mai 1885 und, foweit vie 
beiden Eifenbahn-Berufsgenofjenihaften in Frage kommen, in ver Be 
fanntmadhung vom 15. September 1885 aufgeführt wird d. Die gleiche 
Nummer ift in die Rentenquittungsformulare vor deren Aushändigung 
($ 10) einzufegen. 


Erläuterungen: 


1. Auf die Zahlungen in das Ausland finden die Beftimmungen 
de8 8 69 feine Anwendung, ebenfowenig die der Gejchäftsanmweifung 
vom 27. September 1885. ‘Derartige Zahlungen find von ver Berufd- 
genofjenfchaft unmittelbar in geeigneter Weiſe zu leiſten. 

(Beichd. d. R.V. A. dv. 27. September 1885. Nro. 143. 4. N. U. ©. 56.) 


2. Die nah 8 69 des Unfaliverficherungsgefeßes vorgeſchriebene 
Auszahlung durch die Poftanftalten bildet eine allgemeine gefegliche 


1) Siehe diefelben im Anhang. Jetzt kommen noch die Bekanntmachungen 
vom 15. April 1886 (A. N. II. S. 30) und vom 10. September 1886 (A. N. II. 
©. 147) betr. die für Die im $ 1 des Ausdehnungsgeſetzes bezeichneten Betriebe neu⸗ 
gebildeten Berufsgenofienichaften Hinzu. (Nro. 58—62.) 
15* 
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Regel. Eine Ausnahme tft nur für die Knappfchafts⸗Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zuzulafſen ($ 94 Abſ. 2d a. a. D.), deren Statut die Ause 
gahlung ver Entſchädigungen durch die Knappſchaftskaſſen feitiegen kann. 

Was ſodann den Umfang der Vorauszahlungen ver Renten an⸗ 
geht, jo find zwar nach $ 66 Abſ. 2 a. a. D. die Entfchädigungsrenten 
der Verletzten und ber Hinterbliebenen ver Getödteten in monatlichen 
Raten im Boraus zu zahlen. Dies gilt Inveffen felbfiverftänolich nur 
unter der Vorausfegung, daß dem Entſchädigungsberechtigten ver An⸗ 
ſpruch auf die Rente für den ganzen Monat überhaupt noch zufteht, 
ober doch zuftehen kann. Steht das Gegentheil ſchon vorher feit, legt 
3. D. ein binterbliebenes vaterlojes Kind während des fraglichen Monats 
ſein fünfzehntes Lebensjahr zurüd, jo hat auf vie Zahlungsanweiſung 
an die Boft ſich auf den entſprechenden Betrag zu beichränten. 

Was nie Anfrage betrifft, ob den dur einen Unfall beſchädigten 
Perfonen Abſchlagszahlungen in Rothfällen unmittelbar durch die Organe 
der Berufsgenoſſenſchaft geleiftet werden dürfen, ob 3. B. Sterbegelver 
Tofort nach deren Feitfegung durch die Vertrauensmänner vorſchußweiſe 
gezahlt werden Tönnen, jo ift derartigen Vorſchußzahlnngen im Falle 
Her Roth im Allgemeinen ein Bedenken nicht entgegenzufeken ; dieſelben 
begründen indeß zwiſchen dem Vorſchießenden und dem Zahlungs⸗ 
empfänger lediglich ein Privatrechtsverhältniß, deſſen Abwickelung im 
der Weiſe wird erfolgen können, daß der Entſchädigungsberechtigte ſich 
damit einverſtanden erklärt, daß in der Poſt⸗Zahlungsanweiſung die 
Auszahlung „zu Händen“ des Vorſitzenden vorgeſehen wird. 

Geſchd. d. RS.A. 0.8. März 19888. Nro. 2440. A. N. V. ©. 55.) 


3. Die Frage, ob die Amweifung und Auszahlung von Renten, 
welche einem Minverjäßrigen zuſtehen, an biefen feldft, oder an vefien 
Vuter, Bormunb ec. zu erfolgen Habe, Fäpt fih nicht allgemein beant- 
worten; biefelbe iſt vielmehr nach Maßgabe .ver jeweiligen befonderen 
Berbältniffe und des danach anzuwendenden Rechtes zu beurtheilen. 
Hinfihtlih des lekteren wird im Allgemeinen der Rechtsgrundſatz in 
Betracht kommen, daß Nechtsverhältniffe, melde die Rechts⸗ und 
Handlungsfähigfeit der Individuen, deren Familienftelung und Stand, 
alfo den perfönlichen Nechtszuftand betreffen, nach dem Rechte des 
Domizi, d. h. des feſten Wohnſitzes — im Gegenfak zu einem bloßen 
Anfenthaltsorte — zu beurtbeilen find. 

Dobei wird als Megel feitgehalten werden können, daß die Renten- 
zahlungen nicht an die minderjährigen Entſchädigungsberechtigten ſelbſt, 
ſondern an deren gefetzkiche Bertreter Bater, Vormund ꝛc.) zu leiſten find. 

Geſchd. d. R.BN. v. 26. März 1866. Nro. 149. A. N. M. ©. 56.) 


4. Auf Anfrage eines Berufsgenoffenſchaftsvorftardes, ob er be= 
rechtigt fet, gewilfe gegenüber dem Wortlaut der amtlichen Formulare 
von Anweiſungen zur Zahlung von Eutfhäpigungen durch vie Poſt nor- 
geiehene Aenderungen vorzunehmen, wird erwidert: 

Das Reichs⸗-Verſicherungsamt erachtet den Wertlaut ber mit ber 
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diegfeitigen , im Einvernehmen mit den Gentral- Boftvermaltungen, er- 
Isffeuen Gejchäftsanweifung vom 27. September 1885 veröffentlichten 
Formulare für bindend und kann derfelbe nur durch diesjeitige An⸗ 
orbnung abgeändert werben. Es würde einer Abänderung her Formu⸗ 
lare ex auf Grund weiterer Erfahrungen näher treten fönnen und 
alsdann nicht unterlafjen, vorab mit ſämmtlichen Berufsgenofienfchaften 
und Staatsbetriebsverwaltungen fich in Verbindung zu fegen, um vie 
Wünſche Aller zu erfahren und ftatt einer ſtückweiſen, eventuell eine 
durchgreifende Reviſion der Gefchäftsanweifung wie der Formulare ein- 
treten zu laſſen. Gegenwärtig ift ver Zeitpunft für eine jo weit gehende 
Maßregel, zu deren Durchführung es insbefondere auch ver Mitwirkung 
der Central⸗Poſtbehörden bepürfte, noch nicht gekommen. 

Bet der Feitftelung dex Formulare wurde davon ausgegangen, 
daß letztere im Interefje der. für die Poftanftalten und für die Berufs- 
genofienfchaften wie Staatsbetriebsverwaltungen durchaus nothwenbigen 
Vereinfachung der Verwaltung ſowohl nad) ihrer Zahl, als auch inhalt» 
Lich, thunlichit zu beichränfen und einheitlich zu geitalten felen. Werner 
ift im Auge zu behalten, daß die Poſt irgend welche Prüfung der 
Nichtigkeit der Aawetfung, auch in Bezug auf Rechnungs» und Schreib» 
fehler, nicht übernimmt. Hiernach wird von der dortſeits bei Formular J 
und LI für ven Fall ver Theilung eines Entſchädigungsanſpruchs vor⸗ 
gelebenen gemeinfchaftlihen Anweifung der, mehreren Empfangsberech⸗ 
tigten gebührenvden, Beträge bis auf Weiteres abzufehen, und ftatt 
deſſen die geſonderte Anweifung, für jeven einzelnen Empfangsberechtigten 
vorzunehmen fein. 

Aus demfelben Grunde wird es bei der Ausitellung von Ans 
weifungen auf fortlaufende Zahlungen der Berüdfichtigung ſpäterer 
Vröglichleiten, welche eine Aenderung der Zahlungsanmweifung nöthig 
machen würden, im Allgemeinew nicht bebürfen; vielmehr iſt in allen 
derartigen Fällen beim Eintritt der Aenderungen gemäß $ 8 der Ge- 
Ichäftsanweifung zu verfahren. 

Soweit fih beim Gebrauch ver Formulare die Nothwendigkeit 
geringerer Aenderungen ewpiebt, find bie letteren im Wege handſchrift⸗ 
licher Ergänzung zu bewirlen. | 

So tft diesfeitd, und zwar im Einvernehmen mit ben betheiligten 
Gentraf: Boftverwaltungen, für den Fall der Anweifung einer „vor⸗ 
läufigen“ Entſchädigung gemäß $ 58 Abf. £ des Geſetzes der Gebrauch 
von Formular II unter Einfügung des Wortes „vorläufig" vor den 
Worten „feftgejegt worden“ für zuläffig erklärt. 

Ebenso tft für die Anweifung von Kapitalabfindungen ausländifcher 
Entſchädigungsberechtigter Formular V mit ver Aenderung anwenpbar, 
daß ftatt der Worte: „die verwittwete zc., welche ſich wieder nerheirathet 
hat, erhält ven dreifachen Betrag ihrer bisherigen Jahresrente ald Abr 
findung“ in Anlehnung an $ 67 des Geſetzes gejegt wird: „Der 2e., 
welcher als Ausländer dauernd das Neichsgebiet verläßt, erhält für 
feinen Entſchädigungsanſpruch eine Kapitalabfindung“. 
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Der fernere Theil der Anweifung, jowie die Quittung, bepürfen 
einer Aenderung nicht. Dabei wird vorausgefett, daß der Bezugs⸗ 
berechtigte fih noch im Inlande befindet oder behufs Empfangnahnte 
einen inlänvifchen Bevollmächtigten beftellt bat. 

(Bergl. Amtlihe Nachrichten d. R.B.A. 1886. Nro. 143. ©. 56.) 


Was endlich die Zahlung verauslagter Entſchädigungsbeträge an 
eine Krankenkaſſe ($ 5 Abf. 8 leg.) betrifft, fo wird e8 darauf an- 
fommen, wofür dieſe Beträge aufgewendet find, und e8 wird für jede 
Art der Aufwendung, Koften des Heilverfahrens, Renten an ven Ver- 
legten, Beerdigungskoſten over, im Yalle der Verpflegung in einem 
Krankenhauſe, Rente an die Ehefrau, Rinder, Ajcendenten, eine ge- 
fonderte Anweifung an die Poſt unter Denugung der betreffenden 
Formulare I, IL, III, event. VOII, IX, X uno audzufertigen fein. 
Die Ietteren bebürfen hierbei einer Abänderung nur infofern, als in 
ver Meberfchrift zum Ausdruck zu bringen ift, daß die Zahlung nicht 
„an“ ven Verlekten, „an“ die Ehefrau 2c., over „an“ ein Kranken⸗ 
haus, jondern „für“ ven Verlegten bezw. „für“ vie Verpflegung des 
Berlegten in einem Krankenhauſe, „an“ die Krankenkaſſe 2c. zu leiften 
ift. Ebenfo tft zu verfahren, wenn auf Grund des 8 8 a. a. O. eine 
Eritattung von Unterftügungen ftattzufinden hat, welche von einge- 
ſchriebenen Hülfsfaffen oder fonftigen Sterbe-, Kranken, Invaliden⸗ 
2c. Raffen den von Betriebsunfällen betroffenen Arbeitern oder deren 
Angehörigen und Hinterbliebenen gewährt worden find. 

(Beichd. d. R.B.U: v. 1. April 1886. Nro. 166. X. N. I. ©. 86.) 


11. Kapitel. 
Fiquidationen der Poſt. 
8 701). 


Binnen aht Wochen nah Ablauf jedes Rechnungsjahres haben bie 
Central-Poftbehörben ven einzelnen Genofjenfhaftsoorftänden Nachweifungen 


1) Jede Genoſſenſchaft wird bei den Kentral-Poftverwaltungen ihr Vorjchuß- 
tonto haben, welches im Wege direkter Correſpondenz jährlich abgewidelt wird. Der 
Bermittelung einer Reich3-Lentralitelle, wie fie in der jüngften Vorlage vorgefehen 
war, bedarf es nicht mehr, denn die Genofjenfchaften werden allein die gefammte Laft 
tragen, während nad der früheren Vorlage eine VBertheilung derjelben auf das Reich, 
auf die Gefahrenklaffen und auf die verichiedenen Genofjenjchaften und Verbände er» 

orderlich war. Beſteht eine Theilung des Riſiko's zwiſchen der Genofjenichaft und 
er Sektion oder zwiſchen mehreren Genoſſenſchaften ($$ 29 und 30), fo tft dies ledig- 
lich eine bei der Umlage des Jahresbedarfs auf die Mitglieder (8 71) zum Austrag 
fommende innere Angelegenheit der Genoſſenſchaft. Die Poft hält ſich an die Ge- 
noſſenſchaft, von welcher fie Sahlungsanmeiungen in Händen hat. Damit ift nicht 
ausgeſchloſſen, daß ein Theil des Vorſchußkonto's diefer Genoſſenſchaft und eine 
andere Genoſſenſchaft oder durch Sektionen, welche für Rechnung der zahlungd- 
pflichtigen Genoſſenſchaft Einzahlungen machen, beglichen wird. 
(Motive zur Regierungsvorlage $ 70. ©. 74.) 
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der auf Anweifung ber Vorſtände geleifteten Zahlungen zuzuftellen und 
gleichzeitig die Poftlaffen zu bezeichnen, an welde die zu erftattenden Be⸗ 
träge einzuzahlen find. 


AHusführungsporfchriften: 
Bekanntmachung des Reichskanzleramtes vom 22, Mouember 1885. 
(1. 4. 1 3. 367.) 


Der Bundesrath hat in Verfolg des Befchluffes vom 22. Januar 
1885 (Central-Blatt für das Deutfche Reich S. 51) zur Durchführung 
der Unfallverficherung beichlofjen, daß die für die Zeit vom 1. Dftober 
bis 31. December 1885 von der Poftverwaltung vorgefchofjenen Bes 
träge gleichzeitig mit ven VBorjchüffen für das Jahr 1886 zu liquidiren, 
die Rechnungsergebniffe für das gedachte Vierteljahr aber beſonders 
aufzuftellen find. 


12. Kapitel. 
Hmlage- und Echebungsverfahren, 
8 712. 


Die von den Central-Boftverwaltungen zur Erftattung liquidirten Be- 
träge find von den Genoſſenſchaftsvorſtänden gleichzeitig mit den VBerwaltungs- 
foften unter Berüdfihtigung der auf Grund der 88 29 und 30 etwa 
vorliegenden Verpflihtimgen oder Berechtigungen nach dem feftgeftellten Ver- 
theilungsmaßftab auf Die Genofjenfhaftsmitgliever umzulegen und von den⸗ 
jelben einzuziehen. 

Zu dieſem Zwed hat jedes Mitglied der Genofjenfhaft binnen feche 
Wochen nah Ablauf des Rechnungsjahres dem Genofienfhaftsnorftande eine 
Nachweiſung einzureichen, welde enthält: 

1. die während des abgelaufenen Rechnungsjahres im Betriebe befchäf- 
tigten verficherten Perjonen und die von denſelben verbienten Löhne 
und Gehälter; 

2. eine Berechnung der bei der Umlegung ver Beiträge in Anrechnung 
zu dringenden Beträge ver Löhne ımb Gehälter; 

3. die Gefahrenklaffe, in welder ver Betrieb eingefhätt worden ift. 
($ 28.) 


1) Hier kommen namentlich die in den SS 29 und 30 vorgeſehenen Fälle einer 
Theilung des Riſiko's in Betracht. Was die Verwaltungstoften anbelangt, jo kommt 
e3 darauf an, ob etwa nad) dem Statut diejenigen der Seltionen lediglich auf die 
Mitglieder der legteren umzulegen find. 

In Betreff der in Anſatz zu bringenden Löhne und Gehälter ift auf die 888 ff. 
be3 Entwurf zu verweilen. 

j (Motive der Regierungsvorlage $ 71. ©. 74.) 


33% VI. Ubichnett. Feſtſtellnng und Auszahlung der Entichädigungen. 


hr Genofienfcheftsmmitglieber, welche mit ver rechtzeitigen Einſendung 
ver Nachweifungen im Ruückſtende find, erfolgt bie Feſtſteklung ber letzteren 
duch den Genofienihafts- bezw. Seltionsoorftand anf Vorfchlag des etw 
beftellten Bertrauensmanne®. 


Erläutenungen: 

1. Seitens des Vorſtandes einer Berufsgenoffenfchaft ift bei dem 
Reichs⸗Verſicherungsamt die Feitfegung einer Imftrultion oder eines 
Formulars zu der In Gemäßheit des $ 71 Abf. 2 des Unfallverfiche- 
rungsgeſetzes von den Genofjenfhaftsmitglievern an ven Genofjenfchafts- 
vorſtand alljährlied einzureichenden Lohmachweifung, ımter gleichzeitiger 
Vorlage eines Formularenwurſes in Anvegung gebradit worden. m 
ber Gingebe wird hervorgehoben, daß bie in Rebe ſtehenden Nach— 
weifungen bei dem Genoffenjchaftsvorftande in überfichtlicher Form ein- 
zureichen jeien und daß das Mitglied durch eine forrefte Einrichtung 
darauf hingewieſen werben müfje, diejenigen Notizen zu machen, durch 
welche vie Aufftellung der Nachweifung und Prüfung vderfelben durch 
den Genoſſenſchaftsvorſtand möglich wird. 

Das Reichs-Verſicherungsamt ift bisher von ver Auffaffung aus- 
gegangen, die Aufitellung eines Formulars für die nach $ 71 Abf. 2 leg. 
von den Betriebsunternehmern einzureichenden Nachweiſungen den Vor- 
jtänden der Berufsgenofjenfchaften überlaſſen zu follen. 

Dieſen, dem Unfallverficherungsgejege fowie der Lage der Ver⸗ 
hältniffe entſprechenden Stanppunft hält das Reichs⸗-Verſicherungsamt 
auch jet noch um fo mehr feit, als anzunehmen iſt, daß die Anforbe- 
rungen, welche die Berufsgenoſſenſchaften an ein folches Formular zu 
ftelfen Haben, bei ver großen Verſchiedenheik ver Betriebsverhältniſſe 
in den einzelnen Genofjenfhaften weit auseinandergehen werden. Doch 
nimmt das Meich8-Verficherungsamt gern Anlaß, dem Vorſtande bie 
Aufftellung und Einführung eines den bortfeitigen Verhältniffern ange 
paßten Formulars zu empfehlen, da die in der oben erwähnten Ein- 
gabe Fund gegebenen Geſichtspunkte als zutreffend erachtet werben 
müfjen. Dabei werden die Beftimmungen des $ 3 a. a. O., betreffend 
die Tantiemen und Naturalabzüge 2c., fowie des $S 10 a. a. O., bes 
treffend die Anrechnung des vier Mark überfteigenden Tages-Arbeits- 
verdienſtes, beſonders zu berüdfichtigen fein !). 

Die laufende Eintragung der von den verficherten Perjonen ver- 
dienten Löhne an der Hand eines Formulars, welches die Zwede des 
Unfallverficherungsgefeges in's Auge faßt und eine ftännige Bereithaltung 
des für die Aufftellung ver von dem Geſetze erforderten Nachweifungen 
$ Ti a. a D.) nothwendigen Materials ermöglicht, empfiehlt fich 
namentlid auch im Hinblick auf die 88 60 und 104 a. a. O., wonad) 


y Vergf. auch Beſchd. d. R.B.X. v. 13. Februar 1886. Neo. 124. (A. N. 
OD. S. 14) zu 86 Abſ. 3 und Beſchd. d. R.B.N. v. 13. September 1885. Nro. 58. 
(U. NR. 1. 6. 289) zu $ 10 Abi. 4. 
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dieſelben unter Strufanprohung verpflichtet find, auf Erfordern der 
Behörden umd der Borftände (Bertrauendgmänner) der Berufsgenofien- 
förften Binnen einer Woche diejenigen Lohn⸗ und Gehaltsnachweifungen 
einzufenben, welche zur Feititelflung der in Folge eines Betriebsunfalls 
zu gewährenden Entſchädigung erforverlich find. 

Das Reichs⸗Verſicherengsamt würde e8 fogar für zuläffig erachten, 
daß für die Aufftellung der in Neve ftehenden Lohnnachwetfungen ein 
beftimmtes Formular durch ftatutarifche Beſtimmung in ver Folge feft- 
gefegt würde, nachdem ein vorläufig eingeführtes Formular fich be= 
währt Bat. 

9 isch. d. R.V. A. v. 28. Oftober 1885. Nro. 79. A. N. J. ©. 354.) 

2. Ein Genoſſenſchaftsvorſtand hat in dem Schema für die nach 
Schluß des Rechnungsjahres einzureichenden Lohnliften eine Spalte 
„Krankengeld⸗Abzug“ behufs Ermittelung des Lohnbetrages vworgefehen, 
mit der Abjicht, die nach dem Krankenverſicherungsgeſetz einzubehalten« 
ven Arbeiterbeiträge bei ‘ver Berechnung des „thatjächlich verdienten“ 
Lohnes in Abzug zu bringen. 

In den Lohnliften find nach dem Wortlaut des Unfallverficherungs» 
geſetzes die „vervienten” Löhne einzutragen. ‘Dabei fommt es nicht in 
Betracht, daß die hiernach einzutragenden Lohnſummen nicht immer im 
vollen Betrage an die Arbeiter ausgezahlt werden, injofern nämlich 
die Krankenkaſſenbeiträge der letzteren behufs Abführung an die Kranken⸗ 
faffe in Gemäßheit der Beitimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes 
von dem Arbeitgeber einbehalten werben. 

Hiernach ift der beabfichtigte Abzug viefer Kaffenbeiträge bei ver 
gemäß 8 71 leg. zu bewirkenden Aufftellung der Lohnnachweiſungen 
unzuläſſig. 

(Beichd. d. R.V.A. v. 10. December 1885. Nro. 100. A. N. I. ©. 373.) 

3. Auf Anfrage, wie es mit der Aufſtellung der Lohnnachweiſungen 
für Arbeiter zu halten ſei, welche einen geringeren als den für Er- 
wachtene feftgefegten ortsüblichen Tagelohn Beziehen, wird erwidert, daß 
ein eriwachfener Arbeiter, welcher troß jeiner vollendeten Ausbtloung 
weniger als den ortsühlichen Tagelohn Erwachfener verdient, bei ver 
Aufftellung der Lohnliften und der Umlageberechnung nur mit jeinem 
wirklich verdienten Lohn in Anja zu bringen iſt. Es ergiebt fich dies 
ans dem Wortlaute ver 88 10 Abf. 1 und 71 Abf. 2, und es fteht 
dem auch nicht entgegen, daß nah 8 5 Abſ. 5 bei Betriebsunfällen 
folcher Urbeiter die Rente nach dem von der höheren Verwaltungsbes 
hörde für Erwachſene feftgejegten ortsüblichen Tagelohn zu berechnen ift. 

Anders verhält es ſich mit jugendlichen Arbeitern und folchen Per⸗ 
fonen, welche wegen noch nicht beendigter Ausbildung feinen over einen 
geringeren Lohn (d. t. einen geringeren Lohn als den ortsüblichen Tage- 
Iohn Erwachfener), beziehen. Bet viefen ift ſowohl für die Lohnnad- 
weifung und Umtlageberehnung, als au für die Rentenfeſtſetzung ge 
mäß $ 3 Abi. 3, 85 Abſ. 5, 8 10 Abſ. 1 und 8 71 Abſ. 2 a. a. O. 
der für Erwachſene feſtgeſetzte ortsübliche Tagelohn in Anſatz zu bringen. 
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Hierbei folgt aus der im $ 3 Abf. 3 und im 8 5 Abf. 5 ent⸗ 
haltenen Hinweifung auf $ 8 des Krankenverficherungsgefeges, dag für 
Arbeiterinnen der gemäß $ 8 eit. für weibliche Arbeiter feftgejette orts⸗ 
abliche „agelohn Erwachfener zu Grunde zu legen ift. 

Beichd. d. R.V. A. v. 19. Januar 1886. Nro. 112. A. N. DU. ©. 8.) 

R Dei Dem Reichs-Berficherungsamt find in legter ‚zeit mehrfach 
Mitglieder einzelner Berufsgenofjenfchaften bagegen porjtellig geworben, 
daß Seitens der Genofjenfhaftsvorjtände für die gemäß 8 71 des Un- 
fallverjicherungsgejeges einzureichenden Lohnnachweiſungen zu weit ing 
Einzelne gehende Angaben gefordert würden. Die Unternehmer er= 
blicken hierin, fowie ferner namentlich in dem Umſtande, daß die Ein- 
reihung der fraglichen Nachwelfung an ven örtlichen Bertrauensmann 
gefordert war, welcher nicht felten zur „geichäftlichen Konkurrenz“ des 
Betreffenden zähle, eine Schädigung ihrer Interefjen. 

Das NReih8-Verfiherungsamt hat, da dafjelbe von der Auffaſſung 
ausgeht, daß die Negelung und Einrichtung der Grundlagen für das 
Umlage-Berfahren zunächſt Sache der Berufsgenojjenfchafts-Borjtände 
ist, ven Antragftellern anheimgegeben, ihre Bevenfen und Wünfche dem 
zuftändigen Genofjenfchaftsworitande vorzutragen. 

Zur gefälligen Beachtung bei der Behandlung konkreter Fälle be= 
merkt das Reichs⸗Verſicherungsamt jedoch, daß feine Beitimmung des 
Geſetzes (8 71 a. a. DO.) die Sektions- bezw. Genoſſenſchaftsvorſtände 
hindert, die Kohnnachweifungen von Mitgliedern, jofern die lekteren 
darauf Werth legen follten, unmittelbar entgegenzunehmen; auch vie 
hier genehmigten Statuten enthalten regelmäßig eine entgegenjtehenve 
Beitimmung nicht. Wenn vemgemäß verfahren wird, fo werden fchon 
hierdurch die erhobenen Bedenken fih im Wefentlichen befeitigen laffen. 

Sodann werden die Antragfteller darauf hinzuweiſen fein, daß 
einer Schäbigung ihrer Intereffen infofern vorgebeugt ift, als gemäß 
88 83, 84, 107 und 108 des Unfallverficherungsgefeged DVerlegungen 
von Betriebsgeheimniffen Seitens der Vorftanpsmitgliever und der Be— 
auftragten beftraft werden. Den legteren ftehen die Vertrauensmänner 
gleich, injofern dieſelben nah Maßgabe einzelner Genofjenfchaftsftatuten 
mit ven nah $ 82 a. a. D. durch Beauftragte auszuübenden Weber- 
wachungsbefugnifjfen betraut find. 

Was insbefondere noch vie Geheimjtellung ver Zahl ver in ven 
einzelnen Betrieben befchäftigten Arbeiter und Beamten, ver Betriebsart 
fowie der verdienten Löhne und Gehälter betrifft, fo hat das Reichs— 
Berfiherungsamt bereits in feinem Rundfchreiben vom 14. Auguft 1885 
(R. V. A. Nro. 12712) ausprüdlih darauf hingewiefen, daß auch das 
Bureauperfonal der Genofjenfchaften und ihrer Sektionen in dieſer DBe- 
ziehung mit ftrengfter Weiſung zu verjehen ift. 

Das NReichs-Verfiherungsamt wird in Zukunft alle hier eingehen- 
ben Anträge in Betreff ver Lohnnachweiſungen an ven zuftändigen Ge— 
noſſenſchaftsvorſtand zur weiteren Veranlaffung abgeben, und bleibt e8 
zunächit feiner Entſchließung überlaffen, inwieweit er ven im Einzelfalle 
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vorgetragenen Wünfchen Folge geben will. Im Intereſſe einer geveih- 
lichen Entwidelung des Torporativen Lebens In der Genoffenfchaft wird 
e8 liegen, wenn die Vorftände den auf Schuß ihrer Geſchäftsintereſſen 
gerichteten Wünfchen ver Genoffenfchaftsmitgliever in möglichft weiten 
Maße entgegenlommen. 

(Roſchrben. d. R.V. A. v. 10. März 1886. A. N. I. ©. 47.) 


8 72.3) 


Bon dem Genofienhaftsvuorftande wird auf Grund der ihm vor- 
liegenden Nachweiſungen ($ 71) eine ſummariſche Geſammtnachweiſung ver 
im abgelaufenen Rechnungsjahre von den Mitgliedern der Genoſſenſchaft 
beihäftigten verficherten Perfonen und ber von benjelben verdienten Gehälter 
und Löhne aufgeftellt und demnächſt für jedes Genoflenfhaftsmitglien der 
Beitrag berechnet, welcher auf daſſelbe zur Dedung des Gejammtbedarfs 
(8 71 Abf. 1) entfällt. 

Jedem Genoſſenſchaftsmitgliede ift ein Auszug aus der zu diefem Zwecke 
aufzuftellenden Heberolle mit der Aufforberung zuzuftellen, ven feftgefegten 
Beitrag zur Vermeidung der zwangsweifen Beitreibung binnen zwei Wochen 
einzuzablen. Der Auszug muß diejenigen Angaben enthalten, welche ven 
Zahlungspflichtigen in den Stand feen, bie Nichtigkeit der angeftellten Bei- 
tragsberechnung zu prüfen. 


Erläuterungen: 


1. Eine Genoffenfchaftsverfammlung Hat befchloffen, mit einer 
Bank ein Ablommen dahin zu treffen, daß die legtere für die Einziehung 
per Beiträge der Genoffenfchaftsmitgliever eine Vergütung von 1/s Pro⸗ 
zent erhalte, ver Berufsgenofjenjchaft aber für die ver Bank verbleiben- 
ven Baarmittel 3 Prozent vergüte. 

Die Einziehung ver von den Genofjenfchaftsmitglievern zu leiften- 
den Beiträge kann unter Beachtung der Beftimmungen des $ 72 des 
Unfallverfiherungsgefeges zwar einem Banfinftitute als Gefchäfts- oder 
Kaſſenführer der Berufsgenoffenfehaft übertragen werden; es ift aber 
bei diefem Berfahren gemäß 8 76 a. a. D. darauf zu halten, daß 
einerfeit8 die Einnahmen und Ausgaben der Genofjenihaft von allen 
übrigen Vereinnahmungen und Verausgabungen ver Bank gefondert feft«- 
geftellt und berechnet, und andererſeits die Beſtände der Berufsgenoffen- 
{haft gejondert verwahrt werben. 

Hiernach ift ein Kontoforrentverfehr zwifchen der Berufsgenoſſen⸗ 
Thaft und vem Banfinftitute in der Weife, daß die für die Genofjen- 


1) Bu den Angaben, welche der nach $ 72 Abi. 2 jedem Mitgliede mitzu- 
—5 Auszug aus der Heberolle enthalten muß, gehören insbeſondere auch die 
oſition des Gefahrentariſs, welche auf ſeinen Betrieb angewandt iſt, die Höhe 
der bei ihm in Anrechnung gebrachten Löhne und Gehälter und der umgelegte 
Geſammtbedarf. 
Das Statut wird in dieſer Hinſicht weitere Ausführungsbeſtimmungen treffen 
können. (Motive des Negierungdentwurfs $ 72. ©. 74.) 
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idaft oder von derſelben bei dem letteren eingezahlten Gelobeträge im 
das Eigenthum ver legteren übergehen, unzuläffig. Dagegen würde eine 
Hinterlegung der Vermögensbeſtände der Berufsgenofjenichaft bei einem 
Bantinftitute in der Art, daß letzteres Leviglich die Verwahrung ver 
im Eigenthum ver Berufsgenofjenichaft bleibenden Beträge over Effekten 
übernimmt (eigentliches Depoſitum), ftatthaft. fein. Cine ſolche Hinter- 
legung muß eventuell auf den Namen der Berufögenoijenfchaft felbft 
und darf nicht etwa auf ven Namen eine® einzelnen Borftandsmit- 
gliedes erfolgen. 
(Beichd. d. R.V. A. v. 1. December 1885. Nro. 96. A. N. I. ©. 372%.) 


2. Auf Anfrage, ob die Beamten einer Genoſſenſchaft, deren 
Statut eine Verfiherung ver Berriebsbeamten mit einem 2000 Mark 
überfteigenven Jahresarbeitsverdienſt nicht worfieht, als werfichert geltem, 
wenn die won ihnen verbienten Gehälter von dem Unternehmer in bie 
Lohnnachweifungen eingetragen und demgemäß nad $ 72 des Unfall 
verficherungsgejetes bei der Feſtſtellung ver Beiträge berüdfichtigt werden, 
— wird erwidert, daß eime Anwendung des Unfallverficherungsgefeges 
auf Betrtebsbeamte mit einem 2000 Mark überfteigenven Gehalt unter 
dieſen Umftänden nicht ftattfinden kann. 

Die Eintragung ibrer Gehälter in die Lohnnachwetfungen würve 
an diefer Sachlage Nichts ändern, das erftrebte Ziel vielmehr nur durch 
Abänderung des Genofjenfchaftsitatuts erreicht werben können. 

(Beichd. d. R.B.A. v. 21. Februar 1886. Nro. 136. A. N. II. ©. 54.) 


8 73.1) 


Die Mitglieder ver Genofjenfhaft können gegen die Feſtſtellung ihrer 
Beiträge binnen zwei Wochen nad Zuftellung des Auszugs and der Hebe- 
rolle unbejchadet ver Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung Widerſpruch 
bei dem Geuoſſenſchaftsvorſtande erheben. Wird bemfelben überhaupt nicht, 


) Das im Abſatz 1 den Genofjenjchaftsmitgliedern eingeräumte Recht, gegen 
die Feſtſtellung ihrer Beiträge bei dem Genoſſenſchaftsvorſtande Widerſpruch zu 
erheben, entipricht dem auch bei Steuereinihägungen üblichen Verfahren, wonach 
der Cenſit im Yalle angeblicher Ueberbürdung ſich mit feiner Bejchwerde zunächſt 
an die Veranlagungsbehörde wenden Tann. 

Für den Fall, daß der Vorftand der Beichwerde nicht in dem verlangten 
Maße abhilft, wird dem Betriebsumternehmer die Beſchwerde an das Neichd-Ber- 
jogerungsant füglih nicht verjagt werden können. &3 fann fich jedoch dabei im 
ieſem Stadium immer nur um die Korreltur von Fehlern wejentlich Taltulatoriicher 
Art Handeln. Dieſer Beichränfung tft im Abſatz 2 Rechnung getragen worden, 
Wenn der Betriebsunternehmer F.iner Pfliht zur Einlieferung der Lohnnach- 
weijungen 2c. ($ 71) nicht nachgelommen und in Folge deffen deren Feitiegung 
durch den Genoſſenſchaftsvorſtand bewirkt war, jo Hat der eritere durch jeine Ber- 
ſäumniß auf die Mitwirkung bei der Feſtſtellung jener Nachweifungen jelbit Ber- 
zit geleiitet. Für diefen Fall rechtfertigt es I daher, ihm das Beſchwerderecht 
zu entziehen. In diefer Beitimmung liegt, abgejehen von der Strafvorſchrift des 
$ 101, ein Antrieb für die Mitglieder in Wetrei der jo wichtigen Einreihung der 
in Rede ſtehenden Nachweiſungen rechtzeitig ihre Schuldigfeit zu thun. 

(Motive zur Regierungsvorlage $ 73. ©. 75.) 
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der mt in dem beantragten Umfange Folge gegeben, jo fteht ihnen inner- 
halb zwei Wochen nad) ver Zuftellung der Entiheidung bes Genoſſenſchafts⸗ 
vorftandes die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt zu. 

Die Beſchwerde ift nur zuläffig, wenn dieſelbe fich entweder auf Rechen— 
fehler, oder auf die umrichtige Feftftellung des anrehnungsfähigen Betrages 
der Löhne und Gehälter, oder auf den irrthümlichen Anfag einer anderen 
Bejchrenklaffe, als wozu der Betrieb eingejhäßt ift, grünbet. 

Aus den Tebtenen beiven Gründen ift vie Beſchwerde jedoch aicht zu⸗ 
läſſig, wenn die Feftitellung in dem Falle ver von dem Genoſſenſchaftsmit⸗ 
gliede nnterlafienen Einjendung der Nachweiſung durch den Vorſtand bewirkt 
worden war ($ 71 Abi. 3). 

Tritt in Folge des erhobenen Widerſpruchs oder der erhobenen Be⸗ 
werde eine Herabminverung des Beitrages ein, fo iſt der Ausfall bei 
dem Umlagenerfahren des nächſten Rehnungsjahres zu beden. 


8 74.1) 


Rückſtändige Beiträge ſowie die in Folge einer Betriebseinftellung etwa 
zu leiftende Cautionsbeträge ($ 17 Ziffer 7) werben in berjelben Weiſe 
beigetrieben, wie Gemeinveabgaben. Daffelbe gilt van den Strafzufchlägen 
in dem alle der Ablehnung von Wahlen ($ 24 Abſ. 3). 

Uneinziehbare Beiträge fallen der Geſammtheit der Berufsgenoffen zur 
Laſt. Site find vorſchußweiſe aus dem Reſervefonds der Berufsgenofjen- 
haft zu deden und bei dem Umlageverfahren des nächſten Rechnungsjahres 
zu berüdjichtigen. 


Erläuterungen zu $$ 7174: 


In Betreff der Befugniß der Berufsgenoſſenſchaftsvorſtände, die 
ihnen eingerichteten Nachweiſungen ver verfiherten Perfonen und bie 
Lohnnachweiſungen einer Prüfung zu unterziehen und dieſelben eventuell 
zu berichtigen, fowie über das alsdann weiter zu beobachtende Ver⸗ 
fahren enticheinet Da® Reichs-Verſicherungsamt anläßlich einer Kataſter⸗ 
beſchwerde, daß die zwifchen dem Vorſtande ver Berufsgenofjenihaft 
und der Bade⸗Direktion beſtehende Meinungsverſchiedenheit hinfichtlich 
der Berficherungspflictigleit der Paxkarbeiter, Leſekabinetwärter 2c. in 
dem gegenwärtigen Zeitpunfte wicht zum Austrag gebracht werben kann. 
Denn die vorliegende Beſchwerde vichtet fi) gegen vie Aufnahme des 
dortfeitigen Betriebes in die gedachte Berufsgenofjenfchaft überhaupt 


1) Das Öffentliche Intereſſe an der Unfallverfiherung und der Charakter der 
Urfalinericherungsgenofienichaften al3 öffentliche Korporationen rechtfertigt es, für 
Rürkſtünde am Beiträgen, KRautionsbeträgen und Strafzujchlägen die Zwangsbei⸗ 
meinung im Verwaltungswege zuzulaſſen. Gegen jüwmige Mitglieder haben die 
Gensfienichwitänoeftände dieſes Werfahren herbeizuführen (vergl. 8 98). 

Beiträge, welche nicht eingebracht werden können, müflen bon der Gejanunt- 

Seit der zur Genoſſenſchaft gehörenden Umternehmer getragen und eventuell bei 

dem Iimlageverfahren des müchften Rechnungsjahres mit umgelegt merden. 
Motive:zur Regierungsporlage $ 7A. ©. 75.) 
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nit, und kann deßhalb in dem durch $ 37 Abf. 4 des Unfaliver- 
fiherungsgefege8 vorgefchriebenen Verfahren gegen vie Aufnahme in das 
Genoſſenſchaftskataſter nicht entſchieden werben. 

Der Weg, auf welchem die Entjcheivung herbeizuführen jein wird, 
iſt vielmehr folgender: 

Gemäß 8 71 des Unfallverficherungsgefeges find behufs Umlegung 
ver Beiträge auf die Genoſſenſchaftsmitglieder von Seiten der legteren 
Nachweiſungen einzureichen, in welche vie während des abgelaufenen 
Nechnungsjahres im Betriebe befchäftigten verficherten Perjonen und 
die von denſelben verpienten anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter 
eingetragen werben. 

Es bleibt ver Bade⸗Direktion daher anheimgeftellt, die nach dortiger 
Anficht nicht verficherungspflichtigen Perfonen in diefe Nachweifung nicht 
aufzunehmen und dabei auf die mit dem Genoſſenſchaftsvorſtand viejer- 
halb bereits gepflogenen Verhandlungen Hinzuweifen. Dem le&teren 
fteht aldann gemäß 8 71 Abf. 3 cit. eine anverweite Feltftellung ver 
Nachweiſung ver verficherten Berfonen und des anrechnungsfähigen Lohn⸗ ıc. 
Betrages (vergl. $ 82 a. a. DO.) zu. 

Die Feftfegung, welche für die dortfeits zu Teiftenden Beiträge 
maßgebend ift ($S 72 a. a. O.), kann hinwiederum von ber Bade— 
Direktion mittelft „Wiverfpruhs bei dem Genojjenfchaftsvorftande” 
(8 73 a.a. DO.) angefochten und, fall® der Widerſpruch den gewünſchten 
Erfolg nicht hat, zum Gegenftand der Beſchwerde bei dem Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamt gemacht werden, welches endgültig in der Sache ent- 
icheidet (SS 73, 88 a. a. D.). 

(Beichd. d. R.V. A. v. 12. März 1886. Nro. 137. A. N. II. ©. 54.) 


13. Rapitel. 
Abführung der Beträge an die Poſtkaſſen. 
8 75.3) 


Die Genofienihaftsvorftände haben die von den Bentral-Poftbehörden 
liquidirten Beträge innerhalb drei Monaten nah Empfang der Liquiba- 
tionen an die ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 


1) Außer den vorftehend erwähnten Ausfällen können auch dadurd) Ausfälle 
entitehen, daß der Genofjenichaftsvoritand den auf ein Mitglied umgelegten Be— 
trag in Folge des von demjelben erhobenen Widerjpruches wieder ermäßigt, oder, 
daß die beim Reichs-Verſicherungsamt erhobene Beichwerde zu einer Ermäßigung 
des Beitrages führt ($ 73). Auch die Dedung diefer Ausfälle, bei denen es ſich 
nur um verhältnigmäßig geringe Beiträge handeln kann, wird unbedenklid Dem 
Umlageverfahren des nächſten Zahres zu überlafjen fein. 

Die Frift zur Abführung der zur Erftattung gelangenden Beträge kann mit 
Nüdficht darauf, daß die Lohnnachweijungen von einzelnen Unternehmern mög⸗ 
liherweife nicht rechtzeitig eingehen und daß deßhalb das im lebten Abjag des 
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Gegen Genyoſſenſchaften, melde mit der Erftattung der Beträge im 
Rückſtande bleiben, ift auf Antrag der Gentral-Poftbehörde von dem Reichs⸗ 
verfiherungsamt, vorbehaltlich der Beftimmungen des $ 33, das Zwangs- 
beitreibungsverfahren einzuleiten. 

Das Reihsverfiherungsamt ift befugt, zur Dedung ber Anſprüche ber 
Poftverwaltungen zunächſt über bereite Beftände der Genofjenihaftsfafien zu - 
verfügen. Soweit diefe nicht ausreichen, bat daſſelbe das Beitreibungs- 
verfahren gegen bie Mitglieder ver Genoſſenſchaft einzuleiten und bis zur 
Deckung der Rüdftände durchzuführen. 


14. Kapitel, 
Retchnungsfuhrung. 


8 76.1) 
Die Einnahmen und Ausgaben der Genoflenihaften find von allen 
ben Zwecken ver letteren fremden Bereinnahmungen und Verausgabungen 


$ 71 vorgejehene Berfahren eintreten muß, nicht kürzer als auf 3 Monate be- 
mefjen werden. 

Soweit eine Genoffenihaft mit der Abführung der Beträge an die Pojt« 
verwaltung im Rüdftand bleibt, unterliegt fie dem Zwangsbeitreibungsverfahren, 
welches auf Antrag der Boftverwaltung durch das ——— ——— in der 
Weiſe auszuführen iſt, daß zunächſt über die bei der Genoſſenſchaftskaſſe etwa vor⸗ 
handenen disponiblen Mittel (z. B. Kautionsbeträge von eingejtelten Betrieben, 
Rejervefonds) verfügt wird. Soweit folche nicht vorhanden oder zur Dedung des 
beizutreibenden Betrages nicht ausreichend find, wird das Fehlende direlt ohne 
Vermittelung der Borjtände von den Mitgliedern beigetrieben. Das Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt wird übrigens in einem ſolchen alle eine Vertheilung des Rüd- 
ftandes anf die Mitglieder nad dem beitehenden Bertheilungsmaßftabe eintreten 
laſſen. (Motive der Regierungsvorlage $ 76. ©. 75.) 


Ein Antrag, die Beitimmung der Regierungsvorlage, wonach Ausfälle ($$ 73 
Abſ. 4 und 7A Abſ. 2) bei der nädjiten Abführung an die Poſtkaſſen in Abzug 
zu bringen und erjt bei der nächſten Abrechnung zu deden find, zu ftreichen, 
wurde in erfter Leſung der Kommiſſion abgelehnt, zur zweiten Leſung angenommen. 
Zur Begründung wurde angeführt, daß ein Bedürfniß für eine derartige Ein- 
richtung nicht mehr beftehe, nachdem den Berufsgenojienichaften die Anjammlung 
eines Reſervefonds zur Pflicht gemacht fei; die Streichung der Worte berechtige 
ohne Weiteres zum Rüdgriff au denjelben. 

Zu Abi. 3 wurde auf Anregung eines Mitgliedes Tonftatirt, daß die in dem 
eriten Satze dem Reichs-Verſicherungsamt gegebene Befugniß nicht dahin gebe, 
auch über bereite Beftände dritter Genoffenichaften zu verfügen. 

(Motive des Kommiſſionsberichts zu $ 75.) 

ı) Die Hier getroffenen Beitimmungen find für die Sicherheit der genofjen- 
ſchaftlichen Berwaltung erforderlih. Die Frage, mie Gelder Bevormundeter an- 
gelegt werden dürfen, richtet fich nach dem Rechte des Landes, in welchem das 
über die Anlegung der Gelder verfügende Genofienichaftsorgan feinen Sit hat. 
Abf. 2 entipricht dem $ AO des Krankenverſicherungsgeſetzes. 

on (Motive der Regierungsporlage $ 76. ©. 75.) 
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geſondert feitzuftellen und zu verrechnen; ebenjo find die Beftände gejonbert 
zu verwahren. Berfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparkaſſen 
oder wie Gelder bevormundveter Perfonen angelegt werben 1). 

Sofern bejonvere gejeglihe Beftinmmungen über die Anlegung ber 
Gelder Bevormundeter nicht beftehen, kann Die Anlegung ber verfügbaren 
Geber in Schulpverfchreibungen, welche von dem Deutihen Reh, von 
einem beutjchen Bundesſtaate oder dem Reichslande Eljaß-Lothringen aus- 
geſtellt find, oder im Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung von dem 
Deutſchen Reiche, von einem deutſchen Bundesſtaate oder von dem Reichs 
Iande Elfaß-Lothringen geſetzlich garantirt ift, oder in Schuldverſchreibungen, 
welche von deutſchen communalen Korporationen (Provinzen, Streifen, Ges 
meinden ꝛc.) oder von deren Greditanftalten ausgeftellt und entweder ſeitens 
ber Inhaber kündbar find, oder einer regelmäßigen Amortifation unterliegen, 
erfolgen. Auch können die Gelber Bei der Reichsbank verzinslic angelegt 
werben 2). 


8 77.3) 


Ueber die geſammten Rechnungsergebniſſe eines Rechnungsjahres ift 
nah Abſchluß defſelben alljährlih dem Keichstag eine vom Reichsverſiche⸗ 
rungsamte anfzuftellende Nachweiſung vorzulegen. 

Beginn und Ende des Rechnungsjahres wird für alle Genoſſenſchaften 
übereinftimmend durch Beſchluß des Bundesrachs feftgeftellt. 


Ausführungsvorſchriften: 
Bekanntmachung des Reichskanzleramtes vom 23. Februar 1885. 
(Eentr.-B1. d. 3, R. v. 1885. 8. 51.) 


Der Bunbesraty hat in feiner Situng vom 22. Januar 1885 
beſchloſſen: 

auf Grund des 8 77 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 

1884 (8.6.3. ©. 69), feftzufegen, daß das Rechnungsjahr für vie 


1) Vieber die Anlegung emticheidet das Landes» Bormundfcheftärecht des 
Bundesftaates, in dem das über die Mulegung enticheibende Genofieniheftd-Dr 
feinen Sitz hat. Für Preußen kommt hierbei in Betracht Bormundihnre 
Ordnung vom 5. Juli 1875. $ 39 (G. S. 1875 ©. per 

Für Bayern Tommen beriihiebene „rtifulorrerhte zur Anwendung; nergl. 
Roth, Bayriſches Civilrecht, DD 1.89 

2) Vergl. auch Beſchd. d. R.B.X. . 1. December 1885 Nro. 36 (A. N.J 
©. 372) zu $ 72, 

) Aus dem Intereſſe, welches der Reichstag an den Anangiellen —— — 
der Unfallverſicherung auch ſchon im Hinblick anf die durch $ 83 eingeführte even 
tuelle Reichdgarantie Hat, ergiebt ſich, daß demſelben alljährlich von dieſem * 
gebniß Kenntniß zu geben ſein wird. 

Beginn und Ende bes Rechnungsjahres müflen, wenn Die vorgeſehene Dr- 

anilation des Rehmungs- und Kafjenwejens in Verbindung mit ber Poſt durch⸗ 
—* ſein ſoll, für alle Genoſſenſchaften gleich fein und ſollen Daher vom Bundes⸗ 
rath einheitlich feftgeftellt werden. 
(Motive zur Regierungsporlage $ 77. ©. 76.) 
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Berufsgenofjenfchaft mit dem 1. Januar beginne und mit dem 
31. December jchließe 9). 


Erläuterungen: 


1. In einer Berufsgenoſſenſchaft, deren Sektionen ihre Verwal. 
tungskoften felbft tragen, find die Ausgaben ver Genofienfchaftsjektion 
für Verwaltungskoſten in der Genoffenfchaftsrechnung nicht fpeziell auf- 
zuführen und nicht einzeln mit Rechnungsbelägen zu verfehen. 

Vielmehr wird e8 im Hinblid auf die in dem Genoffenfchafts- 
ftatut begründete finanzielle Selbftftändigfeit der Sektionen ausreichen, 
wenn in der Genofjenfchaftsrechnung die von jevem einzelnen Sektions⸗ 
vorſtande behufs Umlegung auf die Sektionsmitgliever liquidirten Ver- 
waltungsfoftenbeträge, nach den von dem Genoſſenſchaftsvorſtand zu be- 
ftimmenten Titeln der Genofienfchaftsrechnung gefonvert, aufgeführt 
werben. 

Diefe Titel werden fo einzurichten fein, daß daraus die nöthigen 
Angaben für die an das Neich8-Verficherungsamt einzureichende Nach» 
weifung ver NRechnungsergebniffe (vergl. $ 77 des Unfallverficherungss 
gejeßes), entnommen werben können. ALS Nechnungsbeläge für vie Ges 
noſſenſchaft dienen dabei die Liquidationen der Seftionsvorftände und 
deren Duittungen über die Erftattung des liquibirten Betrages. 

(Beihd. d. RV.A. v. 13. März 1886. Nro. 164. WU. N. II. ©. 82.) 


2. Nachdem vie Verhandlungen über das Formular zu den 
„Nachweifungen über die gefammten Rechnungsergebniffe gemäß 8 77 
Abf. 1 des Unfaliverfiherungsgefeges" — vergleiche Rundſchreiben vom 
22. Februar 1886 (R.V.A. No. 2985) und vom 17. Mai 1886 
(R.V. A. I. 9825) abgefchloffen find, hat das NReich8-Verfiherungsamt 
auf Grund ver gutachtlihen Aeußerungen der Berufsgenofjenfchaften 
und ver betheiligten Reichs- und Staatsbehörden die nachſtehenden 
Tabellenformulare nunmehr envgültig feftgeftellt und überfenvet viefelben 
hiermit den Berufsgenofjenfchaftsvorftänden mit dem Bemerken, vaß 
der gefälligen Einreichung ver Nachwetfung ver Rechnungsergebniffe für 
pas IV. Quartal 1885 nach Maßgabe ver Tabellenformulare in doppel⸗ 
ter Ausfertigung bis 15. September 1886 entgegengefehen wird. 
(Rundfcgreiben des R.B.U. dv. 17. Juni 1886. I. 13413. U. R. II. ©. 102.) 


Nahweilung 
über die gefammten Rehnungsergebniffe für das ..... 
($ 77 des Unf.sGefeßes.) 
Tabelle 1: Allgemeine Ueberſicht. 


sy Die Rechnungsergebniffe für das Duartal vom 1. Oktober bis 31. De- 
cember 1885 find bejonders feitzuftellen. Vergl Befanntmahung des Reichs— 
fanzleramtes vom 22. November 1885 (U. N. I. ©. 367) unter den 
Ausführungsporjchriften zu 8 70. 
Doehl, Die Unfall-Verfiherung ꝛc. 16 
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Tabelle 2: Ausgaben und Einnahmen. 
Tabelle 3: Unfälle). 


Anleitung 
zur Ausfüllung der nachſtehenden Zabellenformulare. 


3u Tabelle l. 


1. In Spalte 7 find nur bie gegen Beſoldung fungirenden Be- 
auftragten (Revifionsingenieure 2c.) in Rüdficht zu ziehen und zwar for 
fern fie auch anderweit als Beamte der Berufsgenoffenichaft fungiren, 
nur in ſoweit, als fie ausfchlieplih oder vorzugsweife für den Dienft 
als Beauftragte beftimmt find. in Vertrauensmann, welchem gleich- 
zeitig Funktionen eines Beauftragten übertragen worden find, wird daher 
hier nicht aufzuführen fein, ebenfowenig der Gejchäftsführer einer Ge⸗ 
nofienichaft oder Genoſſenſchaftsſektion, welcher nebenher Geſchäfte eines 
Beauftragten wahrzunehmen hat. Dagegen wird 3. B. ein Techniker, 
dem neben ven Funktionen eines Beauftragten auch Bureauarbeiten 
(ftatiftifche Arbeiten 2c.) obliegen, jofern die erjtere Thätigkeit fich als 
feine Hauptbefchäftigung im Dienfte ver Berufsgenofjenfchaft varftellt, 
mitzuzählen fein. 

2. Unter die Arbeitervertreter in Spalte 9 find nur die nad 
8 41 ff. des LUnfallverficherungsgefeges zur Theilnahme an ver Bes 
rathung der Unfallverbätungsvorjchriften, zur Wahl der Beifiger zu ven 
Schiensgerichten und der nichtftändigen Mitglieder des Reichs-Verſiche— 
rungsamtes berufenen, im Gefammtbereiche ver Genoſſenſchaft gewählten 
Vertreter ver Arbeiter zu rechnen, nicht aber die auf Grund des $ 45 
a. a. D. gewählten Bevollmächtigten der Krankenkaſſen zum Zwecke ver 
ZTheilnahme an den Unfallunterfuhungen, da diefe Perfonen, wennſchon 
fie nach der Ueberfchrift des Tit. IV des Unfalfverficherungsgefees und 
thatfächlich zur Vertretung der Arbeiter zählen, der Organifation der 
Berufsgenoffenfchaften, in welche Tabelle I einen Einblid zu gewähren 
bejtimmt tft, ferner ftehn. 

3. Der Begriff „durchſchnittlich bejchäftigte Betriebshbeamte und 
Arbeiter” in Spalte 12 ift nach vem in gewerblichen Kreifen üblichen 
Sprachgebrauhe aufzufaſſen. Es kommt nicht darauf an, nad dem 
Mehr und Weniger der während des Rechnungsjahres thatfächlich über 
und unter der Zahl der regelmäßig in einem Betriebe bejchäftigten 
verjicherten Betriebsbeamten und Arbeiter ein genaues Mittel auszu- 
rechnen, jondern auf die Angabe derjenigen Zahlen ver bezüglichen 
Perjonen, welche der Betrieb bei voller und laufender Thätigkeit in 
dem betreffenden Rechnungsjahre befchäftigt Hat. 

Eine Spinnerei z. B., melde bald mehr, bald weniger, in ver 


1) Die Formulare fiehe unter Beilage XI. 
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Negel aber 200 bejchäftigte verficherte Betriebsbeamte und Arbeiter 
täglich bei Erzeugung ber für das Nechnungsjahr als laufend anzu— 
jehenden Zagesprobuftion nöthig gehabt hat, wird für Spalte 12 mit 
„200° Berfonen in Rücficht zu ziehen fein; e8 kommt babei ferner 
niht in Betracht, wenn in dem gedachten Betriebe zu Folge des 
Wechſels der arbeitnehmenven Perſonen vielleicht 400 und mehr ver- 
ſchiedene Perſonen im Rechnungsjahre überhaupt beichäftigt geweſen find. 


Bei Betrieben, welche regelmäßig nur eine beftimmte Zeit des 
Sahres arbeiten 3.8. Zuderfabrifen, Ziegeleien, Brauereien, Brennereien, 
Baubetriebe 2c.) iſt als „durchſchnittliche“ Zahl ver befchäftigten ver- 
fiherten Arbeiter und Betriebsbeamten biejenige aufzufajfen, welche 
fih für die Zeit des regelmäßigen vollen Betriebes (aljo 3.9. für 
Zuderfabrifen und Brauereien im Winter, für das Maurergewerbe 
im Sommer) ergiebt. (Vergl. hierzu auch die Anleitung betr. bie 
Anmeldung verficherungspflichtiger Betriebe v. 14. Juli 1884. UN. d. 
R.BA. 1885 Ziffer 11. Seite 375 ff.) 


4. Unter „fonftigen” verficherten Perfonen, Spalte 13, find 
nach einzelnen Statuten fafultativ verficherungsfähige Berfonen (Familien- 
angehörige, Hausgefinvde 2c.), welche vorübergehend vie Betriebsftätte 
betreten 2c., verftanven. 

5. Die In Spalte 15 einzutragenden Lohnbeträge veden fich 
mit den in Gemäßheit des $ 71 Abi. 2 Ziffer 2 für die Umlage in 
Rückſicht zu ziehenden, ermittelten Beträgen. 

6. Spalte 16 kommt erſt für die künftigen Jahre in Betracht 
und iſt zur Aufnahme der Zahl derjenigen Verletzten aus früheren 
Jahren beſtimmt, an die oder an deren Hinterbliebene im Rechnungs⸗ 
jahre noch Entſchädigungen zu zahlen waren. 


7. In Spalte 17 tft die Zahl derjenigen Verlegten anzugeben, 
für die oder für deren Hinterbliebene im Rechnungsjahre Entſchädigungen 
fejtgeftellt wurden, ohne NRüdficht darauf, ob ver Unfall felbft fich im 
Kaufe des Rechnungsjahres oder früher ereignet hat, und darauf, ob 
die Feitftellung der Entſchädigung für ven Verletzten 2c. erſt auf ein» 
gelegte Berufung an das Schiedsgericht bezw. auf Rekurs an das 
Reichs⸗Verſicherungsamt erfolgt ift. 

8. Zu Spalte 16 und 17 gemeinfam ift zu beachten, daß unter 
„Entſchädigungen“ alle in Tabelle 2 Spalten 2—26 aufgezählten 
Leiſtungen der Berufsgenoffenihaften, alfo u. A. auch gezahlte Be- 
erdigungsfoften, zu verftehen find; ferner daß unter „Verlegten” auch 
die Getödteten mit einzubegreifen find und daß die „Unfälle“, joweit 
bie Tabellen hiervon handeln, ftet8 nur in ver „Zahl ver Verletten“ 
zum Ausprud zu bringen find. So wird 3.9. in Spalte 17 ein 
Unfall, bei welchem eine Perſon getöbtet und drei Perfonen derart 
verlegt wurden, daß für fie Entſchädigungen feftzuftellen waren, mit 
ver Zahl „4“ einzufegen fein, vorausgeſetzt, daß bezüglich fämmtlicher 

16* 
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vier Berfonen die Feftitellung ver Entſchädigungen im Laufe des Rech- 
nungsjahres erfolgt tft. 


3u Tabelle 2. 


9. In vie Spalten 2—23 find für das IV. Quartal 1885 
Seitens der Berufögenojjenfhaften nur die unmittelbar ins Ausland 
bezw. die durch die Knappichaftsfaffen over Krankenkaſſen gezahlten 
„Entihäpigungsbeträge”, fowie die etwa im Inlande ohne Vermittelung 
der Boftanftalten (unter Außerachtlaffung der gejeglichen Beftimmungen), 
insbefondere duch die Vertrauensmänner veftnitio (nicht worjchußweife) 
gezahlten Entichänigungsbeträge anzugeben, im Webrigen aber werben 
die Entihäpigungsbeträge für den genannten Zeitabfchnitt Seitens bes 
Neichs-Verficherungsamtes auf Grund von bezüglichen Ermittelungen 
bei ven Poftverwaltungen in vie Zabellen (mit fchlefen Zahlen) ein- 
getragen werben. 


Für fpäter werben die Entſchädigungsbeträge in ver Hauptfache 
von den Poftverwaltungen ven Berufsgenoifenfchaften angegeben werden 
und durch die obenerwähnten, nicht durch DVermittelung der Boftver- 
waltungen gezahlten Beträge zu ergänzen fein. 

10. Maßgebend dafür, ob die Ietteren, vireft gezahlten Ent- 
ſchädigungsbeträge in die Spalten 2—26 und bezw. ob Ausgaben 
überhaupt in die Tabelle 2 einzuftellen find, ift nicht ver Fälligfeits- 
termin, ſondern die Thatſache der „im Laufe des Rechnungsjahres“ 
erfolgten Zahlung. Das Gleiche gilt entfprechend für die Einnahme, 
da e8 darauf ankommt, in Tabelle 2 die „effektiven“ Ausgaben und 
Einnahmen gegenüber zu ftellen. 


Rückſtändige Einnahmen und Zahlungsrüditände werden daher 
exit für vasjenige Rechnungsjahr in Tabelle 2 zu berüdjichtigen fein, 
in welchem die thatfächliche Einnahme bezw. Zahlung erfolgt ift. 


11. Die auf Grund des 8 5 Abf. 8 und $ 8 des Unfallver- 
fiherungsgefeges an Krankenkaſſen 2c. erftatteten Vorſchüſſe find in 
diejenigen Spalten aufzunehmen, welche für die einzelnen betreffenden 
Ausgabepoften beftimmt find; alfo erftattete Heilverfahrensfoften in 
Spalten 2/3, Renten an Berlegte in Spalten 4/5 u. f. w. 


12. Zu den in Spalte 27 einzutragenvden „Koften ver Unfall- 
unterſuchungen“ (vergl. 88 54 ff. und 88 57 ff. U.V. G.), gehören: 
Zahlungen der Berufsgenofjenfchaften an vie Bevollmächtigten ver 
Krankenkaſſen ($ 45 a. a. O.) aus Anlaß ihrer Theilnahme an den 
Unfallunterfuhungen, an Sachverſtändige ($ 54 Abf. 2 a. a. D.), welche 
auf Antrag der Genoſſenſchaft zu ven Unfallunterfuhungen zugezogen 
wurden, Auslagen für Abjchriften von Unterfuchungsverhandlungen ꝛc. 

Als „Schiedsgerichtsfojten”, Spalte 28, kommen in Betracht: 
alle Zahlungen ver Berufsgenoffenihaften an Arbeitervertreter aus 
Anlaß ihrer Theilnahme an der Wahl von Schiensgerichts - Beifikern, 
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Miethen für die Gerichtslofale, Neijefoften und Tagegelder der Beifiker 
aus dem Arbeiterftanvde u. |. w. (vergl. $ 50 Abi. 5 U. V. G.). 


Soweit thbunlich, find in Spalte 27 und 28 auch vie aus Anlaf 
der Theilnahme an Unfallunterfuchungen und aus Anlaß ver Theil: 
nahme an den Schiedsgerichtsfigungen u. |. w. an Organe ver Genoffen- 
ſchaft (Vorſtandsmitglieder, DVertrauensmänner) gezahlten Netfefoften 
und Zagegelver einzutragen. Sollten indeſſen die Reifen ver Genofien- 
Tchaftsorgane verſchiedenen Zweden gebient haben, und aus biefem 
Grunde oder überhaupt eine Trennung ber Ausgaben unverhältniß- 
mäßige Schwierigfetten verurfachen, jo find die Neifeloften und Tages 
gelver der Organe ver Genoſſenſchaft insgefammt in Spalte 36 ff. 
einzuftellen. 

13, In Spalte 29 find die durch den auf die Unfallverhütung 
bezügliden Dienft der in Spalte 7 Tabelle 1 aufgenommenen „Bes 
auftragten“ (vergl. sub 1) entftandenen Ausgaben (Gehälter, Neife- 
fojten u. |. w.) einzutragen. 


14. Spalte 30 ift für die Aufnahme der Koften der Zuziehung 
der Arbeitervertreter zu der Berathung von Unfallverhütungsvorjchriften, 
des Drudes der aufgeftellten Unfallverhütungsvorjchriften u. |. w. be» 
ftimmt. Hinfichtlicd der Neifeloften und Tagegelder für die an ver 
Berathung von Unfallverhütungsvorſchriften theilnehmenvden Genojjen- 
ſchafts- und Sektions-Vorſtandsmitglieder gilt das unter 12. Be⸗ 
ftimmte. 

15. Bei Ausfüllung der Spalten 33—47 „Allgemeine Ber- 
waltungskoſten“ iſt die Aufnahme von Ausgaben, welche bereits in 
ven Spalten 27—32 berüdfichtigt find, zu vermeiden. 

16. Zu ven „perſönlichen und fachlichen Koften”, Spalte 33, 
find zu zählen: Neifefoften und Zagegelver, verauslagt aus Anlaß ber 
eriten Einrichtung der Genoſſenſchaft, Koften ver für Aufftellung der 
Katafter und Ausfertigung der Mitglienfcheine herangezogenen Schreib- 
bülfen, Koften der Inventar, Kataſter- und Druckſachenbeſchaffung, 
Inſertionskoſten, Bortofojten für Zuftellung der Mitglievfcheine u. |. w. 

17. Unter die „Ausgaben auf Grund übernommener Unfallver- 
fiherungs- Verträge”, Spalte 34, fallen: an Unfallverfiherungsgefell- 
Tchaften gemäß 8 100 U. V. G. im Laufe des Nechnungsjahres gezahlte 
Prämien, bezüglihe Abfindungs⸗, Vergleiche, Prozeßkoſten 2c. 

18. Iſt ein Genofienfchafts - Vorftandsmitglien zugleich Sektions⸗ 
Vorſtandsmitglied, und find auf einer Reife von demſelben zugleich 
die Funktionen eines Genoſſenſchafts-Vorſtandsmitglieds und eines 
Seftions » Vorftanpsmitglieds wahrzunehmen gewejen, fo ift für bie 
Eintragung der bezüglichen Reiſekoſten und Tagegelder 2c., Spalte 36 
und 37, der Umftand entjcheivend, ob, eventuell inwieweit die An- 
weifung und Auszahlung zu Laften ver Sektion oder der Genoſſen⸗ 
ſchaft ftattgefunden hat. Dieſe Beftimmung findet analoge Anwendung 
auf die Spalten 38 und 39. 
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19. In Spalten 40 und 41 haben vie in Spalte 29 aufge- 
nommenen Beamtengebälter zc. außer Anſatz zu bleiben. 

20. In Spalte 43 werben auch bie Koften der Anſchaffungen 
für Bibliothelzwede unterzubringen jein. 

21. Den „Inſertionskoſten“, Spalte 45, gleih zu behanveln 
find die fonftigen Publifationsloften (z. B. für Anjchlagstafeln und Aus- 
hängefchilver in Häfen, in Xogirhäufern für Schiffer, Flößer u. |. w.) wie 
fie insbeſondere den Schiffahrts-Berufsgenofjenfchaften erwachſen werben. 

22. In Spalte 51, „Umlagen”, find auch die auf Grund ver 
88 24 Abf. 3, 28 Abi. 5 und 78 Abſ. 1 Ziffer 1 U.B.G. etwa er- 
bobenen Zuſchläge zu berüdfichtigen. 


Zu XZabelle 3. 


25. Die weitere Einrihtung der Spalte 1 bleibt dem eigenen 
Ermefjen der Genoffenihaften überlaffen. Empfohlen wird ven Berufs- 
genoflenfchaften gleicher Art (Eifen- und Stahl-, Textil⸗, Holz, Baus 
gewerks- und anderen Berufsgenofjenfchaften), fich untereinander über 
die der Spalte 1 zu gebende Eintheilung nad) Gewerbözweigen, 
Deafchinen ꝛc. zu verftändigen, da hierdurch die Möglichkeit eines Aus⸗ 
taufches der Erfahrungen ver betheiligten gleichartigen Genoffenfchaften 
offen gehalten würde. (DBergl. in Betreff des Unfallverzeichnifjes in 
Berbindung mit dem Gefahrentarif $ 28 1.8.6.) 

24. In Spalte 2 find „jämmtliche“ verficherte Perfonen, 
(Spalten 11—13 ver Tabelle 1), nit nur lediglich vie verficherten 
Betriebsbeamten und Arbeiter in Rüchſicht zu ziehen. 

25. Für die Spalten 3—31 find die oben unter 7 und 8 

gegebenen Erläuterungen über ven Begriff des Worted „Unfall“ im 
Sinne diefer Tabellen, über die Auffaffung der Entſchädigungen :c. 
maßgebenp. 
26. Im Imtereffe der Vergleichbarkeit der Ergebniffe fpäterer 
Jahre mit denen des erften Rechnungsjahres ift in Spalte 8 die 
Berechnung der Zahl ver Unfälle auf je 1000 verficherte Berfonen 
„auf das Jahr“ vorgefehen worden. Die Berechnung felbft kann beim 
Reichs - Verfiherungsamt bewirkt werden. Die Zahl ver für das 
IV. Quartal 1885 in Betracht fommenvden Unfälle (Spalte 7) muß 
vor Anftefung der Berechnung mit 4 multiplicirt werden. 

27. Die Spalten I—23 „Beranlaffung und Art der Unfälle, 
Art der Verlegungen“ haben den Zweck, ein Bilo der Unfälle in großen 
Zügen zu geben. Den Genpfjenichaften bleibt hier ein großer Spiel- 
raum, anknüpfend an dieſe Spalten, eine eingehenvere, für ihre Zwecke 
unmittelbar verwerthbare Statiftit einzurichten. 

Zu vermeiden it bei Ausfüllung der genannten Spalten, wenn 
der Unfall auf verſchiedene Anläffe zurüdführbear ift, oder die Ver 
legung ſelbſt fomplicirter Art war, eine „wieberhölte" Eintragung in 
mehrere der Spalten I—16 und beziehungsweife 17—23. 

Bor der Eintragung wird gegebenen Falles zu erwägen jet, 
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welcher Anlaß als die überwiegende Urfache, welche Verlegung eventuell 
als fchwermwiegender angefiht® der Entihäpigungsverpflichtungen der 
Genoſſenſchaft zu erachten if. _ So wird eine durch Erplofion eines 
Dampffochers verlegte oder getödtete verficherte Berfon, obwohl dieſelbe 
gleichzeitig gegebenen Falles durch Dämpfe bezw. heiße Flüffigfeit verlegt 
it, Tediglih in Spalte I „Explofion von Apparaten unter Drud*, 
nicht auch in Spalte 11 einzuftellen fein, eine an den Händen ers 
heblich, im Uebrigen mehrfach leicht verlegte Perſon Lediglich In Spalte 18 
„Verlegung an Armen und Händen“, nicht auch in Spalte 20 oder 
23 einzutragen fein. 

28. Aus Anlaß hierher gerichteter Anfragen jei bemerkt, daß unter 
Spalte 9 au die Erplofion von Hadernkochern, von Dampfleitungs« 
röhren, Cylindern von Dampf» over Gaskraftmafchinen und von Gafo- 
metern gehören; unter Spalte 10 unter anderen auch die Exploſion 
von Mehlftaub in Mühlen; unter Spalte 11: Ausftrömen glühenver 
Metallmaffen an den Abftichftellen von Hochöfen, Umwerſen von Gieß- 
pfannen mit glühendem Metall, Ueberlohen von Farbekeſſeln, Zer- 
drehen von Säurelettungsröhren, Ausftrömen von Gafen auf Halpen, 
an Beſchicköffnungen von Kalk und Ziegelöfen 2c.; unter Spalte 12: 
fallende Riemen, zeripringende Schwungräver, Riemenſcheiben und Zahn⸗ 
räder, abjplitterndes Holz an Kreisfägen, Eiſen und Schlade an Dampfs 
hämmern und Dampffebeeren, Berührung mit Wellen, Rinnen, Zahn« 
rädern, Kuppelungen, Göpelgetrieben; — mithin alle Unfälle, welche 
auf ven majchinellen Betrieb jeder Art zurüczuführen find; — unter 
Spalte 13 einftürzende Feldmafjen in Steinbrüden, umfallende Holz- 
bezw. Schienenftapel auf Höfen von Holzjchneideanftalten bezw. Eifen- 
büttenwerfen, zuſammenbrechende Baugerüfte u.a.m.; unter Spalte 14: 
u. A. Fall in Mühlgräben, in Kanäle; unter Spalte 15: Unfälle 
beim Eifenbahn- und Schiffahrtsbetrieb, beim Luppen⸗ und Schladen- 
fahren im SHüttenbetriebe, beim Tragen von Balken, fchweren Körben 
n.a.m.; unter Spalte 16: Bruch von Hammerftielen, abſplitternde 
Stüde bei Bearbeitung von Steinen von Hand, Bruch von Glas 
walzen beim Blafen, Treten in jcharfe Scherben, Fall auf ebenem 
Boden u. a. m. 

29. Für die Ausfüllung ver Spalten 17—20 find nicht lediglich 
mechanische oder mafchinelle Verlegungen in Rückſicht zu nehmen, ſondern 
auch Verbrennungen, VBerbrühungen, Anägungen ꝛc. 

30. Unter die „jonftigen Verlegungen” Spalte 23, fallen u. a. 
auch die Verlegungen des Gehörs. 


Mittheilung 
über die Zabellenformulare betreffend die Nachweiſung 
für das ............ 


Zur Ausführung der Beſtimmungen des 8 77 Abſ. 1 des Unfall⸗ 
verficherungsgefeges, wonach über die gejfammten Rechnungsergebniffe 
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eines Rechnungsjahres nach Abjchluß veifelben dem Reichstag eine vom 
Reichs⸗Verſicherungsamt aufzuftellende Nachweifung vorzulegen ift, hat 
das Reichg-Verfiherungsamt bie vorftehend veröffentlichten drei Tabellen⸗ 
formulare aufgeftellt. 

Die Formulare beruhen auf Entwürfen, welche ven ſämmtlichen Be— 
rufsgenofjenfchaftsnorftänden und ven wegen ber verficherungspflichtigen 
Staatsbetriebe betheiligten Gentralbehörden zur gutachtlihen Aeußerung 
mitgetheilt worden waren. 

Die eingegangenen Gutachten haben ein reichhaltiges Material 
zur Beurtbeilung ver urfprüngliden und fpäter der wmgearbeiteten 
Entwürfe ergeben. Aus ver Sichtung und Abwägung ver hierbei ge= 
machten zahlreichen Vorjchläge find die nunmehr definitiv feftgeftellten 
Formulare hervorgegangen. 

In den letteren hat inveffen nur ein Theil der gedachten Vor— 
ſchläge Berüdfichtigung finden können. Namentlih haben die von 
manden Seiten geäußerten Wünfche nach weiterer Detaillirung der 
Angaben mit Rüdfiht auf die Gefammtheit ver in Betracht kommenden 
Berufsgenoffenichaften und Ausführungsbehörden zurüdgeftellt werben 
müſſen. 

Bei der Wichtigkeit der Angelegenheit mögen deßhalb die Geſichts— 
punfte, welche bei ver Feitftellung der Formulare maßgebend gewejen 
jind, foweit viefelben in der ven Zabellen beigegebenen Anleitung nicht 
bereit8 zum Ausorud gelangt find, in Folgendem mtitgetheilt werben. 


Allgemeine Bemerkungen zu den Tabellen 1 bis 3. 


Um die Rechnungsergebnifjfe verftändlicher” zu machen und ven 
Werth ihrer Mitthetlung an den Reichstag zu erhöhen, bedarf es ge= 
wifjer Angaben über die Organifation ver Berufsgenoffenihaften und 
über die von ihnen nach dem Geſetz zu entfchäpigenden Unfälle neben 
einer Weberficht über die Einnahmen und Ausgaben. 

Da dem Reichstage die Nachweifung über die Rechnungsergebniiffe 
alljährlich einzureichen ift, find die Formulare fehon jeßt fo eingerichtet, 
daß fie auch für weitere Nechnungsjahre anwendbar bleiben und die 
Möglichkeit einer unmittelbaren Vergleihung ver Ergebniffe früherer 
Sabre mit ſpäteren ficher ftellen. 

Aus diefem Grunde find in die Formulare au ſolche Spalten 
aufgenommen, welche für das IV. Quartal 1885 überhaupt noch nicht 
auszufüllen find. (Vergl. insbeſondere Tabelle 1 Spalte 16 und 
Tabelle 2 Spalten 2—5 und 16—23.) 

Eine Beihlußfaffung darüber, in welchem Umfange das in ven 
Tabellen enthaltene Material für vie dem Reichstage norzulegende Nach⸗ 
weifung zu verwerthen fein wird, muß noch vorbehalten bleiben. Unter 
allen Umständen find die durch die Formulare erforderten Angaben 
für die Berufsgenofjenichaften felbft von hohem Intereſſe, ebenjo wie 
fie für das Reichs -DVerficherungsamt nicht entbehrt werden können. 
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(Bergi. hierzu $ 28 Abi. 5 a.a.D.) Auch für die Statiftif und 
Buchführung in den Berufögenofjenichaften werden die TZabellenformulare 
einen — von mehreren Seiten lebhaft gewünſchten — Anhalt bieten. 
Eine unmittelbare Einwirkung in legterer Hinficht ausüben zu wollen, 
liegt indeſſen dem Zwecke ver Tabellen fern. Vielmehr wird e8 bei 
den fehr verfchteven gearteten Bedürfniſſen innerhalb der Berufs— 
genojjenjchaften jeder einzelnen verjelben überlaffen bleiben müffen, 
ihre Buchführung nach eigenem Ermeffen einzurichten. 

Ebenſo überläßt e8 das Reichs» Verjicherungsamt dem Ermeffen 
der einzelnen Berufögenoffenfchaften, für fih das Gefammtmaterial 
‚ver Zabellen 1—3 nad Sektionen aufzuftellen, beziehungsweife die für 
die Ausfüllung der Tabellen benöthigten Angaben, foweit fie dem Ge- 
nojjenfhaftsporftand nicht zur Verfügung ftehen, von ven Sektions⸗ 
vorftänden einzuforvern. 

Das Neiche-VBerfiherungsamt verlangt feinerfeits die Aufftellung 
der Tabellen nad Sektionen nicht, um nicht über die Zwecke des $ 77 
cit. hinauszugehen und um nicht etwaigen gegentheiligen Wünfchen 
der Berufsgenoſſenſchaften zu nahe zu treten. 


Zu den einzelnen Tabellen insbefondere. 
3u Tabelle l. 


Die Tabelle 1 bildet die Vorbedingung zum Verſtändniß der 
Tabelle 2. Ohne zu wiſſen, ob und in wie viel Sektionen vie Be- 
rufsgenoſſenſchaft eingetheilt ift, wie viel Vorſtandsmitglieder ꝛc. in 
terjelben fungiren, wie viel Schiedsgerichte für viefelbe errichtet find, 
wie viel Betriebe und Arbeiter zu ihr gehören, ift die Tabelle 2, ins⸗ 
bejondere joweit fie von den Verwaltungskoften handelt, nicht richtig 
zu würdigen. 

Ebenſo fteht vie Zahl der Unfälle ebenfo wohl zu ven Verwaltungs- 
foften als zu den gezahlten Entihäpigungsfoften in engjter Beziehung. 

Auf die in den Spalten 11—13 vorgejehene Unterfcheivung der 
verficherten Perfonen wurde Seitens der Vorſtände allerfeitS Gewicht 
gelegt. Dagegen ift zu Spalte 12 von der mehrfach gewünfchten be- 
fonderen Hervorhebung der „Betriebsbeamten mit mehr oder weniger 
als 2000 Mark Iahreseinfommen 2c.” abgefehen. Mehrere Vorftände 
haben erklärt, daß eine entjprechende Unterfcheivung auf den von ihnen 
eingeführten Xohnnachmeifungs-Formularen (8 79 1.8.6.) nicht vor⸗ 
gejehen fei, und daß die fragliche Angabe ſich daher nicht ohne um— 
fangreihe und foftfpielige Rüdfragen bei ven Genofienfhaftsmitglievern 
machen laſſe. Die Angabe ver in Anrechnung zu bringenvden Beträge 
der Löhne und Gehälter, Spalte 15, wird, wie das Neichs-Verficherungs- 
amt nicht verfennt, für das erfte Mal nicht ohne Schwierigfeit zu 
machen fein. Allein die Vorſtände find darüber einig gewejen, daß 
dieje wichtige Angabe, welche ven Maßſtab für die Höhe der Aufwen- 
pungen abgebe, namentlich in jpäteren Jahren nicht entbehrt werden 
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inne. Bei einer etwaigen Veröffentlichung (durch Mittheilungen an 
den Reichstag) wird Vorkehrung getroffen werden, daß aus der An⸗ 
gabe der Lohnbeträge feine falſchen Schlüffe gezogen werben, insbe⸗ 
jondere hervorgehoben werben, daß der 4 Marf überfteigenbe Lohn⸗ 
betrag nur mit einem Drittel zur Anrechnung gebracht, für jugendliche 
und nicht ausgebildete Arbeiter aber ver ortsübliche Tagelohn Er: 
wachſener angefegt worden ift. ($ 10 Abf. 1 und 2 1.8.6.) 

Der von einer Anzahl von VBorftänden zu Spalte 15 geſtellte, 
diesſeits bei Ausarbeitung des zweiten Entwurf berüdfichtigte Antrag 
auf Gegenüberftellung ber „verdienten“ und der „in Anrechnung zu 
dringenden“ Lohnbeträge mußte ſchließlich doch außer Acht gelaffen 
werden. Jenem Antrage lag die Abſicht zu Grunde, auf dieſe Weiſe 
Material zu gewinnen zur Beurtheilung der Frage, ob eventuell eine 
Aenderung des Geſetzes dahin anzuſtreben wäre, daß für das Umlage⸗ 
verfahren an Stelle ver „in Anrechnung zu bringenden“ Löhne und 
Gehälter die „verdienten“ Löhne und Gehälter eingefett würben, was 
eine wefentliche Vereinfahung des Umlageverfahrens zur Folge haben 
würde. Nachdem indeſſen von mehreren Seiten bemerkt worven ift, 
daß die Angabe ver „verdienten“ Löhne mit befonderen Schwierigkeiten 
verbunden fein würbe, hat das Reichs -Verficherungsamt von einer 
Theilung der Spalte unter dem Vorbehalte abgejehen, bie beregte 
Frage in der Folge eventuell zum Gegenftande einer befonderen, die 
Sade noch tiefer erfaffenden Erhebung zu machen. 

Die Spalten 16 und 17 (Unfälle) find eine Zuſammenfaſſung des 
Ergebniffes aus Tabelle 3, die Spalten 18 und 19 (Ausgaben und 
Einnahmen) vesjenigen aus Tabelle 2. 

Bon der Aufnahme einer Angabe über die Zahl fämmtlicher zur 
Anmeldung gelangter Unfälle hat abgefehen werden müſſen. Seitens 
der Mehrzahl ver Vorſtände wird die Beihaffung eines ftatiftiich ver« 
werthbaren, zuverläjfigen Materiales für alle Unfälle, über welche nad 

51 1.2.6. den Ortspoltzeibehörden und nad ftatutarifchen Be⸗— 
ftimmungen ven Organen der Berufsgenofjenichaften von den Betriebs⸗ 
unternehmern eine Anzeige zu erftatten iſt, zur Zeit als unausführbar 
angefehen. Es find daher pie Spalten 16 und 17 auf diejenigen 
Unfälle beſchränkt worden, für welche Entſchädigungen feftgeftellt wurden. 

Den mehrfachen fonftigen, vorſtehend nicht berührten Vorſchlägen 
auf Einführung von Unterabtheilungen zu einzelnen Spalten (4. 9. 
Klaſſifizirung der Betriebe nach der Betriebskraft, nah den Gefahren- 
klaſſen; — der verficherten Perſonen nah Alter und Geſchlecht; — 
der Xohnbeträge nad den Löhnen jugendlicher Perfonen 2c.; — der 
Unfälle, nach ſolchen, welche durch Schiedsgerichtsſpruch oder ohne den» 
felben Erledigung fanden u. a. m.) hat das Neich8-Verfiherungsamt 
geglaubt, nicht Folge geben zu follen, um in den Anforderungen, denen 
von ſämmtlichen Berufsgenofjenihaften genügt werden muß, Maß zu 
halten. Hier, wie bei den weiteren Tabellen 2 und 3, bleibt es ven 
einzelnen Berufsgenofjenfchaften überlaffen, in ihrer Buchführung und 
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Statiftit je nach ihren Bebürfniffen über ven Rahmen ver vorliegen- 
den Tabellen hinauszugehen. 


Zu Tabelle 2. 


Die Tabelle unterfcheivet Ausgaben und Einnahmen, und ftelit 
die Ausgaben voran, weil bei dem Umlageprinzip fich die Einnahmen 
nad jenen richten. Hieran fchließt fih die Vorfchußrechnung, veren 
Aufnahme in die Tabelle unerläßlich erfcheint, währen es gleichzeitig 
als ausgejhloffen zu erachten ft, die vorſchüſſigen Ausgaben und Eine 
nahmen mit den befinitiven zu vermifchen. 


Unter den Ausgaben werben: 
a) die Entichäpigungsbeträge, 
b) die Koften der Unfallunterfuhungen, ſowie ber Feftftellung ber 

Entſchädigungen, 

c) die Schiedsgerichtskoſten, 

d) die Unfallverhütungskoſten, 

e) die allgemeinen Verwaltungskoſten und 

f) die Einlagen in den Reſervefonds 
neben einander aufgeführt. 

Auf die Ausſcheidung der „Unfallverhütungsfoften“ (d) aus ven 
allgemeinen Verwaltungskoſten hat das Reiche - VBerfiherungsamt ſchon 
in feinem erften Zabellenentwurfe wegen der Wichtigkeit der Unfall 
verhütung, welche eine der beveutfamften Aufgaben ver Berufsgenoijen- 
ichaften bildet, befonderen Werth gelegt, obgleich dieſe Koften, wenigftens 
zum Theil, unter den „Verwaltungskoſten“ erjcheinen könnten. Die 
Ausfcheivung der Poften b und c entjpricht den von verfchievenen 
Seiten im Intereſſe einer weiteren Entlaftung der allgemeinen Ver⸗ 
waltungsfoften und einer ſchärferen Eintheilung geftellten Anträgen. 
Mit dieſer Anoronung haben fi die Vorftände der Berufögenofjen- 
fchaften durchweg einverftanden erflärt. 

Ebenfo billigten die Vorftände die Trennung der allgemeinen Ber- 
waltungsfojten in Koften der erften Einrichtung und in laufende Ver⸗ 
waltungsfoften, indem fie der Anfiht waren, daß eine angemejjere 
Scheidung fich fehr wohl werde durchführen laffen. Im Intereſſe jpäterer 
Bergleichbarfeit der Koften der Verwaltung mehrerer Jahre ift bie 
Trennung faum entbehrlich. 

Zu den einzelnen Spalten ift Folgendes zu bemerfen : 

Die Spalten 2—13 entiprechen den durch die Gefchäftsanweifung 
vom 27. September 1885 (A. R. dv. R.V.A. ©. 224 ff.) feſtgeſetzten 
Poft-Anweifungsformularen. Auf eine theilweije Zufammtenlegung oder 
anderweite Gruppirung diefer Spalten fonnte ungeachtet mehrfach hier⸗ 
auf gerichteter Anträge nicht eingegangen werben. Alle etwa bei einer 
Abänderung zu erzielenden Verbeſſerungen werden durch die Leichtigkeit 
der Ausfüllung der Spalten bei ber gegenwärtigen Anordnung, ba dies 
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felbe fich den für die Anmweifung der Entjhäbigungsbeträge feftgefegten 
Formularen unmittelbar anjchließt, aufgewogen. 

Erwähnt fei, daß dem von einer Seite zu Spalte 4/5 geftellten 
Antrage, eine Unterjcheivung zwiſchen „Worübergehenden Nenten für 
Berlegte" und „Dauernden Renten für Verletzte“ herbeizuführen, nicht 
entiprochen werden Tonnte. Abgeſehen davon, daß für die Anweifung 
zur Zahlung von Renten an Berlegte nur ein Formular ausgegeben 
worden ift (vergl. AU. N. d. R.V. A. ©. 228), wird e8 in manchen 
Fällen fchwieritg, wenn nicht unmöglich fein, mit Beſtimmtheit anzu= 
geben, ob eine am Schluffe des NRechnungsjahres laufende Nente that- 
Tächlich eine „vorübergehende“ oder eine „dauernde“ iſt. 

In ähnlicher Weife ift zu Spalte 29 eine Trennung der Koſten 
der Ueberwachung der Betriebe ($ 82 U. V. G.), ſoweit die letztere einer- 
feit8 dur die „DVertrauensmänner”, und andererſeits durch fonftige 
„Beauftragte” gebanphabt wird, als wünfchenswerth bezeichnet worden. 
Dem gegenüber tft indeſſen von anderen Seiten geltend gemacht worden, 
daß es faum durchführbar fein werde, von den Ausgaben ver DVer- 
trauensmänner diejenigen auszufonvdern, welche in der ihnen gegebenen 
Talles übertragenen Funktion eine8 „Beauftragten“ erwachjen find. 
Es erſcheint daher zweckmäßig, hier lediglich vie bezüglichen Koften ver 
in Spalte 7 Tabelle 1 aufgeführten angeftellten Beauftragten aufzu- 
nehmen. 

Eine Auseinanverhaltung der perjönlihen und ſachlichen Koſten 
bei der erften Einrichtung der Berufsgenofjenfchaften, Spalte 33, ift 
von vielen Seiten als läftig und ſchwer bezeichnet worden; e8 wird 
baher eine Trennung dieſer Poften nicht worgefehen. 

Daß die Trennung der Reifeloften und Tagegelder ver Genoffen- 
Ihaftsorgane, Spalten 36—39, in manden Berufögenoffenfchaften 
Schwierig fein wird, ift nicht zu verfennen. Gegenüber ven faft über- 
einftimmenvden Wünſchen der Berufsgenoffenichaften auf Auseinanber- 
haltung ver fraglichen Ausgabepoften bat das Reichs⸗Verſicherungsamt 
indeffen geglaubt, von einer Zufammenlegung viefer Spalten Abftand 
nehmen zu follen. Wo die befürdhteten Schwierigkeiten auftreten, wird 
auf thunlichite Trennung der Bolten Bedacht zu nehmen fein. So 
würpen beijpielsweife die Koften für eine Reife, welche eine und dies 
jelbe Perjon als Vorſtandsmitglied und als Delegirter zu einer Sigung 
des Genoſſenſchaftsvorſtandes und einer am folgenden Tage ftattfinden- 
den Delegirten-Berfammlung gemacht hat, je zur Hälfte in ven Spalten 
36 und 39 aufzuführen fein. 

Im Allgemeinen ift die Zerlegung der laufenden Verwaltungstoiten 
den Borftänden, namentlih im Hinblid auf die Mittbeilung an die 
Genoſſenſchaftsverſammlung, durchaus willfommen geweſen. 

Den von verſchiedenen Seiten zu einzelnen Spalten gemachten, 
vorſtehend nicht bereits erörterten Vorſchlägen wegen weitergehender 
Spezialiſirung der aufgewandten Koſten, u. a. zu Spalte 27: Angabe 
der Koſten für vie Theilnahme ver Bevollmächtigten ver Krankenkaſſen 
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an den Unfallunterjuchungen ($ 45 U. V. G.), für ärztlihe und fonftige 
ſachverſtändige Gutachten bei den Unfallunterfuchungen, für Beichaffung 
von Abſchriften der Unterfuchungsverhandlungen, — zu Spalte 28: 
Angabe der laufenden Koften ver Schiensgerichte bezw. der Koften für 
Bertretung der Genofjenichaften bei ven Schiedsgerichten, u. a. m. ift 
im Intereffe der Einfachheit und UWeberfichtlichkeit der Tabellen feine 
Folge gegeben worden. 


Zu Tabelle 3. 


Die bei Tabelle 1 erwähnte Beſchränkung ver biesfeits für vie 
Aufftellung des Rechnungsergebniffes erforderten Unfallftatiftif hat auch 
für die Tabelle 3 Geltung erhalten müffen. Die Tabelle erforvert 
deßhalb ausjchlieglich Angaben über Unfälle, für welche Entſchädigungen 
feitgeftellt wurden, verentwegen mithin eingehendere Erörterungen noth⸗ 
wendig vorgenommen worden find. Es darf erwartet werben, baß bie 
Zabelle bei dieſer Einſchränkung ein durchaus zuverläffiges Ergebniß 
liefern wird. Dabei wird bemerkt, daß unbefchavet ver in Tabelle 3 
vorgenommenen Einſchränkung der Statiftif auf Fälle, für welche Ent- 
ſchädigungen feftgeftellt worden find, die Berufsgenoſſenſchaften in ihrem 
eigenen Intereffe tbunfichft die Ermittelung und Erörterung auch ver 
minder ſchweren Unfälle werden im Auge behalten müfjfen. Den Berufs- 
genoſſenſchaften ift zwar eine Entſchädigung nur hinfichtlich der fchweren 
Unfälle, eine Hinwirfung auf die Verhütung aber hinfichtlich aller Un« 
fälle ohne Ausnahme gefeglich zur Pflicht gemacht worden. 

Den Anforderungen der Vorftände an die einzelnen Spalten ber 
Tabelle 3 gehen erheblich auseinanver. Die Mehrzahl der eingegangenen 
Gutachten wünfcht nach der einen over ver anderen Richtung hin eine 
Erweiterung der Spalten. Das Reichs: VBerfiherungsamt ift indeſſen 
auch bier auf eine thunlichfte Beſchränkung des Umfanges der Tabelle 
bedacht gewefen. 

In Spalte 1 war in dem biesfeitigen erften Entwurfe zu den 
Zabellenformularen die nachfolgenve einheitliche Eintheilung der Gegen- 
ftinde und Vorgänge, bei welchen Verlegungen vorgelommen find, im 
Intereffe der Zufammenftellung der Statiftif für alle Berufsgenoffen- 
haften vworgejehen worden: 

1. Dampffeffel, Dampfleitungen und Dampflocher (Ausftrömen von 
Dampf, Explofionen :c.), 
. Motoren (Dampfmafchinen, Turbinen, Waſſerräder ꝛc.), 
. Transmifftonen aller Art (Wellen, Zahnräder, Riemen, Seile :c.), 
. Fahrſtühle, Aufzüge, Krahne, Hebezeuge, Transportmafchinen, 
. Centrifugen (Trodenfchleudern), 
. Maſchinen zur Bearbeitung von Metall, 
. Majchinen zur Bearbeitung von Holz, 
. dedgl. von jonftigen Stoffen, 
(3u 6—8, Berührung mit bewegten Theilen, Abfplittern von 
Arbeitsftüden u. a. m.) 
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I. Mafchinen und maschinelle Einrichtungen, welche nicht unter 1—8 
fallen. 

10. Explofive und feuergefährliche Stoffe (Benzin, Pulver ꝛc.), 

11. Ausftrömen giftiger Gafe, heißer, ätzender Flüffigfeiten u. a. m., 

12. Fahrzeuge, Transport von Laſten, Auf und Ablaven, 

13. Fall von Leitern, Treppen, Galerien, in Vertiefungen, Baffins 
und ähnliches, 

14. Herabfallen von Gegenftänden, Bruch, Einjturz, 

15. Verſchiedene Gegenftände und Vorgänge. 


Dabei jollte e8 ven Berufsgenofjenfchaften überlaffen bleiben, 
weitere Unterabtbeilungen zu den einzelnen Nummern je nad ihrem 
Bedürfniß zu bilden; 3. B. feitens der Holz- Berufsgenofjenfchaften 
Gliederung ver Neo. 7 in die Unterabtheilungen: a) Kreisjägen, 
b) Bandfägen, ce) Hobelmafchinen u. a. m.; feitens ver Baugewerks⸗ 
berufägensfjenichaften insbefondere Gliederung ver Nummern 13 und 

u. |. w. 

Die Vorftände haben Hierzu faft ohne Ausnahme erklärt, daß fie 
die Unfallitatiftif der Berufsgenoſſenſchaften dieſer Einrichtung Der 
Spalte 1 recht wohl anzupaffen vermögen, indeſſen zum Theil gleich 
zeitig mitgetheilt, daß es den Berufsgenofjenjchaften erwünſchbar fein 
würde, die Spalte 1 ganz nad eigenem Ermeſſen einzutheilen und 
eventuell von Zeit zu Zeit nach den gemachten Erfahrungen abändern 
zu dürfen. Das Neich8-Verfiherungsamt hat dieſen Wünfchen gegen- 
über von der beabfichtigten Eintheilung der Spalte 1 Abftand genommen 
und, den mehrfach gemachten Vorſchlägen entfprechend, die Gegenftände 
und Vorgänge, bei welchen Verlegungen vorgefommen find, in ven 
Spalten 9—16 berüdfichtigt, um eine bezüglihe Zuſammenfaſſung für 
alle Berufsgenofjenfchaften, wenn auch nur in einigen Hauptgruppen, 
zu ermöglichen. 

Je forgfältiger und eingehender die in der Spalte 1 in Umriſſen 
angebeutete Klaſſifikation für die Berufsgenoffenichaften ausgearbeitet 
wird, um fo befjer wird die Tabelle 3 für die Entwidelung der Ge⸗ 
fahrentarife und der Unfallverhütung (vergl. $ 28 U.B.G.) zu ver- 
werthen fein. Es wird fich dabei empfehlen, daß gleichartige Berufs— 
genofjenfchaften — behufs Ermöglihung eines nutbringenden Aus» 
taufches der unfalfitatiftifchen Erfahrungen — fich über eine einheitliche 
Einrihtung der Spalte 1 thunlichft verftändigen. 

Die Unterfcheivung ver Verlegten nad) ven beiden Kategorien 
der Erwachſenen (männlih und weiblich) und Jugendlichen — unter 
16 Jahren — (Spalten 3—6), welche für die diesfeitigen Zwecke ge— 
nügt, ift mehrfach für unzulänglich angefehen worden. Es iſt vie Auf- 
nahme weitergehender Altersabftufungen, mindeftens aber die Aufnahme 
des durchſchnittlichen Alters der Verlegten, für erwünſcht erklärt worden. 
Der Werth dieſer Angaben begegnet inpefjen einer fehr verjchievenen 
Beurtheilung. Bon einigen Seiten wird eine weitergehende Statiftil 


14. Kapitel. Rechnungsführung. 255 


des Alter8 der Verlegten als wenig lohnend und entbehrlich bezeichnet. 
Es tft daher ven einzelnen Berufsgenoſſenſchaften überlaffen worden, 
dieſe Statiftif je nach Bedürfniß einzuführen oder davon abzufehen. 
Das Gleiche gilt von einer Statiftil ver Unfälle nah der Richtung, 
wie viele Unfälle auf die Tages- oder Nachtzeit, ſowie auf die einzelnen 
Wochentage fallen, und von einer eingehenveren Geftaltung ver Spalte 
17—23 „Art der Verlegungen“. Auch in ver letzteren Beziehung 
haben die mehrfach gemachten weitergehenden Vorſchläge, unbeſchadet 
der jeder einzelnen Berufsgenoffenfchaft zuftehenden Freiheit weiterer 
Entwidelung der Spalten 17—23 für ihre Zwede, diesſeits unberüd- 
fichtigt bleiben müffen, wogegen allerdings andererjeits, angeſichts jener 
Borichläge und aus allgemeinem Geſichtspunkte dem von einer Seite 
geftellten Antrage auf völlige Befeitigung der Spalten 17—23 nicht 
füglich entſprochen werden fonnte. 


— 


VII. Abſchnitt. 


Unfallverhütung. Ueberwachnng der Betriebe durch die 
Geusoſſenſchaften. 
1. Kapitel. 
Aufallverhũtungsvorſchriften.) 
878. 


Die Genoſſenſchaften find befugt, für den Umfang des Genofjenfchafts- 
bezirfes over für beftimmte Induftriezweige oder Betriebsarten over beftimmt 
abzugrenzende Bezirfe Vorſchriften zu erlaffen: 








ı) Bu 88 78—81: Bei der auf Gegenieitigleit beruhenden Regelung der Un- 
fallverfiherung hat nicht nur jede Genofjenichaft, jondern aud) jedes einzelne Mit- 
glied derjelben ein Intereſſe daran, daß in den Betrieben der Genofjenichaftsmit- 

lieder möglichſt wenige Unfälle vorlommen. Dieſes Anterefie ift geſetzlich zu 
om n. Daſſelbe bietet zugleich die geeignetite Grundlage für die der genojien- 
Ihaftlihen Organiſation anzupafjende jyitematiiche Regelung der zur Verhütung 
von Unfällen zu ergreifenden Mafregeln. Bon dieſem Geſichtspunkt aus legt der 
Entwurf den Genoſſenſchaften die Befugniß bei, für ihre Mitglieder VBorfchriften 
über die von ihnen zu treffenden Einrichtungen behuf3 Verhütung von Unfällen 
zu erlafien und an deren Nichterfüllung gemiffe Nachtheile zu Tnüpfen. 

Auf dieje Weile wird vorausſichtlich zugleidy die gewerbliche Gelbftverwaltung 
auf einem Gebiete fruchtbar gemacht, auf welchem die ſtaatliche Verwaltung, wie 
fie in den $$ 120 und 139b der Gewerbeordnung geregelt it, aus dem Grunde 
mit großen Schwierigfeiten zu kämpfen hat, weil die Frage, wie weit mit Vor⸗ 
ſchriſten der hier in Rede ftehenden Art und mit deren Durchführung gegangen 
werden kann, ohne in ungerecht ftörender Weile in die freie Bewegung der Induſtrie 
einzugreifen, in vielen Fällen zu erheblichen Zweifeln Veranlaſſung giebt. 

Bei den Organen der Genofjenfchaften werden die den Mitgliedern derjelben 
beimohnende genaue Kenntniß der Berhältniffe und Bedürfniffe der von ihnen 
vertretenen Induſtriezweige auf der einen Seite, und das Intereſſe an der Ber- 
bütung der Unfälle auf der anderen Seite vorausfichtlich dahin führen, da die 
zu erlaffenden Schugvorjchriften die richtige Mitte zwilchen zu großer Milde und 
zu großer Strenge innehalten. Dies läßt fi un jo mehr erwarten, als es bei 
der Beſchränkung der Verbindlichkeit der zu erlaffenden Vorſchriften auf die Mit- 
glieder der Genoſſenſchaft möglich fein wird, bei der Abfaffung derjelben mit der 
erforderlichen Berüdjichtigung der befonderen Verhältniſſe jedes einzelnen Snduftries 
zweige3 vorzugehen und den Fehler zu großer Allgemeinheit, welcher den auf ge- 
ſetzlichem Wege erlaffenen Vorſchriften leicht anhaftet, zu vermeiden. (Bergl. Motive 
zur Vorlage von 1882 ©. 74. 

Wenn im Eingange des $ 78 der Erlaß derartiger Vorfchriften nicht nur für 
beitinmte Induſtriezweige, fondern auch für beftimmte Betrieb3arten vorgejehen 
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1. über die von den Mitgliedern zur Berhätung vom Unfällen in ihren 
- Betrieben gu treffenden Einrichtungen unter Bedrohung der Zuwider⸗ 


wird, fo ift bei den legteren an die Form und die Mittel, in und mit denen ber 
Betrieb ſich vollziegt, gedacht worden, aljo au Dampfbetrieb im Gegeniag zum 
Handbetrieb, an den Betrieb mit Centrifugen (Trockeuſchlenderu), Treibeiemen, 
Aufzügen u. |. w., Betriebdarten welche bei verſchiedenen Induſtriezweigen vor⸗ 


Die den erlafienen Vorſchriften zuwiderhandelnden Betriebäunternchmer 
ſollen nad dert Entwurf nicht, wie Died in der früheren Vorlage vovgefehen war, 
mit Strafzuichlägen gu den Beiträgen, ſondern mit der Einſchätzung in eiwe höhere 
Gefahrenllaffe bedroht werden. Diefe Bedrohung ift möglich, da für jede Genoflen- 
Ihaft die Einführung eines Geſahrentarifs obligatoriſch tft (6 28); fie ift aber auch 
angemefjener, als die Bedrohung mit Strofzuichlägen, da dem Bettieböunternehmer 
unter Umfänden die Mittel fehlen können, den erlaſſenen Vorfchtiften alsbald zu 
entiprechen. In diefem alle würde von einer Beitrafung deilelben nicht wohl 
die Rede fein können, während bie unterlafiene Befolgung die Gefährlichleit bes 
Betriebes fteigert und ſomit Anlaß bietet, denfelben in eine höhere Gefahrenklaſſe 
einzureihen. Für den Yall, daß der Betrieb ſich bereits in ber höchſten @efähren- 
Hofe befinden ſollte, fieht der Entwurf Die Möglichkeit einer Beitragserhöhung vor. 

Dabei entipricht es der Billigleit, daß die Genoflenfchaften gehalten jein 
jolen, bet dem Erlaß von Unfallverhätungsvorichriften den betheiligten Betriebe⸗ 
unternehmern eine gewiſſe reift für die Heritellung der vorgeichriebenen Eim⸗ 
tihtungen zu gewähren. 

Soll aber die Tätigkeit der Genofjenichaften auf diefem Gebiete das Biel 
— ‚ jo wird man denſelben die Befugniß nicht verſagen Dürfen, auch Biber 
das Verhalten der Arbeiter in den Betrieben behnfs der Verhütung von Unfällen 
entiprechende Vorfchriften zu ee und Zuwiderhandlungen mit Geldftrafe zu 
bedrohen. Für die VBetlegung dtefer Befugniß ſpricht insbeſondere auch der Um⸗ 
ftand, daß den Berficherten nad) dem Entwurfe die geſetzliche Entſchädigung atıch 
dann nicht entzogen werden darf, wenn fie den Unfall jelbft verſchuldet haben. 
Solche Vorſchriften werden auch den Krankenkaſſen zu Gute kommen, da fie im 
bejonderen Maße zur Verhütung der geringfügigen, die Krankenkaſſen belaſtenden 
Unfälle beizutragen geeignet find. Die Einräumung der Befugnik erſcheint aber 
and unbedenklich, wenn durch eine geeignete Mitwirkung der Berficherten bei dem 
Erlaſſe der fragliden Borjchriften eine Sicherung gegen Willfür und Unbilligkeit 

ewonnen wird. Vorſchriften der Genoffenichaft über das Verhalten der Atbeiter 
den daher, bevor fie der Reichs⸗Aufſichtsbehörde zur Genehmigung vorgelegt 
werden, dem zuftändigen Arbeiterausſchuſſe (Gruppe) zur Begutachtung mitgetheilt 
werden. Aber auch in Betreff derjenigen Unfallverhütungsvorſchriften welde lich, 
ohne die Arbeiter direkt zu berühren, auf die Betriebdeinrichtungen begiehen, ſoll 
den Arbeiterausichüffen Gelegenheit gegeben werben ſich gutachtlich zu äuffern. 
Der Grund diejer gegen die Frühere Borlage erweiterten Kompetenz der Arbeiter« 
ansihüfje liegt darin, daß die Arbeiter ein unmittelbared Intereſſe nicht nur an 
der Serhütung ber Unfälle, fondern aud) daran haben, wie die profelticten Ein⸗ 
richtungen auf ihre Leiitungsfähigteit einwirken. 

Damit eine nad Inhalt und Form erichöpfende und verftändlidge Meukerung 
der Arbeiterausſchüſſe oder Gruppen zur Kenntniß der Genoffenſchaftsvorſtände und 
des mit der Genehmigung der Bortchriften bettastten Reichs⸗Verſicherungsamtes 
gebracht werde, legt der Entwurf den unteren Berwaltungsbehörden die Ver⸗ 
Michtung uf, die Archeiteransichäfle zur Berathung zu verſammeln, deren Ver⸗ 
hanblungen zu Seiten und im PBrotofoll über die legteren aufzunehmen. 

Die im 8 79 enthaltene Yriitbeittunsung in Betreff der Einſendung des 
Peotokolles ericheint unentbehrlich, damtt der Genoſſenſchaftsvorftand nad Ablauf 
diefer Frift den Antrag anf Genehmigung der Vorſchriften frellen Tann. 

Dow bie zu erlaftenden Vorſchriften der Genehmigung des Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamtes bebärfen follen, beruht auf der Bedentung, welche die von den Ge⸗ 
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handelnden mit der Einſchätzung ihrer Betriebe in eine höhere Ge- 
fahrenklaffe, oder, falls ſich die letzteren bereits in ber höchſten Ge⸗ 


nofienichaften zu erlaflenden Vorſchriften für die Gewerbepolizei und die Weiter- 
entwidelung des Gewerberecht3 haben, ſowie auf der Erwägung, daß die Möglich. 
teit eines unzwedmäßigen oder unbilligen Gebrauches der — zum Erlaſſe 
derartiger Vorſchriften nicht ausgeſchloſſen ift. 

Die Feftftellung der atheite für Betrieb3unternehmer, welche den von der 
Genoſſenſchaft zu erlafienden Borjchriften zumider Handeln, fällt naturgemäß den 
Borftänden zu. Dagegen kann diefen, weil die Berficherten in den Genofenfcofts 
vorftänden nicht vertreten find, Die Yeitftellung der von Arbeitern verwirkten 
Strafen nicht Übertragen werden. Der Entwurf will vielmehr, einem Vorſchlage 
des preußiichen Bollöwirthichaftsrathes N ‚ mit derielben den Vorſtand der 
Betriebs⸗(Fabrik⸗) Krankenkaſſe, wenn eine ſolche für den Betrieb bejteht, und fonit 
die Ort3polizeibehörde betrauen ($ 80). Dadurch wird ſowohl das Intereſſe der 
Genofienihaften, als da3 der Arbeiter gewahrt. 

Gegen die höhere Einſchätzung jenes Betriebes wird im Entwurf dem Unter⸗ 
nehmer die Beichwerde an das Reichs⸗Verſicherungsamt, gegen die Strafverfügung 
dem Arbeiter die Bejchwerde an die der Ort3polizeibehörde unmittelbar vorgejekte 
Auflihtsbehörde zugeftanden. Bei der legteren laufen alfo alle Bejchwerden dieſer 
Art zufammen, auch diejenigen, Sie gegen die Verfügungen der Betrieb 
(Fabrik⸗)Krankenkaſſen fich richten. Diefe Behörde befindet Ni in der Lage, fi 
des Gutachten? der auf diefem Gebiete vorzugsweife jachverjtändigen ſtaatlichen 
Auffichtsbeamten ($ 1396 der Gewerbeordnung) zu bedienen. 

Neben dem Boritande der für den Betrieb beftehenden Krankenkaſſe die Vor⸗ 
ftände anderer Krankenkaſſen, zu denen etwa Arbeiter des Betriebes gehören, mit 
der Feſtſetzung der zu verhängenden Strafen zu betrauen, erſcheint nicht angängig. 
Die Handhabung der Disciplin über die Arbeiter eines Betriebes kann mohl der 
Drtspolizeibehörde oder dem Vorſtande der Betriebskrankenkaſſe übertragen werden, 
nicht aber dem Borftande einer anderen zu dem Betriebe nicht in näherer Be 
tehung ftehenden Kaſſe. Schon die räumliche Entfernung zwiichen dem Sitze einer 
—1* Kaffe und dem Ort des Betriebes könnte zu unüberſteiglichen Schwierige 
leiten führen. Ueberdies würde dadurd die Gefahr entitehen, daß eine ganz ver- 
ichiedene Beurtbeilung gleicher in ein und demjelben Betriebe vortommender Fälle 
durch die verſchiedenen Kaſſenvorſtände, die zur Entſcheidung berufen würden, ein- 
treten Tönnte. 

Nach dem Entwurfe jollen die verhängten Strafen ftet3 derjenigen Kranten- 
kaſſe zufließen, welcher der Zuwiderhandelnde angehört. ($ 80 Abf. 2.) Damit 
ift die Beſorgniß ausgeichloffen, daß der Borjtand der Fabrikkrankenkafſe, welcher 
die Strafen feftjegt, Mitglieder anderer Krankenkaſſen zu Gunften der Yabril- 
krankenkaſſe ftrenger beurtheilen möchte. Unter Krankenkaſſe im Sinne diejes Ge 
— ſind auch die Gemeindekrankenverſicherung und die Knappſchaftskaſſen zu 

ehen 


Die den Genoſſenſchaften eingeräumte Befugniß zum Erlaß von Unfallver- 
hütungsvorſchriften macht die gleiche Befugniß der zuftändigen Behörde nicht über- 
flüſſig. Neu ift gegenüber dem Entwurf von 1882 die Beitimmung — 881 —, 
daß die Behörden, jofern nicht Gefahr im Vorzuge ift, vor der Ausübung dieler 
Befugniß das Gutachten der betheiligten Genoſſenſchaften und injofern die Bor- 
ſchriften fi) auf daS von den Arbeitern zu beobachtende Verfahren beziehen, aud 
der betheiligten Arbeiterausſchüſſe (Gruppen) einholen folen. Dabei geht der Ent- 
wurf von dem Geſichtspunkte aus, daß den Genofjenichaften eine möglichjt weite 
Einwirkung auf die Regelung der fie berührenden Angelegenheiten einzuräumen 
ſei und daß die Arbeiterausſchüſſe überall da zu einer Mitwirkung heranzuziehen 
find, wo es fih um Maßnahmen Handelt, welche die Arbeiter betreffen. Die 
Faſſung des 8 81 Ichlieht die Annahme aus, dab die Behörden auch dann, wenn 
fie nicht generelle Vorjchriften, fondern nur für einen oder einzelne ſpezielle Be 
triebe, in welchen gefahrdrohende Zuſtände beftehen, polizeiliche Anordnungen zur 
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fahrenflafje befinden, mit Zufchlägen bis zum boppelten Betrage ihrer 

Beiträge. 

Für die Herftellung der vorgefchriebenen Einrichtungen iſt den Mit- 
gliedern eine angemefjene Frift zu bewilligen; 

2. über das in den Betrieben von den Berfiherten zur Verhütung von 
Unfällen zu beobadtende Verhalten unter Bebrohung der Zuwider⸗ 
handelnden mit 6 Mark. 

Diefe Vorſchriften bebürfen der Genehmigung des Reichs - Berfiche- 
rungsamtes. 

Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung ift die gutachtliche 
Aeußerung der Borftände derjenigen Sektionen, für welche die Vorſchriften 
Gültigkeit haben follen, oder, fofern die Genofjenihaft in Sektionen nicht 
eingetheilt if, des Genoſſenſchaftsvorſtandes beizufügen 1). 


Verhütung von Unfällen treffen wollen, jedesmal vorher die Genofjenichaften oder 
Arbeiterausſchüſſe hören jollen. 

Borausjichtlich werden die Behörden, nachdem die Genofjenichaften das Necht 

zum Erlaß ſolcher genereller Vorjchriften erlangt baben werden, nur felten noch 

eranlaflung haben, auf diefem Gebiete einzugreifen. Sollte fich dies aber den- 
noch al3 nothwendig erweijen, weil die Genofjenichaft einem dringenden Bedürf- 
nifje zum Erlaß derartiger Vorjchriften nicht entjpricht, fo würden die Behörden 
auch in einem folchen e nur im Antereffe der Genofjenichaft handeln und es 
rechtfertigt ih Daher, daß auch den Mitgliedern der gutachtlich zu hörenden Urbeiter- 
ausſchüſſe in diejem Falle die Entichädigung nach den ftatutarifch feftgeftellten 
Säten zu Theil werden foll. 

(Motive der Regierungsvorlage zu 88 78—81. ©. 77—79.) 

1) Bu 88 78 und 79 In der Kommifjionsbericht aus: 

Eine der den Befugniffe, welche der Entwurf den Arbeiterausſchüſſen 
zugemiejen hatte, iſt die Begutachtung der von den Genoffenichaften zur Verhütung 
von Unfällen zu erlaffenden Vorſchriften. Diejelben jollten vor Einholung der 
Genehmigung des Reichd-VBerfiherungsamtes durch Wermittelung der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde den Arbeiterausſchüſſen oder Ausfchußgruppen vorgelegt werben. 

achdem durch Beichluß der Kommiſſion die Urbeiterausichüffe bejeitigt waren, 
ergab ſich die Frage, in welcher Weije eine Mitwirkung der Arbeiter jich werde 
erreichen laſſen. Darüber, daß eine ſolche an diefer Stelle ganz unerläßlich ſei, 
beftand auf feiner Seite ein Zweifel. Der einfachite Weg ſchien zu fein, beim 
Erlaß jener Vorſchriften die Vorjtände der Genofjenichaften zu betheiligen, in 
denen je nach den zu 8 41 in erfter Leſung gefaßten Beichlufje die erwählten Ver⸗ 
treter der Arbeit SiB und Stimme haben follten. Demgemäß wurde von einem 
Mitgliede beantragt, dem 8 78 folgenden Zuſatz beizufügen: 

Bor Erlaß der Vorſchrift jind die Genoſſenſchaftsvorſtände, oder wenn diefe 
Vorſchriften nur auf eine oder mehrere Sektionen Gültigkeit haben follen, die 
betreffenden Sektionsvorſtände gutachtlich zu Hören. 

Die Vertheidiger der Arbeiterausſchüſſe, jowohl Mitglieder der Kommiſſion 
als Vertreter der verbündeten Regierungen führten gegen diefen Antrag aus, re; 
er den Arbeitern weniger gebe, al3 ihnen der Entwurf gegeben habe und zu pra 
tifchen Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten führe. Nach der Vorlage fei es die 
Genoſſenſchaft, welche die Vorjchriften zu erlafjen habe, nicht der Vorſtand; Mit- 

lieder der Genofjenihaft aber feten die Arbeiter nit. Im Vorſtande würden 

Biefelpen Ichwerlid einen unverfälichten Ausdrud finden, auch das Votum der 

Arbeiter gegen das Intereſſe der Arbeitgeber, 3. B. dann, wenn es ſich um koſt⸗ 

ipielige Schußvorrichtungen handle, nicht durchdringen. In weit ausgedehnten 

Berufögenoffenichaften jei die Betheiligung der Arbeiter im Borjtand ohne Werth; 

was verftehe der Würtembergifche Arbeiter von den Berhältniflen im Eiiaß? 
17* 
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8 79. 


Die in 8 41 bezeichneten Vertreter der Arbeiter find zu der Berathung 
und Beihlußfaffung der Genoſſenſchafts⸗ oder Sektionsvorſtände über biefe 


Webrigens wolle man nicht dur die Annahme von Balliativvorichlägen die Noth- 
wendigkeit einer Wiedereinführung der Urbeiterausfchüffe verwilchen. Was in der 
That getrennt jet, müfje auch getrennt organijirt werden. 

Dem gegenüber hielten die Vertreter des Antrages und des zu 8 41 gefahten 
Kommiffionsbeichluffes an ihrer prinzipiellen Auffaffung feit, daß ein Zuſammen⸗ 
wirfen von ÜUrbeitgebern und Arbeitern in der Wahrnehmung der gemeinjamen Inter⸗ 
eſſen allerwege das Richtige ſei. Weder die Befürchtung, daß der Standpunkt der 
Arbeiter tm Vorſtande keine wirkfame Vertretung finden könne, wurde won dieſer 
Seite anerkannt, noch die Unmöglichkeit einer zwedmäßigen Regelung der in Rebe 
ftehenden Angelegenheit auf dem durch den Antrag bezeichneten Wege. 

Bei der Abitimmung wurde der Untrag mit beträchtlicher Majorität ange- 
nommen, Die Antragiteller waren biernady der Anficht, daß nunmehr die drei 
eriten Abjüge des 8 79, in melden die Verhandlung der Arbeiterausichüfie geregelt 
wird, in Wegfall zu kommen Hatten. Dem wurde jedoch von einem Mitgliede 
widerſprochen und die andere Meinung entgegengeftellt, daß auch nad den Be- 
rathungen im Genoſſenſchaftsvorſtande eine efonberte Vermehrung der Vertreter 
der Arbeiter zuläſſig und wünſchenswerth ſei. Es ſei deßhalb nur nothwendig, 
in $ 79 die nach dem Beſchluſſe zu 8 41 erforderlichen redaktionellen Aenderungen 
vorzunehmen. Diefe Meinung jand jedoch in der Kommijlion nirgends Zuftimmung. 
Man, hielt allgemein dafür, daß eine derartige nadjträgliche itio in partes nur 
zur Steigerung des Klaffengegenjages führen könne. Abi. 1 bis 3 in 8 79 wurden 
demgemäß geitrichen. 

Zur. zweiten Leſung bradten die vereinigten Antragsteller zu dieſen Para⸗ 
graphen Abänderungsvorf lüge ein, welche dem bon ihnen adoptirten und von der 

ommiſſionsmehrheit gebiltigten Syſtem der Heranztehung der Arbeiter entjprachen. 

Nach demfelben bleibt es zunächft dabei, daß bei dem Erlaß von Unfallver- 
Hitungsvorfchriften durch die Genoſſenſchaften die Borftände der Sektionen, oder 
wenn eine Genoſſenſchaft nicht in Sektionen getheilt tit, der Boritand der Ge⸗ 
noſſenſchaft mitzuwirken babe. Der letzte Abſatz im 8 73 regelt dies in der Weife, 
daß dem Antrage auf Ertheifung der Genehmigung die gutachtliche Aeußerung der 
Borftände derjenigen Sektionen bezw. de3 Vorſtandes derjenigen Senoffenthaft 
beigufügen fei, für welche die Borjchriften Gültigkeit Haben follert. 

8 79 Abſ. 1 beitimmt fodann über die Mitwirkung der Arbeiter. Diefelbe 
Al tn der Weife, daß zu der Berathung und Beiotnblalfung der Genoflen- 
chafts⸗ oder Seltionsvorftände über die genannten onchriten ie in 8 41 be⸗ 
zeichneten Vertreter der Arbeiter zuzuziehen find. Dieſelben haben volles Stimm⸗ 
recht. Außerdem iſt zur Beſeitigung der mehrfach geäußerten Bedenken, die Ar- 
beiter würden mit ihren Anſprüchen nicht durchdringen, die Beſtimmung —*— 
daß aus dem dem Reichs⸗Verſicherungsamt vorzulegenden Protokoll die Abſtimmung 
der Vertreter der Arbeiter erſichtlich ſein muß. Man wird ſich hiernach der go 
nung hingeben dürfen, daß die obere Inſtanz die Rechte der Arbeiter überall da 
wahren werde, wo die Geltendmachun —*2 etwa auf den Egoismus der 
Krbeitgeber oder die Kurzſichtigkeit der Arbeiter gejtoßen jein follte. | 

ie Anträge wurden angenommen und dadurch den 85 78 und 79 die Faffung 
gegeben, in der fie nunmehr vorliegen. 

Aus den Verhandlungen in erfter Leſung ift noch Folgendes nachzıttragen. 
Son verichtedenen Mitgliedern der Kommiſſion wurde daranf hingewieſen, daß 
durch die Annahme von 8 78 die Beitimmungen des 8 120 Abf. 3 der Gewerbe 
Ordnung nicht überflüſſig würden. 

Man müfe untericheiden, zwiſchen folhen Vorſchriften, welche für alle Arten 
von Betrieben, unabhängig von der beionderen Eigenart einzelner Betriebszweige, 
Gültigkeit haben follten, und foldhen, welde * nur auf die letzteren bezögen. 
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Borjhriften zuzuziehen. Diejelben haben dabei volles Stimmrecht. Das 
über bie Verhandlungen aufzunehmende Protofol, aus welchem die Ab⸗ 
ftimmung ber Vertreter der Arbeiter erfihtlich fein muß, ift dem Neichs- 
Berfiherungsamt vorzulegen. 

Die genehmigten Borjchriften find den höheren Verwaltungsbehörden, 
auf deren Bezirke dieſelben ſich erftreden, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand 
mitzutheilen. 


Ausführungsvorſchriften: 


Bundſchreiben des Reichs⸗Yerſicherungsamtes an die Vorſtände der Be- 
rufsgenoflenfhaften beit. den Erlaß von Anfallverhülungsvorſchriften 
vom 19, April 1886, (A. 9, IL. 3. 62.) 


Wie die aus Anlaß des Rundſchreibens vom 18. März 1886 
(RB.A. Nro. 5283) erftatteten Berichte ergeben, haben die Berufs— 
genoſſenſchaften bereits durchweg ihre Katafter georonet, die Mitglied⸗ 
fcheine ausgefertigt und deren Zuftellung bewirkt. Die Wahl ber 
Arbeitervertreter und der Beiſitzer zu den Schievsgerichten ift dem Ab⸗ 
ihluffe nahe und durch die in Kurzem bevorftehende Wahl von nicht 
ſtändigen Mitglievern des NeichE-Verficherungsamtes Seitens der Ges 
noffenichaftsvorftände und ver Vertreter ver Arbeiter wird bie Durch 
das Unfaliverficherungsgefeg vom 6. Juli 1884 bevingte Organtfation 
ver Unfallverfiherung zum Abſchluß gebracht werben. 

Der Zeitpunkt jcheint hiernach gekommen, wo das Reich - Ber» 
ſicherunggamt — insbeſondere angefichts der für die Monate Mat und 
Juni in Ausfiht genommenen Genofjenfhaftsverfammlungen — bie 
Berufsgenofjenichaftsvorftände anregen darf, nunmehr einer weiteren, 
ihnen zugewiejenen Aufgabe näher zu treten, — der Thätigkeit auf 
dem Gebiete der Unfallverhütung (8 78—80 bezw. 82—86). 


Borichriften der erfteren Art müßten vom Bundesrath erlaffen werden, und es ſei 
jehr zu bellagen, daß derjelbe die ihm in 8 120 der Gewerbe⸗Ordnung gegebene Be- 
fugniß noch immer nicht in Anwendung gebracht habe. Den Erlaß der Vorſchriften 
ausſchließlich der Willfür der Berufsgenojfenichaften anheim zu jtellen, gehe nicht an. 

Regierungsfeitig wurde hierauf bemerkt, die mit Vertretern der Induftrie über 
die Ausführung des 8 120 der Gewerbe⸗Ordnung gepflogenen Verhandlungen hätten 
bisher zu einem Rejultate nicht geführt. Es fei ſchwer, den ſehr verichiedenen Bes 
dürfnifſen und Berhältnifien in allgemeinen Vorſchriften gerecht zu werden. Auf» 
gegeben jei Die Sache nicht; die Befugnifie des $ 120 der Gewerbe Ordnung beſtünden 
in Kraft, inzwilchen aber erjcheine die fonkurrirende Thätigkeit der Berufögenofjen- 
ihaften wünjchensmwerth und.zwedentipredhend. Dabei handle es fi) nicht um in- 
Iriduele, ſondern um generelle Verfügungen über einen Kompler gleichartiger 

etriebe. 

Die Baragraphen 79 und 80 wurden im Plenum unverändert nach den 

Kommilfionsbeichlüffen angenonmen. 


| 
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Zwar tft fie bereitS von mehreren Berufsgenofjenfchaften ernitlich 
in Angriff genommen worden; aber es bleibt zu wünfchen, vaß auf 
biefem Gebiete feine Berufsgenoſſenſchaft zurüdftehe. 

Gerade hier find die Berufsgenoffenfchaften, zufolge ihrer Zu— 
fammenfeßung aus gleichen oder doch im Wejentlichen nahe verwandten 
Betrieben und bei dem durch das Gefeß vorgefehenen Zufammenwirken 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern berufen und befähigt, Aufgaben 
zu löſen, welche der ſtaatlichen Verwaltung beſondere, faum zu über- 
"windende Schwierigkeiten geboten haben. (Vergl. Motive zu 88 78 ff. 
Druckſachen 1884 Nro. 4 ©. 76.) 


Die Unfallverhütungsvorfchriften, zu deren Erlaß die einzelnen 

Berufsgenoſſenſchaften befugt find, zerfallen in zwei Hauptgruppen : 

1. in folde Vorfchriften, welche den Betriebsunternehmer binden, und 

2. in folche, welche vie Verfiherten zur Beobachtung gewifler Vor- 

ſichtsmaßregeln verpflichten. 

Die erfte Gruppe theilt fich wiederum 

a) in Vorſchriften, welche die Einrichtungen der Betriebsanlagen als 
jolchen betreffen, und theils allgemeiner, theils fpezieller Natur 
find, inſofern e8 fich einerfeit8 um die Sicherung von Treppen, 
Tahrftühlen, Lufen, Gruben ꝛc., um die ſchützende Einfrievigung 
von Schwung. und Zahnrädern, von Zransmiffionsriemen zc. 
handelt und infofern die Vorfchriften ich andererjeits ven einzelnen 
Arbeitsmafchinen und Apparaten bezw. Arbeitsthätigfeiten an- 
ichließen, 3. B. Vorfchriften zum Schuß der Kreisfägen über und 
unter dem Tiſch, zur Sicherung der Gerüfte bei Bauten ꝛc., 
in Borjhriften, welche den Unternehmer zur Ausrüftung ber 
Arbeiter mit gewiffen Schugmitteln (Schugbrillen, Masken, Hand- 
und Fußbekleidungsſtücken 2c.) verpflichten, oder ihm gewiſſe Ver- 
baltungsmaßregeln (3. B. Nichtanwendung jugendlicher Arbeiter 
zur Bedienung von Kreis» 2c. Sägen, Fratfe- und Hobelmafchinen) 
auferlegen oder ihn dafür verantwortlich machen, daß die zum 
Schutze ver Arbeiter vorhandenen Einrichtungen zu gegebener 
Zeit auch wirklich in Benußung genommen werden oder genommen 
werden können, 3. B. daß die vorhandenen Lampen bet einge- 
tretener Dunkelheit angezündet, daß Nothausgänge nicht durch 
Ichwere Ballen verfperrt werven, u. |. w. 
| Die feit dem 1. October 1885 erftatteten Unfall» Anzeigen bieten 
in dieſer Hinficht ſchon jegt ein werthuolles Material, deſſen aufmerkfame 


b 
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Prüfung in vielen Fällen von felbjt die Mittel an die Hand geben 
wird, mit denen der Wiederkehr ähnlicher Unfälle vorgebeugt werden Tann. 

Bet vorfichtiger Beſchränkung auf das hiernach Unerläßliche, bei 
Forderung nur durchaus geeigneter Schutzmaßnahmen wird ven Berufs- 
genoſſenſchafts⸗ und Seftionsvorjtänden das für diejen wichtigiten Theil 
ihrer Thätigkeit ganz beſonders nothwenvige Vertrauen und die Unter- 
ſtützung der Berufsgenofjen nicht fehlen. 

Daß es nicht erforderlich ift, jofort für alle zur Ber ufsgenoffen- 
ſchaft gehörenden Impuftriezweige und Betriebsarten auf ein Mal 
Unfallverhütungsporfchriften zu erlaffen, ſondern daß bier ein ſchritt⸗ 
weiſes Vorgehen durch das Geſetz ausprüdlich geftattet ift, wird ven 
Borftänden nicht entgangen fein. 

Bei diefer Gelegenheit nimmt das Neichs - Verfiherungsamt aus 
Anfragen, welche an daſſelbe gerichtet worden find, Anlaß, darauf Hin- 
zuweiſen, daß dem Gefege nicht genügt wird, wenn eine „fchriftliche“ 
Aeußerung der Arbeitervertreter über die zu erlaffenden Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften eingeholt wird. Die im $ 79 Abf. 1 de8 Gefetes geregelte 
Beratung und Beihlußfaffung ver Genofjenichafte- und Seltions- 
porftände hat in mündlicher Verhandlung bei perſönlicher Anweſenheit 
der Arbeitervertreter zu erfolgen, und zwar find vie legteren nur bort, 
wo die Genoffenfhaft nicht in Sektionen getheilt ift, Seitens der „Ge- 
nofjenfchaftsvorftände” zur Berathung und Beſchlußfaſſung hinzuzu⸗ 
ziehen. Iſt pie Genofjenjhaft in Sektionen eingetheilt, fo hat vie 
Zuziehung der Arbeiter jeltionsweife durch die einzelnen „Seltions- 
vorſtände“ zu erfolgen. Zur Berathung find ſtets ſämmtliche Arbeiter: 
vertreter einer Sektion, für welche die Vorfchriften Gültigkeit haben 
follen, oder, bei fehlender Seftionseintheilung, der Genoflenfchaft ein- 
zuladen. 

Ueber die Verhandlung iſt nah $ 79 Abf. 1 a. a. O. ein Protokoll 
aufzunehmen, aus welchem die Abftimmung der Vertreter ver Arbeiter 
erfichtlich fein muß. Das nachftehenn abgeprudte Protofoll 1), welches 
bier vor Kurzem zur Vorlage gelangte, würde dabei als Mufter dienen 
können. 

Hinſichtlich der Unterlagen, welche dem Reichs⸗-Verſicherungsamte 
bei dem Antrage auf Genehmigung von Unfallverhütungsvorſchriften 
einzureichen find, wird ſchließlich auf die Beſtimmung ver 88 78 Abf. 4, 
79 Abſ. 1 eit. hingewiefen und bemerft, daß die oronungsmäßige 


1) Siehe dafjelbe Beilage X. 
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Ladung der Gouoffenſchaftsverſammlung, welche hen Erlaß ber Ber- 
fchriften beichfoffen bat, nachgewieſen und eine vollſtändige Abſchrift 
ver betreffenden Protololiftelle vorgelegt werden muß. Sofern bie 
Unfallverhätungsvovichriften, deren Genehmigung beantragt wird, im 
Drud voxliegen follten, wäre die Einſendung von mehreren Exemplaren 
derſolben ermänzscht. 


Erläuterungen: 

1. Die im 8 79 des Unfaliverfiherungsgefetes geregelte Be⸗ 
rathung und Beſchlußfaſſung ver Genoſſenſchafts⸗- oder Seltionsvor- 
ftänbe darf nur bei perſönlicher Anweſenheit der Arbeitervertreter und 
in miünplicher Verhandlung erfolgen. Kine fjchriftliche Neußerung der 
Arbeitervertreter ift nicht zuläffig. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 1. Februar 1886. Nro. 113.4. N. I. ©. 10.) 


2. Ein Seltionsvorftand beantragte auf Grund des $ 73 des 
Geſetzes beim Genoſſenſchaftsvorſtande, dieſer möge einen Fabrikbeſitzer 
zur Abänderung gewiſſer von dem Beauftragten ($ 82 a. a. OD.) be⸗ 
anftandeten Einrichtungen auffordern und vemfelben dazu gemäß $ 78 
cit. eine angemeljene Frift jegen. In Folge deſſen richtet der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand die Frage an das Neichs-Verfiherungsamt, 

„ob der Genoffenihaft irgend eine direkte Einwirkung bezw. virefte 
Möglichleit gegeben fei, die Befeitigung ungenügender Einrichtungen 
in einzelnen Betrieben zu veranlafjen und von vornherein bem Be- 
triebaunternehmer die Einſchätzung in eine höhere Gefahrenklaſſe in 
Aussicht zu ftelfen.“ 

Das Reihs-Berfiherungsamt erwibert hierauf: 

Das Unfallverficherungsgefeg fieht nur Unfallverhütungsvorſchriften 
alfgemeiner Art vor, welde „für den Umfang des Genofjenichafts- 
bezirkes oder für beftimmte Inpuftriegweige oder bejtimmt abzugrenzende 
Bezirke" zu erlaffen find. Daß die einzelnen Berufsgenoſſenſchaften 
dieſe Vorſchriften befolgen, kann die Genofjenichaft vurch „Beauftragte“ 
($ 82 a. a. OD.) fontroliren laſſen, und die Betriebe Zuwiderhandelnder 
kun Ne in eine höhere Klaſſe des Gefahrentarifs einſchätzen. ($ 78 
Ziffer 1.) 

Dagegen jteht e8 ver Genoffenfchaft nicht zu, ohne vorgängigen 
Erlaß entſprechender allgemeiner Yinfallverhütungsnorfhriften die Bee 
feitigung ungenügender Einrichtungen in einem einzelnen Betriebe unter 
Androhung einer höheren Einfhätung deſſelben von dem Unternehwer 
zu verlangen. 

Dem Borftande fann daher nur anheimgegeben werben, auf den 
Erlaß der dortſeits für erforberlich erachteten Unfallverhütungsvorſchriften 
allgemein Bedacht zu nehmen. 

Unter den in vem Berichte des Beauftragten aufgezählten Mängeln 
fcheinen übrigens feine zu fein, deren Abftellung fich nicht mittelft 
folher allgemeinen Vorfehriften anoronen ließe. 
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Mer auch ahgeſehen non dem Erlafle derartiger Borfchriften ift 
e8 für zuläſſig zu erachten, fchon bei der eriten Einfchägung (8 28 
0.8.0.) ſolche Betriebe, welche ausreichende Einrichtungen zur Ver⸗ 
kütung von Unfällen nicht befgen, zu einer entiprechenb höheren Go⸗ 
fahvenklaſſe zu veranlagen, falls ver Gefahrentarif in feinen Klaſſen 
jo gebildet ift, daß er für Betriebe gleicher Art, je nachdem fie mit 
guten Einrichtungen und Schutzvorrichtungen verjehen find, oder nicht, 
eine niebrigere ober höhere Einſchätzung zuläßt. 

Soweit dem Reichs-Verſicherungsamte befannt geworben ift, haben 
mehrere Berufsgenofjenichaften eine dahin gehende Einrichtung ver 
Gefahrentarife in Ausſicht genommen. 

Sollte übrigens, ſo lange vie Eingangs erwähnten allgemeinen 
Vorſchriften nicht erlaffen worden find, in einzelnen Fällen eine Abhilfe 
gegenüber gefährlichen Betrtebseinrichtungen dringend nothwendig fetn, 
und der Betriebsunternehmer fich den Mahnungen ver Genoſſenſchafts⸗ 
organe gegenüber ablehnend verhalten, jo würde pie Anzeige bei ber 
Ortspolizeibehörvde auf Grund des 8 120 Abf. 3 der Gewerbeorbnung 
nieht ausgefchloffen fein. - 

(Beichd. d. R.V.A. v. 5. April 1886. Nero. 161. A. N. I. ©. 81.) 

3. Auf Anfrage eines Genoffenfchafte-Vorftanves, in welcher Weiſe 
die Stimmengleihheit der Vorſtandsmitglieder und Arbettervertreter 
berzuftelfen fjei, wenn bie zur Berathung ver Unfallverhütungsvor- 
ſchriften eingeladenen PVorftanvsmitgliever und Arbeitervertreter nicht 
in gleicher Anzahl entſchieden find, wird entfchieden: 

Eine Gleichheit der Stimmenzahl der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer bei vorhandener ungleicher Zahl der anweſenden Berfonen jeder 
Kategorie ſieht das Unfallverficherungsgefeg im 8 50 Abf. 2 leg. nur 
binfichtlich daS Verfahrens vor den Schiepsgerichten vor, nicht aber auch 
für die Berathung ver Unfallverhütungsvorfäriften. Bei ven lebteren 
hoben ſämmtliche anwejende Arbeitervertreter und Vorſtandsmitglieder 
gleiches Stimmrecht ($ 79 Abf. 1), ohne Rüdfiht auf die Zahl ver 
anweienden Arbeitnehmer over Arbeitgeber. Das über vie Verhandlung 
aufzusehmende, dem Reichs » Verficherungsamt vorzulegende Protokoll 
muß die Abftimmung ver Vertreter der Arbeiter erfichtlich machen. 

(Entichd. d. R.B.U. v. 20. Mai 1886. Nro. 172.4. N. II. ©. 92.) 


8 80.1) 


Die im 8 78 Ziffer 1 vorgeſehene höhere Einſchätzung des Betriebes, 
Sowie die Feftfegung von Zuſchlägen erfolgt durch den Vorſtand der Ge— 
noſſenſchaft, die Feſtſetzung ver im 8 78 Ziffer 2 vorgejehenen Geldſtrafen 


1) Der Rommilfionsbericht hebt hervor: „Auf Anregung eines Mitgliedes 
wurde konſtatirt, daß durch die Beitimmung des $ 80 das Necht des einzelnen Urbeit- 
gebers, für feinen Betrieb Strafvorihriften zu erlaſſen, nicht berührt werde. 

Ebenſo wurde feitgeitellt, daß zu den Krankenkaſſen des Alinea 2 auch die ein- 
‚geichriebenen freien Hülfskaffen gehören.“ 
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durch den Borftand der Betriebs⸗ (Fabrik) Krankenkaſſe, oder wenn eine 
ſolche für ven Betrieb nicht errichtet iſt, durch die Ortspolizeibehörde. In 
beiden Fallen findet binnen zwei Wochen nad der Zuſtellung ver beziig- 
lihen Verfügung vie Beſchwerde ftatt. Ueber viefelbe entſcheidet im erften 
Falle das NReich8-Verfiherungsamt, im zweiten Falle die ber Ortspolizei- 
behörde unmittelbar vorgejegte Auffihtsbehörde. 

Die Geloftrafen ($ 78 Ziffer 2) fließen in die Krankenkaſſe, welcher 
der zu ihrer Zahlung Verpflichtete zur Zeit der Zuwiderhandlung angehört. 


8 81.1) 


Die von den Landesbehörden für beftimmte Inpuftriezweige oder Be 
triebsarten zur Verhütung von Unfällen zu erlafienden Anordnungen follen, 
ſoferu nicht Gefahr im Verzuge ift, deu betheiligten Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftänden oder Sektionsvorftänden zur Begutahtung nad) Maßgabe des S 78 
vorher mitgetheilt werden. Dabei findet ver $ 79 entipredhende Anwendung. 


Ergänzungen: 
Gefeb beir, die Ausdehnung der Anfall- u, f. w. Berfiherung vom 
28. Mai 1885. 
8 9.2) Vorſchriften der Ausführungsbehörden über das in ben 


1) Am Regierungsentwurf war beſtimmt, daß die von den Landesbehörden für 
beitimmte Indujtriezweige oder Betriebsarten zur Verhütung von Unfällen zu er 
laſſenden Dornen, jofern nicht Gefahr im Verzuge tit, den betbeiligten Genoffen- 
Ichaften, den betheiligten Ausſchüſſen aber nur im Falle des 8 78 Ziffer 2, d. h. nur 
dann zur Begutachtung mitgetheilt werden jollten, wenn fie fich auf da8 von den Ber- 
fiherten in den Betrieben zu beobachtende Verhalten beziehen. 

Nachdem die Arbeiterausfchüfle befeitigt und die Vertreter der Arbeiter zu Mit- 

liedern der Vorſtände gemacht worden, ſchien es konfequent, jene Unterſcheidung 
Fllen zu laffen und zu beitimmen, daß die Mittheilung an die Genoffenichaftsvor- 
ftände und Seltiongvorftände zu gejchehen habe. Bon einem WMitgliede wurde ein 
hierauf bezüglicher Antrag geſtellt und derjelbe, troß der von einer Seite erhobenen 
Einrede, daß den Vorſtänden die erforderliche Sachlenntniß mangeln werde, von der 
Kommiſſion angenommen. 

Bei der zweiten Berathung wurde die Faſſung auf Unregung der vereinigten 
Antragiteller injoweit abgeändert, als die Uebereinſtimmung mit den bereits gefaßten 
Beichlüffen dies erfordert. Hiernach find die zu erlaſſenden Vorichriften den Ge 
noſſenſchafts- oder Sektionsvorſtänden zur Begutachtung mitzuteilen. Die Bor- 
ftände haben fodann, ganz in dem Falle des $ 79, die Vertreter der Arbeiter zur Be 
tathung und Beichlußfafjung heranzuziehen. Eine Unterſcheidung, ob es fih um 
Einrihtung von Schugmaßregeln in den Betrieben oder um Vorſchriften für die 
Ürbeiter handelt, hi auch jegt nicht getroffen. 

Bei den Verhandlungen der eriten Lefung war von einem Mitgliede beantragt 
worden, die Singangöworte de3 8 81 jo zu faffen: 

Die vom Bundesrath und von den Landesbehörden u. ſ. w. 

Negierungsfeitig wurde diefer Antrag mit dem Bemerken belämpft, der Bundes- 
rath Habe nur ſolche Vorſchriften zu erlaffen, deren Tragweite über die Grenzen 
eines Staates hinausreiche, jeine Thätigkeit würde jedoch im höchſten Maße erfchwert 
werden, wenn man ihn duch Annahme des geftellten Antrages nöthige, die ſämmt⸗ 
lichen Genoſſenſchafts- und Sektionsvorjtände zu hören. — Der Antrag wurde bier- 
auf zurüdgezogen. (Kommiffionsberidt zu $ 81. ©. 35.) 

3) Unfallverhütungsvoriäriften mit Strafandrohung im Sinne des 8 73 a.a.D. 
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Betrieben von den Verjicherten zur Verhütung von Unfällen zu beob- 
achtende Verfahren find, fofern fie Strafbeftimmungen enthalten follen, 
vor dem Erlaß mindeftens drei Vertretern ver Arbeiter zur Berathung 
und gutachtlihen Aeußerung vorzulegen. Die Berathung findet unter 
ber Leitung eines Beauftragten ver Auffichtsbehörde ftatt. Der Beauf- 
tragte darf fein unmittelbarer Vorgefegter der Arbeiter fein. 

Die auf Grund folder Vorfchriften verhängten Gelbftrafen fließen 
in bie Kranfenfaffe, welcher ver zu ihrer Zahlung Verpflichtete zur 
Zeit der Zuwiderhandlung angehört. 

8 14.1) Auf Unfallverhütungsvorſchriften, welche ſich auf bie 
Sicherheit des Eijenbahnbetriebes beziehen, finden die Vorfchriften des 
8 9 viefes Gejeges, fowie der 88 79, 81 des Lnfallverficherungs- 
gejege8 feine Anwendung. 


2. Kapitel. 
Aeberwachung der Betriebe 2). 
8 82. 


Die Genoffenfchaften find befugt, durch Beauftragte die Befolgung 
der zur Verhütung von Unfällen erlafjenen Vorſchriften zu überwachen, 


fönnen für die hier in Rede ftehenden fiskaliſchen Betriebe nur inſoweit in Frage 
kommen, als es ſich um das Verhalten der Urbeiter handelt. 

Soweit der Erlaß folder Vorſchriften von den den Genoſſenſchaftsvorſtänden 
entfprechenden Ausführungsbehörden beabfichtigt wird, jollen in Anlehnung an die 
Grundfäße des Unfallverficherungsgejeges, aber auch Yier nur in den nad) $ 14 des 
Entwurfes zu ziehenden Grenzen, Vertreter der Arbeiter mitwirken. Im Hinblid 
auf die oben hervorgehobenen bejonderen Berhältniffe der Neichd- und Staatsver⸗ 
waltungen erjcheint eine follegialifche Berathung diejer Vertreter der Arbeiter mit 
den Ausführungsbehörden nicht ftatthaft; diefelbe fol daher dur eine Berathung 
ne Dertreter der Arbeiter unter Zeitung eines Beauftragten der Ausführungsbehörde 

etzt werden. 

Der Schlußſatz des $ 9 entfpricht dem 8 80 Abf. 2 des Unfallgejees. 

(Motive der Regierungsvorlage $ 9. ©. 15.) 

1) Es erſcheint nicht unbedenklich, für alle VBorfchriften, welche von dem Reichs⸗ 
oder Landesbehörden ($2) oder von den für die Eifenbahnen gebildeten Genofjenjchaften 
($ 11) zur Verhütung von Unfällen erlaffen werden, die Anhörung der Wrbeiter 
obligatoriich zu machen. Um die Verantwortlichleit der betriebgleitenden Behörden 
für die Sicherheit des Eifenbahnbetriebes nicht in unzuläffigem Maße einzufchränten 
oder abzujhwächen, tft es vielmehr geboten, die Mitwirkung der Arbeitervertreter 
auf folde Unfallverhütungsvorfcriften zu beichränten, welche fi nicht auf die 
Sicherheit des Betriebes im Allgemeinen, jondern nur auf den Schuß der Arbeiter 
und Beamten beziehen. 

(Motive der Regierungsporlage zu $ 14. ©. 17.) 

2) Zu 88 82—86: Sowohl die Handhabung der zur Verhütung von Unfällen 
erlafjenen Vorſchriften, an deren Befolgung die Genoſſenſchaften das unmittelbarfte 
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von den Einrichtungen der Betriebe, foweit fie für die Zugehörigkeit zu 
Genoſſenſchaft oder für die Einfhäsung in den Gefahrentarif von Be- 
deutung find, Kenntniß zu nehmen und behufs Prüfung der von ben Be 
triebsunternehmern auf Grund gejeglicher oder ſtatutariſcher Beſtimmungen 
eingerichteten Wrbeiter- und Lohnnachweiſungen biejenigen Geſchäftsbücher 
uud Liſten einzujehen, aus welchen vie Zahl ver beſchäftigten Arbeiter und 
Beamten und die Beträge der verbieuten Löhne und Gehälter erſichtlich 
werben. 

Die einer Genofjenfhaft angehörenden Betriebsunternehmer find ver- 
pflichtet, ven als ſolchen Iegitimirten Beauftragten der betheiligten Genoſſen⸗ 
ſchaft den Zutritt zu ihren Betriebsftätten während ver Betriebszeit zu 
geftatten und die bezeichneten Bücher und Liſten an Ort und Stelle zur 
Einfiht vorzulegen. Sie können hierzu, vorbehaltlih der Beftimmungen 
des 8 83, auf Antrag der Beauftragten von ber unteren Berwaltung® 
behörde durch Gelpftrafen im Betrage bis zu 300 Mark angehalten werben !). 


Intereſſe haben, als auch die zur Wahrung der Intereffen der Genofjenichaften er- 
forderliche Kontrole über die für die Genoſſenſchaftsangehörigkeit, ſowie für die Be- 
mefjung der Beiträge in Betracht Tommenden Verhältniſſe der einzelnen Betriebe 
erfordert eine Thätigkeit beſonderer Aufſichtsorgane der Genoſſenſchaften. 

Hierbei verlangt, wie von dem Preußiſchen Volkswirthſchaftsrath mit Redt 
hervorgehoben worden ift, der Fall eine bejondere Behandlung, wenn ein Betrieb’ 
unternehmer im Intereſſe der Wahrung von Fabrilgeheimnifjen oder aus Konkurrenz. 
rückſichten den Eintvitt eines Beauftragten der Genoſſenſchaft in feinen Betrieb zu 

eitatten fich meigert. In ſolchem Halle foll der Betriebsunternehmer jeinen Wider 
pruch gegen die Berjönlichkeit des Beauftragten bei dem Vorſtande der Genofjenichaft 
geltend machen, daneben aber dem Borftand einige geeignete Perjonen bezeichnen, 
welche auf feine Koſten die erforderliche Einficht in den Betrieb zu nehmen und dem 
Boritande die für die Bwede der Genofjenshaft nothwendige Auskunft über die Be 
triebgeinrichtungen zu geben bereit find. BDiejer Ausweg erjcheint unbedenklich und 
wahrt das Gejchäftsinterejle der Unternehmer ausreihend. Die Beitimmung, daß 
der Betriebsunternehmer in diefem Falle die Koften zu tragen hat, rechtfertigt ſich 
mit Rüdficht darauf, daß für die Heranziehung der Vertrauensperſonen lediglich das 
Intereſſe und der Wille des Unternehmers enticheidend tft. 


Die im $ 34 enthaltene Vorſchrift, daß die Beauftragten der Genoſſenſchaft 
von der unteren Verwaltungsbehörde auf die Beobachtung der Verſchwiegenheit zu 
beeidigen jeien, bezieht fich nicht auf die von den Betriebsunternehmern in Borjchlag 
gebrachten, ſeitens des Genoſſenſchaftsvorſtandes acceptirten Reviſoren, denn die 
etzteren jind Feine Beauftragten der Genoſſenſchaft im Sinne des $ 84. Es wird 
Sache des Betriebsunternehmers jein, in dieſem Punkte fich der Zuverläffigfeit feiner 
Bertrauensperjonen zu verjihern. Sollte e8 zu einer Verftändigung über die mit 
der Belichtigung des Betrieb3 zu beauftragende Perſönlichkeit zwiſchen dem Betriebs⸗ 
unternehmer und dem Genoſſenſchaftsvorſtande nicht Tommen, fo bleibt nichts Anderes 
übrig, als dem Reich3-Verjicherungsamte die Enticheidung zu übertragen. 

(Motive zu $$ 82—86. ©. 79.) 


1) In der Kommiſſion und bei den Vertretern der verbündeten Regierungen 
berrichte Einverftändnik darüber, daß die Berufsgenoflenfchaften befugt jein müßten, 
ein ftändiges Organ zu kreiren, welches, ſoweit es nicht im einzelnen Falle ausge 
fchlofen wird, ein für allemal die im & 82 vorgejchriebenen Funktionen ausübt. 

Der Paragraph wurde unverändert nach) der Regierungsvorlage angenommen. 

(ommiſſionsbericht zu $ 82.) 
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@rläuterungen: 
(Beicheid des R.V. A. v. 5. April 1886. Nro. 161. A. N. II. ©. 81.)) 


8 88. 


Beflicchtet ber Betriebsunternehmer die Verlegung eines Yabrifgeheim- 
niſſes oder die Schädigung feiner Gejchäftsinterefien in Folge ber Be—⸗ 
fihtigung bes Betriebes durch den Beauftragten der Genoſſenſchaft, fo kann 
berjelbe die Befichtigung durch andere Sachverſtändige beanfpruchen. Im 
biefem Falle bat er dem Genofienihaftsvorffande, fobald er den Namen 
des Beauftragten erfährt, eine entſprechende Mittheilung zu machen und 
einige geeignete Perfonen zu bezeichnen, welde auf feine Koften bie er- 
forderfihe Einfiht in den Betrieb zu nehmen und bem Vorſtande die für 
bie Zwecke der Genoſſenſchaft nothwendige Auskunft über bie Betriebs- 
einrichtungen zu geben bereit find. In Ermangelung einer Verſtändigung 
zwiſchen dem Betriebsunternehmer und dem Vorſtande entfcheidet auf An⸗ 
rufen des letteren das Reichs-Verſicherungsamt 2). 


Erläuterungen: 


Was zunächſt vie Stellung ver Vertrauensmänner im Allgemeinen 
angeht, To ift zu beachten, daß das Gefer (8 19 Abſ. 1) die Einſetzung 
derielben dem Statut überläßt zc.) 

Eine befondere Stellung nehmen im Geſetz die „Beauftragten“ ein, 
deren Einfegung gleichfalls nur fakultativ vorgefehen tft. (8 82 a. a. DO.) 
Ihre Funktionen werden der Natur der Sache nach häufig mit denen 


1) Siehe denjelben unter der Erläuterung 2 zum $ 79. 

2, Der Kommiſſionsbericht Hebt hervor: 

‚  Bwei Mitglieder beantragten in Abſ. 1 Zeile 5 Hinter „Genoſſenſchaften“ 
einzuſchalten: 
„oder durch einen Fabrikinſpektor oder Gewerberath“. 

Bereits in den Verhandlungen über $ 78 war verſchiedentlich hervorgehoben 

worden, daß die Kontrole durch die Berufsgenoſſen, d. h. durch Konkurrenten, 
von den Induſtriellen als eine unliebſame Einrichtung angefehen werde. Max 
datte angeregt, ob e3 micha möglich jet, die Kontrole ftatt deſſen den Fabrik— 
inipeftoren zu übertragen, gegen deren Diskretion ebenfowenig Zweifel bejtänden, 
wie gegen re Sachkenntniß. Won anderer Seite waren Bedenken Hiergegen dr. 
hoben worden; eine foldhe Heranziehung gefährbe die Unparteilichkeit jener Be 
amten. Die Beitimmungen des Entwurfes bildeten eine zwar unbequeme, aber 
rihtige Konfequenz des ganzen Syſtems. 
J Degen den vorliegenden Antrag wurde regierungsfeitig geltend gemacht, daß 
ihm eehebliche ſtaatsrechtliche Bedenken entgegenftändent. n könne nicht durch 
Reichsgeſetz vorſchreiben, daß Staatsbeamte in den Dienſt ber Berufsgenofſſen⸗ 
ſchaften treten ſollten, abgeſehen davon, daß die Fabrikinſpektsren zur Zeit völlig 
außer Stande ſein würden, dieſe Verpflichtungen zu übernehmen. 

Nachdem von einem anderen Mitgliede beantragt worden war, die Worte 
„durch andere Vertreter der Genoſſenſchaft“ zu erſehen durch die Worte „durch 
andere Gachveritändige” und ein Widerſpruch ſeitens ber Bertreter der verbündeten 
Regierun biengegen nicht erhoben worden war, zogen jene beiden Mitglieder 
ihren Antvag gu Gunsten des neu eingebvacdhten zurüd, welcher demnüchſt die Zu⸗ 


ſtimmung der Kommiſſion erhielt. (Kommiſſionsbericht zu $ 88. ©. 97.) 
2, Den eriten Theil ſiehe unter den Erlänterungen zu $ 19 AB. 1: 
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des Vertrauensmannes in einer Hanb vereinigt fein, — nothwendig 
ift diefe Vereinigung jedoch nicht. Im Falle ver Trennung befteht für 
die Genoſſenſchaftsmitglieder feine gejetliche Verpflichtung, vie Funktion 
des Beauftragten der Genofjenfchaft zu übernehmen, während anderer: 
jeit8 die Wählbarkeit zu verjelben von ven für Vorſtandsmitglieder, 
Dertrauensmänner und Beiſitzer des Schiedsgerichts (8 24 Abi. 1, 
8 47 Abi. 3 a. a. DO.) geftellten Anforverungen nicht abhängig gemacht 
it. Der Beauftragte braucht hiernach insbeſondere nicht Mitglied ver 
Genoſſenſchaft ($ 34 a. a. D.) zu fein. Dem Gefete ($ 82) ift viefe 
Vorausſetzung fremd, und fie liegt auch nicht in der Natur der Sadıe 
begründet, da die mannigfachen, zum Theil jchwierigen Funktionen bes 
Beauftragten ($ 82 Abf. 1a. a. DO.) fehr oft eine befonvere technifche, 
den Berufögenoffen als ſolchen nicht immer innewohnenvde Befähigung 
und Schulung bedingen werben. 

Hiernach brauchen auch, foweit nicht beſondere jtatutarifche Be⸗ 
ftimmungen entgegenftehen, biejenigen Perſonen, welche ver Betriebs⸗ 
unternehmer im Falle einer Ablehnung des mit der Vertretung ber 
Genoſſenſchaft beauftragten Vertrauensmannes bezeichnen Tann, um auf 
feine Koften &infiht in den Betrieb zu nehmen und dem Vorſtande 
die für die Zwede der Genoſſenſchaft nothwendige Auskunft über bie 
Betriebseinrichtungen zu geben ($ 83 a. a. D.) nicht Mitglieder ber 
Berufsgenoffenfchaft zu fein. 

(Beichluß d. R.B.N. v. 28. Oltober 1885. Nro. 73. A. N. I. ©. 352.) 


8 84. 


Die Mitglieder der Vorſtände der Genofjenichaften, jowie deren Be 
auftragte (88 82, 83) und die nah 8 83 ernannten Sachverftändigen 
haben über die Thatfachen, welche durch die Ueberwahung und Kontrole 
ber Betriebe zu ihrer Kenntniß kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und 
fih) der Nahahmung der von ben Betriebsunternehmern geheim gehaltenen, 
zu ihrer Kenntniß gelangten Betriebseinrichtungen und Betriebsweijen, jo 
lange als dieſe Betriebögeheimnifie find, zu enthalten. Die Beauftragten 
der Genoffenfhaften und Sachverftändigen find hierauf von ber unteren 
Berwaltungsbehörde ihres Wohnortes zu beeidigen ?). 


Erläuterungen: 


1. Für die Vereidigung der Beauftragten ver Genoffenfchaften 
fowte der Sachverjtändigen gemäß 8 84 des Unfallverfiherungsgefeked 
würde folgende Faſſung gewählt werben können: 


ı) Der Kommiſſionsbericht bemerkt zu $ 84: 

Die Beränderungen und ae find auf die Anregung eines Mitgliedes 
zurücdzuführen, welches mit großem Nachdruck dafür eintrat, daß den Unternehmern 
ein wirkſamer Schuß gegen die Gefahr einer Verlegung von Fabritgeheimnifien oder 
der Nachahmung geheim gehaltener Betriebdeinrichtungen gewährt werde. $ 266 
des Strafgejebbuches allein reiche nicht aus. Es jei nothmwendig, ein jpezielles Ver- 





2. Kapitel. Ueberwachung der Betriebe. 271 


A. für ven Eid der Beauftragten: 

Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwifienden, daß, 
nachdem ich zum Beauftragten ber ......... Derufögenoffen- 
Ihaft 8 83 des Unfallverficherungsgefeges beftellt worden bin, 
ih über die Thatſachen, welche durch die Ueberwachung und 
Rontrole der Betriebe zu meiner Kenntniß kommen, Verfchwiegen- 
heit beobachten und mich der Nachahmung ver von den Betriebs 
unternehmern geheim gehaltenen, zu meiner Kenntniß gelangenven 
Betrtebseinrichtungen und Betriebsweiſen, fo lange als viele 
Betriebsgeheimniſſe find, enthalten werde. 

Sp wahr mir Gott helfe! 


B. Für den Eid der Sachverftändigen: 

Sch ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwifjenden, daß, 
nachdem ich zum Sachverftändigen gemäß 8 83 des Unfallver- 
fiberungsgefeßes für den Betrieb von. ........ beitellt worden 
bin, ich über vie Thatfachen, welche durch die Ueberwachung und 
Kontrole dieſes Betriebes zu meiner Kenntniß gelangen, Ver⸗ 
fchwiegenbeit beobachten und mich der Nachahmung der von dem 
Betriebsunternehmer geheim gehaltenen, zu meiner Kenntniß 
gelangenden Betriebseinrichtungen und DBetriebsweifen, fo lange 
als diefe Betriebsgeheimniſſe find, enthalten werbe. 

Sp wahr mir Gott helfe! 

(Beichd. d. R.B.A. Nro. 87. A. N. I. ©. 366.) 


2. Auf Anfrage eines Genoſſenſchaftsvorſtandes, wie pie Vereidigung 
der Vertrauensmänner, welche die Obliegenheiten von Beauftragten im 
Sinne der 88 82 ff. des Unfallverficherungsgefeßes wahrzunehmen haben, 
herbeizuführen fei, muß ver Auffafjung beigetreten werben, daß Die 
oberen Verwaltungsbehörden feine Veranlaſſung haben, auf die Ver: 
eivigung der DVertrauensmänner und Beauftragten ($ 84 des Geſetzes) 
hinzuwirten. Vielmehr könnte nur in Frage fommen, ob vom Vor⸗ 
ftande an die für den Wohnort der Vertrauensmänner zuftänbigen 
unteren Verwaltungsbehörde das Erfuchen wegen Beeidigung der leßteren 
zu richten, oder ob den Vertrauensmännern felbft zu überlaffen ift, 
den bezüglichen Antrag unter Führung des Nachweifes über ihre Wahl 
bei der zuftändigen Behörde zu ftellen. Das Reichs-Verſicherungsamt 
erachtet den legteren Weg für zwedentiprehend und ftellt dem Vorftand 
anheim, hiernach zu verfahren. 

- (Beichd. d. R.B.N. v. 20. Oktober 1885. Nro. 62. U. N. I. ©. 341.) t) 


—3— vorliegenden Geſetz auszuſprechen und die Uebertretung unter ſtrenge Strafe 
zu ſtellen. 
Der Gedanke fand allgemeine Zuſtimmung und wurde die Faſſung in zweiter 
urng endgültig feſtgeſtellt. Die nothwendige Ergänzung findet das Verbot in den 
Strafbeſtimmungen $$ 1032 und 103 v. 

1) Vergl. auch Beſchd. d. R.V. A. v. 20. April 1886. Nro. 162. A. N. I. S. 82 
unter Erläuterungen zu $ 19. 
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8 85. 


Namen ımd Wohnſitz der Beanftragten find von dem Genofienfchafts- 
vorſtande den höheren VBerwaltungsbehörben, auf deren Bezirke fich ihre 
Thätigkeit erftreckt, anzuzeigen. 

Die Beauftragten find verpflichtet, ven nach 8 139b der Gewerbe— 
ordnung beftellten ftantlichen Auffichtöbeamten anf Erfordern über ihre 
Ueberwachungsthätigkeit und deren Ergebnifſe Mittheilung zu machen, und 
können dazu von dem Reichs-Verſichernngsamt durch Geldſtrafe bis zu 
100 Mark angehalten werden. 


g 86. 


Die durch die Ueberwachung und Controle der Betriebe entſtehenden 
Koſten gehören gu var Verwaltumgskoſten der Genoſſenſchaft. Soweit die⸗ 
ſelben in baaren Auslagen beſtehen, können ſie durch den Borftaud dem 
Betriebsuntetnehmer auferlegt werden, wenn derfelbe durch Nichterfüllung 
ber ihm obliegenden Verpftichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß gegeben 
hat. Gegen die Auferlegung ber Koſten findet binnen zwei Wochen nad 
Zuftellung des Beichlufies bie Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt 
ftatt. Die Beitreibung erfolgt in derſelben Weife wie die Gemeindeabgaben. 


Erläuterungen: 


In den Statuten mehrerer Berufsgenoſſenſchaften ift beftimmt, 
daß bie Honokirung der „Beaufttagten” zur Ueberwachung ver Be 
triebe ($ 82 des Gefeges) auf Koften ver Sektionen erfolge. Ein 
Genoſſenſchaftsvorſtand glaubt hierin einen Widerſpruch mit 8 86 des 
Geſetzes erbliden zu müſſen. 

Der erfte Sa des $ 86 a. a. DO. beſtimmt allerdings, daß bie 
durch Ueberwachung und Kontrole der Betriebe entftehenven Koften zu 
„den Verwaltungskoſten der Genoſſenſchaft“ gehören. Damit iſt jedoch, 
wie ſich aus der Faſſung des folgenden Satzes ergiebt, nur ausge 
ſprochen, daß die fraglichen Koſten, vorbehaltlich der in einem zweiten 
Satze enthaltenen Ausnahmen, nicht den Betriebsunternehmern oder 
dritten Perſonen auferlegt werden können. 

Dagegen beſtimmt 8 86 Satz 1 eit. nichts darüber, wie inner 
halb der Berufsgenofjenfchaft vie Verwaltungstoften aufzubringen find, 
ob durch die gefammte Genoſſenſchaft oder durch die einzelnen Seltionen. 
Vielmehr ift vie Feftfegung hierüber der ftatuterifhen Regelung vor- 
behalten, (Beſchd. d. R.B.U. v. 21, März 1886. Nro. 148. A. N. I. ©. 73.) 


VII Abſchnitt. 
Das Reiche-Berjicherungsamt'). 


1. Rapitel. 
Organiſation. 


8 87. 


Die Genoſſenſchaften unterliegen in Bezug auf die Befolgung biejes 
Geſetzes der Beauffihtigung des Reichs-Verſicherungsamts. 


1) Bu 88 87 bis 91: Das im Entwurf vorgefehene Reichs⸗Verſicherungsamt 
bat eine Reihe von Aufgaben zu löjen, für welche die Landesbehörden nicht ausreichen 
würden. Die Entfgeftungen darüber, welche Anlagen verficherungspflichtig find, 
müſſen im ganzen Neid; einheitlich getroffen werden. Streitigleiten der Genofjen- 
haften untereinander, jowie die Streitigfeiten der Betriebsunternehmer mit den 
Genoſſenſchaften müfjen vor einer mit öffentlicher Autorität ausgeftatteten Inſtanz 
zum Austrag gebracht werden können, und auch für Entjcheidungen diefer Urt läßt 
ſich mit Rüdficht auf den in Ausficht genommenen Umfang der Genoſſenſchaften eine 
centrale Behörde für den Umfang des Neiches nicht entbehren. Die Genehmigung 
der Statuten der Genofjenichaften, ſowie der Statutenänderungen, die Beltätigung 
der Bereinigung von Genofjenihaften und der genoſſenſchaftlicherſeits zu erlaſſenden 
Unfallverhütungsvorichriften wird ebenfall3 nur einer centralen Behörde anvertraut 
werden können. Endlich bedarf es der lebteren, um in legter Inſtanz über die auf 
Grund des Geſetzes erhobenen Entſchädigungsanſprüche in den wichtigeren Fällen zu 
erfennen, die Geſchäftsführung der Genofjenichaftsorgane zu überwachen und über 
Beſchwerden, deren Gegenftand nicht dem fchiedsgerichtlihen Verfahren vorbehalten 
it, Entſcheidung zu treffen. 

Allerdings wird dad Meichd-Verficherungsamt die Mitwirfung der Landes⸗ 
behörden nicht entbehren können und darauf angewiejen fein, mit diefen Hand in 
Hand die dem Wohle der arbeitenden Klaſſen dienenden Zwecke des Gejehes zu 
fördern. Der Entwurf beruht auf der Annahme eine harmontihen Zuſammen⸗ 
wirken Der Landesbehörden mit dem NReich8-Verficherungsamte. 

Bei der Zuſammenſetzung des Reichd-Berficherungsamtes ($ 87) iſt lediglich die 
Rüdficht maßgebend gemejen, die Behörde unabhängig und vertrauendwürdig zu ge⸗ 
ftalten. Dafjelbe jol in der Weije gebildet werden, daß es ein vermaltungsgeridt- 
liches Gepräge trägt. Deshalb foll neben den Mitgliedern, welche die unmittelbar 
betheiligten Körperichaften zu mählen haben, auch aus der Mitte des Bundesratheg 
eine Anzahl von Mitgliedern des Neich3-VBerficherungsamtes gewählt werden. Der 
Bundesrath erhält dadurch unmittelbare Fühlung mit den Verhältnifien, auf deren 
Geltaltung und Regelung ihm ein maßgebender Einfluß zufteht. 

DoeHl, Die Unfall-Berfiherung zc. 18 
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Das Reichs⸗Verſicherungsamt hat feinen Sitz in Berlin. Es beſteht 
aus minbeftens drei ftändigen Mitgliedern, einfchlieglih des Vorſitzenden, 
und aus acht nicht ftändigen Mitgliedern. 


Gegenüber den gewählten Mitgliedern des Reichd-Berficherungsamtes ift das 
Element der Beruf3beamten in demjelben in der Minorität. Die Ernennung der 
legteren joll nach Analogie der Ernennung der ftändigen Mitglieder des Patentamtes 
($ 13 des Patentgejege3 vom 25. Mai 1877. R.G. Bl. ©. 501) auf Vorfchlag des 
Bundesrathes durch den Kaiſer auf Lebenszeit erfolgen. 

Die Wahl der aus den Senoffenigaftävoritänden und den Arbeiterausjchäflen 
Per Mitglieder und Stellvertreter wird erft möglich, wenn die Genoflen- 
haftsporftände und Arbeiterausſchüſſe Tonftituirt fein werden. Bis dahin beiteht 
die alsbald nach Erlaß deu Geſetzes zu Tonftituirende Behärde nur aus den vom 
Katfer ernannten ftändigen und den vom Bundesrath erwählten vier nichtjtändigen 
Mitgliedern. (Bergl. $ 90 Abſ. 2.) 

Die Ernennung des übrigen Benmtenperfonales ist ebenfalls nad) Analogie des 
Patentgejehes dem Reichskanzler übertragen. ($ 13 cit.) 

Handelt e3 fich um organtjatorifche ragen, oder um belangreiche vermögend- 
rechtliche Streitigleiten der Genoſſenſchaften, um Rekurſe auf Enticheidungen der 
Schiedsrichter, um die Genehmigung von Unfallverhütungsporichriften oder um Ent- 
jheidung auf Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Genofenichaftsvoritände, jo 
Toll nach dem Entwurf eine größere Anzahl von Mitgliedern des Reichs-Verficherungs⸗ 
amtes, darunter je ein Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und dev Arbeiter⸗ 
ausſchüſſe — fobald dieje Vertreter in das Amt eingetreten fein werden — an der 
Beſchlußfaſſung theilnehmen. In den übrigen Fällen beitimmt das Geſetz nichts über 
die Vorausſetzungen der Beichlußfaffung des Reichs⸗Verſicherungsamtes und den Ge 
ſchäftsgang befielben. Die Regelung des letzteren joll vielmehr nach Analogie des 
8 17 deg Batenigefepes durch Kaijerliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundes- 
raths erfolgen. Dies kann unbedenklich geichehen, nachdem das Geſetz in Betreff der 
von der Behörde zu treffenden wichtigen Enticheidungen die nöthiger Garantien ge- 

ben bat. ($ 90.) Die Beitimmung des 8 88, daß die Enticheidungen des Reichs⸗ 

erficherungsamtes endgültige jeien, ſoweit in dem Geſetze nicht ein Anderes beftimmt 
tft (8 20), ericheint nothwendig, um einen weiteren Initanzenzug an den Bundesrath 
und an den Reichskanzler, deſſen Auflicht die Behörde verfafjungsmähig unterliegt, 
von vornherein auszuſchließen. 

Nachdem der Entwurf den Reichszuſchuß bat fallen laſſen, erfcheint es billig, 
die Koſten des Reichs-Berficherungsamtes vom Reiche tragen zu lafjen. 

Zur Vermeidung von Mißveritändnifjen jehreibt der $ 91 nach dem Vorgange 
des 8 13 des Patentgeſetzes ausdrüdlich vor, daß auf die nichtitändigen Mitglieder 
des Reichs⸗Verſicherungsamtes die Beilimmungen des $ 16 des Reichsbeamtengeſetzes 
keine Anwendung finden, damit dieſelben hinfichtlich ihres Gewerbebetriebes 2c. durch 
ihre Stellung im Reichs-Verſicherungsamt feine Beichränfung erleide. 

(Motive der Regierungsvorlage zu 88 87—91. ©. 80. 81.) 

Bu $ 87: Ein Antrag, den Titel in: „Reichdamt für das Unfallweſen“ umzu⸗ 
ändern, wurde abgelehnt. 

Auf die Anfrage eines Mitgliedes nad Stellung und Charakter des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts, ob dafjelbe richterliche Funktionen ausüben folle, von wo es 
reflortire, und ob der Reichskanzler in feine Enticheidungen eingreifen könne, wurde 
von einem Vertreter der verbündeten Regierungen nachſtehende Erklärung abgegeben : 

„Das Neichd-Verficherungsamt ift eine mit ſelbſtſtandigen Entſcheidungs⸗ und 
Zwangsbefugniſſen ausgerüſtete Reichsbehörde, welche, unbeſchadet gewiſſer dem 
Bundesrath übertragenen Funktionen die Durchführung des Geſetzes in organiſa⸗ 
toriſcher, adminiftrativer, verwaltungsgerichtlicher und disziplinariſcher Beziehung 
in legter Inftanz in der Hand hat. Eine oberfte Reichsbehörde, wie das Reichsamt 
des Inneren, das Reich! - Zuftizanıt und das Reichs - Schapamt iſt da3 Reichs - Ber- 
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Der Borfigende und die übrigen fländigen Mitglieder werben auf 
Vorſchlag des Bundesraths vom Kaiſer auf LXebenszeit ernannt. Don ben 
nichtſtandigen Mitgliedern werben vier vom Bundesrath aus feiner Mitte 
und je zwei mirelſt ſchriftlicher Abſtimmung von den Genoflenfchafts- 
verfländen und von den Vertretern der verficherten Arbeiter (8 41) aus 
ihrer Mitte in getrennter Wahlhandlung umter Leitung bes Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamtes gewählt. Die Wahl erfolgt nad) relativer Stimmenmehr- 
heit; bei Stimmengleichheit entjdyeidet das Loos. Die Amtsdauer ber 
nichtſtändigen Mitgliever währt vier Jahre. Das Stimmenverhältniß ver 
einzelnen Wahllörper bei der Wahl der nichtſtändigen Mitglieder beftimmt 
ver Bundesrath unter Berüdfihtigung der Zahl der verficherten Perjonen. 

Für jedes durch die Genoſſenſchaftsvorſtände fowie durch die Ver- 
tteter der Arbeiter gewählte Mitglied find ein erfter und ein zweiter Stell- 
vertteter zu wählen, welche daſſelbe in Behinverungsfällen zu vertreten 
baben. Scheidet ein folches Mitglien während ver Wahlperiode aus, fo 
haben für ven Reſt verfelben die Stellvertreter in ver Reihenfolge ihre 
Wahl ale Mitglied einzutreten. 

Die Übrigen Beamten des Reich8 - Verfiherungsamtes werden vom 
Reichskanzler ernannt. 





ſicherungsamt indefjen nicht. Br wie die „Reichskommiſſion“ und das „Bundes 
amt für das Heimathweſen“ gehört das Reichs⸗Verſicherungsamt zum Reſſort des 
Reichsamtes des Inneren, befien geichäftlicher Aufficht es unterfteht. 

Das Geſetz gewährt Niemand und namentlich audy der erwähnten Aufſichts⸗ 
behörde nicht die Befugniß, in die Inftanzenentfcheidungen bes Reichd-Berficherungs« 
amtes einge ten, oder ſtatt feiner ſelbſt zu enticheiden. 

Das Reich3-Verficherungsamt ift berufen, die vom Bundesrath in Ausführung 
des Geſetzes zu faffenden Beſchlüſſe vorzubereiten. (8 90 lit. a.)” 

Ein Mitglied der Kommiſſion Hatte bereit3 wiederholt bei früheren Paragraphen, 
in denen bes Neichd-Verficherungsamtes gedacht wird, den Vorbehalt gemacht, daß 
die demfelben zugewiejenen Funklionen möglichermweife anderen Behörden übertragen 
werden könnten. Im weiteren Verlaufe der Verhandlungen wurde von diejer Seite 
erklärt, man habe die Abficht gehabt, das Reichs⸗Verſicherungsamt womöglich ganz 
aus dem Geſetze zu ftreihen und die demjelben zuitehenden Funktionen an den 
Bundesrath, den Reichskanzler und die Landescentralbehörden zu vertheilen. Man 
habe aber aus der Aufnahme, welche die wiederholten einzelnen Anregungen nad 
diefer Richtung in der Kommiffion gefunden hätten, die Ueberzeugung gewinnen 
müſſen, daß jener Plan bet der Stellung der verbündeten Regierungen und der ver- 
ſchiedenen politifchen Barteien im Reichstage auf Verwirklichung nicht reinen könnten. 
Unter diefen Umftänden verzichte man darauf, gegen die Zujammenfegung und die 
Kompetenz jener Behörde noch weiter Widerjprucd zu erheben. Um jo größeres Ge- 
wicht aber lege man nunmehr darauf, daß neben dem Reichd-Berficherungsamt unter 
ten Borausjegungen Landes» Berfiherungsämter errichtet werden Tönnten. 

ergl. zu $ 91a.) “ 

Sn der Regierungsporlage war beftimmt, daß zwei nichtitändige Beiſitzer des 
Reich3-Verficherungsamtes von den Arbeiterausſchüſſen aus ihrer Mitte gewählt 
werben follten. Nachdem letztere bejeitigt worden waren, beſchloß die Kommiſſion, 
daß die Wahl von den zum Vorftande gehörenden Vertretern der Arbeiter, jedoch in 
getrennter Wahlhandlung, zu geichehen Habe. Materiell kommt damit die jebige 
anderwette Regelung überein. 

(Motive des Kommiſſionsberichtes zu $ 87. ©. 52.) 
18* 
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Husfühbrungsporfchriften:: 


Bekanntmahung des Reichs-Berfiherungsamtes beirefend die Wahl von 

je zwei nicht ſtändigen Mitgliedern des Reichs-Berfihierungsamtes Zeitens 

der Vorſtände der Berufsgenoffenfhaften und der Bertreter der Arbeiter 

vom 1. Mai 1886. (A. 4. IL. 3. 59 ff. Centr.⸗Bl. d. B. R. 1886. 
3. 121 ff.) 


Nah 8 87 des Unfallverfiherungsgefeges haben die VBorftände Der 
Berufsgenofjenfchaften und die Vertreter der Arbeiter aus ihrer Mitte 
je zwei nichtftändige Mitglieder des Neich8-Verficherungsantes und für 
jedes derſelben einen eriten und einen zweiten Stellvertreter zu wählen. 
Die Amtsdauer der nichtftändigen Mitglieder des Reichs⸗Verſicherungs— 
amtes währt vier Jahr. Sie erhalten gemäß 8 Il a. a. O. für die 
Theilnahme an den Arbeiten und Sitzungen des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amtes eine nad dem Jahresbetrage feitzufegende Vergütung und die— 
jenigen, welche außerhalb Berlins wohnen, außerdem Erſatz ver Koſten 
ber Hin» und Nüdreife nach den für die vortragenden Räthe ver oberften 
Neichsbehörven geltenden Sätzen. (Veroronung vom 21. Juni 1875 
R.G. Bl. ©. 249.) 

Die Wahl tft mittelft fchriftlicher Abftimmung in getrennter Wahl⸗ 
handlung unter Leitung des Neich8-Verficherungsamtes zu vollziehen ; 
fie erfolgt nad) relativer Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent- 
jcheidet das Loos. Wahlberechtigt find gleich ven Vorftänden ver Be— 
rufsgenofjenfchaften und ven Bertretern der Arbeiter in den Beruföge- 
nofjenf&haften im Sinne des $ 87 a. a. DO. au die Ausführungsbe- 
hörden für bie unter das Auspehnungsgefeß vom 28. Mai 1885 fallen- 
ven, einer Berufsgenofjenichaft nicht angehörenden Reichs- und Staats- 
betriebe beziehungsweife die für dieſe Betriebe gewählten Arbeiter- 
vertreter. 

Bei der bevorftehenden erjtmaligen Wahl find nur die Vorftände 
der gegenwärtig bereit organifirten 57 Berufsgenofjenfchaften wahl- 
berechtigt, und nicht die proviforifchen Vorftände ver in der Bildung 
begriffenen Fuhrwerks⸗, Spevitiond- und Schiffahrtd-Berufsgenoffen- 
ichaften, für welche überdies die Wahl der Arbeitervertreter in den 
nächſten Monaten noch nicht bewirkt werden Tann. 

Die Feitfegung des Stimmenverhältniffes der einzelnen Wahlkörper 
unter Berüdfichtigung der Zahl der verficherten Perfonen hat das Ge- 
jeß dem Bundesrath übertragen. Auf Grund deſſen hat ver Bundes- 
rath in feiner Sitzung vom 15. April 1886 beichloffen: 
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„Daß das Stimmenverhältniß der bei der Wahl der nichtftändigen 
Mitgliever des NeichE-Verficherungsamts betheiligten 57 Berufsge⸗ 
nofjenichaften einerfeit8 und ver Arbeitervertreter andererfeits nach 
ber Zahl der in den einzelnen Berufsgenofjenfchaften am 1. April 
1886 vertretenen Perjonen bemefjen werben fol; 

daß die einzelnen Genofjenfchaftsvorftände ihre Stimmen einheit- 
lich abzugeben haben und 

daß der einzelne Arbeitervertreter jo viel Stimmen erhält, wie fich 
bei der Divifion ber Zahl ver in ber betreffenden Berufsgenoffen- 
haft verficherten Berjonen durch die Zahl ver für die Genoſſenſchaft 
vorhandenen Arbeitervertreter ergiebt; 

daß enplich nach den gleichen Grunpfägen die auf Grund des 
Auspehnungsgefeges vom 28. Mat 1885 beftehenden Ausführungs- 
behörven, fowie bie für deren Gefchäftsbereich gewählten Arbeiter 
vertreter an den Wahlen zu betheiligen find.” 

Nah Maßgabe viefer Beftimmungen wird das Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamt nunmehr die Wahlen in der Weife purchführen, daß nach 
dem Vorgange des Negulativs für die Wahlen der Arbeitervertreter 
vom 26. September 1885 (A. N. S. 244) 1) den Genofjenfchaftsnor- 
ftänden und den Ausführungsbehörden im Sinne des 8 2 des Aus 
behnungs-Gefeges vom 28. Mat 1885 einerfeits, und den Arbeiter- 
vertreten andererfeits je ein Stimmzettel (nach vem beigefügten Meufter) 2) 
überfandt wird, auf welchem die Stimmenzahl angegeben fit. 

Bei der Berechnung ber den Genofjenfchaftsvorjtänden und den 
berufsgenofienfchaftlichen Arbeitervertretern zuftehennen Stimmen wirb 
bie Zahl der in denjenigen Betrieben verficherten Perfonen zu Grunde 
gelegt, welche nach ven Angaben ver Genofjenfchaftsworftände bis zum 
1. April 1886 in das Genofjenfchaftsfatafter bereits aufgenommen oder 
auf Grund ver bis dahin eingegangenen Anmeldungen unbeftritten aufs 
zunehmen waren. ‘Dagegen werben biejenigen Betriebe, welcher Zu- 
gehörigfeit als zweifelhaft over beftritten bezeichnet wurde, bei der Be⸗ 
rechnung nicht berüdichtigt. 

Nach Anleitung des Vordrudes und der auf der Nüdjeite abge- 
druckten Beſtimmungen ift der Stimmzettel auszufüllen, zu unter- 
Ihreiben und fodann binnen vier Wochen nad dem Empfange an das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zurüdzufenden. 


1) Siehe daſſelbe unter den Ausführungsvorichriften zu SS 41— 45. 
2) Siehe daſſelbe in der Beilage XI. 
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Jedem Arbeitervertreter wirb ein Verzeichniß der ſämmtlichen auf 
Grund des 8 41 des Gefeges gewählten Arbeitervertreter mitgetheilt 
werben, um mit Rüdficht auf die Beſtimmung des Gefees, daß bie 
Arheitervertreter „aus ihrer Mitte” die nichtjtändigen Mitglieder und 
deren Stellvertreter wählen follen, venfelben eine Ueberficht ver wähl- 
baren Perſonen zu gewähren. 

Die Verfendung der Stimmzettel an die Genofjenfchaftsvorftände 
und die Ausführungsbehörden im Sinne des Auspehnungsgefeges wird 
erfolgen, fobalo die unter vem 8. bezw. 18. März 1886 diesſeits von 
ven betheiligten &entralbehörden bezw. Genofjenfchaftsvorftänden er- 
betenen Mittheilungen über die Zahl der am 1. April 1886 verſicher⸗ 
ten Perſonen ſämmtlich bier vorliegen werben. ‘Den Arbeitervertretern 
werben die Stimmzettel überfandt werben, jobald die Wahlen auf 
Grund ver 88 41 ff. des Unfallverficherungsgefeges vollſtändig durch— 
geführt find. 


2. Rapitel. 
Zuſtändigkeit. 
g 88.1) 


Die Aufſicht des Reichs⸗-Verſicherungsamts über ven Geſchäftsbetrieb 
der Genofienihaften bat fih auf die Beobachtung der gejeglichen und 
ftatutarifchen Vorſchriften zu erftreden. 

Alle Entſcheidungen deſſelben find enbgültig, foweit nicht im biejem 
Gelege ein Anderes beitimmt tft. 

Das Reichs-Verſicherungsamt ift befugt, jeberzeit eine Prüfung der 
Geſchäftsführung der Genofjenfhaften vorzunehmen. 

Die Vorſtandsmitglieder, Vertrauensmänner und Beamten ber Ge— 
noffenfheften find auf Erforvern des Reichs-Verſicherungsamtes zur Bor: 
legung "ihrer Bücher, Beläge und ihrer auf den Inhalt der Bücher be- 
züglichen Correfpondenzen, ſowie der auf die Feftftellung der Entſchädigungen 
und Jahresbeiträge bezüglihen Schriftftüde an die Beauftragten des Reichs⸗ 
Berfiherungsamtes oder an das leßtere felbft verpflichtet. Dieſelben können 
hierzu durch Gelpftrafen bis 1000 Mark angehalten werben. 


1) Auf die in der Kommiffion geitellte Anfrage, ob bier ein limitirte oder 
erweitertes Auffichtsrecht dem Neichd-Verfiherungsamt übertragen werden folle, 
wurde regierungsfeitig erwidert, unter den „gejeglihen Vorſchriften“ in Abjah 1 
fet die Summe der durch das neue Geſetz gegebenen Funktionen zu verftehen. Es 
könne alfo beifpielsweife das Reichs-Verſicherungsamt die Wahlen nicht beeinfluffen, 
jondern nur die Gültigkeit der auf Grund dieſes Geſetzes vorgenommenen Wahlen 
prüfen. (Kommiffionsberidht zu $ 88. ©. 53.) 
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8 89.1) 


Das Reichs-Verficherungsamt entjcheivet, unbeſchadet der Rechte Dritter, 
über Streitigkeiten, welche fih auf die Rechte umd Pflichten ver Inhaber 
ber Genofjenfhaftsämter, auf die Auslegung der Statuten und die Gültig- 
feit der vollgogenen Wahlen beziehen. Daffelbe Tann die Inhaber ver 
Genofjienfhaftsämter zur Befolgung ver gefetlihen und ftatutariichen Vor⸗ 
ihriften durch Gelpftrafen bis zu 1000 Mark anhalten. 


3. Rapitel. 
Gefhäftsgang. 
8 90.29) 


Die Beihlußfaffung des Reichs-Verſicherungsamtes tft durch die An⸗ 
weienbeit von mindeſtens fünf Mitgliedern (einjchl. Des Vorſitzenden), unter 
benen fich je ein Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtäude und per Arbeiter 
befinden müfjen, bebingt, wenn es fih handelt 

a) um die Vorbereitung ver Beſchlußfaſſung des Bundesraths bei ber 

Beftimmung, welde Betriebe mit einer Unfallgefahr nicht verbunden 

und deshalb nicht verficherungspflihtig find ($ 1), bei ber Ge— 

nehmigung von PVeränderungen des Beſtandes der Genoſſenſchaften 

(8 31), bei der Auflöfung einer leiftungsfähigen Genoſſenſchaft ($ 33), 

bei der Bildung von Schiedsgerichten ($ 46); | 

b) um die Entfcheibung vermögensrechtlicher Streitigleiten bei Verände⸗ 
rungen bes Beſtandes der Genoſſenſchaften (8 32); 


1) Die Streihung der lebten Worte ber Regierungsvorlage: „und gegen die 
Beauftragten ſowie die Mitglieder der Vorſtände, welche das Gebot der Bere 
Ihwiegenheit verlegen ($ 84) Orbnungsftrafen bis zu gleicher Höhe verhängen“ 
hängt mit den Beichlüffen zu den 88 84, 103% und 1036 zujammen. 

‚_ Un die Stelle der Verhängung von Ordnungsftrafen durch das Reichs⸗Ver⸗ 

fiherungsamt ift gerichtliche Beitrafung gegenüber von Beauftragten und Vor⸗ 

 amitgliebern der Genofjenfchaften getreten, welche das Gebot der Verſchwiegen⸗ 
berießen. 

Der Paragraph wurde im Plenum unverändert nah den Kommiſſionsbe⸗ 
Ihlüflen angenommen. (Rommiffionsberidht zu $ 89. ©. 53.) 


2) Die zweimalige Erſetzung des Wortes der Regierungsvorlage „Arbeiter- 
ausſchüſſe“ durch „Arbeiter“ im erſten und im vorlegten Alinen hat lediglich redal- 
tionelle Bedeutung und tft eine Konſequenz der zu den 88 A1 ff. gefaßten Beichläffe. 
Ueber eine blos redaktionelle Aenderung geht es hinaus, wenn die legten Worte unter 
&. „bei der Errichtung von Arbeiterausſchüſſen ($ 41)“ erjegt find durch die „bei der 
Bildung von Schiedsgerichten ($ 46)". Auch diefe Aenderung erwies fich jedoch ald 
notdwendig. Nach der Regierungsvorlage erhält die Bildung von Schiedögerichten 
ihre Direftive durch die vorangegangene Bildung der Arbeiterausichüffe und Aus« 
ſchußgruppen. Nachdem dieſe leßtere in Wegfall gefommen ift, mußte die Beihluß- 
faffung des Reichs⸗Verſicherungsamtes im Falle des $ 46 Abſ. 3 an die Anwejenheit 
don mindeſtens je einem Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und der Arbeiter 
gebunden werden. (Lommiſſionsbericht zu $ 90. ©. 53.) 
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ec) um vie Entſcheidung auf Recurje gegen die Entſcheidungen ver Schiebs- 


gerichte (8 63); 
d) um bie Genehmigung von Vorſchriften zur VBerhitung von Unfällen 


($ 78); 

e) um bie Entiheidung auf Beihwerben gegen Strafverfügungen ber 

Genoſſenſchaftsvorſtäunde ($ 106). 

Solange die Wahl der Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und ber 
Arbeiter nicht zu Stande gelommen ift, genügt die Anwejenheit von fünf 
anderen Mitgliedern (einfchließl. des Borfigenven). 

In den Fällen zu b) und ce) erfolgt die Beihlußfaffung unter Zu- 
ziehbung von zwei richterlihen Beamten 1). 

Im Uebrigen werben die Formen des Verfahrens und der Geihäfts- 
gang des Reichs⸗Verſicherungsamtes duch Kaiferliche Verordnung unter Zu 
ſtimmung des Bundesraths geregelt. 


Ausführungsvorſchriften: 

Verordnung betreffend die Formen des Verfahrens und den Gefdäfts- 

gang des Beichs -Berfidherungsamtes vom 5. Auguſt 1885. (A. 4. 1. 
3. 211 ff. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Ratfer ꝛc. 
verordnen auf Grund des $ 90 des Unfallverficherungsgefeges vom 
6. Zuli 1884 (R. G.Bl. S. 69) im Namen des Neich8 nach erfolgter 
Zuftimmung des Bundesraths, was folgt: 


I. Verfahren und Geſchäftsgang im Allgemeinen. 


8 1. Die nidtjtändigen Mitgliever des Neich8-Verficherungsamts 
und beren Stellvertreter werden für die Erfüllung der Obltegenheiten 
ihres Amts von dem Staatsſekretär des Inneren mittelft Handſchlags 
an Eidesſtatt verpflichtet. 

Die von dem YBundesrath aus feiner Mitte gewählten Mitgliever 
nehmen ihre Stelle nach dem Vorſitzenden ober deſſen Vertreter, aljo 
vor den übrigen Mitglievern, in derjenigen Reihenfolge ein, welche für 
fie im Bundesrath beiteht. 

8 2. Die Erledigung der Gefchäfte erfolgt in der Regel in ben 
Sigungen, weldhe der Vorfigende anberaumt. 


1) Der dritte Abfag, wonach in ben Fällen zu b) und c) die Beichlußfaflung 
unter Zuziehung von zwei richterlihen Mitgliedern erfolgen fol, wurde in dritter 
Leſung des Plenums eingefügt. Die Abſicht geht dahin, daß in dieſen Fällen die 
zwei richterlichen Mitglie der zu den fünf Mitgliedern, welche mindeſtens an der Ent⸗ 
ſcheidung theilnehmen müſſen, hinzutreten, ſodaß in den bezeichneten Fällen die Ber 
ſchlußfaſſung des Reichs⸗Verſicherungsamts durch die Anweſenheit von ſieben Mit⸗ 
gliedern bedingt iſt. 

(Berhdlgen d. Reichſtags⸗Seſſion 1884. Band II. ©. 1128.) 
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Zu diefen Sigungen find die in Berlin anwefenden Mitgliever 
unter Mittheilung der Berathungsgegenftände einzuladen. 

Die Entſcheidung ift, foweit nicht im Unfallverficherungsgefege 
(8 90) oder in diefer Verorpnung ein Anderes beftimmt ift, durch bie 
Anwejenheit von mindeftens drei Mitgliedern (einſchl. des Vorfigenpen) 
bedingt. 

In ſchleunigen Fällen kann der Vorfigende eine fchriftliche Ab⸗ 
ftiimmung anorbnen. Ergiebt jich hierbei eine Meinungsverfchievenheit, 
jo muß die Entſcheidung auf Grund gemeinfamer mündlicher Berathung 
erfolgen. 

8 3. Berfügungen, welche eine fachliche Entſchließung nicht ent⸗ 
halten, insbeſondere biejenigen, weldhe nur die Leitung des Verfahrens 
bezüglich eines anhängigen Rekurſes betreffen, werden von dem Vor⸗ 
figenden oder unter deſſen Mitzeihnung von demjenigen Mitgliede ent« 
worfen, welchem vie Bearbeitung der Sache von dem Vorſitzenden über- 
tragen worden fit. 

Im Falle einer Meinungsverfchievenheit zwifchen dem Vorſitzenden 
und dem gedachten Mitglieve oder im Falle des Widerſpruchs eines 
Betheiligten gegen eine ſolche Verfügung entjcheivet das Kollegium. 

8 4. Die Beichlüffe werden vorbehaltlich der Beftimmung im $ 15 
auf Vortrag in nicht öffentlicher Sitzung nad Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmenglethheit giebt die Stimme des Vorſitzenden ven Ausichlag. 

Bilden fih in Beziehung auf Summen, über welche zu entfcheiden 
tft, mehr als zwei Meinungen, veren feine die Mehrheit für fich hat, 
jo werden die für die größte Summe abgegebenen Stimmen ven für 
die zunächft geringere abgegebenen jo lange hinzugerechnet, bis fich eine 
Mehrheit ergiebt. 

Die Stimmen werden in nachftehenvder Reihenfolge abgegeben : 

1. von den Berichterftattern ; 
2. von den Mitgliedern, welche durch die Vertreter ber verjicherten 

Arbeiter gewählt find; 

3. von den Mitgliedern, welche von ven Genoſſenſchaftsvorſtänden 
gewählt find; 
4. von den beiden richterlichen Beamten; 
. bon den ftändigen Mitgliedern; 
6. von den vom Bundesrath aus feiner Mitte gewählten Mit- 
gliedern ; 
7. von dem Vorſitzenden. 


on 
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Die Mitgliever des Bundesraths ftimmen in per im 8 1 gebuchten 
Reihenfolge. 

Die Reihenfolge ver Abftimmung ver Mitglieder innerkalb ver 
übrigen Klaffen richtet fi” nach dem Dienftalter dergeftalt, daß das 
jüngfte Mitglied zuerft ftimmt; bei gleichem Dienftalter hat das vem 
Lebensalter nach jüngere Mitgliev zuerit zu ftimmen. 

8 5. Für den mündlichen Bortrag in ben Stgungen werden Be 
rihterftatter von dem Vorſitzenden ernannt. 

Die Entſcheidungen Geſchlüſſe und Urtheile) find in ber für vie 
Zufertigung an vie Bethetligten geeigneten Form von den Berichter⸗ 
ftattern zu entwerfen und in ber Urfchrift außer von dieſen no von 
dem Vorſitzenden zu zeichnen. 

Die Verfügungen und Entſcheidungen ergeben unter der Bezeich⸗ 
nung: „Das Neich8-Berficherungsamt“ und werben in der Ausfertigung 
vom Vorſitzenden vollzogen. 

S 6. Der Borfigende leitet die Verhandlungen und Berathungen 
in den Situngen, er ftellt die Fragen und fammelt die Stimmen. 

Meinungsverfchievenheiten über den Gegenfland, die Faffung und 
die Neihenfolge ver Fragen over über das Ergebniß der Abftimmung 
werben in Gemäßbeit des 8 4 entſchieden. 


1. Verfahren und Geihäftsgang in Fällen des $ 90 zu b und c ded 
Unfallverfihernngsgefetes. 


8 T. Das Neich8-PVerfiherungsamt entfcheidet in den Fällen bes 
8 90 zu b und c des Unfallverfiherungsgefeges in der Beſetzung von 
fünf Mitgliedern mit Einfluß des Vorfigenven, fowie von zwei richter- 
lihen Beamten. Unter ven fünf Mitgliedern muß fich je ein Vertreter 
der Genoſſenſchaftsvorſtände und der Arbeiter befinden. 

Die beiden richterlichen Beamten jowie zwei Stellvertreter für die⸗ 
jelben werben für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen 
befleiveten Reichs- oder Staatsämter vom Bundesrath gewählt und vom 
Kaifer ernannt. 

8 3. Der Vorſitzende jet beim Beginn des Jahres, zuerit mit 
dem Intrafttreten ver im 8 111 Abf. 2 des Unfallverficherungsgejeges 
erwähnten Kaiferlichen Verordnung D — die Reihenfolge feft, in welcher 
die nichtftändigen Mitglieder des Neichs » Verficherungsamtes zu ben 


2 Die qu. aiſerug Verordnung vom_25. September 1885 (R. G. Bl. 1885 
©. 270. U. N. I. ©. 223) iſt mit dem 1. Oktober 1885 in Kraft getreten. 
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Sitzungen einberufen werben. Gleichzeitig find die Stellvertreter zu 
bezeichnen. 

Die Einberufung zu den einzelnen Situngen muß in ver Negel 
mindeſtens zwei Wochen vor venfelben erfolgen. 

8 9. Die Beitimmungen in den 88 41 ff. ver Civilprozeßordnung 
über die Ausfchließung und Ablehnung der Richter findet auf die Mit- 
glieder des Neichs-VBerficherungsamtes entiprechende Anwenbung. 

Meber das Ablehnungsgejuch entfcheivet das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt mittelft Beſchluſſes (8 2 ff.). 

8 10. Der Antrag auf Entfcheivung des Neiche-Verficherungsamtes 
($ 32 des Unfallverfiherungsgefegee), fowie ver Rekurs an vaffelbe 
($ 63 a. a. D.) muß an das Reichs⸗Verſicherungsamt fchriftlich ge 
richtet werben. 

In dem Schriftfag iſt der Gegenftand des Anfpruches zu bezeichnen, 
vesgleichen find die für die Entfcheivung maßgebenden Thatjachen mit 
Angabe der Beweismittel für dieſelben anzuführen. 

Für jeden Gegner iſt eine Abſchrift des Schriftfages beizufügen. 

8 11. Das Reich8-Berfiherungsamt bat die Abfchrift des Antrages 
dem Gegner zur Einreichung einer Gegenerflärung binnen einer be- 
ftimmten, von einer Woche bis zu vier Wochen zu bemefjenden Frift 
mitzutheilen. In der Aufforderung tft zugleih die Verwarnung aus⸗ 
zufprechen, daß, wenn die Gegenfchrift innerhalb der Frijt nicht eingeht, 
die Entſcheidung nach Lage der Alten erfolgen werde. Die Frift kann 
auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werben. 

Der Gegenfchrift ift eine Abfchrift beizufügen, welche dem Gegner 
von dem Neichd- VBerficherungsamt zuzuftellen ift. 

8 12. Anträge und Gegenfchriften (88 10, 11) müſſen entweder 
von den Betheiligten ſelbſt oder von ihren gefetlichen Vertretern ober 
von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet fein. Die Vollmacht muß fchrift- 
lich ertbeilt werben. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt fanrı Vertreter, welche, ohne Recht3- 
anwälte zu fein, vie Vertretung geſchäftsmäßig betreiben, zurüdweifen. 

8 13. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung vor dem Neich8-Verfiherungsamt. Der Termin hierzu wird von 
dem Vorſitzenden anberaumt. Die Betheiligten werden mittelft einge- 
fchriebenen Briefes von dem Termin mit vem Bemerken in Renntniß 
geſetzt, daß im Falle ihres Ausbleibens nach Lage der Alten werbe 
entfchieven werden. Hält das Reichs⸗Verſicherungsamt das perfünliche 
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Erſcheinen eines Betheiligten für angemefjen, jo bat daſſelbe die nach 
Lage des Falles an das Nichterfcheinen ſich knüpfenden Nachtheile in 
der Vorladung beſonders zu bezeichnen. 

8 14. Gleichzeitig mit Anberaumung des Termines ($ 13) find 
von dem Vorſitzenden ein erfter und ein zweiter Berichterſtatter zu er- 
nennen; der erſte Berichterjtatter hat, jofern dies vom Vorſitzenden 
angeoronet wird, vor dem Termin eine ſchriftliche Sachbarftellung vor- 
zulegen. 


8 15. Die mündliche Verhandlung erfolgt in äffentlicher Situng. 
Die Oeffentlichkeit kann durch einen öffentlich zu verkündigenden Beſchluß 
ausgefchloffen werden, wenn das Neich8-Verficherungsamt dies aus Grün- 
ben des öffentlichen Wohle oder der Sittlichleit für angemefjen erachtet. 

Die zur Verhandlung gelangenvden Sachen werben ver Regel nad 
in der durch den DVorfigenden bejtimmten, durch Aushang vor dem 
Sigungszimmer befannt zu machenden Reihenfolge erledigt. 


8 16. Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darftellung 
des Sachverhältniffes durch ven erſten Berichterftatter; demnächſt find 
vie erjchienenen Betheiligten zu hören. 

Der Vorſitzende hat jedem beifigenden Mitglieve des Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamtes auf Verlangen zu geitatten, ragen zu jtellen. - 

8 17. Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines 
vereidigten Protokollführers. Von demſelben tft ein Protokoll aufzu- 
nehmen, welches ven Gang ver Berhandlung im Allgemeinen angiebt. 
Anerkenntniffe, Berzichtleiftungen, Vergleihe und folche Anträge und 
Erflärungen ver Betheiligten, welche von den Schriftſätzen abweichen, 
jowie der Tenor des Urtheils, find in das Protokoll aufzunehmen. 

Daffelbe ift von dem Brotofolfführer und dem BVorfigenden, in 
Fällen der Urtheilsfprechung dagegen außer von dem Protofollführer von 
allen Mitgliedern zu unterzeichnen, welche an ver Urtheilsfprecjung Theil 
genommen haben. 

$ 18. Die Berathung und Entſcheidung des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung. 

8 19. Das Reich8-Verficherungsamt entjcheivet innerhalb der er- 
hobenen Anfprühe nach freiem Ermeſſen. 

Die Entſcheidung erjtredt fi auch auf die in dem Verfahren vor 
dem Neichs-VBerficherungsamt den Parteien erwachſenen Koften, und auf 
die Frage, welcher Kojtenbetrag zur zwedentiprechenden Wahrung ber 
Anſprüche und Rechte nothwendig geweien ift. 
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Bei den Entſcheidungen, welde auf Grund der mündlichen Ver⸗ 
handlung ergehen, dürfen nur Mlitgliever mitwirken, vor welchen dieſe 
Verhandlung ftattgefunven hat. 

8 20. Das Verfahren vor dem Neich8-Verfiherungsamt ift foften- 
frei; ein Erfaß der durch diejes Verfahren dem Reich8-Verficherungs- 
amt verurfachten baaren Auslagen durch die Parteien findet nicht ftatt. 

$ 21. Die Entfcheidung kann ohne vorgängige Anberaumung einer 
mündlichen Verhandlung ergehen, wenn beide Theile auf eine folche 
ausprüdlich verzichten. 

$ 22. Der Borfigende verkündet die ergangene Entſcheidung In öffent- 
liher Sigung durch Verleſung des Beſchluſſes oder der Urtheilsformel. 

Wird die Verfündigung der Gründe für angemeffen gehalten, fo 
erfolgt fie durch Verleſung verfelben over durch mündliche Mittheilung 
des wefentlichen Inhalte. 

Die Verfündigung der Entjcheivung kann auf eine ſpätere Situng 
vertagt werben, welche in der Regel binnen einer Woche ftattfinven foll. 

In dem Falle des 8 90 zu c des Unfallverficherungsgefeges tft 
dem Schiedsgericht, gegen deſſen Entſcheidung Rekurs eingelegt worden 
iſt, Abſchrift des Urtheils zu ertheilen. 

8 23. Das Urtheil wird nebſt Gründen von dem erſten Bericht⸗ 
erſtatter entworfen und in der Urſchrift von den ſtändigen, den durch 
ben Bundesrath gewählten nichtſtändigen und von ven richterlichen Mit- 
gliedern, welche an der Verhandlung betheiligt gewejen find, unterzeichnet. 

8 24. Im Cingange des Urtheild find die Mitglieder, welde an 
der Entfchetvung Theil genommen haben, namentlich aufzuführen; auch 
ft der Sigungstag zu bezeichnen, an welchem die Entſcheidung erfolgt ift. 

Die Ausfertigungen der Urtbeile werden mit ver Weberfchrift 
verjeben : 

„Im Namen des Reichs“ 

Sie enthalten neben dem Siegel des Neich8-Verficherungsamts die 
Schlußformel: 

„Urkundlich unter Siegel und Unterjchrift” 

„Das Reich8-Berjiherungsamt”. 

Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden. 


DI. Befondere Beiugnifie des Borfigenden. 


8 25. Dem PVorfigenden ſteht die Leitung und Beauffichtigung 
des gejammten Dienftes zu; er trifft die nähere Beitimmung über die 
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Bertheilung der Geſchäfte und ernennt insbeſondere in ven Fällen ver 
88 14, 16, 27 und 88 des Unfallverficherungsgefeges die Vertreter und 
Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamts. 

$ 26. Der Vorfigende ordnet vie Einrichtung der Burcau's, ver 
Alten und Gefchäftsregifter; ihm fteht die Verfügung in allen Vers 
waltungsangelegenheiten des Amts, insbeſondere in denjenigen zu, welde 
das Etats⸗ und Kaffenwefen, das Dienftgebäupe und deſſen Einriddtung, 
die Bervollftändigung der Bibliothef und fonftige Anſchaffungen betreffen. 

$ 27. Mit Genehmigung des Reichskanzlers kann der Vorſitzende 
einen Theil feiner Befugniſſe einem ftändigen Mitglieve des Reichs⸗Ver⸗ 
fiderungsamt® übertragen. Der Vorjigende wird in Behinverungsfällen 
von dem nächitälteften ſtändigen Mitglieve vertreten. 


IV. Innerer Geichäftsgang. 

8 28. Vorladungen und Zuftellungsfchreiben werben durch bie 
Unterjchrift des von dem Vorſitzenden dazu beftimmten Beamten und 
unter Beifügung des Siegels des Neich8-Verficherungsamtes beglaubigt. 

In gleicher Weiſe erfolgen die in ven 88 14 und 16 des Unfall 
verficherungsgefeges worgefchriebenen Einladungen zu den Generals und 
Genoſſenſchaftsverſammlungen. Diefelben können mittelft einfachen 
Briefes durch die Poſt bewirkt werben. 

8 29. Das Reich-Verficherungsamt führt zwei Siegel: 

1) ein großes, welches dem von dem Reichögericht geführten ent» 
Ipricht und nur bei fürmlichen Ausfertigungen, insbeſondere der Ur 
theile, gebraucht wird; 

2) ein Kleines Siegel, welches ven bei den Geſandtſchaften des 
deutſchen Reiches eingeführten entipricht, mit der Umjchrift: „Neiche- 
Berfiherungsamt”. 

V. Geſchäftsſprache. 

$ 80. In Betreff ver Geſchäftsſprache vor dem Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt finden die Beftimmungen in ven SS 186 ff. des Gerichtöverfaffungs 
geſetzes "vom 27. Januar 1877 entjprechende Anwendung. Eingaben, 
welche nicht in deutfcher Sprache abgefaßt find, werben nicht berückfichtigt. 


VI. Geſchäftsbericht. 


8 31. Am Schlufje eines jeden Jahres hat das Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamt dem Reichskanzler einen Gejchäftsbericht einzureichen ?). 


1) Den Geichäftsbericht pro 1885 fiehe A. N. Bd. UI. ©. 67. 
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Urkundlich untes Unſerer Höchfteignen Unterſchrift und beigedrücktem 
Kaiferlichen Infiegel. 
Gegeben Bad Gaftein den 5. Auguft 1885. 
(L. S.) Wilhelm. 


Organe des Reichs-Verſicherungsamtes. 

Seit dem 1. Dezember 1884 giebt das Reichs-Verſicherungsamt 

zweimal monatlich eine eigne Zeitjchrift heraus, vie 
„Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verficherungsamts”. 

Im Format des Neich8-Gefetblattes erſcheinend, dient das Blatt weient- 
lich zur Erleichterung des Verkehrs mit ven Berufsgenofjenjchaftsorganen 
fowie zur Sicherung einer gleichmäßigen Durchführung der Unfallver⸗ 
ficherungsgefeggebung, zumal auch der beutiche Neich$ - Anzeiger das 
Wichtigere aus den „Amtltchen Nachrichten“ übernimmt und dadurch zur 
Kenntniß ver betheiligten Staats- und Kommunalbehörden bringt. 

Den „Amtlihen Nachrichten“ ift ein befonveres „Anzeigeblatt“ 
beigefügt, beiten fih die Berufsgenoſſenſchaften bei ihren Belannt- 
machımgen und jonftigen Veröffentlichungen bevienen können. 


(Bettmäig. d. R.B.U. d. 6. Dezember 1 UN. Ri ©. ı und Geſchaftsbericht 
pro 1885. A. NR. U. ©. 67.) 


4. Rapitel. 
Roflen. 
8 91. 


Die Koften des Reichs-Verſicherungsamtes und feiner Berwaltung trägt 
das Neid. 

Die nihtftändigen Mitgliever erhalten für die Theilnahme an ben 
Arbeiten und Situngen des Reiche Berfiherungsamtes eine nach dem Jahres⸗ 
betrage feftzufegende Vergütung, und diejenigen welche außerhalb Berlins 
wohnen, außerdem Erſatz der Koften der Hin- und Rückreiſe nad) ven für 
die vortragenden Käthe ver oberſten Reichsbehörden geltenden Sätzen. 
(8. v. 21. Juni 1875. R. G. Bl. ©. 249.) Die Beitimmungen im $ 16 
des Geſetzes betr. die Nechtsverhältniffe ver Reichsbeamten vom 31. März 
1873. (R.G. Bl. ©. 61) finden auf fie feine Anwendung. 


Erläuterungen zu $$ S7 bis 91: 


Die Ausführung des Unfallverfiherungsgejeked und die Wahr- 
nehmung der Auffiht über ven Gejchäftsbetrieb der Berufsgenofjen- 
ſchaften, ſowie die Entſcheidung in leßter Inftanz über bie Urtheile ver 
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Schiedsgerichte ift dem Neichs-Verficherungsamte, deſſen Sit in Berlin 
tft, übertragen. ($ 88.) 

Das Neich8-Verfiherungsamt unterfcheidet fi won den font im 
Reich und in den einzelnen Bundesſtaaten eingejegten Behörden letzter 
Inftanz durch zwei Merkmale. Einerjeits vereinigt das Amt das berufs- 
mäßige Beamtentbum mit dem repräfentativen und dem Laienelement, 
andererjeit8 umfaßt es, abgejehen von den organijatorifchen Obliegen⸗ 
heiten, vichterliche, verwaltungsgerichtliche, anminiftrative und disziplinare 
Funktionen. 

Das NReich8-Verficherungsamt befteht aus mindeftens drei ftänpigen 
Mitgliedern, einfchlieglich des Vorfigenden, und acht nichtftändigen Mit: 
gliedern. Die ftändigen Mitglieder werden wie die Mitglieder des 
Neichsgerihts und der Neichsanwaltfchaft (vergl. d. Ger.-Verf.-Gef. 
85 127, 150) auf Vorſchlag des Bundesraths vom Kaiſer auf Lebens 
zeit ernannt. Von den nichtftändigen Mitgliedern werben vier won dem 
Bundesrath aus feiner Mitte und je zwei von den Genofjenfchaftsnor- 
jtänden und den Vertretern der Arbeiter aus ihrer Mitte gewählt. 

Außerdem find zur Entſcheidung vermögensrechtlicher Streitigfeiten 
bei Veränderungen des Beſtandes der Genofienfchaften (8 32 leg.) und 
zu der Enticheivung auf Rekurſe gegen die Entſcheidungen ver Schiene 
gerichte zwei richterliche Beamte zuzuziehen. Die übrigen (Subalterne 
und unteren) Beamten werben von dem Reichskanzler ernannt). 


ei 2» Die Zufammenfegung des Neichd-Verjicherungsamtes ift zur Zeit die. 
olgende: 
I. Bräfidium: 
Präftdent Bödider. 
U. Bon dem Bundesrathe aus feiner Mitte gewählte nidt- 
ftändige Mitglieder: 
. Kl. Bayrifcher Minifterialvath von Herrmann. 
. Kol. Sächſiſcher Geh. Regierungsrath Böttcher. 
. Großh. Badiſcher außerordentlicher Gefandter und bevollmächtigter Meinifter Frei⸗ 
herr Marſchall von Bieberftein. 
. Großherzogl. Sächſiſcher Staatsrath Dr. Heerwart. 


II. Ständige Mitglieder: 
. Geh. Regierungsrat Caspar. 
. Regierungsrath Berg. 
. Regierungsrat Reichel. 
. Regierungsrath Dr. Sarragin. 


IV. Richterliche Mitglieder: 
. Kammergerichtsrath Baud. 
. Kammergerichtsrath von Chapelis, 
. Kammergerichtärath Strügki (ftellvertretendes Mitglied). 
. Bur Beit nicht befegt. 
V. Nichtſtändige Mitglieder: 
a) Von den Berufsgenoſſenſchaften gewählt: 
1. Kommerzienrath Haßler (Augsburg). 
eo) Erſter Stellvertreter: Direktor Röſike (Berlin). 
8) Zweiter Stellvertreter: Direktor Kuno (Berlin). 


0 Bo @0 
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Dei diefer Zuſammenſetzung des Reichsverſicherungsamts ift, wie 
in ven Motiven S. 80 hervorgehoben wird, Lediglich die Rückſicht maß⸗ 
gebend gewejen, die Behörde unabhängig und vertrauenswürdig zu ge- 
ftalten. Dabei ift beſonders darauf binzuweijen, daß gegenüber ben 
gewählten Mitgliedern das Element der Berufsbeamten ſich in ber 
Minorität befindet. 

Das Geſetz hat zwar auch die Errichtung von Landes-Verficherungs- 
ämtern für Berufsgenoſſenſchaften, welche ſich nicht über das Gebiet 
eines Bundesftaates hinauserjtreden, zugelafjen; e8 find jedoch dergleichen 
Landesämter bis jet nicht errichtet), vielmehr tritt das Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamt im ganzen Reich als legte Inftanz ein, welche jedoch, wie 
es in den Motiven a. a. O. heißt, die Mitwirkung der Landesbehörden 
nicht wird entbehren können und darauf angewiefen ift, mit diefen Hand 
in Hand die dem Wohle der arbeitenden Klafje dienenden Zwecke des 
Geſetzes zu fördern. Demgemäß find auch die öffentlichen Behörden 
innerhalb des ganzen Reiches verpflichtet, ven im Vollzuge des Unfall- 
verficherungsgefeges an fie ergebenden Erfuchen des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amtes zu entiprechen. ($ 101 leg.) 

Der Stellung des Reich8-Verfiherungsamtes, als der vom Gefek 
berufenen höchſten Inſtanz, entjpricht die ihm durch daſſelbe verliehene 
Unabhängigkeit. Das Gefeg gewährt Niemandem, auch nicht der Auf- 
ſichtsbehörde, die Befugniß, in die Inftanzentfcheivungen des Reichs⸗ 
Verſicherungsamtes einzugreifen oder ftatt feiner jelbft zu entſcheiden 
(vergl. Kommiſſionsbericht S. 52 und ftenogr. Berichte S. 938). Selbft- 
verjtändlich dagegen ift, daß auch das Neich8-VBerficherungsamt, wie jeve 
andere Reichsbehörde, ſchon nach der Neichöverfaffung bezw. nach dem 
Stellvertretungsgejeg vom 17. März 1878 ver Aufficht des Reichsfanzlers 
bezw. feine® Stellvertreter unterworfen ift (vergl. Motive S. 81). Im 

2. Berger Direktor Hilt (Aachen). 
«) Erfter Stellvertreter: Direftor Dr. Martius (Berlin). 
4) Zweiter Stellvertreter: Fabrikbeſitzer Schramm (Berlin). 

b) Bon den Arbeitervertretern aus ihrer Mitte gewählt: 

1) Werkmeiſter Chriſt (M.⸗Gladbach). 
e) Erſter Stellvertreter: Arbeitervertreter Röttgen (Düſſeldorf). 
6) Zweiter Stellvertreter: Arbeitervertreter Start (München). 

2) Hutmacher Kämpfe (Bamberg). 
a) Erſter Stellvertreter: Arbeitervertreter Hardt (Wilhelmsthal). 
4) Zweiter Stellvertreter: Arbeitervertreter Spörl (Augsburg). 


VI. Kommiſſariſch beſchäftigt: 
1. Aſſeſſor Dr. Pröbſt. 
2. Aſſeſſor Dr. Kaufmann. 
3. Aſſeſſor Dr. von Löhr. 
(Beltmchg. d. R.V. A. v. 6. Juli 1886. A. N. II. ©. 123.) 
1) Inzwiſchen iſt die Bildung eines Königl. Sächſiſchen Landes⸗Verſicherungs⸗ 
amtes erfolgt. Siehe Bekanntmachung des Königl. Sächſiſchen Miniſteriums des 
Innern vom 11. Mat 1886 (Reichs⸗Anz. Nro. 112), ſowie die eines Königl. 
Bayriſchen Landes⸗Verſicherungsamtes (ſiehe Bektmchg. d. R.V. A. v. 23. Juni 1886 
(A. N. II. S. 100). 
DoeH!, Die Unfall-Berficdherung ꝛc. 19 
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dieſer Hinficht gehört das Reichs-Verſicherungsamt zum Reſſort des 
Reichsamtes des Inneren, in deſſen Etat auch der Etat veffelben auf- 
genommen iſt. 


Der Gefchäftsfreis des Neich8-Verficherungsamts beiteht aus den 


folgenden Obliegenheiten ?) : 


J. In organifatorifcher Beziehung: 


1. Erlaß der öffentlichen Aufforderung an vie Unternehmer verficherungs- 


2. 


am Oo 


10. 


11, 


pflichtiger Betriebe zur Anmeldung ver letzteren. ($ 11 leg.); 
Entgegennahme ver Anträge auf freiwillige Bildung der Berufsge⸗ 


nofſenſchaften; 


Einholung der Entſcheidung des Bundesraths, wenn das Amt 


die projektirte Genoſſenſchaft nicht für leiſtungsfähig erachtet; 


Einberufung ver Generalverſammlung, wenn das Amt vie ge- 


plante Genofienfhaft für leiftungsfähig hält oder der Bundesrath 
vie bezweifelte Leiftungsfähigleit als vorhanden anerkennt; 


Beiladung von Betriebsunternehmern, welde in dem Antrage 
auf Bildung der Genofjenjchaft bei Seite gelaffen find (8 13); 


. Eröffnung ver mittelft Individual-Einladungsſchreiben berufenen 


Seneralverfammlung und vorläufige Leitung der lettteren Durch einen 
Bertreter des Amtes ($ 14); 

Befanntmachung der vom Bundesrath abgegrenzten Berufd- 
genofjenihaften (8 15); 


. Einladung zu der zur Feitftellung des Genofjenjchaftsftatuts zu be- 


rufenden Genoſſenſchafts-Verſammlung und vorläufige Leitung der- 
jetben ($ 16); 


. Eutwerfung eines Normalitetuts für die Genoffenfchaften; 
. Genehmigung der Statuten der Genoffenfohaften und ver Abände⸗ 


rungen ver Statuten, vorbehaltlich ver Beichwerde an den Bundes 
rath wegen erfolgter Genehmigung; eventuelle Detroyirung des 
Statuts, gegen welche eine Beſchwerde nicht ftatthaft ift ($ 20); 


. Beitftellung einer Frift zur Aufftellung des Gefahrentarifs, Ges 


nehmigung bdefjelben und der Beichlüffe über Abänderungen bed- 
felben (ohne Beſchwerde wggen Verſagung der Genehmigung) event. 
Octroyirung des Tarifs ($ 2 


. Genehmigung der Bildung sm ntverfiherungsverbänben (8 30); 
. Erlaß von Anguhrungsbeſtunmungen wegen Erhöhung Des Rrantens 


gelves ($ 5 Abſ. 9 

Aufftellung eines Formulars für das Verzeichniß der Genofien- 
Ihaftsmitglievder und alljährliche Entgegennahme eines folchen Ber 
zeichniffes, mit ver Befugniß, den Genofjenihaftsporftann von der , 
Tr des Verzeichniſſes ganz oder theilweife zu dispenſiren 
( 

Erlaß des Regulativs betreffend Vertheilung und Wahl der Ver⸗ 


1) Bergl. v. Wödtle, Kommentar, ©. 216 ff. 


12, 


15. 
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treter der Arbeiter, ſofern nicht wegen engerer Begrenzung der 
Genoſſenſchaften ober Seftionen bie Landes⸗Centralbehörden hierzu 
— ſind, eventuell Leitung der Wahl durch Beauftragte. 
); 

Beſtimmung des Sitzes des Schiedsgerichtes, wenn deſſen Bezirk 
über die Grenzen eines Bundesſtaates hinausgeht, im Einver⸗ 
nehmen mit den betreffenden Centralbehörden und Vorbereitung 
der Beſchlüſſe des Vundesraths über die Vermehrung der Schieds⸗ 
gerichte (88 46, 


. Feſtſtellung des — — für die Unfallanzeigen ($ 51); 
14, 


Leitung der Wahl von vier nichtftändigen Mitgliedern des Reichs⸗ 
Berfiherungsamtes (8 87) und nähere Beftimmung über viefe Wahl; 
Vorbereitung der Beſchlüſſe des Bundesraths über vie Geneh—⸗ 
9: Abänderungen des Beftandes der Genofjenfchaften 


. Stellung Des Antrages auf Anfldjung aeiftungeunfähiger Berufs 
). 


genofjenichaften beim Bundesrath ($ 3 
II. In apminiftrativer Hinficht fommt in Betracht: 


. Die Entſcheidung etwaiger Zweifel varüber, welche Betriebe außer 


den im $ 1 Ab. 3, 4 bezeichneten als Fabriken anzufehen und als 
ſolche verficherungspflichtig find ($ 1 Ab}. 5); 


. bie Vorbereitung der Beſchlüſſe des Bundesraths über Erſtreckung 


ber Berficherungspflicht auf andere als die im 8 1 Abf. 2 genannten 
Baubetriebe ($ 1 Abf. 8); 

die Genehmigung außergewöhnlicher Verfügungen über den Neferve- 
— und deſſen Zinſen ſowie von Erhöhungen des Reſervefonds 


. bie Wahrnehmung ver Geſchäfte ae sc. Genofjenfhaftsorgane 


auf Koften der Genoſſenſchaft ($ 

die Durchführung des Zwangsbeltreibungsverfahrens gegen ſäumige 
Genoſſenſchaften gemäß 8 75 

die Entgegennahme des Berzeichniffes der vorgelommenen Unglüds- 
fälle ($ 28); bie alljährliche Aufitellung ver Rechnungsergebniffe 
für den Reichstag ($ 77) und im Zufammenhange hiermit bie 
Führung einer umfafjenden Unfallftatiftif; 


. die Genehmigung ver Unfallverhüätungsvorfchriften (S 78); 
. die Beauffichtigung des gefammten Gefchäftsbetriebes der Genoffen- 


Ichaften, welche dem NReih3-Verfiherungsamt ihre Bücher offen legen 
müffen, u. f. w. ($ 88). 


I. Auf verwaltungsgerihtlid.em Gebiet hat das Neiche- 


Berfiherungsamt endgültig zu entſcheiden: 


1. 


Beſchwerden wegen ver Einſchätzung ver Betriebe in den Gefahren- 
tarif (5 28) und wegen höherer Einſchätzung der Betriebe in Folge 
Zuwiderhandlung gegen Unfallverhütungsuorfchriften ($ 80); 
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2. vermögensrechtliche Streitigkeiten der Genoſſenſchaften im Falle von 
Beſtandsveränderungen ($ 32); 

3. Beichwerven in Betreff ver Zugehörigkeit eine® Betriebes zu einer 
beftimmten Genofjenfchaft bezw. zu einer Genofienihaft überhaupt 
($ 37), in Betreff des Ueberganges in eine andere Genofjenfchaft 
wegen Betriebsveränderungen ($ 38), und in Betreff des Weber- 
ganges in eine andere Gefahrenklafie bezw. Gefahrentarifpofition 
aus gleihem Grunde ($ 39); 

4. Bejchwerven der Vertreter ver Arbeiter wegen der ihnen zugebilligten 
Entſchädigungen ($ 44, 49, 55) und ver Betriebsunternehmer wegen 
der Höhe ver Jahresbeiträge ($ 73); 

5. Befchwerden gegen die Enticheivungen der unteren Verwaltungs- 
behörden, durch welche die Entſchädigungen für Unfälle, welche fi 
in nicht Tataftrirten Betrieben ereignen, abgelehnt werben ($ 62); 

. Rekurſe gegen die Entjcheivungen der Schiedsgerichte ($ 63); 

. Rekuſationsbeſchwerden in Betreff ver Berfonen ver Betriebsreviforen 
($ 83) fowie Befchwerden gegen die Auferlegung von Koften im 
Fall felbftwerjchuldeter Reviſionen ($ 86) ; 

8. Streitigkeiten in Betreff ver Gültigkeit der Wahlen, der Rechte und 

Pflichten der Inhaber ver Genoffenihaftsämter und der Auslegung 
der Statuten ($ 89). 


IV. Die Erecutiv- bezw. Disziplinar-Strafgewalt 
des Neich8-Verficherungsamts zeigt fih In der Befugniß veffelben: 

1. gegen renitente Schtevsgerichtsbeifiger Gelpftrafen bis zu 500 Marf 
auszufprechen ; 

2. die Beauftragten der Genoſſenſchaft (Betriebsreniforen) zur Erfüllung 
ber im $ 85 ihnen auferlegten Verpflichtungen gegenüber den ftant- 
lihen Fabrifauffichtsbeamten durch Gelpftrafen bis zu 100 Marl 
anzuhalten ($ 85); 

3. die Borftandsmitgliever , Bertrauensmänner und Beamten ver Ge 
nofjenjchaften zur Vorlegung der Bücher u. |. w., fowie zur De 
folgung der gefegliden und ftatutarijchen Verſquiſten durch Geld⸗ 
ſtrafen bis zu 1000 Mark anzuhalten (88 88, 

4. auf Beſchwerden gegen die neſperfugungen ber Senoffenfhaftse 
borftände zu enticheiven ($ 103). 

Meber die Art, wie das Reichs » Berficherungsamt feine Aufgaben 
zu erledigen hat, enthält das Gefeg nur im 8 90 eine Vorſchrift hin 
fichtlih der Beſetzung in den dort aufgezäblten Fällen. Im Uebrigen 
find die Formen des Verfahrens und ver Geihäftsgang durd bie 
Kaiferlihe Beroronung vom 5. Auguft 1885 gere et 

(Amtliche ie läten des R.V.A. Bd. I. ©. 4 ff.) 


Gefhäftsverfehr der Organe der Berufsgenoffen- 
Ihaften mit vem Reichs-Verſicherungsamt. 


Unter dem 19. Januar 1886 (R. V. A. Nro. 1005) hat das Reichs⸗ 
Berjiherungsamt das nachſtehende, in ven amtlichen Nachrichten des 


In 
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Reichs » Verfiherungsamtes nicht veröffentlichte und deshalb der Voll⸗ 
ftändigfelt wegen nachträglich bier mitgetheilte Rundſchreiben an bie 
Berufsgenofjenfchaften gerichtet: 

„Mehrfach haben fich VBorftände von Berufsgenoſſenſchaftsſektionen 
und Vertrauensmänner an das Reichs = Verficherungsamt unmittelbar 
mit Anfragen oder Gefuchen gewendet, welche entweder nur unter Mits 
wirfung der Genoſſenſchafts-Vorſtände erledigt werden konnten, oder 
eine über die Grenzen ver einzelnen Sektionen 2c. hinausgehende grund» 
jäglihe Bedeutung hatten. 

Es ift in Frage gelommen, ob nicht mit Rückſicht auf die noth- 
wendige Einheitlichfeit der Verwaltung ein verartiger Verkehr von ört⸗ 
lichen Gejhäftsorganen mit der Auffichtsbehörve unzuträglich et. 

Devor das Reiche-Verfiherungsamt zu einer allgemeinen Regelung 
dieſes Geſchäftsverkehrs übergeht, Iegt daffelbe Werth darauf, von ver 
Stellung des Vorftandes zu dieſer Angelegenheit Kenntniß zu erhalten. 

Hinfihtlih der eventuellen Regelung würde nad einem Vorbilde 
in der Königl. Preußiſchen Staatsverwaltung die Einrichtung getroffen 
werden können, daß Zujchriften ver örtlichen Genofjenfchaftsorgane an 
das Neich8-Verficherungsamt (worbehaltlih einzelner Ausnahmen in be- 
jonderen Fällen) durch Vermittelung des Genoſſenſchaftsvorſtandes vor⸗ 
zulegen wären. Zu biefem Zwecke hätten vie BVBertrauensmänner — 
eventuell durch Vermittelung ihres Sektionsvorſtandes — fowie bie 
Seftionsvorftände ihre für das Neichs » Verfiherungsamt beftimmten 
Eingaben unter Briefumſchlag an den Genofjenfchaftsvorftand einzu- 
jenden, welcher gehalten fein würde, die Vorlagen umgehend weiter zu 
befördern, nachdem er von dem Inhalte Kenntniß genommen und feine 
etwaigen Bemerkungen beigefügt hätte. Sollten jeinerjeits Bemerkungen 
zur Sache nicht zu machen fein, fo würde ein die Kenntnißnahme be- 
ſcheinigender Vermerk genügen. Mit dem gemachten Zufate wäre bie 
* unter Briefumſchlag an das Reichs-Verſicherungsamt einzu⸗ 
reichen.“ 

Hierauf haben die Berufsgenoſſenſchaftsvorſtände ſich im Einver⸗ 
nehmen mit den fonftigen Genofjenjchaftsorganen faſt ausnahmslos zu« 
ftimmend zu dem in Vorfchlag gebrachten Verfahren ausgefprochen. 
Thatfächlich fteht das letztere bereits feit einiger Zeit in allgemeiner 

ebung. | 

Kacbem fomit die Anregung vom 19. Januar 1886 die gewünfchte 
Wirkung bereits erzielt hat, kann das Reich8-Verficherungsamt, wie auf 
die ihm vorliegenden Anfragen hierdurch erwidert wird, von dem Er⸗ 
laffe beftimmter Vorfchriften zur Regelung diefer Angelegenheit, in ber 
Erwartung, daß jene Hebung fich zu einer dauernden geftalten werde, 
für jetzt Abſtand nehmen. 

(Rdſchrben. des R.V.A. v. 25. Mat 1886. A. N. II. ©. 84.) 
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5. Rapitel. 
Sandes-Berfigerungsänter. 
8 92.1) 


In den einzelnen Bunbesftanten können fir das Gebiet und auf Koften 
vevjelben Landes - Berfiherungsämter von den Landesregierungen errichtet 
werben. 


1) Die Beſtimmung bezüglich der Errichtung von Landes-Berficherungaämtern 
fehlte in der Regierungdvorlage. Wie bereit3 zu $ 87 bemerlt, war der Kom⸗ 
miſſion in erjter Leſung nachſtehender Antrag unterbreitet worden: 

Nach 8 91 einzufchalten:: 

5 918. In den einzelnen Bundesftaaten können für ba3 Gebiet der- 
jelben Landes = Berficderungdämter ven den Landesregierungen errichtet werben 
2c. wie 8 92 des Geſetzes, mit einzelnen Modifilationen (cf. letzter Abſatz!). 
deth * 91b. Das Landes-Verſicherungsamt hat ꝛc. wie $ 93 des Geſetzes, 

Sgleichen. 

Bar Begründung führte der Antragteuer aus, wenn er auch aus den früher 
angegebenen Gründen darauf verzichte, das Reichs⸗Verſicherungsamt umzugejtalten 
oder völlig zu bejeitigen, fo müfle er doch zugleich ii auf das Beftimmtefte gegen 
die centralijivende Tendenz der Vorlage erflären. Biefelbe enthalte ohne Sage 
eine nee Erweiterung der Reichskompetenz. Zwar würden den Einzelftanten 
Teine Kompetenzen genommen, die fie biöher bejefjen hätten, da die ganze Materie 
erft jegt gejeßkicg geregelt werde, wohl aber ſolche Kompetenzen auf das Neid) 
übertragen, welche der Natur der Sache nad) den Einzeljtaaten zufallen müßten. 
Der eingebrachte Antrag entipreche im Wejentlichen dem, welchen ber Königlich 
Würtembergiſche Vertreter im Bundesrath vorgelegt habe. Die Abficht gehe nicht 
dahin, die Landes-Verficherungsämter einfach an die Stelle des Reichd-Berficherungs- 
amtes treten zu laflen. Das lebtere bleibe beftehen and die erfte Snitiative, was 
die Bildung der Berufsgenofienichaften betreffe, falle ihm zu. Hätten fich alsdann, 
entiprechend den Wünjchen der Induſtrie, Berufsgenoifenjchaften gebildet, wel 
über die Grenzen eines Bundesftaates nicht hinausreichten, jo könnten für viele 
in den betreffenden Bundesftanten Landes» Verfiherungsämter errichtet werden, 
auf welche die Kompetenzen des Reich - Verjicherungsamtes, aber auch diefe nicht 
olle, überzugehen hätten. Eventuell fünne man übrigens in Intereſſe der Ein⸗ 
heitlichleit die mit ? bezeichneten 88 28 (Gefahrentarife) und 77 (Rechnungs⸗ 
ergebnilje) in Wegfall bringen. 

Der Antrag ftieß bei einem Theile der Kommiffion auf ſehr Keftigen Wider⸗ 
ſpruch; ein Mitglied bezeichnete ihn als ſchlecht begründet und praktiſch werthlos. 
Ein anderes erklärte, Yieber al3 denjelben anzunehmen, das Odium einer weiteren 
Vertagung der Sozialreform tragen zu wollen. Man fah auf diefer Seite in ber 
Annahme des Antrages eine Gefährdung der Reich3einheit; aus der Reichsaufſicht 
und Reichskompetenz würden Stüde herausgejchnitten. Motive aus der Sade 
ließen fich dafür nicht anführen, politifche Erwägungen aber müßten ganz ent- 
jhieden für die Ablehnung des Antrages ftimmen. Es würde ein verhängniß- 
voller Fehler jein, die Berufsgenoffenthaften tn Die Landeögrenzen einjchließen 
gu wollen; auch in Bayern würde man nur ganz wenige in diefer Art bilden 
Önnen, man komme zu einer völlig disparaten Organifation; bei der Regelung 
des Inſtanzenzuges in Berufungen ftoße man auf Die größten Schwierigfeiten; 
das Reichs-Verſicherungsamt als Sentralinftanz für Schiedsſprüche fei gar nicht 
zu entbehren. Ein Mitglied fügte noch Hinzu, daß nach feiner Anlicht die Er- 
richtung der Landes-Verjiherungsämter eines Altes der Landesgeſetzgebung bedürfe. 

Daß ih für die Errichtung der Landes -Verfiherungsämter feine Gründe 
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Der Beauffihtigung des Landes - Verficherungsamtes unterfichen bie 
Berufsgenofjenihaften, welche ſich wicht über das Gebiet des betreffenden 


der Zweckmäßigkeit anführen Tiegen, glaubten andere Mitglieder, welche fich auf 
Geite des Antragſtellers ſtellten, keineswegs zugeben zu dürfen. Gerade ſolche 
ſeien für ſie entſcheidend, wie ſie es ohne ——* auch für Die Königlich Würtem⸗ 
bergiſche Regierung hei ihvem Vorgehen im Bundesrathe geweſen ſeien. Auch der 
Centralverband deutſcher Induſtrieller habe ſich mit der Tendenz des Antxages 
einverſtanden erklärt. Bei der zweckmäßigen Organiſation der Intereſſenvertretun 
von Handel und Gewerbe in Würtemberg ſei auf Grund von Vereinbarungen mi 
dem zu errichtenden Landes⸗Verſicherungsamte eine zutreffendere Bildung der 
Bernfägenojenihaften zu erwarten, als fie won dem ohnehin überlaiteten Reichs⸗ 
Verjiherungsamt erwartet werden könne. Faſſe man die Berufsgruppen nicht 
nah allzu engen Geſichtspunkten zufammen, jo würden fih auch innerhafb de 
Königreih8 Würtemberg — was bei früheren Gelegenheiten beftritten war — 
mehrfach leiftungsfähige Genofjenichaften bilden laſſen, wie 3. B. eine folche der 
vereinigten Brauer und Brenner. Bas Neichd-Verficherungsamt werde zudem in 
vielen Fällen, 3. 8. bei den der Genehmigung des Statut3 nothmendigermweije 
vorausgehenden thatjächlichen Erhebungen, der Bermittelung der Landesbehörden 
gar nicht entrathen können. Alsdann ſei es doch zwedmäßiger, derartige Funktionen 
einer Behörde zu übertragen, welche auf Grund eigner Kenntniß enticheiden könne; 
ehenio fet die Aufſicht ame dmähiger von einer den örtlichen Berhältniffen näher 
fichenden Behörde auszuüben. Dabei würden den Bandes - Verficherungsämtern 
die erforderlichen Renfeignement? vom Reichs⸗Verſicherungsamt zugehen können, 
und die eriteren würden ohne Weiteres bereit fein, ji) darnach zu richten. Ein 
Mitglied, welches im Uebrigen erflärte, nur für eine Meine Minorität feiner 
Freunde ſprechen zu können, fügte dem noch hinzu, da ja den Bandesregierungen 
nah dem Antrag feine neuen Rechte, fondern nur neue Pflichten übertragen 
würden, und daß man diejenigen, welche jolche freiwillig übernehmen mollten, 
daran nicht hinderen follte. 

Die Bertreter der verbündeten Regierungen führten aus, die Stage fei hier, 
wie ım Bundesrath, nicht aus politiichen, jondern aus praktiſchen Nüdfichten zu 
beurtheilen; legtere ſprächen jedoch nach ihrer Meinung Dagegen. Die Vorlage 
jet beſſer, einheitlicher, zmedmäßiger. Mit der — in erfter Leſung beſchloſſenen — 
Befeitigung der Reichdgarantie jet zudem der Antrieb zur Bildung jo großer Ge- 
noflenichaften gegeben, daß für die Landes-Verficherungsämter nur ein fehr unbe» 
deutende3 Terrain übrig bleiben werde. Daß die verbündeten Regierungen ihren 
Widerſpruch gegen den Antrag auch dann aufrecht erhalten würden wenn Gefahr 
jei, daß das Geſetz darüber zu Yale kommen könnte, müßten fie zwar nicht, 
praftiich jet der Antrag jedoch nicht. Jedenfalls möge man die beiden von dem 
Antragiteller jelbft nur zweifelnd eingefügten Paragraphen ftreichen, höchſtens Tönne 
man beitimmen, daß das Reichs⸗Verſicherungsamt bei Feſtſetzung der Gefahrentarife 
die Zandes-Verficherungsämter hören müffe. 

Zwei Mitglieder dev Kommiffion, welche die gegen den Antrag geäußertey 
politiihen und wirthichaftlichen Bedenken theilten, fügten noch hinzu, daß fie ihre 
Stellung zu demfelben in der zweiten Lejung borbehielten. Bon einer Seite wurde 
noch darauf Hingewiejen, daß eventuell einige Aenderungen in dem Antrage porzu- 
nehmen feien; die Landesregierungen müßten die aus der Errichtung von Landes- 
Verfiherungsämtern erwachjenden Koften aus ihren Mitteln beftreiten, und, falls 
in zweiter Yejung die Neichdgarantie des 8 33 wieder hergejtellt würde, müßte der- 
jelben eine Landesgarantie in den entiprechenden Fällen an die Seite gejeßt werben. 

Der Antrag wurde in erjter Lejung abgelehnt; 10 Stimmen waren dafür. Er 
wurde demnächſt von den vereinigten Antragftellern in etwas veränderter Form 
wieder aufgenommen, wobei theilö die gefaßten Beſchlüſſe, theils die in erſter Leſung 
geäußerten Bedenken, theils endlich eine nochmalige jorgfältige Erwägung der ein- 
Ihlagenden Fragen maßgebend war. Ang 91» Abſ. 1 iſt demgemäß beſtimmt, daß 
die Sandesregierungen auf ihre Koſten Landes» Berfiherungsämter errichten 
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Bundesſtaates hinaus erſtrecken. In den Angelegenheiten dieſer Berufs⸗ 
genoſſenſchaften gehen die in den SS 16, 18, 20, 27, 28, 30, 32, 
33, 37, 38, 39, 40, 62, 63, 73, 75, 78, 80, 83, 85, 86, 88, 89, 
106 dem Reichs-Verſicherungsamt übertragenen Zuftänvigfeiten auf das 
Landes-Verſicherungsamt über. 

Soweit jedoch in den Fällen der 88 30, 32, 37 und 38 eine ber 
Aufficht des Reichs-Verſicherungsamts unterftellte Berufsgenoſſenſchaft mit- 
betheiligt ift, entſcheidet das Reichs⸗Verſicherungsamt. 

Treten für eine der in Abſatz 2 genannten, der Aufſicht eines Landes⸗ 
Verſicherungsamtes unterſtellten Berufsgenoſſenſchaften die Vorausſetzungen 
des 8 33 ein, ſo gehen die Rechtsanſprüche und Verpflichtungen auf den 
betreffenden Bundesſtaat über. 


S 93.1) 


Das Landes-Verfiherungsamt befteht aus mindeſtens drei ſtändigen Mit- 
gliedern, einjchlieglich des Borfigenden, und aus vier nichtftändigen Mitglievern. 


können. Es find ferner in Abi. 2 die SS 18 (Reſervefonds), 33 (Auflöjung von 
Berufsgenofjenichaften), 38 (Betrieb3veränderungen), und in Abſ. 3 der $ 38 neu 
aufgenommen, der in Abi. 2 früher aufgeführte $ 77 (Nechnungsergebniffe) dagegen 
geitrihen. Es ift fodann ein letztes Alinea Hinzugefügt, wonach dann, wenn für 
eine der im Abj. 2 genannten, der Aufjicht eines Landes-VBerficherungsamtes unter- 
ftellten Berufsgenofenfgaften die VBorausjegungen des 8 33 eintreten, die Rechtd- 
anſprüche und Verpflichtungen auf den betreffenden Bundesitant übergehen. Es jind 
endlich (in $ 91b) diejenigen Aenderungen getroffen, welche analog den Abänderungen 
in 8 87 durch die Beſchlüſſe zu $ 41 nothwendig geworden waren. 

Der Antrag wurde in diefer Geſtalt nad) furzer Erläuterung mit 15 gegen 
13 Stimmen angenommen. (Kommiſſionsbericht zu 8 92. 93. ©. 54.) 


Im Plenum erfolgte die Annahme unverändert nad) den Kommiſſionsbeſchlüſſen. 
Der Berichterftatter firirte bei der zweiten Berathung die Meinung der Antragjteller 
gu $ 92 dahin, daß zunächſt aus der Snitiative der Induſtrie heraus die Anregung 
ommt, Berufsgenoſſenſchaften einer gemwiffen Art und in gewiflem Umfange zu 
bilden. Ueber die Yuläfjigfeit diefer Bildung entjcheidet nach $ 12 leg. der Bundes 
rath. Letzterer ift alfo dafür verantwortlich, ob die Berufsgenoflenjchaften, die ſich 
in einer beſtimmten Weiſe bilden wollen, leiftungsfähig find, oder nicht. Erſt nad 
dem die Berufsgenoſſenſchaften fich gebildet haben, und nachdem e3 fich herausgeſtellt 
bat, daß gewilje Berufsgenoflenichaften nicht über die Grenzen eines Einzeljtantes 
Hinausgehen, kann die Frage der Errichtung von Yandes-Verficherungsämtern pral- 
tifch werden. Auf die Frage, wie es geordnet werden jolle bezüglich der im $ 92 
vorgejehenen Landesgarantie, die an Stelle der Reichsgarantie des 8 33 treten jolle, 
wenn zu einer beitimmten Beit ein Bundesitaat auf das Landes-VBerjicherungsamt 
verzichte, antwortete der VBerichterftatter, „daß daraus, daß in foldem alle die 
Garantie auf das Reich übergehe, ein Bedenken gegen die Errichtung von Landes 
Berfiherungsämtern nicht erhoben werden könne. Denn die Schuld, daß diele 
Berufsgenoſſenſchaften fich als nicht dauernd leiftungsfähige heransitellen, trifft den 
Bundesrath, der von Anfang an bei Errichtung diejer Berufsgenofjenfchaft jeines 
Amtes nicht genügend gewaltet hat, indem er die Bildung einer leiftungsfähigen 
Berufögenofienichaft zugelaffen hat; und ich jehe darin feine Anomalie, wenn nad) 
. 5 oder 6 Jahren die Garantie auf das Reich zurüdfält; die Sache ift dann 
ganz fo, als ob von Anfang an kein Landes» Verficherungsamt gegründet worden 
wäre, und daß in der Zwiſchenzeit eins beftand, verwidelt die Sache meines Er 
achtens gar nicht“. (Berhölgen. d. R.T. Seſſion 1884. Bd. II. ©. 940.) 


1) Die Hinzufügung der Worte am Schluffe des zweiten Abſatzes: 
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Die ſtändigen Mitglieder werben von dem Landesherrn des betreffen- 
ven Bundesſtaates auf Lebenszeit ernannt; die nichtſtändigen Mitglieder 
werden von den Genoflenfhaftsvorftänden berjenigen Genoffenihaften, welche 
fi) nicht über das Gebiet des betreffenden Bundesſtaates hinaus erftxeden, 
und von den Dertretern der verficherten Arbeiter ($ 41) aus ihrer Mitte 
mittelft fchriftlicher Abftimmung unter Leitung des Landes-Berfiherungsamts 
gewählt. Das Stimmenverhältniß der einzelnen Wahllörper beftimmt vie 
Landesregierung unter Berüdfihtigung der Zahl der in den betreffenven 
Genoſſenſchaften verfiherten Perſonen. Im Uebrigen finden die Beitimmungen 
bes $ 87 über die Wahl, die Amtsbauer und die Stellvertretung dieſer 
nichtſtändigen Mitglieder gleihmäßig Anwendung. So lange eine Wahl 
ber Vertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und der Arbeiter nicht zu Stande 
fommt, werben Vertreter der Betriebsunternehmer und der Berficherten 
von der Landes⸗Centralbehörde ernannt. 

Die Beihlußfaffung des Landes» Verfiherungsamts in den im 8 90 
unter b. bis e, bezeichneten Angelegenheiten ift durch die Anweſenheit von 
drei fländigen und zwei nichtfländigen Mitgliedern bedingt, zu welchen in 
den Fällen zu b. und c. außerdem zwei richterliche Beamte zuzuziehen find. 

Die Formen des Berfahrens und der Gefhäftsgang bei dem Landes- 
DBerfiherungsamt jowie bie den nichtfländigen Mitglievern zu gewährende 
Vergütung, werden durch die Landesregierung geregelt !). 


„zu welchen in den Fällen zu b. und c. außerdem zwei richterliche Beamte treten“ 
wurde in dritter Lefung des Plenums ohne Diskuffion beichloffen. Diejer Beſchluß 
it eine Konſequenz des zu 8 90 gefaßten Beſchluſſes. 

(Berhölgen. d. R.T.Sejjion 1884. Bd. II. ©. 1013.) 

1) Ueber die Zuſtändigkeit des Königl. Sächſiſchen Landes⸗Verſicherungs⸗ 
amtes jiehe Belanntmadhung des Neichd- Berficherungsamtes vom 26. Mat 1886 
(A. N. I. ©. 83), über die des Königl. Baperiiden die Bekanntmachung des 
Reich3-Berficherungdamtes vom 23. Juni 1886 (A. N. U. ©. 100). 


IX. Abſchnitt. 


Schluß⸗ und Strafbefiimmungen. 
1. Kapitel. 
Rnappfchafts = Berufsgenoffenfhaften. 
8 94.1) 


Unternehmer von Betrieben, welche landesgeſetzlich beſtehenden Knapp⸗ 
ihaftsverbänden angehören, können auf Antrag der Vorflände der Tegteren 
nah Maßgabe der SS 12 ff. vom Bundesrathe zu Knappichafts = Berufs- 
genoſſenſchaften vereinigt werben. 

Die Kuappihafts-Berufsgenoffenihaften können durch Statut beftimmen: 

a) daß die Entihäpigungsbeträge auch über fünfzig Prozent hinaus 

($ 29) von denjenigen Seltionen zu tragen find, in deren Bezirken 

die Umfälle eingetreten find; 

b) daß den Knappſchaftsälteſten die Funktionen der im 8 41 bezeichneten 

Vertreter der Arbeiter übertragen werben; 


1) Diefer Paragraph fehlte in der Negierungsvorlage. In der Rommilfion 
wurde von mehreren Mitgliedern angeregt, man möge an dieſer Stelle dur Ein- 
Ihaltung eines bejonderen Paragraphen den Knappſchaftskaſſen eine peibilegieit 
Stellung anweijen, nicht zwar in der Art, daß im Bereiche des Bergbaues die Rege⸗ 
lung der Unfallihäden, was Höhe der Entihädigung und Aufbringung der Beiträge 
betrifft, eine andere würde, als fie allgemein durch Geſetz vor eihrieben tft, wohl 
aber jo, daß die altbewährte Organifation jener Kaffen thunlichſt unberührt bleibe. 
Der Gedanke fand in der Kommiſſion mehrfach Sympathie. Auch die Vertreter der 
verbündeten Regierungen ſprachen fih mit größtem Wohlmwollen über das Anftitut 
der Knappichaften aus. Indeſſen gelang es in beiden Lefungen nicht, dem Gedanken 
eine ſolche Form zu geben, daß nicht die erheblichiten Bedenken gegen Möglichkeit 
und Buläfjigfeit hätten erhoben werden müffen. Auch da, wo man im Allgemeinen 

eneigt war, den Knappſchaften eine Ausnahmeftellung zuzumeifen, hielt man es doch 
Air geratben, dies erjt nach eingehender Prüfung der einzelnen Beftimmungen des 
Geſetzes zu verjuchen. 

Die geitellten Anträge wurden zurüdgezogen und die Erledigung der Frage 
auf die Plenarberathung verichoben. 

Am Plenum wurde die Aufnajme de3 894 in der zweiten Berathung aufAntrag 
der Abgeordneten Leuſchner und Genoſſen beichloffen, indem man davon ausging, 
daß die altbewährte Organijation der Knappichafts- Verbände eine geeignete und 
jihere Grundlage für die Durchführung der Unfallverjicherung biete. 
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c) daß Kuappihaftsältefte ftimmberechtigte Mitglieder des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes, oder, jofern die Knappihafts - Berufsgenoffenichaft 
in Seltionen getheilt ift, der Seltionsvorftände find; 

d) daß die Auszahlung der Entſchädigungen durch die Knappſchafts⸗ 
faflen bewirkt wird. ($ 69.) 


@rläuterungen: 


Der 8 94 des Geſetzes ift dahin auszulegen, daß nur lanbes- 
geſetzlich beſtehenden Kuappfchaften angehörende Betriebe in eine Knapp⸗ 
Ihaft8-Berufögenofjenichaft aufgenommen werben können, daß jedoch 
Nebenbetriebe ($ 9 Abf. 3 leg.), welche nicht in Knappfchaftsvereinen 
find, ven Hauptbetrieben, falls letere einer Knappſchafts⸗Berufsgenoſſen⸗ 
{haft zugetheilt worden, zu folgen haben. 

(Beſchl. d. R.B.U. v. 10. October 1884. Nro. 15. U. N. I. ©. &.) 


2. Rapitel. 
Baftpflidt der Betriebsunternehmer und Betriebsbenmten, ı) 


8 95. 


Die nah) Maßgabe dieſes Geſetzes verficherten Perfonen und deren 
Hinterbiiebene können einen Anfprud auf Erſatz des im Yolge eines Unfalls 


1) Bu $$ 95 bis 98. Neben der Sicherung der Arbeiter gan die wirtbichaft- 
lichen Folgen der Unfälle verfolgt der Entwurf das Biel, alle Streitigleiten zwiichen 
Urbeitgebern und Arbeitern über Entihädigungsaniprüde, welde in Beranlafjung 
eines Unfall3 gegen den Urbeitgeber nad) bisherigem Recht (Gemeinem Recht, Haft- 
pflichtgejet vom 7. Juni 1871, Code civil 2c.) erhoben werden Tonnten, aufzuheben. 
Die Berechtigung liegt in dem Erſatz, welchen die Arbeiter für die ihnen nach dem 
bisher geltenden Recht zuftehenden, in ihrer Realifirung höchſt unficheren Ent- 
ſchädigungsanſprüche dadurch erhalten follen, daß ihnen für jeden aus einem Unfall 
entitehenden Schaden jelbit in dem Falle eigenen Verſchuldens eine zwar begrenzte, 
aber vollkommen fichere Entichädigung gewährt wird. Zur Erreichung des gebalhten 
Zweckes ift es unerläßlich, auch für die erften dreizehn Wochen der in Folge eines 
Unfalls eintretenden Erwerbsunfähigleit, für welche nicht eine Entihädigung nad 
Maßgabe dieſes Geſetzes fondern Kranlenunterftügung, und zwar in der Regel unter 
Mitheranziedung der Arbeitgeber gewährt werden fol, einen Entſchädigungsanſpruch 
gegen den Arbeitgeber nicht mehr zuzulaſſen, da anderenfalld nicht nur die Unfälle, 
welche nur eine Erwerb3unfähigteit bis zu dreizehn Wochen zur Folge haben, jondern 
—— der erſten dreizehn Wochen der Erwerbsunfähigkeit auch alle übrigen 
Unfälle zu einer Quelle von Streitigkeiten werden würden. Es ſoll mithin den 
Krantenlaflen nicht die Möglichkeit verbleiben, anf Grund des Haftpflichtgejeges 
2. |. w. wegen der Fürſorge für die eriten dreizehn Wochen von dem Betriebsunter- 
nehmer Dedung zu verlangen. Die SS 57 Ab}. 4, 65 Abi. 5 und 73 Abſ. 1 des 
Krankenkaſſengeſetzes werden fomit in ihrer Anwendbarkeit beſchränkt. 

Bon biefen Grundprinzipien macht der Entwurf eine doppelte Ausnahme ; ein- 
mal im $ 92 ($ 95 leg.) zu Öunften bed Beſchädigten und feiner Hinterbliebenen für 
den Hall, dab der Betriebsunternehmer laut ftrafgerichtlichen Urtheils den Unfall 
vorfäglich herbeigeführt Hat. In diefem Falle jollen die Entihädigungsberechtigten 
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erlittenen Schadens nur gegen biejenigen Betriebsunternehmer, Bevoll⸗ 
mächtigten oder Repräſentanten, Betriebs» ober Arbeitsaufſeher geltend 


in ihren Anſprüchen nicht beichränft werden. Sie erhalten zwar aud) dann die nach 
88 5 und 6 bemeilene Entſchädigung, fie jollen aber außerdem die Differenz zwiſchen 
der legteren und der nach den beitehenden gejetlichen Vorſchriften zu leiftenden Ent— 
Ihädigung von dem Betrieböunternehmer zu fordern berechtigt fein. 

Die zweite Ausnahme wird durch $ 93 ($ 96 leg.) ftatuirt. Hiernach fol der 
Betriebsunternehmer gegenüber den Genoſſenſchaften und Krankenkaſſen, zu denen 
auch die Gemeindekrankenverſicherung gehört (vergl. zu 88 78 bi3 81) für alle Auf- 
wendungen, welche fie in Folge eines Unfall3 zu machen verpflichtet waren, regreß- 
pflichtig fein, wenn durch jtrafgerichtliches Urtheil feitgejtellt worden tft, daß er den 
Unfall vorſätzlich oder durd) Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaffung derjenigen Aufmerk⸗ 
ſamkeit, zu welcher er vermöge jeines Amts, Berufd oder Gewerbes bejonders ver- 
pflichtet war (88 222 und 230 des Strafgejegbudjes), herbeigeführt hat. Liegt ein 
ſolches ftrafgerichtliches Urtheil vor, jo ijt damit ein erfennbares Kriterium für die 
Regreßpflicht des Betriebsunternehmerg gegeben. Das „grobe Verjchulden“, welches 
nach) der früheren Vorlage diefe Regreßpflicht begründen ſollte, ift ein unficherer 
Rechtsbegriff; das Borhandenfein des groben Berjchuldend würde im Wege des 
Prozeſſes jedesmal erjt dargethan werden müfjen. Nach den Beitimmungen des Ent- 
wurfes dagegen werden die Civilprozeſſe über die Regreßpflicht als ſolche abgeſchnitten, 
indem die Entiheidung der Regreßfrage, vorbehaltlich eines nachfolgenden Livil- 
prozeſſes über die Höhe des Schadenerjages, durch die Feitftellung des Strafgerichts 
unmittelbar getroffen wird. , 

Außer dem Betriebsunternehmer fommen aber in gleicher Weife die Bevoll- 
mädjtigten und Repräjentanten, die Betriebs- und Arbeit3auffeher in Betracht. In 
den Berathungen des Preußiſchen Volkswirthſchaftsraths wurde mit Recht hervor- 
gehoben, daß dieje einerjeits nicht fchlechter geitellt werden dürften, al3 der Betriebs⸗ 
unternehmer, und daß der Unternehmer andererjeitö feine perjönliche, wenn auch mur 
moralische, Berantwortlichkeit für deren Handlungen weiter übernehmen könne, als 
daß er mit jeinen Berufsgenoſſen feine Arbeiter gegen alle Unfälle verjichere. Der 
Entwurf behandelt baber die Unternehmer und deren Bevollmädtigte 2c., zu Denen 
namentlich auch die Betriebsbeamten in ftaatlihen und anderen Werfen gehören, 
völlig auf gleihem Fuße, er läßt ferner alle dieſe Perſonen nur für ihre eigenen 
Handlungen haften, indem jegliche Haftpflicht des Betriebunternehmers für jeine 
Bevollmädjtigten befeitigt wird. Letzteres vehtfertigt ſich mit Rückſicht auf die durd- 
greifende, auf Koiten der Unternehmer erfolgende Verſicherung der Arbeiter. Jene 
weitergehende Haftpflicht der Betriebsunternehmer für ihre Bevollmächtigten wurde 
als ein Nothbehelf zu einer Zeit ausgejprochen, in welcher es eine Verjiherung auf 
Koiten der Betriebsunternehmer noch nicht gab. Auf dem Boden der Vorlage bedarf 
es dieſes Nothbehelfes nicht mehr. 

Die Trage, ob ein regreßpflichtig gewordener Bevollmächtigter 2c. in der Lage 
tft, gegen den Betriebsunternehmer feinerjeit3 wiederum Regreß zu nehmen, nament- 
lid) wenn er in deſſen direktem Auftrage gehandelt hat, als er den Unfall Herbeiführte, 
hen des Rahmens diejes Gejeges nach dem geltenden allgemeinen Rechte zu 
en en. 

Solte in einem einzelnen Falle der Erlaß eines ftrafgerichtlichen Urtheils 
gegen Denjenigen, der den Unfall vorjäglich oder mit Außerachtlaſſung der oben be 
zeichneten bejonderen Aufmerkſamkeit herbeigeführt hat, durch den Tod, oder die 
Flucht oder einen anderen in der Perſon des Schuldigen liegenden Grund auöges 
ichlojjen werden, jo wird der Erlaß des Urtheils nicht die Borausfegung der Erhebung 
des Anſpruchs von Seiten des vorſätzlich Beichädigten oder von Seiten der Genofjen- 
ihaften und Krankenkaſſen fein können. ($ 94 [97].) 

Wenn gegenüber dem Ausſchluſſe der Haftpflicht des Unternehmers und feiner 
Bevollmächtigten 2c. wegen jedes „groben Verſchuldens“, welches die frühere Vorlage 
ftatuirte, noch geltend gemacht werden möchte, daß dantit ein mejentlicher Antrieb 
zur Verhütung von Unfällen für den Unternehmer ꝛc. in Wegfall gebracht werde, ſo 
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machen, gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feftgeftellt worben tft, 
daß fie den Unfall vorfäßlic herbeigeführt haben. 

In dieſem Falle befhränft fih der Anſpruch auf den Betrag, um 
. weldhen die den Berechtigten nach den beſtehenden gefeglihen Vorſchriften 
gebührende Entſchädigung diejenige überfteigt, auf welche fie nad) dieſem 
Geſetz Anſpruch haben‘). 


| 8 96. 
Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten oder Repräfentanten, 


it Dagegen zu erwidern, daß ein derartiges „grobes Verſchulden“ regelmäßig als ein 
Außerachtlaſſen ver im $ 93 (95) bezeichneten bejonderen Aufmerkſamkeit aufaufaffen 
jein wird und in dem ftrafgerihtlichen Urtheil ausgeiprochen werden wird. Es bleibt 
mithin immerhin die Möglichkeit einer ftrafgerichtlichen Verurtheilung im Sinne des 
8 93. Außerdem iſt daran zu erinnern, daß die den Genoflenichaften beigelegte 
Befugniß, Unfallverhütungsvorjchriften zu erlafien und Bumiderhandelnde höher 
heranzuziehen, jowie die Befugniß, die Betriebseinrichtungen der Genofjenjchaft3- 
mitglieder zu Tontroliren, zur Verhütung von Unfällen, insbefondere zur Schärfung 
der Aufmerkjamteit der Betriebsunternehmer 2c. weſentlich beitragen wird. 

In welcher Weife die in den Fällen des $ 92 den Beichädigten zuſtehende Ent- 
Ihädigung feitgeftellt werden foll, ob als Rente oder Kapitalzahlung, hängt von dem 
Rlageantrage und richterlihem Ermeſſen ab. Für die Fälle des 8 93 Nreibt der 
Entwurf ausdrüdlich vor, daß die Erlegung des Kapitalwerthes an Stelle der Rente 
gefordert werden könne, damit die Erfüllung der Verpflichtung ſich nicht eine längere 
Reihe von Jahren Hindurchzieht. 

Wenn $ 93 ferner vorjchreibt, daß eine Altiengejellichaft ꝛe. für die durch ein 
Mitglied des Vorjtandes, und eine Handelögefellihaft 2c. für die durch einen der 
Liquidatoren herbeigeführten Unfälle al3 Betriebsunternehmer der Genoſſenſchaft zc. 
gegenüber haftet, jo Hat dieje Beitimmung neben der Vorfchrift, daß auch die Bevoll- 
mädtigten, Repräfentanten ıc., zu denen jene Borjtandsmitglieder und Liquidatoren 
gleichfall3 gehören, perfönlich haftbar find, noch die bejondere Bebeutung, daß die 
Genofjenichaften oder Krankenkaſſen ſich wegen der durch die genannten Vorſtands⸗ 
mitglieder 2c. herbeigeführten Unfälle auch direkt an die Aktiengeſellſchaft 2c. halten 
können und nicht erit die Vorftandsmitglieder und Liquidatoren perjönlich zu be- 
langen brauchen. Ob bie fo in Anſpruch genommene Attiengeſen chat 2c. gegen das 
Vorftandsmitglied Negreß nehmen kann, richtet ſich nach dem geltenden allge- 
meinen Recht. 

(Motive der Negierungsporlage zu $$ 92 bi3 95, 95 bis 98. ©. 81.) 


) Von einem Mitgliede der Kommiſſion war beantragt, in der legten Zeile 
de3 Abj. 1 nad) dem Worte „vorjäglich“ einzufchalten: „oder durch Fahrläſſigkeit mit 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufes 
oder Gewerbes beſonders verpflichtet find.” 

Die ausgeſprochene Abjicht des Antrages ging dahin, den Arbeitgebern im In⸗ 
tereffe der Unfallverhütung die möglichſte Borficht einzufchärfen. Auch jchien eine 
berichiedene Behandlung der Fälle des 891 von der des 893 unthunlidh. Regierungs⸗ 
jeitig erflärte man fich gegen den Antrag. Der Arbeiter erhalte die volle Rente, 
auch wenn er den Unfall durch grobe Fahrläffigkeit herbeigeführt Habe. Das Korrelat 
hierzu aber fei, den Arbeitgeber nicht in den Fällen der Yahrläfiigleit dem Arbeiter 
gegenüber haftbar zu machen. Diefelbe ftehe doch mit Borjäßlichkeit nicht auf gleicher 

inte. Auch würde man nad) Annahme des Antrages jofort wieder die Prozeſſe 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern haben, deren thunlichite Vermeidung doch mit 
zu den von der Gejeggebung verfolgten Zielen gehöre. Bei vorjäglicher Beichädigung 
bleibe das geltende Hecht in Kraft. Die Rente erhalte der Beſchädigte von der Ge- 
noſſenſchaft, das darüber Hinausgehende von Dem vorjäßlich [chuldigen Unternehmer. — 
Der Antrag wurde abgelehnt. (Kommiſſionsbericht zu $ 95. ©. 55.) 
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Betriebs⸗ oder Arbeitsaufieher, gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil 
feftgeftellt worben ift, daß fte den Unfall vorfäglid, oder durch Fahrläſſigkeit 
mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamleit, zu der fie vermöge ihres 
Amtes, Berufs oder Gewerbes beſonders verpflichtet find, herbeigeführt . 
haben, haften für alle Aufwendungen, welde in Folge des Unfalles auf 
Grund dieſes Geſetzes oder des Geſetzes betr. die Kranfenverfiherung ver 
Arbeiter vom 15. Juni 1883 (R.G.B. ©. 73) von den Genofjenjchaften 
oder Krankenkaſſen gemacht worben find. 

In gleicher Weile haftet als Betriebsunternehmer eine Aktiengejellfchaft, 
eine Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft für die durch ein Mitglied 
ihres Borftandes, fowie eine Hanvelsgefellihaft, eine Innung oder einge 
tragene Genoſſenſchaft für die durch einen der Liquidatoren herbeigeführten 
Unfälle. 

Ad Erjag für die Rente kann in viefem alle ver Kapitalwerth ge- 
fordert werben. 

Der Anſpruch verjährt in achtzehn Monaten von dem Tage, an 
welchem das ftrafredhtlihe Urtheil rechtskräftig geworben ift!). 


Erläuterungen: 


In einer Kolfeltiveingabe wird die auch bereits in ver Preſſe auf- 
getauchte Befürchtung ausgeiprochen, daß der 8 96 des Unfallverficherungs« 
gefeßes auf die Betriebsbeamten und Werkmeiſter eine ſchwere Laft 
wälze und ähnliche Prozeſſe veranlafien werde, wie fie das Haftpflicht: 
gefeg vom 7. Sunt 1871 zur Folge gehabt hat. Dabei wird ange 
fragt, ob es nicht zwedmäßig ſei, fchon jegt um eine Abänderung des 
8 96 beim Neichdtage zu petitioniren. 

Die in Haftpflichtprozeifen ergebenden Entfcheivungen über das 


1) Der Abi. 4 iſt auf Antrag eines Mitgliedes durch die Kommiſſion bejchlofjen 
worden, ohne daß Seitens der Vertreter der verbündeten Regierungen ein Wider- 
ſpruch erhoben worden wäre. 

Eine längere Diskuſſion veranlaßte in beiden Lejungen der nachftehende, von 
mehreren Mitgliedern eingebrachte Antrag, den Eingang des 893 zu faſſen wie folgt: 

„Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten oder NRepräjentanten, Be 
triebs⸗ oder Arbeit3aufjeher, welche den Unfall vorſätzlich oder durd) grobes Ber- 
ſchulden herbeigeführt haben, u. |. w. . .“ 

Die Meinung der Antragiteller ging dahin, durch die vorgejchlagene Bejtimmung 
den Unternehmer günftiger zu ftellen. Ste wielen darauf hin, daß die Beitimmungen 
des 8 93 mehr wie jede andere des Gejetes in induftriellen Kreifen Befürchtungen 
wach gerufen Hätten. Bon Seiten der Regierungsvertreter jowie von einem an- 
weienden Vertreter des Neichsjuftizamt3 wurde dieje Meinung für unbegründet er- 
Härt. Die Vorlage mache eine civilrechtliche Haftung des Unternehmers davon ab- 
hängig, daß eine Dre ee Verurtheilung defjelben vorliege. Eine ftrafrechtlide 
Verfolgung auf Grund der Vorausſetzungen des 8 98 werde weit feltener eintreten, 
als eine civilrechtliche Inanſpruchnahme im Falle der Annahme jenes Antrages. In 
Wahrheit wären dann aljo die Unternehmer durch die Annahme des Antrages un. 
günjtiger geitellt al bei unveränderter Annahme der Negierungsvorlage, 

Die Majorität der Kommiffion trat diefer Auffaffung bet und lehnte den Antrag 
ab, desgleichen den Eventual-Antrag, welcher die Beichräntung der Regreßpflicht ber 
Unternehmer auf die vorjägliche Verlegung beſchränken wollte. 
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Verfhulden von Betriebsbeamten und Werkmeiftern in Ausführung 
ihrer Dienftverrihtungen können füglih nicht in Vergleich geftellt 
werden mit denjenigen Entſcheidungen, welche gemäß 8 96 des Unfall- 
verficherungsgejeßes zu treffen fein werden. Denn das Haftpflichtgejeg 
erwähnt ver Betriebsbeamten nur inſofern, als auch ihr Verſchulden 
zur Begründung von Anfprüchen dienen Tann, welche von ven Ver- 
legten gegen die Betriebsunternehmer auf Zahlung einer vollen 
Entfehädigung erhoben werden. Dagegen handelt es ſich nach 8 96 leg., 
foweit derfelbe Hier in Betracht zu ziehen ift, um ven in ver Megel 
nur einen Theil diefer Entſchädigung umfaffenden Regreß von Be» 
rufsgenoffenfhaften oder Krankenkaſſen gegen Betriebs- 
beamte ꝛc. Die beiden erwähnten Gefetesbeftimmungen betreffen mithin 
völlig verſchiedene Anſprüche. 

Diejenige Frage, welche das Unfallverſicherungsgeſetz im 8 96 zu 
Gunſten ver Betriebsbeamten ꝛc. geregelt hat, iſt im Hafftpflichtgeſetz 
überhaupt nicht berührt. Bisher war nämlich die Frage, ob ein Be⸗ 
trieb$- oder Arbeiterauffeher wegen ſchuldbarer Herbeiführung eines 
Betriebsunfalles dem Verlegten oder dem haftpflichtigen Unternehmer 
gegenüber regregpflichtig ift, oder nicht, nach Maßgabe des gemeinen 
oder Landesrechts in jedem einzelnen Falle vom Prozeßrichter zu ent- 
ſcheiden. Die Betriebsbeamten und Werkmeifter hafteten für jedes 
Berfehen, durch welches der Tod oder vie Körperverlegung eines Menſchen 
herbeigeführt wurde infoweit, al& nach dem gemeinen oder Landesrechte 
eine Haftpflicht für fahrläffige Beſchädigung befteht. 

Das Unfallverficherungsgefeg führt in diefer Hinſicht zu Gunften 
der Betriebsbeamten 2c. eine wefentliche Neuerung ein, indem vaffelbe 
die Betrieböbeamten ꝛc. ebenfo günftig jtellt, wie die Betriebsunter: 
nehmer, deren Stellung durch vie SS 95 und 96 ebenfalls gegenüber 
dem bisher geltenden Rechte weſentlich verbeffert worden if. Denn 
die Betrieböunternehmer follen fortan den Verlegten für fahrläffig 
berbeigeführte Unfälle überhaupt niemals mehr haften. Den Berufs- 
genoſſenſchaften und Krankenkaſſen aber follen die Betriebsunternehmer 
für Aufwendungen aus VBeranlaffung von Betriebsunfällen nur dann 
haften, wenn durch ftrafrehtlihes Urtheil feitgeftellt worben 
ift, daß fie den Unfall vorjäßlich over durch Fahrläffigfeit mit Außer: 
achtlaffung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, 
Berufes oder Gewerbes bejonders verpflichtet find, herbeigeführt haben. 
In Folge viefer Beftimmung werden Regreßanſprüche gegen Betriebs⸗ 
unternehmer in demſelben Maße jeltener vorlommen, wie bie ftraf- 
gerichtliche Verurtheilung weniger häufig eintritt als eine ciwilvechtliche 
Inanfpruchnahme wegen Verfchuldens nach dem bisherigen Recht an 
fih erfolgen könnte. Ein fernerer Vortheil für die Unternehmer bejteht 
darin, daß die Eivilprozeffe über die Negrefpflicht als folche überhaupt 
abgefchnitten find, und nur noch über die Höhe des Anſpruchs im 
Wege des Civilprozefjes geftritten werden kann. 

Diefe Entlaftung ver Betriebsunternehmer von der Regreßpflicht 
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und ven Haftpflichtprozeffen tft al8 Gegenleiftung dafür in's Auge 
gefaßt worden, daß fie die Koften der Uinfallverficherung allein zu tragen 
haben, und daß vie Verletzten auch dann entjchädigt werden, wenn 
diefe ven Unfall durch eigenes ſchweres Verſchulden herbeigeführt haben. 

Diefelbe Entlaftung ift ſodann auch auf die Betriebs⸗ und Arbeiter- 
auffeher ausgedehnt worven, obwohl diefelben an den Koften ver Unfall- 
verfiherung nicht Theil nehmen. 

Die Betriebsbeamten und Werkmeifter genießen alſo nad dem 
Unfalfverficherungsgefeg ohne Gegenleiftungen viefelben Vortheile wie 
vie Unternehmer in Bezug auf die Verminderung ter Zahl der Regreß- 
fälle und auf die Einfchränfung der Prozeſſe. 

Das Reichs - Verficherungsamt erachtet hiernach die gehegten Bes 
fürdtungen für unbegrünvet. 

(Beſchd. d. R.B.A. v. 1. April 1885. Nro. 33. A. R.I. ©. 123.) 
S 97. 

Die in 8 95. 96 bezeichneten Anfprühe können auch ohne daß bie 
daſelbſt vorgefehene Feftftellung durch ftrafgerichtliches Urtheil ſtattgefunden 
hat, geltend gemacht werben, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes oder 
der Abwefenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in ber Perjon 
veflelben liegenden Grunde nicht erfolgen Tann. 


3. Rapitel. 
Haftung Britter. 
S 98. 

Die Haftung Dritter, in den 88 95 und 96 nicht bezeichneter Per- 
fonen, welde den Unfall vorſätzlich herbeigeführt over durch Verſchulden 
verurjacht haben, beftimmt fi) nad den beftehenden geſetzlichen Vorſchriften. 
Jedoch geht die Entihäpigungsforverung der Entfehärigungsberedhtigten an 
ben Dritten auf die Genofjenihaft infoweit über, als die Verpflichtung der 
legteren zur Entſchädigung durch dieſes Geje begründet ift 1). 


4. Rapitel. 
Berbot vertragsmähiger Beldhränkungen. 
8 99. 


Den Berufsgenofjenihaften jowie den Betriebsunternehmern ift unter- 
fagt, die Anwendung der Beitimmungen dieſes Geſetzes zum Nachtheil der 


’ 


1) Die Berufögenofjenfchaft erhält Hiernad) denjelben Regreßanſpruch, den die 
Krankenkaſſen und die Gemeindeverficherung nad) $ 57 Abf. 4 des Arbeiterfranfen- 
verſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 haben, und für die Verletzten wird ein 
mehrfacher Bezug derjenigen Entichädigungen, welche fie bereit3 aus der Unfall» 
verjiherung erhalten haben, ausgeſchloſſen. 

(Motive der Regierungsporlage zu $ 98. ©. 82.) 
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Berficherten durch Verträge (mittelft Reglements over beſonderer Uebereinkunft) 
auszuſchließen oder zu beſchränken. Vertragsbeſtimmungen, welche dieſem 
Verbote zuwiderlaufen, haben feine rechtliche Wirkung 1). 


©rläuterungen: 


Auf Anfrage, ob e8 nach dem 1. Dfteber d. J. dem Inhaber eines 
Betriebes geitattet fei, feinen Arbeitern einen Beitrag zur Unfellver- 
fiherung in Anrechnung zu bringen, gereicht zum Beſcheid, daß es ven 
Betriebeunternehmern fowte ven Berufsgenofjenichaften unterfagt tft, Die 
Beitimmungen des Unfallverfiherungsgefekes zum Nachtheil der Ver⸗ 
fiherten durch Verträge (mittelft Reglements oder befonderer Ueberein- 
funft) zu beſchränken und daß Vertragsbeftimmungen, welche viefem Vers 
bote zuwiderlaufen, feine rechtliche Wirkung haben. (K 99 des Geſetzes.) 

Danach ift e8 den Betriebsunternehmern nicht geftattet, ihren Ar- 
beitern einen Beitrag zur Unfallverficherung, deren Koften die Unter- 
nehmer allein zu tragen haben ($ 10 leg.) in Anrechnung zu bringen. 

(Beihd. d. R.B.U. v. 28. September 1885. Nro. 55. A. N.I. ©. 288.) 


5. Rapitel. 
Acltere Berfihjerungsverträge. 
8 100.2) 


Die Rechte und Pflichten aus Verficherungsverträgen welche von ben 
Unternehmern ver unter $ 1 fallenden Betriebe oder von ven in benfelben 


1) Die hier gegebene Vorſchrift verhütet, daß die Genoſſenſchaften oder die 
Betriebdunternemer die ihnen durd) das Geſeh auferlegten Verpflichtungen den 
Verſicherten aufbürden. 

(Motive der Regierungsvorlage zu $ 99. ©. 82.) 


2) Um nicht Betriebsunternehmer, welche ihre Urbeiter bei beftehenden Un« 
fallverficherungsanitalten verfihert haben, zu nöthigen, nach Inkrafttreten des Ge- 
ſetzes doppelte Berfiherungäbeiträge zu zahlen und um nicht Arbeiter bezw. bie 
unter $ 2 fallenden Betriebsunternehmer, welche fich bereit3 vor Erlaß dieſes Ge⸗ 
ſetzes gegen Unfälle verjigert haben, nach dem Inslebentreten der berufßgenoflen- 
— Verſicherung zu zwingen, ihre she noch länger fortzuzahlen, muß 
ben Unternehmern, wie den Arbeitern, die Möglichleit geboten werden, ſich ihrer 
Berpflihtimgen aus den Berficherungsverträgen zu entledigen, falls fie es nicht 
vorziehen, neben der Zwangsverſicherung noch Die bisherige eibafberlicherung aufs 
reht zu erhalten. Da eine einfache Wufhebung biejer Verträge eine unbillige 
Schädigung der Verjicherungsanftalten enthalten würde, jollen die eriteren zwar 
nach Inkrafttreten des Geſetzes aufrecht erhalten bleiben; es joll aber den Ber- 
fiherungsnehmern die Möglichkeit geboten werden, durch eine an den Vorftand ihrer 
Sengftenichaft zu richtende Erklärung den Vebergang ihrer Rechte und Pflichten 
ana dem Berfiherungdvertrage auf die Genoſſenſchaft herbeizuführen. 

(Motive der Regierungsporlage zu $ 97 (100) ©. 83.) 

Auf die Anfrage eines Mitgliedes der Kommilfion, wie es mit foldhen älteren 
Berfiherungsverträgen gehalten werden ſolle, welche für die Arbeiter günftigere 

Doehl, Die UnfallsBerfiherung ꝛc. 20 
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beihäftigten Perfonen gegen die Folgen ber in biejem Gefege bezeichneten 
Unfälle mit Verfiherungsanftalten abgefhloffen find, geben nad dem In— 
krafttreten dieſes Geſetzes auf die Berufsgenofjenfchaft, welcher der Betrieb 
angehört, über, wenn die Verficherungsnehmer dieſes bei dem Borftande der 
Genoflenfhaft beantragen. Die der Genofienfhaft hieraus erwachſenden 
BZahlımgaverbindlichkeiten werben durch Umlage auf die Mitglieder derjelben 
(88 10, 28) gebedt. 


Erläuterungen: 


1. Es ift von verſchiedenen Seiten die Frage aufgeworfen, wie 
weit die Verficherungsverträge, welche zur Zeit des Inkrafttretens des 
Unfallverfiherungsgefege® zwiſchen den einzelnen Unternehmern und 
Privatverfiherungsgefellichaften beftehen, ihre verbinpliche Kraft behalten 
bezw. welche Rechtsverhältniffe fich in dieſer Beziehung aus dem neuen 
Sefeß ergeben haben. 

Maßgebend ift die Beſtimmung des $ 100, welcher lautet: ꝛc. 

Der Inhalt viefer Vorjchrift befinvet fich bereits in ver dem Bun⸗ 
desrath gemachten Vorlage als 8 97 mit ver einzigen Maßgabe, daß 
daſelbſt in ver Schlußflammer das Citat des 8 28 fehlte, welches durch 
ven Bundesrath eingefügt wurde. 

Die Motive zu dem Paragraph lauten folgendermaßen: (Siebe 
diefelben in der Anmerkung zu $ 100 

In der Kommiffionsberathung hat die Vorfchrift nes jeßigen $ 100 
feinerlei Anfechtung erfahren, vielmehr ergiebt der Kommiffionsbericht 
nur das Folgenne: (Siehe Anmerkung zu $ 100.) 

Bei der zweiten Beratbung im Neichstage ift zwar Seitens ber 
Abgeordneten Barth und Genoffen ein Antrag auf Abänderung des 
Paragraphen geftellt worden, welcher die Kündigung der Verträge näher 
regeln jollte (vergl. Drudjachen d. Reichstags 4. Seſſion 1884 Nro. 139, 
148). Diefer in zweiter Leſung in feinem erjten Theile angenommene 
Antrag (vergl. ftenogr. Ber. ©. 949 bis 951) wurde jedoch in dritter 
Leſung von den Antragftellern ſelbſt befeitigt und von diefen die Wiever- 
herftellung der NRegierungsvorlage befürwortet (vergl. Drudiachen 
Neo. 177). Dieſe Wiederherftellung erfolgte ohne Diskuffion. 

Es ergiebt ſich aus dieſer Darftellung, daß der jegige $ 100 in 
der parlamentarifchen Berathung eine Abänderung nicht erfahren hat, 
und daß bei ver Auslegung dieſer Beitimmung nur die gewöhnlichen 
Grundſätze der Xogit und Grammatik in Anwendung zu fommen haben. 
Aus dem Wortlaut und dem Inhalt ergeben jich feine Zweifel. 

Als Hauptgrund der Vorfchrift ift ausgeſprochen, daß die Ver=- 


Beftimmungen enthalten, als fie ſich aus der — ergeben würden, wurde re= 
gierungsfeitig erwidert, die zu Necht beftehenden Verträge blieben voll aufrecht 
erhalten, die Genofjenichaften träten als Succefjoren der Unternehmer in diejelben 
ein. Rechte der Arbeiter, melde auf den Verträgen beruhten, würden nicht ge= 
\ömälert, eventuell verbliebe der Genoſſenſchaft das Recht, den Vertrag zu kün- 
tgen, wenn die Verträge dag Kündigungsrecht enthielten. 
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fiherungsverträge mit ven Privatgejellihaften durch das neue Geſetz 
nicht berührt werben; fie bleiben troß vefjelben ihrem vollen Inhalte 
nah in Kraft; ihre Kündigung unterliegt wie bisher ven Beftimmungen 
des Vertrages oder der Fünftigen Vereinbarung der Parteien. 

Ebenfo unzweifelhaft aber ift e8, daß ein bei einer Privatgejell- 
haft verficherter Unternehmer, deſſen Betrieb den Beitimmungen des 
Unfallverficherungsgefeges unterliegt, von felbft und von Geſetzes wegen 
der neuen, für den Induſtriezweig feines Betriebes zu gründenven Bes 
rufsgenoffenfchaft beitritt. Auch ein folder Unternehmer hat mit feinen 
anderen nichtverficherten Berufsgenoſſen dieſelben Rechte und Pflichten. 

An und für ſich hat die Berufsgenoſſenſchaft Teinerlei Rückſichten 
auf vergleichen ältere Verfiherungsanträge zu nehmen, vielmehr wird 
ber Unternehmer zu allen Beiträgen herangezogen, gleich als ob er gar 
feinen Verficherungsvertrag abgefchloffen hätte. Sowohl die Rechte und 
Pflichten aus der Mitglievfehaft ver Berufsgenofjenihaft, als auch vie 
Rechte und Pflichten aus dem Vertrage mit der Privat» Verficherungs- 
gejellichaft bleiben nebeneinanver beftehen; eine Beſchränkung der Doppel» 
verfiherung in dieſer Geftalt ift dem Geſetze fremp. 

Will fich jepoch der Unternehmer von der doppelten Beitragspflicht 
befreien, fo kann er bei ver Genofjenfchaft, welcher fein Betrieb ange- 
hört, beantragen, daß biefe ven von ihm mit der Privat-Verficherungs- 
geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrag übernehme. Einem ſolchen Antrage 
kann fich die Genofjenjchaft nicht widerfegen, einen folhen Antrag muß 
fih die Privat-Verfiherungsgefellichaft gefallen laſſen. Infolge biervon 
gehn alle Rechte und Pflichten des Unternehmers aus dem Privat-Ver- 
fiherungsvertrage auf vie Genofjenfchaft über; dieſelbe hat die Beiträge, 
welche ver Unternehmer bisher an die Gejellfchaft zu zahlen hatte, nun 
mehr aus eignen Mitteln an die Gefellfchaft zu entrichten. Dieſe Mittel 
fann fie nur durch Umlage auf fänmtliche Mitglieder aufbringen. Um⸗ 
gekehrt kann die Genoſſenſchaft die Nechte des Unternehmers gegen bie 
Geſellſchaft geltend machen, wenn fich in deſſen Betriebe ein nach dem 
Bertrage verfiherungspflichtiger Unfall ereignet. 

Wenn alſo der Werth des Riſiko's, welches die Verficherungsge- 
jelffhaft trägt, geringer ift, al8 die Prämie, welche der Gefellfchaft zu 
zahlen ift, — und dies wird wohl in der Regel der Fall fein, — dann 
erleidet die Genofjenfchaft durch das Vorhandenfein eines folchen Ver⸗ 
trages eine Einbuße, die fie auf ihre ſämmtlichen Mitglieder, einfchliep- 
lich des verficherten Unternehmers, zu vertheilen hat. 

Es liegt daher ſowohl im Intereſſe der Genofjenichaft, wie jedes 
einzelnen Mitglieves dverjelben, vaß bei Gründung ver Berufsgenoffen- 
haften nicht mehr viele Verträge mit Privat-Berficherungs-Gefellicaften 
vorliegen. Es kann ſchon jegt ver 1. Oktober als derjenige Termin 
bezeichnet werden, an welchem nach dem neuen Gefe vorausfichtlich die 
Unfallverfiherung auf die Berufögenoffenfchaften übergegangen fein wird. 
Es wird fih alfo empfehlen, wenn Verträge mit Privat-Verficherungss- 

20* 
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gejellichaften nicht über viefen Termin hinaus abgeſchloſſen oder ver- 
fängert werben. (Amtlihe Nachrichten d. RBEN.IL 6.7 fi.) 


2. In Folge der Anfragen und Anträge, welche von Seiten ver 
Borftände der Berufsgenoffenfchaften und ver Genofjenfchaftsfeftionen 
fowie einzelner Betriebsunternehmer Hinfichtlih der älteren Unfallver- 
fiherungsanträge an das Reichs - Berfiherungsamt fortgeſetzt gerichtet 
werben, fieht ſich das letztere zu der nachftehenvden Mittheilung veranlaßt: 

Streitigkeiten über Rechte und Pflichten aus Verfiherungsverträgen, 
welhe vor dem 1. Oktober 1885 von Unternehmern verficherungs- 
pflichtiger Betriebe oder von ven in venjelben bejchäftigten Perſonen 
gegen die Folgen der im Unfallverficherungsgefege bezeichneten Unfälle 
mit Berfiherungsanftalten abgefchlojfen und nad dem Inkrafttreten des 
genannten Geſetzes gemäß 8 100 veijelben auf eine Berufägenoffenfchaft 
ebergegungen find, unterliegen der Entfeheivung dureh die ordentlichen 

erichte. 

Das Reich8-Verficherungsamt ift zu einer folchen Entfcheidung weder 
berufen noch berechtigt und vermag fih deßhalb insbeſondere auch nicht 
über die oft gejtellte Frage zu äußern, welchen Einfluß die Beſeitigung 
der Haftpfliht und die Gewährung angemefjener Entſchädigungen bei 
alten fchweren Unfällen auf ven Inhalt ver zu Gunften ver Betriebe- 
arbeiter gegen die Folgen ver Haftpflicht oder ganz allgemein gefchloffenen 
Berfiherungsanträge ausübt. 

Das Neichs-Verfiherungsamt benugt übrigens dieſen Anlaß zu der 
Bemerkung, daß in VBorausfiht der Schwierigkeiten und Toftipieligen 
Prozeife, welche ſich aus der Durchführung ver Vorſchrift des 8 100 cit. 
ergeben können, Seitens eines Genoffenfchaftsvorftande® der Verfuch 
einer gätlichen Einigung zwifchen ven betheiligten Verficherungsnehmern 
bezw. Berficherungsanitalten und ver Berufögenoffenichaft gemacht worden 
ift und zwar auf der Baſis ver fofortigen Aufhebung aller mit ven 
Betriebsunternehmern gejchloffenen Verficherungdverträge gegen Belaffung 
von 25 Prozent ver über die Zeit nach dem 1. Dftober 1885 hinaus 
vorausbezahlten bezw. bis zum 1. Dftober 1886 fällig werdenden Prämien 
an die Verfiherungsanftalt als Erſatz für Verwaltungsfojten ꝛc. 

Gleichzeitig nimmt das Reich8-Verfiherungsamt inveffen feinen An- 
ftand, zu erklären, daß nach feiner Auffaffung vie Berufsgenoſſenſchaften 
nicht verpflichtet find, für Unfälle und Verwaltungskoſten aus ver Zeit 
wor dem 1. Dftober 1885 irgendwie einzutreten, einerlei ob nad ven 
vorliegenden Verträgen die Prämien (Beiträge) pränumerando oder poft- 
numerando gezahlt werben. 

(Roſchrben. d. RV.A. dv. 3. November 1885. A. N. I. ©. 351.) 


3. Der Vorftand einer Berufsgenoffenihaft fragt an, ob lektere 
nach 8 100 des Unfallverficherungsgefetes verpflichtet fei, ven zwifchen 
einer Berficherungsgefellihaft und einem Genofjenfchaftsmitglieve zu 
Gunſten eines Commis des leßteren abgefchloffenen älteren Verſicherungs⸗ 
vertrag in Höhe von 5000 Mark zu übernehmen. 
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Durh 8 49 des Genofjenihafts-Statuts ift die im $ 1 begründete 
Berficherungspflicht auf alle Betriebsbeamte ohne Unterfchied des Jahres» 
arbeitverbienftes erſtreck. Sonad finden alle Beitimmungen, welche 
für die in $ 1 Abf. 1 des Gefeges genannten „Arbeiter und Betriebs« 
beamte“ gelten, für ben Bereich der vortfeitigen Berufsgenoſſenſchaft 
entipreshende Anwendung auf alle Betriebsbeamte, auch wenn deren 
Gehalt 2000 Mark überfteigt. Hieraus folgt, daß der Vorſtand nicht 
lediglich aus vem Grunde, weil in dem zur Sprache gebrachten Falle 
der Betriebsbeamte in Höhe von 5000 Mark verfihert ift, zur Ab- 
lehnung der Uebernahme ver Verjicherung berechtigt fein würde. Viel 
mehr ift infoweit ver vorliegende Fall ebenfo zu beurtheilen, wie wenn 
es ſich um vie Mebernahme der Verfiherung eines Betriebsbeamten mit 
einem 2000 Mark nicht überfteigenden Gehalte handeln würde. 

Ob der bier in Frage kommende Commis als Betriebsbeamter 
anzujehen ift, ſowie ob auch die fonftigen im $ 100 a. a. O. bejtimmten 
Vorausſetzungen ver Uebernahmepflicht vorliegen, und veßhalb vie Be- 
rufsgenofjenfhaft gehalten tft, den fraglichen Verficherungsvertrag zu 
übernehmen, kann diesſeits nicht überjehen werden und wird vom Vor⸗ 
ftande zu prüfen fein. 

(Beichd. d. R.V. A. v. 31. Dezember 1885. Nro. 111. A. N. U. ©. 5.) 


6. Kapitel, 
Rechishülfe. 
8 101.3) 


Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, vem tm Vollzuge dieſes Ge⸗ 
feges an fie ergehenden Erjuchen des Reichs» Verfiherungsamtes, amderer 


1) Bu 8 98 des Entwurfes ($ 101 des Geſetzes): Wie die Boftbehörden den 
Zwecken der Genofienichaften unentgeltlih zu dienen verpflichtet werden, fo follen 
auch die übrigen Öffentlichen Behörden dazu mitwirken, daß bie Genoflenjchaften 
die ihnen gejtellten Aufgaben in möglichit befriedigender Weile löfen. Namentlich 
mwerden die Sabrilauflichtäbeamten und die Polizeibehörden den Genoflenichaften 
auch unaufgefordert manche Mitteilung zu machen in der Lage fein, welche für 
diejelben von wejentlihem Intereſſe find. 

Den etwa beitellten Berttanensmännern it das Reguifitionsrecht den Behörden 
gegenüber nicht beigelegt. In der Regel werden die Behörden gewiß keinen Anftand 
nehmen, auch dem Erjuchen der Vertrauensmänner zu entiprechen ; follte dies nicht 
geichehen, jo werden die Vertrauensmänner die Vermittelung ihrer Borftände nach⸗ 
zuſuchen haben. 

Die Bedeutung der im $ 98 gegebenen VBorfchriften wird ſich namentlich bei 
der Unterfuchung von Unfällen geltend machen. Vermag eine Genofienichaft (Sel- 
tion) für einzelne entlegene Betriebe ihre Mitwirkung bet der Unterjuchung eines 
Unfalls nicht ohne erheblichen Zeitverluft oder unverhältnigmäßige Koften eintreten 
zu laſſen, jo Tann jie gemäß $ 98 bie betreffenden Organe einer anderen Genofjen- 
Ihaft (Sektion) oder die Polizeibehörde, in deren Bezirk fich der Unfall ereignete, 
erjuchen, fie bei der Unterjuchung zu vertreten. 
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öffentlihen Behörden fowie ver Genofjenihafts- und Sektionsvorftände und 
der Schiebsgerichte zu entfprechen und den bezeichneten Vorſtänden unauf- 
gefordert alle Mittheilungen zufommen zu lafien, welche für den Gejhäfts- 
betrieb der Genoſſenſchaften von Wichtigkeit find. Die gleiche Verpflichtung 
liegt den Organen der Genofjenfchaften untereinander ob. 

Die durch Erfüllung dieſer Verpflichtungen entftehenden Koften find 
von den Genofienihaften als eigne Verwaltungskoſten (K 10) injoweit zu 
erftatten, als fie in ZTagegelvern und Keifeloften von Beamten oder Ge— 
noffenfhaftsorganen, jowie in Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige 
oder in jonftigen baaren Auslagen beftehen. 


Erläuterungen: 


1. Die Genofjenfchaftsvorftände find zwar berechtigt, die Heran- 
ziehung von Betrieben, veren Verficherungspflicht zweifelhaft ift, vorbe- 
haltlich der endgültigen Entſcheidung des Neich8-Verfiherungsamts auf 
Grund des 8 37 Abſ. 2 leg. zu beſchließen; indeſſen ift es nicht die 
Aufgabe der unteren Verwaltungsbehörven, vie nach gewiflen, von ven 
Vorſtänden aufgeftellten — vielleicht unrichtigen — Gefichtspunften für 
verficherungspflichtig gehaltenen Betriebe über die Beitimmungen der 
SS ff. hinaus (vergl. $ 36 Abf. 3) — von Amtswegen zu ermitteln, 
fondern diefe Ermittelungen würden zu den Aufgaben ber Genoffen- 
ihaftsorgane zu rechnen fein. Den lebteren fteht e8 allerdings frei, in 
einzelnen fonfreten Fällen auf Grund des $ 101 cit. fowohl die Organe 
anderer Berufsgenofjenichaften, als auch die unteren Verwaltungsbe- 
börden um ihre Mitwirkung zu erfuchen. 

(Beſchd. d. R.B.U. Nro. 91. A. N. I. ©. 369.) 

2. Die Koften der Zuftellung der Mitglienfcheine — fomit auch 
des entitehende Porto — find von ven Berufsgenoſſenſchaften zu tragen. 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 22. Jauuar 1886. Nro. 120. A. N. IL. ©. 11.)!) 


3. 2c. Dagegen können die unteren Verwaltungsbehörven auf Grund 
des 8 101 des Unfaliverficherungsgefeßes die Erftattung derjenigen 
Portofojten fordern, welche ihnen durch die Vermittelung von Korrefpon« 


Dafjelbe gilt bei der Ermittelung der Verhältnifje eines Entihädigungsbe- 
rechtigten, welder in eine Gegend verzogen ift, wo die Genoſſenſchaft nicht ver- 
treten ijt, wenn er behauptet, daß dieje Verhältniffe fich geändert haben. 

Wenn in diefen Fällen fich die betheiligte Genofjenichaft auch bei dem Unter- 
fuhungs- bezw. Ermittelungsverfahren durch die Organe einer anderen Genofjen- 
Ichaft bezw. durch Behörden vertreten läßt, jo muß die Feſtſtellung der Entſchä— 
digungen gemäß $ 57 doch durch die Organe der betheiligten Genoſſenſchaft jelbit 
erfolgen, gegen welche eventuell auch das jchiedgrichterlihe Verfahren zur Durd- 
führung zu gelangen bat. 

Bon größter Wichtigkeit ift $ 98 endlich für das Neichd-Verfiherungsamt jelbit. 
Ohne die weitergehende Unterjtüßung der Landesbehörden kann das Reich? - Ber- 
fiherungsamt, dem eigne Organe nicht zur Verfügung ftehen, jeine Aufgabe nicht 
erfüllen. (Motive der Regierungsvorlage zu$ 98. ©. 84.) 

1) Bergl. Hierzu Beſchd. d. R.V. A. v. 14. Oftober 1885. Nro. 60. A. N. J. 
©. 290 zu $ 37 des Geſetzes, ſowie die Beicheide Nro. 108 u. 110. A. N. HU. ©.4u.5. 
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denzen ver Berufsgenofjenfchaften mit ihren Mitgliedern erwachfen. Im 
Uebrigen erklären wir uns damit einverjtanden, daß die unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden ihre Schreiben an die Berufsgenofjenfchaften und 
deren Organe franfiren, folange von den leßteren die Schreiben an 
die unteren Verwaltungsbehörden ebenfalls franfirt werben. 
(Cirk.⸗Erlaß d. Kgl. Preuß. Minift. f. 9. und d. Inn. v. 29. Juni 1886.) 


4. Für die Portofreiheit ver in Unfallverfiherungsangelegenheiten 
ergebenden Sendungen beitehen bejonvere, ‘von den allgemeinen Vor: 
fchriften abweichende Beftimmungen nicht. Für diefe Sendungen kann 
daher ein Anspruch auf Portofreibeit nur infoweit anerkannt werden, 
als viefelben reine Reich8-Dienftangelegenheiten betreffen und von ben 
Reichsbehörden abgeſchickt werden oder an folhe Behörden gerichtet find. 
Als Reichsdienſtſache kann die Korrefponvenz in Unfallverficherungsans- 
gelegenheiten nur dann angejehen werben, wenn fie die den Reichsbe—⸗ 
hörden oder deren Organen in dieſer ihrer Eigenfchaft übertragene Durch⸗ 
führung ver gejeglichen Vorfchriften über vie Unfallverfiherung betrifft 
und wenn dieſelbe lediglich in dem von der Behörde vertretenen Inter- 
effe des Neichöpienftes ergeht. Inſofern bei dem von einer Reichsbe— 
hörde in Sachen ver Unfallverfiherung zu führenden Schriftwechjel 
Intereſſen des anderen, die Portofreibeit nicht genießenden Korrefpon- 
denten fonfurriren, unterliegt verjelbe, als nicht reine Dienftangelegen- 
beit betreffend, ver PBortozahlung. 

Soweit die Durchführung der Unfallverficherung ven Landesbe—⸗ 
hörden und deren Organen, bezw. ven Berufsgenofjenfchaften obliegt, 
fann die Rorrefpondenz dieſer Behörden ꝛc. als Reichsdienſtſache nicht 
angeſehen werden — es müßte denn fein, daß der andere Theil eine 
Reichsbehörde ift, und die Sendung ausſchließlich ein von diefer wahr- 
zunehmendes Intereſſe des Reichsdienſtes betrifft. Die Schiensgerichte 
können nicht als Neichsbehörden angejehen werben. 

(Beichd. d. Reichs⸗Poſtamts dv. 1. April 1886. A. N. II. ©. 72.) 


5. Bon Provinzial-Regierungen, Yandrathsämtern und anderen Be⸗ 
hörden gehen vielfache Dienftbriefe ein, welche entweder mit dem Rub⸗ 
rum „Bortopflichtige Dienftfache” verfehen find, oder ohne folchen Ver⸗ 
merk unfranlirt an das Reiche-Verfiherungsamt gelangen. Das lektere 
ift in jevem einzelnen viefer Fälle, um vie Niederfchlagung des ent- 
ſtandenen Portos herbeizuführen, genöthigt, auf den betreffenden Couverts 
zu bejcheinigen, daß die Sendung eine Reichöpienftjache betrifft. 

Zur Vermeidung dieſer Uebelſtände geftattet fich das Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt vie Aufmerkſamkeit ver ſämmtlichen Behörden auf Art. 2 
des Negulativs über die Portofreiheiten (Handbuch für Poſt und Teles 
graphen 1883 ©. 204) hinzulenken, wonach in reinen Dienjtangelegen- 
heiten Poſtſendungen jeder Art innerhalb des veutichen Reihe portofrei 
befördert werden, wenn die Sendungen von einer Reichsbehörde abge- 
ſchickt oder an eine folche gerichtet find. Zur Anerkennung diefer Porto- 
freiheit durch die Boftanftalten ift e8 erforderlich, daß die Sendungen 
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mit amtlihem Siegel oder Stempel und in ver Auffchrift mit dem Porto- 
freiheitsvermerk „Reichsdienſtſache“ verjehen jmd. 
(Bektiichg. d. R.B.A. v. 24. Februar 1885. A. R. I. ©. 95.) 


7. Kapitel. 
Gebühren: und Btempelfreiheit. 
8 102.1) 


Ale zur Begründung und Abwidelung der Rechtöverhältniffe zwifchen 


den Bernfsgenofienfchaften einerjeit® und den Berficherten andererſeits er- 
forderlichen ſchiedsgerichtlichen nnd außergerichtlichen Verhandlungen und Ur- 
kunden find gebühren- und ftempelftei. Dafjelbe gilt für vie behufs Ver⸗ 
tretung von Bernfsgenofjenichaften ausgeftellten privatichriftlichen Vollmachten. 


Erläuterungen: 


1. Auf die behufs Feftftellung der Hinterbliebenen Getöpteter bes 
ſchafften pfarr- bezw. ftandesamtlichen Attefte findet die Geblihrenfrei- 
beit des $ 102 a. a. D. Anwendung. 

(Beichd. d. R. V. A. v. 29. Januar 1886. Nro. 121. A. N. U. ©. 12.) 


2. Nach Auffafjung des Reichs⸗Verſicherungsamtes finder der 8 102 
auf Attefte von Phnfilatsärzten Anwendung, welche fich über die Folgen 
der durch Betriebsunfälle im Sinne des Unfallverfiherungsgefege® vers 
urſachten Verlegungen ausſprechen. 

(Beſchd. d. R.V. A. v. 8. April 1886. Nro. 162. A. N. II. ©. 73.) 


8. Kapitel. 
Strafbeflimmungen. 2) 
8 108. 


Die Genoſſenſchaftsvorſtände find befugt, gegen Betriebsunternehmer 
Ordnungsſtrafen bis 500 Mark zu verhängen: 


ı) Die Hier vorgejehene Rechtswohlthat findet ihre Rechtfertigung in dem 
gemeinnigigen Charakter der Unfallverfierung und in der Nothwendigkeit, die 
auf die Verficherung bezüglichen Geſchäfte nicht mit unverhältnigmäßigen Koften 
zu belaften. Die in Betreff der privatichriftlihen, behufs Vertretung von Be- 
tufsgenofienfchaften ausgejtellten Vollmachten gewährte Gebühren- und Stempel- 
freiheit bezieht fich jelbitverftändlih nur auf nlche Vollmachten, welche in dem 
Rahmen des vorliegenden Geſetzes ausgeftellt werden, alfo namentlich auf die Voll» 
machten behuf3 Vertretung auf den General» und Genoſſenſchafts⸗ 2c. Verſamm⸗ 
lungen. (Motive der Regierungsporlage zu $ 99 ($ 102) ©. 85.) 

2) Zu $$ 100 bis 103 ($$ 103 bi 106): Die Strafbeitimmungen follen 
theils ſolche zur Schädigung der Berfihernngspflichtigen gereichende Handlungen, 
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1) wenn die von benjelben auf Grund gefeglicher oder ftatutarischer Be— 
ſtimmung eingereichten Wrbeiter- und Lohnnachweifungen unrichtige 
thatlächlihe Angaben enthalten; 

2) wenn in der von ihnen gemäß 8 35 erftatteten Anzeige als Zeit- 
punft der Eröffnung oder des Beginnes der DVerficherungspflicht des 
Betriebes ein |päterer Tag angegeben ift als der, an welchem Die» 
jetbe ſtattgefunden Bat. 


8 104. 


Betriebsunternehmer, weldhe ven ihnen obliegenden Berpflichtungen in 
Betreff der Anmeldung der Betriebe und Betrieböveränderungen (88 11, 
35, 38 und 39), in Betreff der Einreihung ver Arbeiter- und Lohn⸗ 
nadhweilungen (88 60 und 71) oder in Betreff der Erfüllung ver für 
Detriebseinftellungen gegebenen ftatutariihen Vorfchriften (8 17 Ziffer 7) 
nit rechtzeitig nachlommen, können von dem Genofjenihaftsvorftande mit 
einer Orbnungsftrafe bis zu 300 Mark belegt werben. 





— 


welche unter Umſtänden den Thatbeitand des Betruges enthalten können, verhüten, 
($ 100) theils die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen jichern, welche den Unter- 
nehmern wuferlegt find, um der Verwaltung die rajche und fichere Kenntniß ber 
für ihren Geſchäſtsbetrieb in Betracht kommenden Thatjachen zu vermitteln ($ 101). 
Bei der großen Zahl von Betrieben, welche für Rechnung ſtrafrechtlich nicht ver- 
antwortlicher Rechtsſubjekte verwaltet werden, müflen die Strafoprichriften und 
ebenfo die zuläffigen Zwangsmaßregeln auch auf die gejeblichen Vertreter folcher 
Unternehmer Anwendung finden ($ 102). 

Abmeichend von der früheren Vorlage wird die Verhängung ber Strafen in 
allen dieſen Fällen den Genoſſenſchaftsvorſtänden, nicht den Gerichten, überlaffen. 

Die Berhältniffe, um welche es fich handelt, die Verpflichtungen, deren Er- 
füllung ficher gejtellt werben fol, gehen in eriter Linie die Genoflenichaft an. 
Dazu kommt, daß es fich, namentlich bei der unterlafienen Anmeldung eines ver- 
iherungspflichtigen Betriebes oder einer Betrieb3veränderung nicht felten um jehr 
zweifelhafte Fälle Hamdeln wird, deren Enticheidung durch die Gerichte anf dem 
Boden des Strafredjt3 für alle Betheiligte, in eriter Linie für den Richter ſelbſt, 
gleich jchwierig fein kann. Es ericheint daher, zumal die Entfcheidung mancher 
unter dieſen Fragen ohne technifche Kenntniſſe kaum wird erfolgen können, räth- 
lich, nicht den Strafrichter, jondern die Genofſſenſchaftsvorſtände mit diefen Dingen 
zu befafjen. Sodann kommt in Betracht, daß e3 im Intereſſe der Konjolidirung 
der berufsgenofjenichaftlichen Selbftverwaltung und der Erhöhung des Anjehens 
der Genofienichaftsvoritände liegt, den letzteren eine Strafgewalt gegenüber den 
Genofjenjchaftsmitgliedern einzuräumen. Endlich ift diefe Strafgewalt eine wejent- 
fithe Ergänzung der den Genoſſenſchaften gewährten Autonomie. 

Indeſſen erfcheint e3 aud hier erforderlih, die Beſchwerde gegen die er- 
laſſenen Strafverfügungen zuzulaſſen. 

Als Beſchwerde⸗Inſtanz bietet fi nach dem Syſtem des Entwurfes nur das 
Reichs⸗Verſicherunggamt dar. Letzteres würde eventuell auch über den Einwand 
zu enticheiden haben, ob die Strafverfügung von dem zuftändigen Borftande er⸗ 
lafjen worden, fofern diefer Einwand angefichts der Kompetenzbeſtimmung im Ein- 
gang des 8 103 noch möglich fein follte. 

DaB eventuell neben einer von dem Genoflenjchaftsvorftande verhängten 
Ordnungsſtrafe mich ein gerichtliches Strafverfahren eintreten kann, 3. B. wegen 
Betruges, Yalfchung ac. ‚bedarf feiner werteren Ausführung. 

ie Paragraphen wurden ald 88 103—106 unverändert angenommen. 
(Motive der Regierungsporlage zu 88 100-103. ©. 85.) 
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Die gleiche Strafe kann, wenn die Anzeige eines Unfalls in Gemäß- 
heit des 8 51 nicht rechtzeitig erfolgt ift, gegen Denjenigen verhängt werben, 
welcher zu der Anzeige verpflichtet war. 


Husführungsporfchriften: 

Rundfdreiben des Reichs-Berfiherungsamtes an die Borflände der Be- 
rufsgenoffenfhaften betreffend den Erlaß von Btrafverfügungen vom 
20. April 1886. (A. 4. IL. 3. 66.) 

Die gegenwärtig in großer Zahl eingehenden Beſchwerden gegen 
Strafverfügungen ver Berufsgenofjenichaftsvorftände Lafjen erkennen, 
daß einzelne Vorſtände die ihnen in 8 104 des Unfallverficherungäge- 
fees übertragene Strafbefugniß zu dem Verſuche anwenden, um Be 
triebe, welche in das Genofjenichaftsfatafter bislang nicht aufgenommen 
worden find, in die Berufsgenofienichaften einzubeziehen. 

Bei ven Verhandlungen über derartige Befchwerben hat jich dann 
herausgeftellt, vaß ver Vorſtand ſelbſt genöthigt war, häufig feine Straf- 
verfügung ohne Weiteres zurüdzuziehen, weil der Unternehmer bereits 
einer anderen Berufsgenofjenfchaft endgültig angehörte, oder weil ver 
Betrieb zweifellos nicht verfiherungspflichtig war. 

Eine folhe Ausübung der Strafbefugniffe entfpricht nicht ven ges 
jeglichen Beitimmungen, vielmehr ift e8 Pflicht des Genofjenfchaftsvor- 
ftandes, vor dem Erlaß einer Strafverfügung wegen Nichtanmteldung 
eines Betriebes gewiſſenhaft zu prüfen, ob die Mitgliedſchaft des Unter: 
nehmers gejeßlich begründet ift. 

Ferner ift bemerkt worden, daß in einzelnen Berufdgenofjenfchaften 
nicht, wie das Geſetz vorfchreibt, die Vorftände als ſolche die Strafen 
verhängen, ſondern ver Vorfigende des Vorſtandes allein. Dieſes Der- 
fahren ift dann weiter jogar dahin ausgedehnt worden, daß Formulare 
zu Strafverfügungen benußt werben, welche die Unterfchrift des Vor⸗ 
figenden in Typendruck enthalten. Es liegt auf der Hand, daß es leicht 
zu argen Mißbräuchen führen fann, wenn ein Vorrath derartiger 
Formulare dem Bureauperſonal zugänglich ift. 

Schon zur Verhütung eines folchen Mißbrauches ift e8 unerläßlid, 
daß jede einzelne Strafverfügung, nachdem der Vorftand die Verhängung 
der Strafe bejchloffen hat, von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellver- 
treter oder einem anderen Vorſtandsmitgliede (je nach den ftatutarifchen 
Beftimmungen) handfchriftlich vollzogen wird. An diefe Einrichtung 
läßt fih dann eine entfprechenn genaue Kontrolirung des Eingangs ber 
Strafgelver fnüpfen, während die Verſendung von Strafverfügungen 
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mit gebrudten Unterfchriften der Unterfchlagung der darauf etwa ein- 
gehenden Gelder Thür und Thor öffnet. 

Das NReich8-Verficherungsamt fieht fich demnach veranlaßt, den Be- 
rufsgenoſſenſchaften zu empfehlen, unter ftrenger Wahrung ver geſetz⸗ 
lichen Vorfchriften, jedenfall® nur in folchen Fällen von ihrer Straf- 
gewalt Gebrauch zu machen, in welchen die Mitgliepfhaft des betreffen- 
den Unternehmers durch vorherige eingehende Ermittelungen feftgeftelit 
oder durch eine nicht angefochtene Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
fatajter Eonftatirt ift (vergl. S 106 Abi. 1). 

Dabei werden die Genoſſenſchaftsvorſtände wohl daran thun, ihre 
Strafbefugniß nur mit weifer Mäßigung zu handhaben und im Allge- 
meinen nur da Strafen zu verhängen, wo die Pflichtverfäumniß auf 
böfem Willen oder grober Nachläffigkeit beruht. | 

Dies gilt insbefondere auch von ber Verhängung von: Strafen 
gegen Betriebdunternehmer, welche ven ihnen obliegenvden Verpflichtungen 
in Betreff der Einreihung der Arbeiter: und Lohnnachweiſungen fowie 
hinfichtlih der Erjtattung der Unfall-Anzeigen nicht rechtzeitig nach⸗ 
fommen. 

Die Sefktionsvorftände und Vertrauensmänner find gefälligft, fo- 
weit nöthig, dahin zu verftännigen, daß fie fich bei ihren Anträgen auf 
den Erlaß von Strafverfügungen von den gleichen Gefichtspunften leiten 
laſſen und die Vermögensverhältniffe der zu Beftrafenden bei ihren 
Strafvorihlägen jedesmal mit in Rechnung ziehen. 

Mebrigend bieten, was die Arbeiter: und Lohnnachweiſungen an- 
belangt, die Beftimmungen der SS 71 Abf. 3 un 73 Abſ. 3 a. a. O. 
den Vorjtänden ein geeignetered Mittel, um zum Ziele zu gelangen, 
als die Verhängung von Ordnungsſtrafen es tft. In den meiften Fällen 
wird die bloße Hinweifung auf diefe Beitimmungen genügen, um bie 
Betriebsunternehmer zur Einreihung der Nachweifungen zu vermögen 1) 
(Nro. R. V. A. 1. 7274), 


Erläuterungen: 


Ueber die angemeſſene Anwendung der den Genofjenfchaftsvor- 
ftänden nach $ 104 des Unfallverfiherungsgejeges zuftehenden Straf: 
befugnifje wird verfügt: 

Nah der eignen Angabe des Vorftandes tft die von ver Be- 
fchwerveführerin erforderte Lohnnachweifung am 25. März dort ein- 


1) Wegen der Berichtigung der eingehenden Nachweifungen vergl. Beſcheid 
Nro. 137. Amtliche Nachrichten des NReiche-Verficherungsamts 1886 ©. 54, mit- 
getheilt zu 8 74. 
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gegangen. Wenn viefelbe auch zunächſt den gejetlichen Anforverungen 
nicht entſprach, und der Einreichungstermin nicht ftrenge innegehalten 
war, fo wiberfpricht doch Nichts der Annahme, daß die Verfäumniß 
hauptfächlih auf eine bei der Neuheit ver Sade zur Zeit noch ent- 
ſchuldbare Unfenntniß zurüdzuführen if. Schon aus diefem Grunde 
fann das Neich8 = Berfiherungsamt in dem nachträglichen Erlaß ber 
Strafverfügung vom 8. April 1886 eine angemefjene Anwenbung ber 
dem Boritande zuftehenden Strafbefugnig, — welche nad dem Wort 
laut des 8 104 a. a. D. keineswegs eine Strafpflicht ift, — nidt 
erbliden. 

Noch weniger ift e8 zu billigen, daß die angefochtene Verfügung 
erlaffen ift, trotzdem, wie fih aus dem Bericht des Vorftandes ergiebt, 
inzwifhen (am 7. April) fogar vie berichtigte Nachwelfung einge 
gangen iſt. (Berf. d. R.V. A. v. 5. Mai 1886. Nro. 170.4. NR. I. ©. 91.) 


8 105. 


Die Strafvorſchriften der 88 103 und 104 finden audy gegen bie ge- 
ſetzlichen Bertreter handlungsunfähiger Betriebsunternehner, desgleichen gegen 
die Mitglieder des Vorſtandes einer Altiengeſellſchaft, Innung, oder einge- 
tragenen Geſellſchaft ſowie gegen die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, 
Innung oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 


8 106. 


Zum Erlaß der in 88 103 bis 105 bezeichneten Strafverfügungen 
ft der Borftand derjenigen Genoſſenſchaft zuſtändig, zu welcher der Betriebs⸗ 
unternehmer gemäß 8 34 gehört. 

Gegen die Strafverfügung des Genoflenfhaftsvorftandes fteht den Be 
theiligten binnen zwei Wochen von der Zuftellung an die Beſchwerde an 
das Reichs⸗Verſicherungsamt zu. 

Die Strafen fließen in die Genoſſenſchafts⸗Kaſſe 1). 


8 107. 


Die Mitglieder der Borftände der Genoffenfhaften, deren Beauftragte 
(88 82 und 83) und die nah 8 83 ernannten Sachverſtändigen werben, 
wenn fie unbefugt Betriebsgeheimniffe offenbaren, welche kraft ihres Amtes 
oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, mit Gelpftrafe bis zu 
1500 Mark oder mit Gefängnig bis zu drei Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebsunternehmers ein ?). 


8 108. 


Die Mitglieder der Vorftände der Genoflenfchaften, die Beauftragten 
berielben (8 82 und 83) und bie nad 8 83 ernannten Sachverſtändigen 


) engl. Beichd. d. R.V. A. v.6. Mai 1886. Nro. 176. A. N. II. S. 93 
su 88 5 

2) ) Diefer Kr ging als $ 108% aus der Kommiſſion hervor. Die 
Motive fiehe zu 8 84. 


9. Kapitel. Buftändige Landesbehörden. Verwaltungserecution. 317 


werben mit Gefängniß, weben welchen auf Verluft ver bürgerlichen Ghren- 
rechte erfannt werden kann, beſtraft, wenn fie abfichtlich zum Nachtheile ver 
Detriebsunternehmer Betriebsgeheimniffe, welche Eraft ihres Amtes oder Auf- 
trage8 zu ihrer Kenntniß gelangt find, offenbaren, oder geheim gehaltene 
Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, welche Kraft ihres Amtes oder 
Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, folange als dieſe Betriebögeheim- 
niſſe find, nachahmen. 

Thun ſie dies, um ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil 
zu verſchaffen, jo kann neben der Gefängnißſtrafe auf Geldſtrafe bis zu 
3000 Mark erkannt werden H. 


9. Rapitel. 
Bufländige Sandesbehörden. Berwaltungsezecution. 


8 109.°) 


Die Eentralbehörden der Bundesftaaten beftimmen, von welchen Staats- 
und Gemeindebehörden die in biefem Geſetze den höheren VBerwaltungsbe- 
- börden und unteren Verwaltungsbehörven fowie den Ortspolizeibehörben zu⸗ 
gewiefenen Berrichtungen wahrzunehmen fin und zu welden Kaflen bie in 
88 11 Abf. 3, 35 Abi. 2, 82 Abſ. 2 und 85 Abſ. 2 bezeichneten Strafen 
fließen. Dieje, fowie die auf Grund der 88 49 Abf. 3, 103 bis 105 
erfannten Strafen, desgleichen bie von den Vorſtänden der Betriebs- (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſen verhängten Strafen (8 80 Abf. 1) werben im derjelben Weiſe 
beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. 


Ausführungsporfchriften: 
3. Vekanntmachung des Beihs-Berfidierungsamtes betreſſend die von den 
Emitralbehörden der Bundesfinaten semäß I 108 des Unfallverfidierungs- 


1) Auch diefer Paragraph verdankt jeine Entftehung wie $ 107 gleichfalls 
der Kommiſſion ($ 1036). Die Motive fiehe zu 8 84. 

2) Bei der großen Berichiedenheit der Behördenorgantjation in den verjchie- 
denen Bundesitaaten laffen fich die Behörden, von welchen die einzelnen zur Aus- 
führung des Gefeges erforderlichen Funktionen wahrzunehmen find, durch das Ge- 
jeg nicht fo bezeichnen, daß dadurch jede Funktion derjenigen Behörde überwieſen 
würde, welche dafür nach ihrer Zujammenjegung als die geeignetfte anzujehen ift. 
Es joll daher ähnlih, wie es im $ 155 der Gewerbeordnung gejchehen ift, den 
Gentralbehörden die Beftimmung darüber vorbehalten werden, welche Behörden 


die in dieſem Gejete den höheren und unteren Verwaltungsbehörden jowie den 


„etäpoligeibehörben zugewieſenen Verrichtungen wahrzunehmen haben. (Vergl. die 
einjchlägige Bemerkung zu 88 51—56.) 
Ein ähnlicher Vorbehalt empfiehlt ſich mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit 
der Gejesgebung Hinfichtlih der Beitimmung darüber, in welde Kajjen die im 
Entwurf vorgejehenen Erecutivftrafen fließen jfollen, deren Zwangsbeitreibung im 
Berwaltungswege in dem Entwurfe ausdrücklich vorgejchrieben wird. 
(Motive der Regierungsvorlage $ 104. ©. 86.) 
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gefehes beflimmten höheren und unteren Berwaltungsbehörden, vom 
1. April 1886. (A. 4. II. 3. 19.) 


Die Organe ver Berufögenofjenichaften haben nach dem Unfall 
verfiherungsgefeg in zahlreichen Fällen mit ven höheren und unteren 
Verwaltungsbehörvden in Verkehr zu treten. Dafjelbe gilt, foweit vie 
unteren Verwaltungsbehörden in Frage kommen, von ven Unternehmern 
verficherungspflichtiger Betriebe. Endlich haben die verficherten Arbeiter 
ihre Entſchädigungsanſprüche bei ven unteren Verwaltungsbehörden an- 
zumelvden, wenn fie in einem Betriebe, für welchen ein Mitgliedfchein 
von einer Berufsgenoſſenſchaft nicht ertheilt war, von einem Unfall 
betroffen werben. 

Das Reichs-Verſicherungsamt ſieht fich daher veranlaßt, nachftehend 
ein DVerzeichniß derjenigen Behörden zu veröffentlichen, denen won den 
Centralbehörden der Bundesſtaaten die in dem Unfallverficherungsgefek 
den höheren und den unteren Verwaltungsbehörden zugewiejenen Ver- 
richtungen gemäß 8 109 des Unfaliverfiherungsgejeges übertragen 
worden find !). 

In Betreff der für die Poft-, Telegraphen-, Marine» und Heered 
verwaltungen, jowie für Reichs- und Staatseifenbahnbetriebe einge: 
jegten Ausführungsbehörden ift die Bekanntmachung vom 26. Oftober 
1885 (U. N. I. S. 291)2) zu vergleichen, mittelft welcher auch die 
Namen ꝛc. der Schiedsgerichts⸗Vorſitzenden und der Genofjenfchafts- und 
Sektionsvorſtands⸗Vorſitzenden befannt gemacht worden find. 


2. Bekanntmadhung der Rol. Preußiſchen Minifterien des Inneren, für 
Handel und ‚Gewerbe und der Finanzen vom 30. Juli 1884. (Beids: 
Am. Aro. 179.) 

Zur Ausführung des Unfallverfiherungsgefeges vom 6. Juli 1884 
(R.G. Bl. S. 69) wird auf Grund des 8 109 verjelben beftimmt: 

1. Die den höheren Verwaltungsbehörden in jenem Geſetz zuge 
wiefenen Verrichtungen werden von den Regierungs-Präfidenten, für 
ven Stadtkreis Berlin von dem Polizei-Präfidenten wahrgenommen. 
Dis zu demjenigen Zeitpunfte, mit welchem in ven Provinzen Bojen, 
Schleswig-Holftein, Hannover, Wejtphalen, Heſſen-Naſſau und in ver 
Mhein-Provinz die Gefege vom 30. Juli 1884 über vie allgemeine 
Landesverwaltung (Öef.-Sammlg. S. 195) und vom 1. Auguft 1883 
über die Zuftändigfeit der Verwaltungs und Verwaltungsgerichtöbe- 


1) Siehe dafjelbe: AU. N. d. R.V. A. II. ©. 20—46. 
2) Siehe Anhang. 
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börden (Gef.-Sammlg. S. 237) in Kraft geſetzt werben, treten in 
biefen Provinzen an die Stelle ver Regierungspräfidenten die Regierungs- 
Abtheilungen des Inneren und die Landdroſteien. 

Als untere Berwaltungsbehörden im Sinne des Unfaliverfiherungs- 
gejee® gelten die Landräthe, in Stäpten von mehr als 10,000 Ein- 
wohnern die Ortspolizeibehörden. In ver Provinz Hannover gelten 
al8 untere Verwaltungsbehörden die Amtshauptleute, in Städten, auf 
welche die Hannoverjche revidirte Stäpte-Dronung vom 24. Yuni 1858 
Anwendung findet, die Magiſtrate; nach dem Inkrafttreten des Landes—⸗ 
verwaltungsgeſetzes und bes Zuſtändigkeitsgeſetzes Dagegen die Landräthe, 
in den vorgenannten Städten mit Ausnahme ver in $ 27 Abf. 2 ver 
Kreisorpnung vom 6. Mai 1884 bezeichneten Städte, die Magiitrate. 

Die im Unfallverfiherungsgefeg den Ortspolizeibehörven über- 
wiefenen Funktionen werben innerhalb ver ihnen zugewieſenen Bezirke 
von denjenigen Beamten over Behörden wahrgenommen, welche vie drt- 
lihe Polizeiverwaltung auszuüben haben. 

2. Die vorftehenden Beitimmungen gelten auch bezüglich der Be- 
triebe des Reichs- oder des Staates ſowie für die der Bergverwaltung 
unterftellten Betriebe, foweit hierüber nicht befonvere Beitimmungen er« 
laffen werben !). 

3. Die in den 88 11 Abf. 3, 35 Abf. 2, 82 Ab. 2 und 85 Abi. 2 
bezeichneten Strafen fließen in die Staatskaſſe. 


3. Königreich Bayern: Bekanntmadung vom 19. Juli 1884. (R. Anz. 
Arco. 187) und v. 28. September 1884. (R.Anz. Aro. 252.) 


Höhere Verwaltungsbehörven ; Die Kreisregierungen, Kammern des 
Inneren; 

Untere Verwaltungsbehörden: Die Diftriftsverwaltungsbehörvden, in 
Münden der Magiftrat; 

Ortspolizeibehörden: in Gemeinden mit ftäptifcher Verfaſſung ber 


1) Die Belanntmahung vom 13. Auguft 1884 (R.Anz. Nro. 190) beitimmt 
für die berggejeglich der polizeilichen Beauffichtigung der Bergbehörden unterworfenen 
Betriebe (Bergmerte, Salinen, Aufbereitungsanitalten, Dachſchieferbrüche, Trap- 
brüche und unterirdifch betriebene Mühlfteinbrüche in der Rheinprovinz fowie Stein- 
und Braunfohlengruben im Geltung3bereiche des Gejeges vom 22. Februar 1869. 
[G.S. ©. 401]) 

als höhere Verwaltungsbehörden: die Oberbergämter, 

als untere VBerwaltungsbehörden: die Nevierbeamten, 

als Ortspolizeibehörden : die Revierbeamten bez. Werksdireltoren. 
Die Strafen fließen zur Staatskaſſe. 
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Magiftrat, in Gemeinden mit Xandgemeinneverfaffung und in 
der Pfalz, der Bürgermeifter ; 

Strafen: Zur Staatslaffe, ſoweit fie von einer Gemeindebehörde ver- 
fügt werben, zur Gemeindekaſſe. 


4, Königreich Sachſen: Berordnung v. 19. Juli 1884. (R.An; Aro. 173.) 


Höhere Verw.⸗Beh.: die Kreishauptmannfcaften ; 

Untere Berw.-Beh.: in den Städten, in welden die Revidirte 
Städte Ordnung eingeführt ift, ver Stabtrath, im Uebrigen vie 
Amtshauptmannichaft; 

Ortspolizeibehörde wie Untere-VBerwaltungsbehörden ; 

Strafen: die nah $ 11 Abi. 3, 8 35 Abi. 2, 8 82 Abi. 2 zur 
Kaffe ver unteren Verwaltungsbehörde, welche vie Strafe ver- 
fügt hat, die nad 8 85 Abf. 2 zur Kaffe ver unteren DVer- 
waltungsbehärde, in deren Bezirk der Beftrafte wohnt. 


5. Rönigreich Würtemberg: Berfügung vom 20. Zuli 1884. 
(R.Anz. Aro. 173.) 
Höhere Verw.-Beh.: Centralſtelle für Hanvel und Gewerbe; 
Untere Verw.-Beh.: die Oberämter ; 
Orts⸗Pol.Beh.: die Oberämter ; 
Strafen: zur Amts-Korporationskaffe. 


6. Großherzoathum Baden: Berordnung vom 16, ®ktober 1884. 
(R.Anz. Bro. 253.) 

Höhere Berw.-Beh.: Miniſterium des Inneren; 

Untere Verw.⸗Beh.: die Bezirksämter, welche ermächtigt find, in 
geeigneten Fällen mit Vornahme der Unfallunterfuchungen die 
Dürgermeifter zu betrauen; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: wie vorftehend ; 

Strafen: zur Staatöfaffe. 


7. Großherzogth. Helen: Bektmda. v. 23. Zuli 1884. (R. Anz. Hro. 187.) 
Höhere Verw.-Beh.: im Fall des $ 11 Abf. 4, 5 die Provinzial 
Direktionen, im Uebrigen die Kreisämter; 
Untere Berw.-Beh: vie Kreisämter; 
Drts-PBol.-Beh.: die Bürgermeiftereien, für Darmſtadt und Gießen 
die ftaatlich angeftellten Lofalpolizeibeamten ; 
Strafen: zur Staatskaſſe. 
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8, Großherzogth. Mecklenburg⸗Schwerin: Behtmdg. vom 4. Auguſt 1884. 
(R.An. Aro. 184.) 

Höhere Verw.-Beh.: Mintfterium des Inneren; 

Untere Verw.:Beh.: die Ortsohrigfeiten, für ritterfchaftliche Güter 
bie ritterjchaftlichen Polizeiämter; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: die Ortsobrigfeiten; 

Strafen: aus $ 11 Abf. 3, 8 35 Abf. 2 zur Gemeindekaſſe des 
Mohnorts des Zumwiderhandelnden, in Ermangelung eines folchen 
zur Kaffe der die Strafe verhängenden Behörde; 

Aus 8 82 Abf. 2 und 8 85 Abf. 2 zur Genofjenfchaftstaffe. 


9, Großherzogth. Badhfen- Weimar: Verordnung vom 31. Zuli 1884. 
(R.An;. Aro. 181.) 
Höhere Verw.-Beh.: Minift.-Departement des Innern; 
Untere Verw.⸗Beh.: die Bezirks- Direktoren ; 
Orts⸗Pol.⸗Beh.: die Gemeinde-Vorftände ; 
Strafen: zur Staatskaſſe. 


10. Grofherzogth. Mecklenburg-Strelitz: Bektmdg. vom 30. Zuli 1884. 
(R.Anz. Arco. 188.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: Landesregierung in Neu⸗Strelitz; 

Untere Verw.⸗Beh.: die Ortsobrigfeiten (bezw. Magiftrate), für vie 
ritterfchaftlichen Güter die ritterfchaftlichen Polizeiämter, für vie 
Allodialgüter m Ratzeburg das ritterfihaftlihe Polizeiamt in 
Wittenburg bezw. die Landvogtei in Schönberg; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: die Ortsobrigfeiten ; 

Strafen: wie Medlenburg- Schwerin. 


11. Großherzoath. Oldenburg: Verordnung vom 18. Auguft 1884, 
(R.Anz. Aro. 194.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: im Herzogth. Oldenburg das Staateminifterium 
Departement des Innern; 
im Fürftenthum Lübeck: Me Regierung; 
im Fürftenthum Birkenfeld: die Regierung. 

Untere Verw.⸗Beh.: im Herzogth. Oldenburg: vie Aemter bezw. vie 
Magiftrate der Städte I. Slaffe; 
im Fürftenthum Lübeck die Regierung, für bie Stapt Eutin der 
Stadtmagiſtrat; 
im Fürſtenthum Birkenfeln pie Bürgermeifter. 


Drts-Pol.-Beh.: wie vorſtehend; 
DoeHl, Die Unfall-Berfiherung ꝛc. 21 
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Strafen: im Herzogtb. Oldenburg zur Landes⸗ bezw. Stadtkaſſe; 
im Fürſtenthum Lübed zur Landeskaſſe bezw. Stadtkaſſe Eutin; 
im Fürftenthum Birkenfeld zur Landarmenverbandskaſſe. 


12. Jerzogth. Braunſchweig: Berordnung vom 24. Juli 1884. 
(R.An. Aro. 176.) 
Höhere Verw.⸗Beh.: das Staatsminifterium; 
Untere Berw.-Beh.: die Kreispireftionen ; 
Orts⸗Pol.⸗Beh.: in Stadt Braunfchweig die Polizei-Direktion ; 
in den übrigen Städten die Vorfigenden der Stadtmagiſtrate, 
in ven Landgemeinden vie Gemeinvevorfteher, in ven Gemarkungen 
bie Gemarfungs- Polizeibeamten. 
Strafen: zur Bureaufaffe der Kreispirektionen. 


13. Yerzogth. Badjfen-Meiningen: Bekanntmadhungen vom 21. Juli und 
30. Auguft 1884. (R.An. Aro. 172 und 206.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: Staatsminifterium, Abth. des Innern; 

Untere Verw.⸗Beh.: die Landräthe; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: in den Städten die Magiftrate und Bürgermeifter- 
ämter, außerdem die Landräthe vorbehaltlich Der Uebertragung 
an Ortsvorſtände; 

Strafen: zur Staatskaſſe. 


14. Jerzogth. Sachfen-Altenburg: Berordnung v. 26. Zuli 1884. 
(R.Anz. Aro. 178.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: Minifterial-Abtheilung des Innern; 

Untere Verw.⸗Beh.: in den Städten die Stabträthe, auf dem Lande 
die Landrathsämter; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: wie vorſtehend; 

Strafen: wie im Königreich Sachſen. 

15. Jerzogth. Sachſen⸗Coburg-⸗Gotha: Verordnung v. 4. Auguſt 1884. 
(R.Anz. Aro. 183.) 

Höhere Verw.Beh.: das Staatsminiſterium; 

Untere Verw.⸗Beh.: in ven dem Staatsminiſterium unmittelbar unter⸗ 
ſtellten Städten der Magiſtrat oder Stadtrath, in den übrigen 
Gemeinden das Landrathsamt; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: in den Städten der Magiſtrat oder Stadtrath, in 
den übrigen Gemeinden der Gemeindevorſtand; 

Strafen: zur Staatsfaffe. 
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16. Jerzogth. Anhalt: Jerordnung v. 29. Zuli 1884. (R.Am. Aro. 189.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: die Regierung, Abth. des Innern; 

Untere Verw.⸗Beh.: die mit Ausübung der Kreispolizei betrauten 
Drgane (Poltzeiverwaltungen, Kreispirektionen) ; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: in den alleinftehenden Städten der Yürgermeifter, 
auf dem Lande und in den mit anderen Bezirken zu einem 
Amtsbezirk vereinigten Städten die Amtsvorſteher, für die herzogl. 
Schloßbezirke die PBolizeiverwalter ; 

Strafen: aus $ 11 Abf. 3 zur Kaffe ver die Strafe verhängenpen 
Behörde; aus 8 35 Abf. 2, 8 82 Abi. 2, 8 85 Abf. 2 zur 
Genoſſenſchaftskaſſe. 


17. Fürſtenth. SZchwarzburg⸗Sondershauſen: Perordnung v. 23. Juli 1884. 
(X.Anz. Aro. 174.) 


Höhere Verw.⸗Beh.: die Landräthe; 

Untere Verw.⸗Beh.: in Stadt und Landgemeinden der Gemeinde⸗ 
Vorſtand, in Guts⸗, Domainen- und Forſtpolizeibezirken vie 
Guts⸗ bezw. Domainen» und Forft-Bolizeiverwaltung ; 

Orts-Pol.-Beh.: wie vorftehend ; 

Strafen: aus $ 11 Abf. 3, $ 35 Abi. 2, 8 82 Abi. 2, Ar Kaſſe 
derjenigen Behörde, welche die Strafe verhängt hat, aus 8 85 
Abi. 2 zur Staatskaſſe. 


18. Zürftenth. Schwarzburg-Rudolſtadt: Verordnung v. 14. Auguft 1884. 
(R.An;. Aro. 193.) 


Höhere Verw.-Beh.: Minifterium (VBerwaltungs-Abtheilung) ; 

Untere VBerw.sBeh.: die Landrathsämter; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: die Gemeinde-Vorftände bezw. Vertreter der Guts⸗ 
bezirke; 

Strafen: zur Kaſſe des Landrathsamts. 


19. Fürftenth. Waldeck- Pyrmont: Bektmdg. v. 1 Auguſt 1884. 
(R.Anz. Aro. 181.) und v. 25. Auguft 1884. (X. An. Aro. 211.) 
Höhere Verw.⸗Beh.: der Yandespireltor, für die Bergverwaltung das 

Oberbergamt zu Bonn; 
Untere Berw.-Beh.: der Kreisamtmann, für die Bergverwaltung ver 
Beamte des Bergrevierd Brilon; 


Strafen: zur Staatskaffe. 
21* 
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20. Fürftenth. Reuß (ü. $.): Berordnung v. 4. Auguft 1884. 
{#.An. Aro. 193.) 


Höhere Verw.-Beh.: in ftäntifchen Gemeinvebezirken die Kommunal⸗ 
Auffichtsbehörde, in ländlichen Gemeinde- und felbitftänvigen 
Gutsbezirken der Landesausſchuß, in jelbftändigen Domantalbe- 
figungen der Vorſitzende des Landesausſchuſſes; 

Untere Verw.⸗Beh.: in den ſtädtiſchen Gemeindebezirken die Ge- 
meindevorftände, fonjt die Landrathsämter; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: wie vorſtehend; 

Strafen: nach 8 17 des Landesgeſetzes vom 3. Juli 1879. 


21, Jurſtenih. Renfj G. 2.): Belctiichg. 0.9. Juli 1884. (R.Any. Hro. 176.) 


Höhere Verw.⸗Beh.: das Landrathsamt, in den Fällen des $ 3 Abi. 3 
und des $ 5 Abf. 5 für die Städte das Minifterium Abth. des 
Innern, für die Landgemeinden ver Landrath; 

Untere Berw.»Beh.: der Gemeinvevorftand; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: wie vorſtehend; 

Strafen: aus 8 11 Abſ. 3, 8 35 Abſ. 2, 8 82 Abſ. 2 zur Ge- 
meindefaffe, aus 8 85 Abſ. 2 zur Hauptitaatsfaffe. 


22, Fürftenth. Schaumburg-Lippe: Bekanntmachung v. 21. Auguft 1884, 
(R.Anz. Aro. 203.) 


Höhere Verw.-Beh.: die Regierung; 
Untere Verw.-Beh.: in ven Städten ver Magiftrat, auf dem Lande 
das Landrathsamt; 
- DOrt8-Pol.-Beh.: die Aemter, in Büdeburg der Polizeidirektor; 
Strafen: wie Königreih Sachfen. 


23. Zürflenth. Fippe-Beimold: Berordnung v. 2. Auguſt 1884, 
(R.Anz. Aro. 183.) 


Höhere Verw.⸗Beh.: die Regierung; 

Untere Verw.Beh.: ) in den Städten ver Magiſtrat, in ven lünd⸗ 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: lichen Diſtrikten die Verwaltungsämter; 

Strafen: zur Sportelkaſſe der unteren Verwaltungsbehörde, und zwar 
bez. $ 85 Abſ. 2 diejenige, in deren Bezirk der Beſtrafte wohnt, 
im Uebrigen viejenige, welche die Strafe verfügt hat. 
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24. Freie Stadt Fübeh: Bektundg. u. 21. Juli 1884. (R.Am;. MAro. 176.) 
Höhere Verw.⸗Beh.: das Stadt» und Landamt; 
Untere VBerw.-Beh.: wie vorftehend; 
Drts-Bol.-Beh.: das Polizeiamt; 
Strafen: zur Staatsfafle. 


25. Freie Stadt Bremen: Berordnung vom 26. Juli 1884. 
(R.An; ro. 181.) 

Höhere Verw.⸗Beh.: die Polizei-Kommiſſion des Senat$ ; 

Untere Berw.-Beh.: für Stadt Yremen die Polizei-Direltion, für 
das Landgebiet der Landherr, für vie Hafenftänte die Aemter; 

Drid-Pol.-Beh.: für die Stadt Bremen die Polizei-Direltion, für 
das Lanpgebiet die Gemeindevorfteher, fir die Hafenftäbte vie 
Aemter; 

Strafen: für die Stadt Bremen zur Staatskaſſe, für das Landge⸗ 
biet zur Kreiskaſſe, für die Hafenſtädte zur Gemeindekaſſe. 


26. Freie Stadt Jamburg: Bekanntmachung v. 18. Inli 1884 und vom 
12, September 1884. (R.Am. Aro. 181 und 216.) 

Höhere Verw.-Beh.: die ſtädtiſche Polizeibehörde, für die Bezirke 
Nitebüttel und Bergedorf die Landesherrfchaften ; 

Untere Verw.⸗Beh.: wie vorjtehend ; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: für Stadt, Vorſtadt, Vororte die ſtädtiſche Polizei- 
behörde, für NRitebüttel der Amtsverwalter, für Bergedorf der 
Bürgermeifter, für das übrige Landgebiet die Landherrenſchaft; 

Strafen: zur Staatsfaffe. 


27. Reichsland Elfah-Fothringen: Bekanntmachung v. 5. Auguft 1884. 
(R.An. Aro. 186.) 

Dbere Verw.⸗Beh.: vie Bezirks-Präfivdenten ; 

Untere Berw.-Beh.: in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern 
der Bürgermeiſter, im Uebrigen vie Kreispireftoren ; 

Orts⸗Pol.⸗Beh.: in Straßburg, Meg, Mülhaufen die Revier-Polizei- 
Kommifjarien, im Uebrigen die Bürgermeifter; 

Strafen: zum gemeinfamen Fonds (Ordonnanz v. 30. Dezember 1823 
und Dekret v. 25. Yuni 1852). 
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10. Kapitel. 
Buftellungen. 
8 110, 


Zuftellungen, welche ven Lauf von Friften bedingen, erfolgen durch bie 
Poft mittelft eingejchriebenen Briefes gegen Empfangjchein. 


11. Kapitel. 


Anwendung des Hnfallverfiherungsgefebes auf das Ausdehnungsgefeb vom 
28. Mai 1885. | 


Ausdehnungsgejet $ 3.1) 


Soweit Das Reich oder ein Bunbesftaat an die Stelle der Berufsge- 
noſſenſchaft tritt, finden die SS 10 bis 31, 33 bis 40, 59 Abſ. 4, 60, 
62 Abf. 1, 71 bis 74, 75 Abf. 2 und 3, 76, 78 bis 86, 87 Abf. 1, 88, 
89, 90 Abf. 1 lit. a, d, e, 94, 103 bi8 108 des Unfallverficherungsgefetes 
feine Anwendung. 


1) Wie fich aus $ 1 ergiebt, lehnt fich die Unfallverficherung aud im Bereiche 
der Reichs⸗ und Staatöverwaltungen materiell durchweg an die grundlegenden Be- 
ftimmungen des Unfallverficherungsgefeges an. Dies gilt in3bejondere von dem Um— 
fang, der Feititelung und der Auszahlung der Entihädigungen und der hierbei 
erforderlihen Mitwirkung eines Schiedsgerichtd, des Reichs- oder eines Landes- 
Berfiherungsamtes und der Bolt, wobei die etwa erforderliche Verſtärkung der Be- 
triebsfonds der lebteren auch hier, mie nad) dem Unfallverficherungsgefeg, durch 
Ileberiveiiung von Reichgmitteln zu bewirken jein wird. Ferner kommen zur An⸗ 
wendung die Beftimmungen des Unfallverficherungsgejeges über die Zufammenfeßung 
des Schiedsgerichts, über die Wahl und Die Befngnille der Vertreter der Arbeiter, 
über die Bejeitigung der Haftpflicht, über das Verhältni zu anderweiten Unter- 
ftügungsverpflichteten (Krankenkaſſen, Urmenverbänden, dritten Berjonen), und zu 
älteren Berlicherungsverträgen, über das Verbot der vertragsmäßigen Beichränkung 
der gefeglihen Beitimmungen, über die Nechtshülfe und über die Gebühren- und 
Stempelfreiheit. Dafjelbe gilt von dem Verhältniß des Reich3-Berficherungsamtes zu 
den Landes-Verficherungsämtern. Es Liegt in der Natur der Sache, daß bei Tran 
portgewerben häufiger, als dies bei den unter das Unfallverficherungsgefeg fallenden 
Betrieben vorlommt, der Betrieb fich über Die Grenzen eines Bundesftantes und 
ſelbſt des Reiches hinaus erjtredt, jo insbefondere auf den Anjchluß- und Durchgangs⸗ 
jtreden der Eifenbahnen und bei der Binnendampfſchiffahrt. Es iſt jedoch nicht 
zweifelhaft, daß hierdurch weder die Berficherungspflicht der betreffenden Arbeiter und 
die Zugehörigkeit des Betriebstheils zur Genoſſenſchaft noch die Zuſtändigkeit der 
Landes-Berfiherungsämter ($ 92 des Geſetzes) ausgeichloffen wird. Einer belonderen 
Beitimmung Hierfür bedurfte e3 daher in dem vorliegenden Entwurfe ebenfowenig, 
als eine jolche nach dem Geſetz vom 6. Juli 1884 vorzujehen war. Andere Beitim- 
mungen des Unfallverjiherungsgejeßes find Dagegen auf die Organifation der Reichs⸗ 
und Staat3verwaltungen nicht anwendbar ; dahin gehören insbeſondere die Beſtim⸗ 
mungen über die Bildung, Veränderung und Auflöſung der Berufsgenofjenichaften, 
über das Statut derjelben und über die Bildung von Gefahrenklafjen, welche nur für 
die Ausgleichung der Riſiken bei einer Mehrheit von Unternehmern einen Sinn haben. 
Dahin gehören ferner die Vorſchriften über Anfammlung von Rejervefonds, melde 
bier einestheils nicht nothwendig, anderentheils aber auch um deswillen nicht zu- 
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12. Kapitel, 
Gefeteskraft. 
8 111. 


Die Betimmungen der Abfchnitte II, III, IV, V und VIII, vie auf 
dieſe Abfchnitte bezüglichen Strafbeftimmungen, jowie diejenigen Vorjchriften, 
welche zur Durchführung der in dieſen Abfchnitten getroffenen Anordnungen 
dienen, treten mit dem Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes in Kraft!). 

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das Geſetz in Kraft tritt, 
mit Zuſtimmung des Bundesraths durch Kaiferliche Verordnung beftimmt. 


Ergänzungen: 
Gefeh betr. die Ergänzung des Unfall ıc. Berfiherungs = Gefehes 
vom 28. Mai 1885. 


8 17. Mit ven aus dieſem Geſetze fich ergebenden Abänderungen 
treten die Beftimmungen ver Abfchnitte IL, III, IV, V uno VIII ves 
Unfallverfiherungsgejetes, die auf dieſe Abfchnitte bezüglichen Straf 
beftimmungen und biejenigen Vorſchriften, welche zur Durchführung ber 
in diefen Abſchnitten getroffenen Anordnungen dienen, in Betreff ver 
im $ 1 bezeichneten Betriebe mit dem Tage der Verkündigung piefes 
Geſetzes in Kraft 9. 

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem die Beftimmungen 
dieſes Geſetzes ganz oder theilmeife in Kraft treten, mit Zuftimmung 
des Bundesraths durch Kaiſerliche Verordnung beftimmt. 


läſſig ſind, weil die Steuerkraft des Reichs und der Bundesſtaaten nur für die 
laufenden Bedürfniffe, nicht im Voraus für zukünftige Ausgaben angejtrengt 
werden darf, ferner die Vorjchriften über die Mitgliedichaft in den Berufsgenoffen- 
haften und über die Betriebsveränderungen. Unanwendbar find auch die Be- 
fimmungen über die Beauffichtigung der Unternehmer durch die Genoflenfchaften, 
und über die Beauflichtigung der lepteren durch das Reichs⸗ oder Yandes-Berfiche- 
rungsamt. Die Behörden, denen die Unfallfürjorge hier übertragen wird, unter- 
en hierin der dienſtpragmatiſchen Beauffichtigung durch die vorgejebten 
ehörden. 

Aber auch diejenigen Beitimmungen des Unfallverficherungsgefebes, melche 
hiernach grundjäglich in Geltung bleiben ſollen, erfordern immerhin gewiſſe Mo- 
difilationen, weil fie nach der Konftruftion bes erjteren die Bildung von Berufs- 
genoſſenſchaften zur Vorausfegung hatten. Die durch Wegfall diefer Voraus- 
jegung bei den Reichs- und Staatsbetrieben bedingten Menderungen ergeben fich 
aus den $$ A bis 10 des Entwurfes, während alle übrigen Vorjchriften des erite- 
ren nach 8 1 entiprechend Anwendung finden follen, ſoweit nicht durch $ 3 oder 
die Natur der Sache ihre Anwendbarkeit ausgeichlofjen ift. 

(Motive des Regierungd-Entwurfs $ 3. ©. 12.) 

1) Die Verfündigung ift erfolgt am 9. Juli 1884, an welchem Tage die 
Nro. 19 des Reichs-Geſetzblattes, in welcher die Publitation des Geſetzes erfolgte, 
ausgegeben worden tft. Ä 

2) Tag der Ausgabe der Nummer 19 des Reichs-Geſetzblattes, in welchem 
die Publikation erfolgte, ift der 6. Juni 1885. 


328 IX. Abſchnitt. Schluß⸗ und Strafbeſtimmungen. 


Ausführungsverordnungen: 


1. Raiſerliche Berordnung vom 25. Beplember 1885. (X. G. 8l. 1885. 
3. 159. 4.4. L 3 223.) 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer ꝛc. 
verorpnen auf Grund des $ 3 Abf. 2 des Unfallverfiherungs-Gefehes 
vom 6. Juli 1884 (R. G. Bl. ©. 69) und des 8 17 Abf. 3 des Ge 
fees über die Ausdehnung der Unfall» ꝛc. Verjiherung vom 28. Mai 
1885 (R. G. Bl. S. 159) mit Zuftimmung des Bundesrathes, was folgt: 

8 1. Das Unfallverfiherungsgefeg vom 6. Juli 1884 tritt mit 
dem 1. Detober 1885 feinem vollen Umfange nah in Kraft. 

8 2. Mit vdemfelben Zeitpunkt tritt das Geſetz über die Aus 
dehnung der Unfall» 2c. Verfiherung vom 28. Mai 1885 für die im 
8 1 Biffer 1 a. a. O. bezeichneten Betriebe, nämlich: 

den gefammten Betrieb der Poft-, Telegraphen⸗ und Eifenbahnver- 
waltungen, ſowie fämmtliche Betriebe der Marines und Heeresver- 
waltungen, und zwar einichließlih ver Yauten, welche won dieſen 
Berwaltungen für eigne Rechnung ausgeführt werben, in Kraft. 


2. Raiferliche Berordnung vom 24. Zuni 1886. (R.6.B1. 1886. 3. 205. 
4. M. II. 3. 99.) 


Wir Wilhelm von Gotted Gnaden Deutfcher Kaiſer ꝛc. 
verordnen auf Grund des 8 17 Abi. 3 des Gefekes über vie Aus- 
pehnung der Unfalle und Kranfenverfiherung vom 28. Mai 1885 
(R.G. Bl. S. 159) mit Zuftimmung des Bundesraths was folgt: 

Einziger Baragraph. 

Das Gefeß über die Ausdehnung der Unfall und Krankenver⸗ 
fiherung vom 28. Mai 1885 (R.G. Bl. S. 159) tritt mit dem 1. Yuli 
1886 für die in 8 1 Ziffer 2 bis 5 a. a. O. bezeichneten Betriebe, 
nämlich: 

den Baggereibetrieb; 

den gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenfchiffahrts-, Flößerei⸗, 

Prahm⸗ und Fährbetrieb fowie ven Gewerbebetrieb des Scifie- 
ziehens (Treidelei); 

den gewerbsmäßigen Speditions⸗, Speicher- und Sellereibetrieb; 

den Gewerbebetrieb ver Güterpacker, Güterlaver, Schaffer, Yrader, 

Wäger, Meffer, Schauer und Stauer feinem vollen Umfange nad) 
in Kraft. 
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‚Beilage L 
. 9 leg. 
Liquidation ‘ 19 1089 


auf Grund des 8 5 Abf.9 des Brankenverfiherungsgefekes vom 6. Juli 1884. 


Krankenkaſſe (Name, Sib): ....-. 2220. 
Auffichtsbehörde Name, Sib): .......... 


1. Betrieb in welchem fich der Unfall ereignet hat; 
Name de3 Unternehmers (Firma); genaue 
Ortsangabe (event. Straßen. Hausnummer): 


2. Bor- und Zuname des verlegten Kaflenmit- 
gliedes; Wohnort, Wohnung: 


3. Datum des Unfalles: 


4. Datum a) ver Wiederaufnahme ver Arbeit, oder 
„  b)deserfolgten Ablebens, oder 
„  e)desAblaufs der dreizehnten Woche 
nach Eintritt de3 Unfalls: 


5. Anzahl der Tage, für welche dem Verletzten vom Beginn der fünften Woche nad) Ein- 
tritt des Unfalls bis zur Wiederherjtellung (bis gum etwa erfolgten Ableben, besiehungd- 
weiſe bis zum Ablauf der dreizehnten Woche) Krankengeld gezahlt worden iſt: .. 


6. Betrag des a) der Berechnung des Krankengeldes zu Grunde gelegten 
täglichen Arbeitälohne? . . —M. — Bf. 
b) (gejeglicden, ftatutenmäßtgen) Kranlengeldes für den Tag — M. — Bf. 

c) auf Grund des $ 5 Abſ. 9 des Unfalberfijerungägeießed 
für den Tag gewährten Krantengelbes . .. — M. — Bf. 


7. Berechnung: Das verlegte Kafjenmitglied hat vom Beginn der Fünften 
Woche jeit Eintritt des Unfalls an Krankengeld Inägelommt empfangen : 


und zwar für — Tage (vergl. Ziffer 5) à — M. — Pf. (vergl. 

Biffer 6 c) zujammen —M. — Ppf. 
dem Kaſſ enmitgliebe ftand für bie gleiche Beit (gef eblich Ratutenmäßtg) 

zu, und zwar für — Tage (vergl. Stier ö) a — M.—®i. (vergl. 

Biffer 6 b) zufammen . —M. — pf. 


Mehrauslage, welche von dem Betriebsunternehmer zu erſtatten An — M. — pf. 
8. Bemerkungen: en .. 


Auf Grund des $5 Abſatz 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes nr nn 
zufolge Beichlufjes des Kaffenvorftandes vom .. ..... ergebenſt erjucht, der unter- 
zeichneten Kaffe zu Händen des Herrn... ..... die vorſte hend begründete Mehr⸗ 
auslage zum Betrage von (in Buchſtaben)....... M. — Pf. bis zum....-. 
gefälligſt erſtatten zu wollen. 

Ort, Datum. Unterſchrift. 
An 
Den vorſtehend liquidirten Betrag von — M. — Pf. erhalten. 
Ort, Datum. Unterſchrift. 


Zur Beachtung: Nach 8 5 Abi. 9 des Unfallverfiherungg eſetzes vom 6. Juli 1884 ift von Beginn 
der fünften Woche nad) Eintritt des Unfalle® an bis zum Ablauf der breizehnten Woche das Krankengeld, 
welches den durch einen Betriebsunfall verunglüdten Berfonen auf Grund des Krankenverſicherungsgeſetzes 
gewährt wird, auf minbeftens zwei Drittel des bei Bemeſſung derfelben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes zu 
erhöhen. Die Differenz zwiſchen dieſen zwei Dritteln und dem gejeblich ober ftatutenmäßig zu gewährenben 
niedrigeren Kranken ngelbe | ift der betheiligten Krankenkaſſe (Gemeinde-Srankenverficherung) von dem Unter- 
nehmer besjenigen Betriebes zu erftatten, in welchen ber Unfall fich ereignet hat. 

Streitigfeiten, welche aus Anlaß borftehenber 1 en ng unter ben Betheiligten entftehen, find nad) 
araßgabe des 5 5 Abſ. 11 a.a.D. und bes 8 5 .1 des Krankenverſicherungsgeſetzes von ber für bie 
nkenkaſſe — — Huffictsbenörbe zu — 
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Beilage II. 
($ 37.) 
Formular 
des Genoflenfdhaftskatafters 


Geltion....... 

Staat ..... 

Bezirk der höheren Berwaltungsbehörde ..... . 
Bezirk der unteren Berwaltungsbehörde .. . . . . 





Des Betriebes 


Gegenitand 

(bei mehreren Betrieb3« 
zweigen ijt der Hauptbetrieb 
zu unterftreichen). 
















Art ' 
(Dampf-, Waſſer⸗ Sit 


Wind-⸗, Handbetrieb) 









gegenüberftehende Seite: 





Beginn Betrieböveränderungen Bemerkungen 


der 
Mitgliebichaft ($ 38 des ———— 
Datum 





— ——T — — — — —— — — — — —— — — — — — — — ————————— — — 


Formular 
des Mitgliedſcheines. 


Berufsgenoſſenſchaft | 
der 


...:... 2. — .. . ... 2. . 8 er 2. EL 8 3 et 8 1 8 er 8 6 









Der Boritand 
der Bernfsgenoflenihaft der - . 222020. 


| 
Sektion -.. 22.2... Ratafter-NRummer . . . J 
Mitgliedſchein 
für 
(Name, Firma)................ 
zu................. 
Ausgefertigt in Gemäßheit des 8 37 nl. 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 6. Juli 1 
rennen den“ns. Jun 1884. 
| 


Borjikender 


J 
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Beilage TII uud IV. 
(gu 88 41—44.) 
Stimmzettel 
für die Wahl der Bertreter der Arbeiter. 
Be egenoffenichaft Name)». 2: 2222020 
Wahlbezirk (Rro.) ... . . 
Wahlberechtigte Kaffe (Name, Stk)... . . 


8) 
Bahl der für die borgenannte Berufsgenoſſenſchaft in Betracht kommenden Kaffen⸗ 
mitglieder... . . 


Die unterzeichneten Kaſſenvorſtandsmitglieder wählen: 


— u Su a I geemime 
” befafge an Betihe UL heähgt im berühe 
1.2... in. 
beichäftigt im Wetriebe . . . . beichäftigt im Wetriebe . . . - . 
43 urn in..... 
Befcheinigung. 


Es wird Hierdurch beicheinigt, 

a) daß die Wahlberechtigten Mitglieder des Kaſſenvorſtandes ($ 42 d. U.V. G. 
üblicher Weiſe zur Wahl der Vertreter der Arbeiter eingeladen worden a 

b) daß mehr als die Hälfte der Erſchienenen denjenigen Vnthuen ihre Stimme 
gegeben haben, deren Namen vorftehend es ham en find, 

<) dag die Gemählten großjährig, auf Grund bes erſicherungsgeſetzes oder 
des Geſetzes über die Ausdehnung der Unfall» ꝛc. ge rung vom 23. Mat 
1885 verficherte Mitglieder einer nach) $ 42 des Unfe a ngögejebes 
wahlberechtigten Kaffe find, ſich im Befide ber bürgerlichen Ehrenrechte be- 
finden und wicht durch richterliche Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find. 


Ort und Datum...... Unterſchriften der Wähler) 
1. Stat ........ 2. Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde...... . - 
3. Bezirk der unteren Berwaltungsbehörde .. ........ 
Berufsgenofjenichaft: 
Nachweifung 


ber im Bezirke der unteren Berwaltungsbehörde vorhandenen, für 
die Wahl von Arbeitervertretern in der obenbezeichneten Berufs- 
genofjenjhaft wahlberedtigten Krantentajjen ($ 42 1.8.6.) 





Per der Kaſſenmit⸗ 
"ne —— (Bei ei gröhere ib ft |tet Be Do Witatiehe m‘ 
rößeren Stäbten i ebe von Mitgliedern der 
Die Dede —— — auch Straße und Nummer obenbezeichneten Beruf- Bemerkungen. 
Kafie übereinftimmen.) | Bureau's anzugeben.) | Tidjerte — —2* 
igt find. 


Laufende Nro. 


m 


2. 8. |. 4 | 6. 
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(Qu $ 4.) 


Beilage V. 





Brauerei- und Mülzerei-Berufsgenoffenfdjaft 


Liquidation 


Aber Neifefoften und Tagegelder aus Anlaß der Wahl von Beifigern für das Gciebägerict der Sektion VI. 










































































3,| vum Belt der gası en Sernbetung een für 
& oh Ausführung {7 zu Cifen- | mad dem | Meifefoften —EE 
Et des er Reifeweg Hahn ober. Arbeitöverbienft 
Ey arbeiterhertreiers age Samıye | Sande | pain o 
Mont Tu sat Mat PM | Mat Br. 
1, 8. E3 k 3 & l 
En N. N. Januar | 18 1 Hamburg-Berlin 
zu Hamburg Kilom, 286 - — — 
pro Milo. 6 
- — u » ” 
Fi ı Aufentba (für 8Xage 
ri 1 Berlin-damburg . . 200 - u | » | asm, 
® 578 — 2 so 15 
Summe ı BR s | ® 
2% NN. Januar 18 ı — * — — 
au Lelew — — 20 
ji) - - 03 5 
e 
12,08 . . . . 18 — _ 13 
Hehlenborf-Xeltom . . ... - 2 4 ı 2. 
” s s ” 5 _ 
Summe . -_ _ F 70 — 2 
Dazu Sunme — — Z Z 
Buſammen.. — 52 ” 
Quittungen: 
Die untezeichneien Aräeteverseter qltisen bierdurch Aber ben Empfang be vorfieenb fie fie in Anſab gebrachten Gelbberäge. 
** enhreret un ft 
Befcheinigungs 





efigenbe Sefcenig die Sldiiget ber in Unfap gebraten Tage und 
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Beilnge VI. 


Entwurf eines Yrotokollformulars. Gu $ 50.) 
Deffentlie Siyung bed Schie ds⸗ Berhandet Hannover, den 1. April 1886. 
Eh Stapl-Imbufirie: ——— In der Unfallverfiherungsjadhe des Arbeiter3 N. N. 
senofienichaft zu Linden vor Hannover, „erufungöllägers, 
eg 0: wider 
ae benth, N. I. die Nordweitliche Eifen- und Gtahl-Bernfsgenoflen- 
2. als Beifiger, und zwar: Ihaft zu Hannover, Berufungsbeflagte 
a) aus ber Zahl der Arbeitgeber: wegen 
„nießabitüebee NUN egen .... 
nehmer: erihien im heutigen Termin nach Aufruf der Sade: 
5 ame arbeiter abe un N.N. 1. der Berufungsfläger (und als Beiftand N. N.) 
ee EN N. 2. für die Beklagte der N. N. 
Nach mündlicher Darftellung des Sachverhalts durch 


den (Borfigenden) (Berichterftatter N. N.) wurbe 

(folgt der Bang ber Verhandlung nad 814 Abf. 2 eventuell 814 

Abſ. s der Kaiſerlichen Verordnung vom 2.Nov. 1885. Im Falle 

des 8 14 Abi. 8. cit. Tann gefagt werben :) 

Aus der Verhandlung war Folgendes fejtzuftellen : 

Das Gericht zog fich Hierauf zur Berathung und Be- 
ſchlußfaſſung zurüd. 

Demnächſt verkündete der Vorfibende, daß das Ge⸗ 
richt (den folgenden Beſchluß) (die folgende Entichei- 
dung) gefaßt Habe: . 2 2 nr ren 

Die Gründe [des Beſchluſſes] [der Entſcheidung] 
wurden verlefen) (der Vorſitzende theilte den weſent⸗ 
lichen Anhalt der Gründe (de3 Beichluffes) (der Ent- 
jcheidung) mitt. 

Die Verkündigung des (Bejchlufjes) (der Entichei- 
dung) wurde auf die „sung vom. .... vertagt. 


. w. D. 
von CI" Fäden der Entfieibung | Unterſchriften.) NN 
e e = ® ° U [I 
freien ‚nern mit zu unter Vorſitzender. Protokollführer. 


ſchreiben.) 
Entwurf einer Entſcheidungsformel. 


In der Unfallverſicherungsſache des Arbeiters N. N. zu Linden vor Hannover, 
Serufungöflägers, wider die Nordweftliche Eifen- und Stahl-Berufsgenoffenichaft zu 
Hannover, Berufungsbellagte, hat da3 Echiedögericht I der Nordweitlichen Eijen- 
und Stahl-AInduftrie zu Hannover in der Sitzung vom 1. April cr., an welcher 
Theil genommen haben: 

1. Als Borfibender: der Regierungsrath N. N. 
2. Als Beifiger, und zwar: 
a) aus ber Kahl der Nrbeitgeber: die Fabrikbeſitzer N. N. und N. N., 
b) aus der Zahl der Arbeitnehmer: die Arbeiter N. N. und N. N., 
3. als vereideter Protofollführer: der Regierungsſekretär N. N., 
für Recht erlannt: 
1. Die Berufungsverllagte wird verurtheilt u. ſ. mw. 
2. Die Berufungsverflagte hat dem Berufungätläger die ihm in dem Ber- 
fahren vor dem —— erwachſenen Koſten im Betrage von 
... Mark .. Bf. zu erſatten A. ſ. m. 


runde: 
. Unterjchriften des Borfitenden und der Beiliter. 

Anmerkung: Borftehende Entiheidungsformel kann auch für bie Ausfertigungen ber Entſcheidungen 
mit der Maßgabe angewendet werben, baß dielelbe gemäß 8 23 Abi. 2 der Kaiferlichen Verordnung vom 
2. November 1885 neben dem Siegel des Schiedsgerichts (8 24 a. a. D.) die Schlußformel „Urkundlich unter 
Siegel und Unterihrift” „Das Schtebsgericht für... ...... “ enthält und durch den Borfigenden boll- 
zogen wird. 
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(8u $ 4.) 


Beilage V. 





Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenoffenfhaft. 










































































Liquidation 
über Reifetoften und Tagegelder aus Anlaß der Wahl von Beifigern für das Schiedagericht der Sektion VL. 
2 | en | m Fre Be a 
& 2. Ausführung der. Reiferoeg Bad ober | Na, nem | Beifefoften Arbefierbienft 
F Arbeitervertreters Tage Dampfe | “nege Spalte 6 
Mont Tag at Due | Mu Be 
1. 2. 8. 4 | 8. J 
1. N. N. Sana | 1° 1 
au Hamburg 286 — — — 
— — 14 so 
1 ı ei 
1 ı 286 - 14 0 
G2 _ 2 1 
s | ® 
2% NN. Januar 18 ı — * — — 
zu Teltow — — ı 20 
2 - - 0} s 
18 — - Li} 
- 7 1 20 
2 s 3 ” — - 
Summe ...| — _ Fi 70 = - 
Dazu Summe. | — Z . &0 = = 
Bufammen . . .| [57 © 
Quittungen: 
Die untergegneten Hebetervertste quttizen hierdurqh über den Empfang ber vorfefenb für fe In Anſat gebraten Welbbeträge. 
rrene Bleeeunner 18... 
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Entwurf eines Yrotokollformulars. Gu $ 50.) 
Deffentlihe Sitzung bed Schieds⸗ Berhandelt Hannover, den 1. April 1886. 
ar A a rar —* In ber unfaliverſicherungsfache des Arbeiters N. N. 
genofjenfhaft. zu Linden vor Hannover, erufungäflägere, 
gen würtig , wi 
ee ennestath N. N. die Nordweſtliche Eifen- und Stahl-Berufsgenofien- 
2. als Beifiger, und zwar: Ihaft zu Hannover, Berufungsbeflagte 
a) aus der Bahl ber Mrbeitgeber: wegen 
1) auß ber Sail ber Wehe 
nehmer erſchien im heutigen Termin nach Aufruf der Sade: 
5. ame Ur eheter © — X. en Berufungsfläger (und als Beiftand N. N.) 
Re 2. für die Beklagte der N. N. 
| Nach mündlicher Darftellung des Sachverhalts durch 


den (Vorſitzenden) (Berichterſtatter N. N.) wurde 
(folgt der Bang der Verhandlung nad) 814 Abſ. 2 eventuell 814 
Abſ. 8 der Kaiſerlichen Verordnung —— ob. 1885. Im Falle 
des 814 Abſ. 8. oit. kann gejagt wer 

Aus der Verhandlung war Solgenbes feitzuitellen : 


Das Gericht sog ſich hierauf zur Beratung und Be⸗ 
ſchlußfaſſung zurück 

Demnäͤchſt verkündete ber Borligende, daß das Ge- 
richt (den [olgenden Beſchluß) (die folgende Entſchei⸗ 
dung) gefaßt habe: . 

(Die Gründe [des Beichluffes] [der Entfeidung] 
wurden verlefen) (der Vorſitzende tbeilte den weient- 
lichen Inhau der Gründe (des Beſchluſſes) (der Ent- 
iheidung) mit. 

Die Verkündigung des (Bejchlufjes) (der Entfcheis 
dung) wurde auf die Fibung vom. .... vertagt. 

älle t En n 
(In Finn n ber Entſcheidung 


_ (Unterföriten. In 
von den gern mit zu unter 


ſchreiben.) | | Borfigender. Beototollfürer. 


Entwurf einer Entſcheidungsformel. 


In der Unfallverjiherungsjache des Arbeiter N. N. zu Linden vor Hannover, 
Berufungsflä — wider die Nordweſtliche Eiſen- und Stahl⸗Berufsgenoſſenſchaft zu 
Hannover, Berufungsbeklagte, hat das Schiedsgericht I der Nordweſtlichen Eiſen⸗ 
und Stahi⸗Induſtrie zu Hannover in der Sitzung vom 1. April cr., an welcher 
Theil genommen haben: 

.Als Vorſitzender: der Regierungsrath N. N. 
— Als Beiſitzer, und zwar: 
a) aus der Zahl ber Arbeitgeber: die Fabrikbeſitzer N. N. und N. N., 
b) aus der Zahl ber Arbeitnehmer: die Arbeiter N. N. und N. N., 
8. als vereideter Protofollführer: der Regierungsſekretär N. N., 
r Recht erkannt: 
. Die Berufungsvertihgte wird verurtheilt u. |. 
. Die Berufungsverkllagte hat dem Berufungtläge die ihm in dem Ber- 
fahren vor dem m, 53 rwadhſenen oſten im Betrage von 
.Mark zu erſtatten u. |. w 


DD 


ründe: 
. —— des Vorſitzenden und der Beiſitzer. 

Anmerkung: Vorſtehende Entſcheidungsformel kann auch für die Ausfertigungen der Entſcheidungen 
mit der Maßgabe angewendet werben, daß dieſelbe gemäß 8 23 Abi, 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
2. November 1885 neben dem Siegel bes Schiedsgerichts (8 24 a. a. O.) bie Schlußformel „Urkundlich unter 
Siegel und Unterihrift” „Das Schiedsgericht für... ....-. enthält und durch ben Borfigenden voll⸗ 
zogen w 
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Beilnge VI. 
(Zu $ 51.) 


Formular einer Anfallanzeige. 


Berufsgenoflenihaft ...-.. - - Geltion -.-.. 2... 

Bertrauendmann (Name u. Wohnort) . . . 

Betrieböunternehmer (Name [Firma] und? Nro. des Gensflenichaftslatafters . . . 
Bohnort (Wohnung) ....... 


Unfall-Anzeige. 
an die Ortspolizei u ...... 
(Kreis, Um) . ... 2... 





1. Betrieb, in welchem fich der Unfall ereignet hat. 
(Genaue Bezeichnung und Ortsangabe, Straße 
und Sansnummer, bei großen Betrieben auch 


Betrieb3abthetlung.) 


2. *5 und Zuname des VWerletzten ober &es 
teten. 
Im Betriebe beſchaͤftigt als? (Urt der Bes 
ichäftigung.) 
Wohnort, Wohnung, Lebensalter. 


8. Worin befteht Die Verlegung ? 
Wird diefelbe vorausſichtlich den Tod ober eine 
Erwerbäunfähigleit von mehr als dreizehn 
Wochen zur Folge haben? 


4. Wo tft die verlegte Perſon untergebradjt? 
(Krankenhaus, Wohnung.) 


b. RRrantentafle, welcher die verlegte Perſon an⸗ 
angehört. 








6. Wochentag, Datum, Tageszeit und Stunde des 
Unfalles. 





7. Beranlaflung und Hergang des Unfalls. 

(Hier ift eine mögliääft eingehende Schilderung 
des Unfalls zu geben. Insbeſondere ift bie 
Werfitätte, in welcher, ſowie Die Arbeit und bie 
Maſchine, bei an NG der Unfall ereignet 

at, genau zu bezeichnen, geeigneten Falls unter 
Beifuũgung einer erläuternden Hanbifizze.) 
8. Augenzeugen bes Unfalls. 
(Rame, Wohnort, Wohnung.) 


9. Etwaige Bemerkungen. 
(8. B. Angabe von Vorkehrungen zur Ver⸗ 
hütung ähnlicher Unfälle.) 


— — — — — — — — — — 





Ort und Datum: Name und Stand der die Anzetge erſtattenden 
Perſon. 


Zur Beachtung: Rad 8 51 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 iſt von jedem U 
einem verſicherten Betriebe vorkommenden Unfall, durch welchen eine in demſelben beſchäftigte Berjon Eee 
wird, oder eine Körperverlegung erleidet, welche eine Arbeitsunfähtgleit von mehr als drei Tagen 
* „Den Zob zur Bolge hat, von dem Vetriebs unternehmer ber Ortäpolizeibehöebe jchriftlich Wnzeige zu 

atten. 

Dieſelbe muß binnen zwei Tagen nach dem Tage erfolgen, an welchem ber Unternehmer von dem 
Unfall Kenntniß erlangt hat. . 

Für ben Vetriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Yeit des Unfalls den Betrieb ober Betriebt⸗ 
tpeil, in welchem fich der Unfall ereignet hat, zu leiten hatte, die Anzeige eritatten; im Galle ber Abweſenhei: 
oder Behinderung des Betriebsunternehmers iſt er dazu verpflichtet. 

Wegen der Mittheilung von Abſchriften dieſer Anzeige an die Organe der Beru ſſenchaten 
ae man, Sektionsvorſtand, Genofjenichaftsvorftand) find die Beſtimmungen be3 noffenicaftd- 

ut3 maßgebend. 
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338 Beilagen. 
Beilnge IX. 


(Bu $ 69.) 
Berufögenofienihaft Nro. . - . . . Formular I. 
Anweifung 
zur Bahlung von Roften des Heilverfahrens. 
Eilt! ($ 5 Abſ. 2 Ziffer 1 des Unf.Geſ.) | 
Frift läuft ab am 
DD... 22220. ohnaft En mt) 
Reg--Bel. -.-.... Staat ....... Hat Anſpeet pn die Koften des Heil 
verrahrenB, 
Die legteren find für die Beit vom .. ....... bi3 zum .. 2.2.2.0... 
auf den Betrag von... ... M. feſtaeſert. worden. 
D......... oſt..... . zu ........ wird auf Grund des 
8 69 des anfalfverficjerungögejegea hierdurq hewiefen de...... zu ...... 
(zu Händen de...... U...... diefen Betrag mit... . . . 
wörtlich Were rennen M..... “ 
für Rechnung der........ Berufögenoflenfchaft vorſchußweiſe zu zahlen. 


Die Quittung ift durd) einen zur Führung eines Öffentlichen Sie iegel berechtigten, 
bei der Zahlungsleiftung nicht betheiligten Beamten unter Beidrüdung be Dienft- 
fiegel3 zu beicheinigen. 





ern ‚den..ten..2.2.....18 
Der Borita nd 
der.......... Berufsgenoſſenſchaft. 
a (Stempel.) (Unterſchrift.) 
n 
d........ Poft......... 
zu 
......... M.“ 
wörtlich ............... M..... Bi. 
habe id) aus der Ober-Boftlafje (aus der... . . . ) zu ...... erhalten 
........ , den .. ten........18.. 
rn (Bor- und Zuname.) 
ern. (Stand.) 
Daß d. ...... wohnhaft zu......... vorſtehende Quittung eigen⸗ 
händig vollzogen hat, wird "unter Beidridung des Dienftfiegeld hiermit bejcheinigt. 


........ „ den .. ten ........ 18.. 
(Siegel.) (Name und amtliche Charge.) 


— — — —— — 
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Bernfsgenoflenfhaft Niro... - . Yormular IE. 


Anweifung 
zur Bahlung von Bente an den Berlebten. 
($ 5 Abf. 2 Ziffer 2 des Unfallverficherungsgefebes v. 6. Juli 1884.) 


Kreis 

wohnhaft U... 2.2.2000 mt rrterereen 

NReg.- Be... 2.2.2.0. Staat.» 2»: 222er 200. 

hat wegen der bon Be erlittenen Verlegung Anſpruch auf eine Rente. Die legtere 
tt für die Beit vom . . ten... ..... 18 .. an auf den Jahresbetrag von 
ren M. feſtgeſetzt "worden. 

D...... oſt......zu ....... wird hierdurch angewieſen, d . 

...... (u Händend..... u diefe Rente, und zwar für die Zeit bis zum 
Ende des laufenden Monat3 mit... . . M., wörtlich „ rer ... M. 


. Pf.“ jofort, und vom 1. k. Mon. ab in monatlichen, pränumerando tätige en 
Raten von ...... M., wörtlich,......... M..... 
für Rechnung der... ..... Berufsgenoffenihaft vorſchußweiſe zu zahlen. 

Die Quittung tft durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegel3 berechtigten, 
bei der Zahlung nicht betheiligten Beamten unter Beidrüdung des Dienitjiegels dabin 
zu bejcheinigen, daß d...... 
am 1ten de3 betreffenden Monat3 noch am Leben geweſen, und daß die Quittung von 
dem Empfangsberedhtigten vollzogen worden tft. 


........ ‚den..ten........18.. 
Der Boritand 
der... 2220 Berufsgenofjenichaft. 
a (Stempel.) (Unterſchrift.) 
n 
d........ Poſt. ....... 
zu 
Quittung 


über Beute, welche dem Berlebten gezahlt iſt. 
($ 5 Abf. 2 Ziffer 5 des Unfallverficherungsgejeges vom 6. Juli 1884.) 


wörtlich >> 20er rennen eenreene.« M..... Pf.” 
Rente für den Monat ...... habe ich aus der Ober-Poftlafje (au er ...... ) 
ZU... 0.0. . erhalten. 
....... ‚den. .ten..- 2.2.0. 18... 
rer (Name und Stand.) 


Daß d........ 
am 1. d. ws noch am Leben geweſen ift, und voritehende Quittung eigenhändig von 
demfelben vollzogen worden ift, wird unter Beidrüdung des Dienftjiegeld hiermit 
bejcheinigt. 
rn ‚den..ten........18. 
er nenn Name u. Dienftcharge.) 


22* 
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Bernfögenoflenfchaft Sero. ... . . Formular III. 


Anweifung 
zur Bahlung von Beerdigungskoften. 
($ 6 Biffer 1 des Unfallverjicderungsgejeges dv. 6. Juli 1884.) 


Eilt! 
Friit läuft ab am 





D ........................... 
Kreis 
wohnhaft zu ......-. * . ....... Reg.⸗Bez........ Staat ........ 
d 
hat Anſpruch auf die Koſten der Beerdigung ............ , welche auf den 
Betrag von ......... M. feſtgeſetzt worden ſind. 
D .......... oft .... .... zu .......... wird hierdurch ur 
pieſen, dieſe ........ wörtlich.... ........... 
............. für Rechnung der ......... Berufsgenofienfchaft —* 


diſe zu zahlen. 

Die Quittung iſt durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten, 
bei der Zahlungsleiſtung nicht betheiligten Beamten unter Beidrückung des Dienſt⸗ 
ſiegels zu beſcheinigen. 


Der Vorſtand 
Det ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
| . .......... Poſt .......... 
zu 
............... M.“ 
wörtih „22:22 ne Br.“ 
babe ich aus ber Ober-Boftlafje (aus der ........ Rzu ........ erhalten 
.......... ‚bden..ten........18.. 
Daß vorjtehende Quittung von d .......... enhändig vollzogen worden 
ift, wird unter Beidrüdung des Dienftfiegels hierdurch eat. 
.......... ‚den..ten.......18. 


(Unterſchrift.) 
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Vernfögenofienfdhaft Nro. ... - Formular IV. 


Anweifung 


zur Bahlung von Rente an die Mitiwe eines Getödteten. 
($ 6 Biffer 2 lit. a des Unfallvorſicherungsgeſetzes v. 6. Juli 1884.) 





Rn Die verwittwete . 2... ...2.. geborne ........ wohnhaft zu ........ 
. 
......... Reg.⸗Bez.......... Staat .......... hat als Wittwe 
— getödteten Ehemannes, des........ Anſpruch auf die Zahlung einer Rente. 
Die letztere it vom .. ten ........ .. an auf den Sahresbetrag von 
.......... M. feitgefebt worden. 

........ ..Poſt .......... zu .......... wird hierdurch an⸗ 
ewieſen, d.. ......... (zu Händen de.......... u ) wi 
ente, und zwar für die Beit bis sum 0 Ende de3 laufenden Monat? mit ...... 

wörtlich: ............... M. .... Pf.“ ſofort, un vom 1. k. M. an, 
in monatli pränumerando fälligen —* von .. .... M., wörtlich ........ 
....3 . ... M. .... Pf.“ für Rechnung der ........ Berufögenoffenicheft 


borjehufmeie zu zahlen. 

te Quittung ift durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegelß berechtigten, 
bei der "Bahfungateiftung nicht betheiligten Beamten unter Betdrüdung des Dienit- 
fiegel3 dahin zu beſcheinigen, daß die Wittme am 1. des betreffenden Monats noch 
am Leben gemwejen tft, jeit dem Tode ihres Ehemannes nicht wieder geheirathet 
hat, A "in. daß Die Quittung bon dem Empfangsberechtigten eigenhändig vollzogen 
worden i 


error. ‚den..ten........18. 
Der Borftand 
12 ........ ..... Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
de........... Poſt .......... 
zu 
Quittung 


über Rente, melde der Mittwe eines Geltödteten gezahlt iſt. 
($ 6 lit. a Biffer 2 des Unfallverficherungsgejeges.) 


M. 
wörtlih: „2200222 ne M. .... Pf.” Rente om ic für den 
Monat... . 2220. aus der Dber-Boftlaffe (aud der ........) zu ....... 


Daß die verwittmete . 2... 2.0... geborene.......... in ....... 
am 1. d. M. noch am Leben geweſen ift, De dem Tode ihres € emannes nicht 
wieder geheirathet hat, umd bat dieſe Quittung von d.......... eigenhändig 
vollzogen worden iſt, wird unter Belbrucuns des Dienſtſiegels hiermit befceinigt. 


.......... „, den ..ten ........ 18.. 
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Bernfögenofienihaft Niro. ..... Formular V. 


Anweifung 


zur Bahlung einer Abfindungsfumme an die Witwe eines Getödteten 
bei Wiederverheirathung. 
($ 6 Ziffer 2 lit. a des Unfallverficherungsgejege?.) 


ar Die verwittwete .......... geborene ........ wohnhaft zu ....... 
is 
ur run Reg.⸗Bez.......... Staat ........ ‚ welche ſich wieder 
verheirathet hat, erhält den dreifachen Betrag ihrer bisherigen Sahresrente als 
Abfindung. 

Die legtere iftauf...... M., in Borten: „..-:ocer 0.00 M.....%Bf.“ 
Tefigelegt worden. 

.......... Poſt........ zu .......... wird hierdurch an⸗ 

geiviefen, der .......... dieſen Betrag für Rechnung der... ....... Berufs- 


genofienichaft vorſchußweiſe zu zahlen. 

Die Quittung ift durd) einen zur Führung eines Öffentlichen Siegels berechtigten, 
bei der Bahlungsleiftung nicht betheiligten Beamten unter Beidrüdung des Dienft- 
ſiegels zu bejcheinigen. 


Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 


(Stempel.) (Unterſchrift.) 


u 0, 00 08 000 0 08 0 20 


„« 


Daß vorftehende Quittung von dD ..........- igenhändig vollzogen worden 
ift, wird unter Beidrückung des Dienſtſiegels hierdurch er. 


.. ........ ‚den..ten........1 
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Bernfögenofienfhaft Nro. .... Formular VI. 


Anweiſung 
zur Zahlung von Renten an die Kinder eines Getödteten. 
($ 6 Biffer 2 lit. a des Unfallverjicherungsgejeged dv. 6. Juli 1884.) 


DD... minderjährige Sohn (Tochter, Kinder) d ........ zu ......... 


Amt teen ⸗Bez........... Staat .......... hat (haben) 


für die Zeit vom .. ten ........ 18 .. an Anſpruch auf eine Rente. 
Die letztere tft fir jedes Kind auf den Zahreöbetrag von ........... M. 
fejtgejeßt worden. 
D .......... Poſt .......... zu ......... wird angewieſen, die 
Rente für jedes Kind, und zwar für die Zeit bis zum Ende de laufenden Monats 
mit ..... ... M., toört lich .. .......... ...... M. .... Pf.“ ſofort, 


8 
und vom 1. k. M. ab bis zum zurückgelegten fünfzehnten Lehensjahre ber Kinde, 


in monatlichen, pränumerando fälligen Raten von ...... M., in Borten ner. 
....... ........ M. .... Pf.“ an die Mutter, VerwittWeten een nee. 
zu ......... (an den Bormund ......... zu ......... ) für Rechnung 
r......... Berufsgenoſſenſchaft zu zahlen. 
Den Anſpruch auf die Rente haben: 
a) .. ........ geboren den .......... längitens bis zum .......... 


x. 

Die Zuittung iſt durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegels Zerechtigten, 

bei der Zahlungsleiſtung nicht betheiligten Beamten unter Beidrückung des Dienft- 

fiegel3 dahin zu befcheinigen, daß die vorge ernannten Rinder am 1. des betreffenden 

Monats noch am Leben gewefen ſind und daß die Quittung von der Mutter (dem 
Vormunde) derſelben eigenhändig vollzogen worden iſt. 


.......... ‚den..ten........18. 
Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
| Poſt .......... 
zu 
Quittung. 

.............. M.“ 
wörtlich................... M..... Pf." Rente de. . Rinde... des 
Deren ne und zwar: 

für ............ geboren den...... ............ M. .... Pf. 
ꝛc. wie oben ....... M..... Pf. 
habe ich ir den Monat ........ 18 .. aus der Ober-Poftlaffe (aus der ..... 
........ Rzu .........erhalten. 


...... .... ‚den..ten........18.. 
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Daß d .. vorgenannte ... Kind .. des............ oem 1. d. M. nod 
am Leben gewefen tft (find) und daß vorftehende Duittung VON d............ 
e an vollzogen worden ift, wird hierdurch unter Beidrücung des Dienftfiegels 
eſcheinigt. 


Berufsgenofſenſchaft Nro..... Formular VII. 


Anweiſung 
zur Zahlung einer Rente an Aſcendenten eines Gelödteten. 
($ 6 Ziffer 2 lit. b des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884.) 


Kreis 
D ............ wohnhaft zu .......... Ann *2*222226*4* 
Reg.⸗Bez............ Staat ............ hat als Vater (Mutter) ſeines 
(ihres) getöbteten Kindes, de............... Anfprud auf eine Rente. 
Die letztere ift hir Di die Zeit vom . .ten ........ 18.. an auf den Jahres 
betrag von ........ M. .... pf. feftgefegt worden. 
D .......... Poſt ..... ..5. zu .......... wird hierdurch an⸗ 
Ken, | ......... (zu Händen de... . 2...» ) u .......... dieje 
ente — ger für die Beit bis zu Ende des laufenden Monat3 mit ...... M. 
wörtlich:............... M..... Pf.“ für Rechnung der 
.. ..........5. Berufsgenofjenichaft worſchuweſe zu zahlen. 


Die Quittung iſt durch einen zur Führung eines Öffentlichen Dienftfiegeld bes 
rechtigten, bei der Bahlungsleiftung 9 nicht Den Beamten unter Veidrucue 
des Dienſtfiegels dahin zu beſcheinigen, daß der (die)............ des 
betreffenden Monats noch am Leben deweſen iſt, "es die Quittung vom — 
berechtigten eigenhändig vollzogen worden iſt. 


ernennen ., den .. ten ........ 18.. 
Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
de........... Poſt .......... 
zu 
Quittung. 
wörtlich ............ ren Mr 22. Bf. “ Mate habe ich für den Monat 
.... ... aus der — (ans ber .......) zu ..... ... erhalten. 
Daß der (die) .......... .d. M. noch am Leben gemwejen ik, um 
daß vorjtehende Quittung von de........... eigenhändig vollzogen worden ift, 


wird unter Beidrüdung Des Die Dienfifiegels beihetigt 
...... ...., den ..ten ........1 
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Bernfögenofienihaft Niro. .... Fornular VIII. 


Znweifung 
zur Bahlung von Rente an die Ehefrau eines im Rrankenhaufe unter- 
gebraten Berletten. 
($ 7 letzter Abſatz des Unfallverficherungsgefeges dv. 6. Juli 1884.) 


Die verehelihte ......... geborene ........ wohnhaft zu ...... .. 
eis 
Im rn Reg.⸗Bez......... Staat ........ hat für die Zeit der 
Verpflegung ihres Ehemannes.......... im Krankenhauſe zu ........ .. 
Anſpruch auf Zahlung einer Rente. 

Die legtere ift vom .. ten ......... 18 .. an auf den Sahresbetrag von 
....... M. feſtgeſetzt worden. 

D .....T. oſt ......... zu . ........ wird hierdurch angewieſen, 
der .......... u Händen de .......... zu ......... .) dieſe Rente, 
und zwar für die gi bis zum Ende des laufenden Monats mit ........ M., 
wörtlih: „..... ........ M. .... Pf.“ ſofort und vom 1. k. M. an in 
monatlichen, prünumerando ‚fälligen Mien vun . ..... M., wörtlich: 

.....-.. M. .... Pf.“ für Rechnung der........... Veruſsgenoſſen ſchaft 


vorſchußweiſe zu zahlen. 

Die Quittung iſt durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten, 
bei der Zahlungsleiſtung nicht betheiligten Beamten unter Beidrückung des Dienſt⸗ 
ſiegels dahin zu beſcheinigen, daß die Ehefrau am 1. des betr. Monats noch am 
Leben geweſen, und daß die Quittung von d. Empfangsberechtigten eigenhändig 
vollzogen worden iſt. 


ren , den ..ten ........ 18 
Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
| Poſt .......... 
zu 
Quittung. 
wörtlich: ........... rn “.M..... Bi. “ Rente habe ich für den Monat 
een aus der Ober-Poftlaffe (au8 der ......... ernennen. . eihalten. 
.......... ‚den ..ten ........ 18 
Dub die verehelihte .. ........ geborne .... 22... zu. ........ 
am 1. d. M. noch am Leben geweſen, und daß vorſtehende Quittung von d..... 
........... eigenhändig vollzogen worden iſt, beicheinigt unter Beidrückung des 
Dienſtſiegels 
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Bernfögenoflenihaft Nr. ... . Formular IX, 


Anweifung 
zur Bahlung von Benten an die Kinder eines im Rrankenhaufe unter: 


gebraten Berlebten. 
($ 7 legter Abſatz de3 Unfallverficherungsgejeges dv. 6. Juli 1884.) 


D .. minderjährige.. Sohn (Tochter, Kinder) de8 .........- wohnhaft zu 
Kreis 
......... Re Staat ......... 


Am 
hat (haben) für hie Beit der Verpflegung ihres (feines) Vaters, des .......... 
im Krankenhauſe zu .......... Anspruch auf eine Rente. 
Die letztere ift für jedes Kind vom .. tel .......... 18 .. an auf den 
Jahres betrag DON. ..... M. feſtgeſetzt worden. 

........ Bolt ....... zu ........ wird angewieſen, die Rente 
für iches Kind, und zwar für die Bit bi8 zum Ende des laufenden Monats mit 
en M., wörtlich nerseneneenec Me .... Pf.“ fofort und vom 1... 
an bi3 auf Weiteres jedoch längſtens bis zum zurückgelegten fünfzehnten Lebens 


jahre ber Kinder, in monatlichen pränumerando fälligen Raten von ...... M., 


wörtlich ............... M. .... Pf.“ an die Mutter, verehelichte . 
. . ...... geborene... ...... zu ..... ... EM ....... . zu 
für Rechnung der .......... Berufsgenoffenfgaf rſchußweiſe zu zahlen. 
Den Anſpruch auf Rente habe 
a) .......... geboren den .......... längftens bis zum ......... 


Die Zuittung iſt durch einen zur Firung eines offentuchen Siegels herechtigter, 
bei der Zahlungsleiſtung nicht betheiligten Beamten unter Beidrückung des Dienit 
Ina dahin zu beicheinigen, daß die vorgenannten Kinder am 1. des betr. Monat? 

eben geweſen find und daß die Duittung von d. . Empfangäberedjtigten 
—E vollzogen worden iſt. 





ernennen ‚den... ten ........18. 
Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
a (Stempel.) (Unterſchrift.) 
n 
d........... Bolt .......... 
zu 
Quittung. 
....... M." 
wörtlich: ..................... M. .... Pf.” Rente de. Rinde... d 
.. .. ........ und zwar: 
für ...........— geboren den .................. M. .... Pf. 
........... Mer. verein 
ZEBEREEREEEE n ne. ei ............... 2 
habe ich für den Monat ........ 18 An ber " Ober-Bofktafie (auß der a 
....... ) zu ............ erhalten 
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Daß d.. vorgenannte... Kind... des . ........... am 1. d. Mts. noch 
am Leben geweſen ſind, und daß vorſtehende Quittung Don d.............. 
inte vollzogen worden ift, wird hierdurch unter Beidrüdung des Dienſtſiegels 
eicheinigt 


Berufsgenofſenſchaft Nro..... Formular X. 
Anweiſung 
zur Zahlung von Rente an Aſcendenten eines im Krankenhauſe unter- 


gebrachten erlebten. 
($ 7 legter Abſatz des Unfallverficherungsgefepes vom 6. Juli 1884.) 


eis 

D ............ wohnhaft zu ........... us ............. 
Reg.⸗Bez........... Staat ........... hat für die Zeit der Verpflegung 
ſeines (ihren) Kindes, DB ............. im Krankenhauſe zu .......... 
Anſpruch auf eine Rente. 

Die legtere ift für die Zeit vom . . ten... ...... 18... an auf den Jahres» 
betrag von ........ M. feſtgeſetzt worden. 

D ......... Poſt .....-.. zu ........ wird hierdurch angewieſen, 
de ....... ...... (zu Händen de........... ) diefe Rente, und zwar für 
die Beit bis zum Ende des laufenden Monat? mit ...... M., wörtlich : . ..... 
........ ... M. .... Bf.“ ſofort und vom 1. k. M. an bis auf Weiteres in 
monatlichen prauumanbo fälligen Raten von ...... M., wörtlid ......... 
.......... M. .... Pf.“ für Rechnung der .......... Berufsgenoſſenſchaft 


vorſchußweiſe zu zahlen. 
Die Quittung ijt durch einen zur Führung eines öffentlichen Siegels bereütigten, 
bei der Zahlungsleiſtung nicht betheiligten Beamten dahin zu beicheinigen, daß de . 


.... .. ........ am erſten des betreffenden Monats noch am Leben geweſen und 
daß die Duittung von d... Empfangsberechtigten eigenhändig vollzogen worden tft. 

.......... ‚den ten ........18. 

Der Vorſtand 
der ............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
An 
| .......... Poſt .......... 
zu 
Quittung. 
.“ 
wörtlih: ........... ie. M: . . Pf.“ Rente ‚habe th für den Monat 
..... ... aus der Ober⸗-Poſtkaſſe (aus der ........) zu ........ erhalten. 
nn ‚den .. ten ........18.. 

Daß de............. 3 .. . . . . . . .. am 1. d. M. noch am Leben 
geweſen, und daß vorſtehende Sudttun von eigenhändig vollzogen 
worden iſt, wird hiermit unter Beidrückung des Dienſtſiegei beſcheinigt. 

........... ‚dben..ten........18. 


ai 
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Bernfögenoflenfhaft Nro. .... . - Formular XI. 


Anweifung 
zur Bahlung von KRur- und Berpflegungshoflen an ein Rrankenhans. 
($ 7 Abf. 1 des Unfallverjicherungsgejeges vpm 6. Juli 1884.) 





Kreis 
D..... wohnhaft zu... . . Im ten Reg.⸗Bez 
Staat ....... tft vom . .ten....... 18.. bis zum .. ten ...... 18.. im 
Krankenhauſe zu. ...... verpflegt worden. 
D...... Poſt ...... zu ....... wird hierdurch angewieſen, die in dem 
negebenen Beitraum entitaudenen Kur⸗ und Berpflegungskoften mit ..... . M., wört- 
‚Marl .. Pf.“ and...... zu ....... für Rechnung der 


 . 0.100. 01 00 9 8 0 Yu 8 — Su ey 0 


Der Borftand 


An der........... Berufsgenoſſenſchaft. 
d ..... Poſt .. 
zu 
Quittung 
wörtlich „--...- Mar Bf.“ Rur- und Verpflegskoſten aus der Ober⸗Poſtkaſſe 
(aus der. .....». ) nn ........ erhalten a haben, beicheinigt. 
........ ‚den ..ten ....... 
CGiegel. ) (Unterſchrift.) 
Berufögenoflenfhaft Nro.. - . . . | Formular XI. 
YAnweifung 
zur Ginftellung von Bentenzahlungen. 
Kreis 
D..... .. zu ..... — ....... Reg.⸗Bez...... Staat ...... 
welche... nach der Zahlungsanweiſung vom ... ten ...... . jeit dem .. ten 
....... 18... eine nente bon monatlich . . M. bezieht, hat nn Wohnnh 
nach ..... rn in ·**22**226* Regen. ........ Staat ........ 
verlegt. 
(iſt am ..ten ...... 18.. verſtorben,) 


(tft gegentwärtig wieder völlig erwerbafähig,) 
(it aus der Krankenhauspflege entlafjen, ) 
(tft gegenwärtig ber Unterjtügung nicht mehr bedürftig,) 
Hatfidam..ten....... 18 . . wieder verheirathet,) 
(bat am. in. ....... das fünfzehnte ——— zurückgelegt.) 

Die Zahlung der bocbegeicineten Rente tommt daher vom ....... 18.. (für 
die Bolt... .... )in Wegfall. Für den Monat........ ift nur noch der Betrag 
von ..... M. zur Zuszapuna zu bringen. 

........ en ....... 

Der Vftand 
er.............. Berufsgenoſſenſchaft. 
(Unterſchriſt.) 


. 0080 2 8 RR 8 64 0 
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Beilage X. 
(8u $ 79.) 


Mutter 
eines Protokolles gemäh 8 79 des Anfallverfiherungsgefebes. 
| N. N. Berufs 
et 
rennen den... ten. ...... 1886 Bormittadd .. ... . 


Auf Einladung des mitunterzeichneten Gektionsvorftands-Vorfigenden Hatten fich 
heute die in dem anliegenden Verzeichniß aufgeführten ſechs Mitglieder des Sektions⸗ 
vorſtandes und ſechs Arbeitervertreter zu einer Sigung behuf3 Berathung des gemäß 
ss 78 ff. des Unfallverficherungsgefeges aufgeftellten Entwurfs allgemeiner Unfall 
verhütungsvorichriften für. -....... eingefunden. 

Bon Beibringung bejonderer Legitimationen der Arbeitervertreter war Abftanb 
genommen worden, da diejelben perjönlich bekannt find. 

Der Borfigende eröffnete die Verfammlung mit begrüßenden Worten und 
erläuterte fodann die zur Beratäung vorliegenden Unfallverhütungsporichriften. Er 
legte dar, daß drei Punkte hierbei wejentlich find, und zwar: 

1. die Rüdfiht auf Menfchenleben, 

2. die Rückſicht auf die Eriftenzmöglichleit der Betriebe, 

3. die Rüdfiht auf Hintandaltung einer übermäßigen Behinderung der 
Arbeiter bei der Arbeit. 

Die Verfammlung erklärte ſich damit einverftanden, daß die Brotofollführung 
durch den Sektionsſekretär X. übernommen werde. 

' ehr Sorligende fragt: „Wünſcht Jemand im Allgemeinen über die Vorlage 
zu |predhen ?” 
err B. verlieft einen von ihm und Herrn A. geitellten Antrag, „von der Er- 
— dieſer Vorſchriften zunächſt überhaupt abzuſehen“, und begründet denſelben 
ngebend. 

Herr A. erhält das Wort und gibt ald Mitantragfteller eine weitere Motivirung 
de3 Antrages. 

Hieran knüpft ſich eine Debatte, aus welcher folgende Ausführungen zu be- 
merfen find. 

Herr C. würde e3 für richtig Halten, wenn die Sektion dom Genoſſenſchafts⸗ 
vorftande eine genauere Friſt zur Berathung der Vorſchriften erhielte. 

Herr Arbeitervertreter H. ſpricht genen den borangegebenen Antrag B./A. 

Herr F. wünſcht Aufichiebung des Erlaffes der Borjchriften, um erſt die Wirkung 
des Unfallverficjerungägeleged abwarten zu können. 

Herr A. betont, daß Sicperheitävorihriften nicht Überhaupt erſt zu jchaffen find, 
ſondern bereit3 beitehen. 

Der Vorſitzende fragt die Unwejenden: Sit folgender Antrag anzunehmen: 

„den Genofienichaftsporftand zu erjuchen, von dem Erlaſſe der vorgelegten 
Unfallverhütungsvoriäriften zu Beit ganz abzujehen zc.“ 
Es ftimmen: 


I. Die Borftandsmitglieder: II. Die Urbeitervertreter:: 
Herr C. mit ja Herr H. mit nein 
” B. ⸗⸗ ja ” L. " ja 
„ E „ja „ M. „ ja 
” F „lau ⸗⸗ G. ” ja 
„A. „ ja „ I. „ ja 
F D. nein „EK. „ 3a 


Der Antrag tft demnach angenommen. 
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Um für den Fall, dab der Genofjenjchaftsvorftand dem Erſuchen nicht Folge 
gibt, die heutige Sitzung nutzbar zu machen, jol in die Berathung des Entwurf ein- 
gegangen werden. 

Es wird durch Akklamation befchloflen, daß diejenigen Baragraphen als eventuell 
genehmigt gelten, bei deren Nennung durch den Vorſitzenden Niemand Einfprucd, erhebt. 

88 1—25 ohne Widerſpruch. 
ſol Zu 8 26: Herr Arbeitervertreter M. bringt den Antrag ein, daß 8 26 lauten 
ollte: 2c. 

Herr E. ſpricht für den Antrag. 

Der Untrag findet einftimmige Annahme. 

Zu 8 27: Herr Arbeitervertreter H. ftellt den Antrag: ꝛc. 

Herr C. erklärt, daß, falld die Genoſſenſchaftsverſammlung den heute bejchlofie- 
nen Ubänderungen des Entwurfes zujtimmen follte, er feine Zujtimmung zu dem 
anfangs eingebradteu prinzipiell ablehnenden Antrage der Herren B./A. zurüdnehme. 

Die gleiche Erklärung geben Herr F. und Herr Arbeitervertreter L. 

Herr A. erklärt, dab mit den heut beſchloſſenen Abänderungen die bon ihm 
in dem borerwähnten Untrage B.;A. erhobenen Bedenken in den Hauptpunkten Hin 
fällig werden. 

Herr E. ſchließt fich ebenfall3 der Erklärung des Herrn C. an. 


Borgelejen und genehmigt. 


D. X, 
Vorſitzender. Schriftführer. 
Anlage: Verzeichniß der in der Sitzung des Vorſtandes der Sektion N. der 
N. N.Berufsgenoſſenſchaft am. ..... 1886 anweſenden 


J. Mitglieder des Sektionsvorſtandes (bezw. deren Stellvertreter), 
II. Auf Grund des 8 79 U. V. G. zugezogenen Vertreter der Arbeiter (bezw. 
deren Stellvertreter). 
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Beilnge XI. 
(Bu $ 87.) 
(Borderjeite.) 


Stimmzettel für die Wahl von zwei nidtfländigen Mitgliedern des 
Reics-Berfiherungsamtes. 


Ausgefült und unterfchrieben an das Reichd-Berficherungsamt binnen vier Wochen 
nah dem Empfange zurüdzufenden. 


(L. 8.) 
Name des Wahlberechtigten . - . : -- 2200 e. 
Zahl der dem Wahlberechtigten zuftehenden Stimmen: — — 


Der ; Genofjenihaftsvoritand 
Die unterzeichnete Ausführungsbehörde 


als Mitglied des Reipö-Berfiherunge- als Stellvertreter 








wählt: 


1. Name: ......... 


Mitglied welch Ausführungsbehärde — er Ausführungsbehördte 


. 0.200000 8 1 8 [er Tr 


es Genoſſenſchaftsvorſtandes. 
Mitglied welh, Ausführung&behörde 


“ 
2.0 08 8 8 Tr Tr BT TB 60 0 





/ 
Wohnort: ........ Wohnort:......... 
es Genoſſenſchaftsvorſtandes Mitglied wel 5° Genoſſenſchaftsvorſtandes 











2. Name: ......... ‚1. Name: ......... 
Wohnort: .......... wWohnort: .......... 
es Genofſenſchaltsvorſtandes es Genoſſenſchaftsvorſtandes 
Mitglied welch Ausführungsbehörde Mitglieb welch Ausführungsbehörde 
2. Name: .......... 
Wohnort: ......... 
es Genoſſenſchaftsvorſtandes 
Mitglieb welchẽ Ausführungs behörde 
. 0.200 Ltr 2 Tr Tr Er re 2 Te ee 
Unterjchrift 
(Rüdjeite.) 
Unfallverficherungsgefeg $ 87 Abſ. 2, 3 und A. 
Abdrud. 
Desgl. 8 91. 
Abdrud. 





Anmertung: Den Genofjenichaftsporftänden find im Sinne des 8 87 die Ausführungsbehörben für 
die unter das Ausdehnungsgeſetz vom 28. Mai 1885 fallenden, einer Berufsgenofienfchaft nicht angehörenden 
Reichs⸗ und Staatöbetriebe gleichzuachten. (Vergl. 3 2 Abſ. 1 und 8 unb 8 8 des Ausbehnungsgejehes.) 
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Beilage X. 
(Bu $ 77.) 


Tabelle 1: Allgemeine Ueberficht. 











' Organiſatien. 
| | Bat. | | 
| Mitglieder j Delegirten seiten, Arbei- 
a b ur Ber- Heauf ‚errichter terver⸗ 


Berufe Seltio- des Ge⸗des 
genoſſenſchaft nen noſſen⸗- | fämmt- 





Genoſſen⸗ | trauens- tragten ten | treter 





ichafts- | mä Schieds⸗ (g 41 
ihafte- | Hihen |Werfamm- |" 16ER |gerichteibes IL. 
boritan- Seltion® lung 8 6) V.G.) 
des vorftan- a 
es 








——— —— — 
| | | | BE 





Gronnifation. 





Zahl der verſicherten Perſonen 


nu 





& b c 
Betriebe 

durchſchnittlich beſchäftig | | Sonftige Zuſammen 
Unternehmer | ten Betriebsbeamten ($ 50 des (Spalten 
und Arbeiter Normalſtatuts) 11—13) 

| | 

| | 

10 | 1 | 12 | 13 Ä 14 








Sohn-Beträge. | Unfälle | | 
(Zu Anrechnung zu |(BahlderZerlegten für 
bringenbe Beträge welche Entichädigungen 
der Löhne und Ge- feſtgeſtellt morben find)| Ausgaben | Einnahmen 

Deco der beriherten a b: 
erjonen Spalte 14 Laufe des . 

Sri abi. Si.ad| weſtand Watteze (Bergl —— 


b. 2 9 
1.-8.-®. aus dem lahres Hinzu« a 
) Vorjahren gelammene Spalte 49)| Spalte 57) 
(dgl. Tab. 8) | 
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Tabelle 2: Ausgaben und Einnahmen, 


Ausgaben, 
a. Entfhädigungsbeträge. 
Ermwerbsunfäbigfeit Todesfälle 
($ 5 des U. V. G.) ($ 6 des U.8.@.) 
eruf3- 
genoffent haft Roften Renten Ubfindungen 
des Renten Deerbigunge- an m an Zittwen 
Heil- Verletzte koſten Wittwen jeber- 
verfahrens Getödteter verheirathung 
—— Fe I ve. Berj. | M. | Berl. | M. 
1 Ä 8314| 5] 778 | 9 jo |1m_ 





Ausgaben. 
a. Entijhädigungsbeträge. 


Unterbringung im Krankenhaus 
(8 7 des 1.8.0.) 


Renten an | Renten an Renten an Kur⸗ und 
Renten an Renten an Ehefrauen in sinder in ‚uleenbenten Berpflegungs- 
bie Kinder | Afcendenten hanſern unter-/häufern unter-/häufern unter-| ,_ Tohen an 
Getödteter Getödteter ebrachter brachter ebrachter Krantenhäujer 

Berletter Berletter Berlegter gezahlt 
Perf. | M. | Berj.| M. | Perj. | M. | Berl. | M. | Berl. | M. | Berl. | M. 
12 | 13 | 14 | 15 | 16 | 17 | 18 | 19 | 20 | 21 | 22 | 2 


a. Entjhädigungs- d. Unfallverhütungstoften 
— a 
nfall- 
| —* Si m ueber⸗ — bei Rttung 
Summe ſuchungen ieds⸗ rlaß von er⸗ 
sablung | der Ent» | und der | gerichts- | OBERE ünſalber- | unglüdter 
Ausländer ſchädi⸗ Feſtſtellung koſten Betriebe hü tungs⸗ en Bufammen 





. 1 
($ 67 des gage De Ent set, b. en (8 a Abi. 3 
1.8.0) gungen >.911.8.6.) | U. V. G.) 
Perſ. A. M M. M. M Mm. | M M. 
24 | 25 6 | 7 | 8 | s0 | 31 32 


Doehl, Die Unfall-Verfiderung ꝛc. 23 
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4. Koften der erften Einrichtung. 





Neifekoften und Tagegelder einſchließlich 








Ausgaben etwaiger in feiner der folgenden Spalten 
auf grund aufzunehmender Auslagen. 
| er 
Ver onuqhe nommener a. der 
ſachliche ſi ea 8 Bujammen Vorſtands⸗ der 
— 2 mitglieber 8 er« F der y 
($ 100 Genofe ei auend- | Delegirten| Beam 
h. 8.8. ) Ienid-- tiong- | Männer 
Vorſtand 
M. M. M. M. | M. M. M. M. 
33 a | 5 | 36 | 37 38 39 M 
Te — TE ung? 
—R Einnahmen. 
Summe 
der Kaſſen⸗ 
f. Ein— —* beſtand uml in⸗ Ein⸗ 
, | gaben u mlagen nahmen 
lagen in ünte Anfang nad nahmen | Straf. ns Sonftige gi. 
ben des |g 71 de AUS dem Felber Rollen Binfen | Ein- me 
Reſerve⸗ (Spatten Rech⸗ |U.B.G Reſerve⸗ (vergl. nahmen 
fonds 96, 27, mung | | fon Sp. 34) 
28, 39, jahres 
471.48) 
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sd Ginnahmen. . 
aben. 
rwaltungsfoften. 
swaltungstoften. 

| 

Schreibmate- Inſer⸗ Binfen 

jehälter | Local» | rialien, Drud- 
der miethe, fachen, For- Porto- tiond- und) und 


Jeamten | Heizung, | mulare zr. often, jonftige | Tonitiger Zuſammen 
nd Ber | Beleud- | ZInſtenh | game ne. | Tations- | waltungs- 
enfteten | tung zc. — Ri toften | auftivand 


M. M. M. M. M. M. M. 





Vorſchuß⸗Rechnung. 
Einnahmen Ausgaben Betrag des 
etrag de 
— ee Reſervefonds 
Im re Am vorausgezahlte bes am alu 
— Veitrage und Rechnungs⸗Rechmange⸗ 
luſge⸗ (ß dolgeeegurüd-Kautivnen (Sp. 59) |  iafres jafjees 
mmene | de 1.8.6.) | gezahlte 
nleiben | und erhobene | Anleihen 
ae uf die Burüd- 
8 17 Biff. 7 mlage an- 
a. a. O.) —** gezahlte 
u M M. M M M M 








Berufsgenoffenfhaft. 


Gewerbszweige, 
Mafchinen 2c. nad) 
Eintheilung de# 
Gefahrentariſs ober 
nad) einer im 
Intereſſe des Ges 


Verletzte Perſonen, it] 





a. Zahl, Alter und Geſchlecht ber Verlegten. 





ion 
nittlihe 
18 

eher 


erten 
denen 


(Sobelle 1 Ermadsfene| Ihe 


(unter 


Jugend» 


¶Zuſammen 


Auf 1000 verfidene 
Perſonen (Spalte i; 
[und das Jaht k- 




















fahrentarifs liegenden] Sp. 14) 16 Jahren) vechnet] fommen 
Gruppirung 
M. W. M. W 
7 
NN 




































Stahl: 
Hohofen . ... .| 
Vertohungsanitalten . 
Maichinenfabrifen 
u: ſ. m. 
Bufammen! 
Entſchadigungen feftheien 
e. Urt ber Verletzungen. 
Verletzung bon 
Mi anderen erſiet u | Sur 
Kopf lrmen ober Ertrunken 
und und Beinen mehreren Tegungei 
Gefiht | Händen üben Körper: 
(Augen) | (Fingern) theilen 
| zugleich 
1 18 19 | _% J 21 22 Ei 
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Unfälle. 


velche im Laufe des Rechnungsjahres 





b. Veranlaſſung und Art der Unfälle. 





Glühende 
Exploſionen „ | Bewegte _ 
—6 * —5 — — * gen von Sahrzeuge,| Sonftige 
unter | Explofive ‚heiße, (Motoren, bruch, Treppen. Beförbe- | (Gebrauc) 


d Gtzende Einſturz, rung von | von ein⸗ 
an Gefätelihe Flüſſig⸗ miffionen, —— Gallerien, Satten, fachem 
md Oafen „Stoffe | Teen, | Yepeirge |TRDER DOM | yefungen, Auf und | Band 
Dampf \ganyin 2) Sur maſcinen änben Waflins ee. Abladen etc. wertzeug) 
keſſel ꝛc.) Damp rn %. 





vorden find. 


d. Folgen der Berlebungen. 


. Baht 

Vorüber⸗ der entſchädigungsberechtigten Hinter⸗ 
gehende bliebenen der Getödteten (Sp. 27) 
Erwerbs⸗ Länger als 

infähigkeit 6 Monate dauernde 

von mehr | Erwerbsunfähigkeit | Tod 


Fi en Aſeen 
D ⸗ * 
an Witwen | Kinder | 5 enten Bufammen 
Monaten! . 
theifweife | völlige 
24 25 26 | 27 28 29 30 31 


Der Boritand. 


ô ô Hann 





Anhang. 


A. 


Alphabetiſches Verzeichniß 
der Gewerbezweige, welche zu den bis zum 1. Oktober 1885 gebildeten 
Berufsgenofjenfchaften gehören. 


B. 
Alphabetiſches Verzeichniß 


der Gewerbezweige, welche zu den auf Grund des Ausdehnungsgeſetzes 
vom 28. Mai 1885 ($ 1, Ziffer 2—5) gebildeten Berufsgenoſſen⸗ 
Ichaften gehören. 


Ü. 
Rachweiſnng 
der Namen, Sitze und Bezirke der Berufsgenoſſenſchaften, der Sektionen 
und der Schiedsgerichte; 
ferner der Namen und Wohnorte der Vorſitzenden der Genoſſenſchafts⸗ 
und Sektions⸗Vorſtände, ſowie der Schiedsgerichte. 
I. Berufsgenoffenfchaften. 
II. Reichs- und Staatsbetriebe. 


A. 


Hlpbabetifches Berzeichnif 


der Gewerbezweige, welche zu ben bis zum 1. Oftober 1885 
gebildeten Berufsgenofjenjchaften gehören. 





Der Betriebsunternehmer, welcher jeinen Betrieb nicht bereits 


nad Maßgabe des 8 11 des Unfallverficherungsgefeges angemelvet hat, 

ift bei Meidung einer Oronungsftrafe bis zu breihundert Mark ver- 

pflichtet, binnen einer Woche, nachdem er Mitglied einer Genoſſenſchaft 
geworben tft ($ 34 a. a. O.), der unteren Verwaltungsbehörbe, in 
deren Bezirk der Betrieb belegen ift, eine Anzeige zu erftatten, welche 

1. ven Gegenftand und die Art des Betriebes, 

. die Zahl der verficherten Berfonen, 

. bie Berufsgenoſſenſchaft, welcher der Betrieb angehört, 

. falls es fih um einen nach dem Inkrafttreten des Geſetzes neu 
begonnenen oder verficherungspflichtig gewordenen Betrieb hans 
delt, ven Tag der Eröffnung beziehungsweife des Beginns der 
Berficherungspflicht angibt. 

| Die Anzeige ift in zwei Exemplaren einzureichen. Die untere 

Berwaltungsbehörde hat ſodann jeden in ihrem Bezirke belegenen Be⸗ 

trieb, über welchen vie Anzeige eritattet ift, binnen einer Woche nad 

dem Eingange der letteren durch Einfendung eines Eremplars derfelben 
dem Vorſtande der in der Anzeige bezeichneten Genofjenjchaft zu über- 
weten. Gehört ver Betrieb nach Anficht der unteren Verwaltungs- 

Behörde einer anderen als ver in der Anzeige bezeichneten Genoffen- 

ſchaft an, fo ift dem Vorſtande viefer Genoffenfchaft, unter gleichzeitiger 

Benachrichtigung des Vorſtandes der in der Anzeige bezeichneten Ges 

noffenfchaft und des Betriebsunternehmers, eine Abfchrift der Anzeige 

zuzuftellen. 

Für Betriebe, über welche eine Anzeige nicht erftattet ift, hat bie 
untere Verwaltungsbehörpe die Ueberweifung binnen einer Woche nad 
Ablauf der von ihr in Gemäßheit des 8 35 Abi. 2 a. a. O. be 
ſtimmten Friſt dadurch zu bewirken, daß ſie die vorſtehend unter Ziffer 

1 bis 4 bezeichneten Angaben ſelbſt macht. 


> 
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Treten Aenderungen eines Betriebes ein, welde für die Zuge- 
hörigkeit zu einer Genoffenfhaft von Bedeutung find, fo ift ver Be- 
triebsunternehmer wiederum bei Meidung einer Ordnungsſtrafe bis zu 
dreihundert Mark verpflichtet, diefelben dem Genoffenichaftsuorftande 
binnen einer durch das Genofienfchaftsitatut beftimmten Frift ans 
zuzeigen. 

Mit Rüdficht auf diefe Beftimmungen und die ven Genofjenfchafts- 
organen theils durch das Geſetz, theild durch die Genofienfchaftsftatuten 
zugewiefenen Obliegenheiten hinſichtlich der Katafterführung und der 
Behandlung von Betriebsveränderungen, welche für die Zugehörigkeit 
zur Genofjenfchaft von Bedeutung iind, hat das Reichs⸗-Verſicherungs⸗ 
amt ein alphabetifches Verzeichniß ver Gewerbezweige, welche zu ben 
bis zum 1, Oktober 1885 gebilpeten Berufsgenoſſenſchaften gehören, 
aufgeftellt und deſſen Veröffentlichung beichlefien, 

Bei ver Benutzung des Verzeichnifjes find die nachftehenden 


Vorbemerkungen 


genau zu beachten. 

1. Das nadhfolgende alphabetifche Verzeichniß enthält nur Diejenigen 
Gewerbezweige, welche zu ven bis zum 1. Dftober 1885 auf Grund 
des Unfallverfiherungsgefeßes vom 6. Juli 1884 und des Auspehnungs- 
geſetzes nom 28. Mai 1885 gebildeten Berufsgenoffenfchaften (vergl. 
die Belanntmachungen vom 22. Mai und 15. September 1885, Amt- 
lihe Nachrichten ©. 143 u. 217) gehören. Die unter das letztere 
Geſetz fallenden Betriebe der Reichs⸗ und Staats-Eifenbahnverwaltungen 
und der Poſt⸗, Telegraphen-, Marine- und Heereöverwaltungen find 
in dem Berzeichniß nicht berüdfichtigt, weil dieſelben in die beruft- 
genofienichaftliche Drganifation nicht mit einbezogen find. Andererſeits 
fonnten, abgejehen von ben Privatbahnen und Straßenbahnen ꝛc. die 
übrigen von dieſem Gefete betroffenen Betriebe, nämlich der Baggerei⸗ 
betrieb, ver gewerbsmäßige Fuhrwerks⸗, Binnenſchifffahrts⸗, Flößerei⸗, 
Prahm-, und Fährbetrieb, ſowie der Gewerbebetrieb des Schiffsziehens 
(Treivelei), der gewerbsmäßige Speditions⸗, Speicher- und Kellereibe⸗ 
trieb, der Gewerbebetrieb ver Güterpader, Güterlader, Schaffer, Brader, 
Wäger, Meſſer, Schauer und Stauer in das VBerzeichniß nicht mit auf 
genommen werben, weil Berufsgenojjenfchaften für dieſe Betriebe noch 
nicht gebildet worden find. 

2. Das Verzeihniß foll für die Beurtbeilung ver Frage, zu 
welcher Berufsgenofjenichaft ein Betrieb gehört, einen Anhalt bieten, 
ohne dadurch der Prüfung der Zugehörigkeit durch die Genoſſenſchafts⸗ 
vorftände und das Reich8-Verfiherungsamt (vergl. 8 37 des Unfall 
verficherungsgejeges) im einzelnen alle zu präjupiziren. 

In manchen Fällen mußte, um die Ueberfichtlichfeit des Verzeich⸗ 
niffes nicht zu beeinträchtigen, ein Gewerbezweig als derjenigen Der 
rufsgenofjenihaft angehören bezeichnet werben, welcher bie überwiegende 
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Mehrzahl ver fraglichen Betriebe zuzuweiſen ift, währenn einzelne 
Detriebe deſſelben Gewerbezwetges je nach der Befchaffenheit des be- 
arbeiteten over verarbeiteten Materials einer anderen Berufsgenoffen- 
fchaft angehören koͤnnen. 

So 3.2. find in dem Verzeichniffe (entfprechenn ver Klaſſifikation 
der Neihs-Berufs- [Gewerbe] Statifti), die Fächerfabrifanten, Fuß- 
bovenverfertiger und Planchettefabrikanten den Holz⸗Berufsgenoſſen⸗ 
Ihaften, die Kofferfabrifanten ver Leder⸗Induſtrie⸗Berufsgenoſſenſchaft 
zugewiefen, während Fächerfabrikanten, welche vorwiegend Papier und 
Pappe verarbeiten, zur Bapierverarbeitungs-Berufsgenoffenichaft, Fuß- 
bodenverfertiger, welche weniger Tiſchlerei, als Zimmerei betreiben, zu 
ven Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften, Fabrikanten für Planchetten 
aus Stahl zu den Eifen- und Stahl-Berufsgenoffenichaften, Koffer 
fabrifanten, welche vorwiegend Holzloffer verfertigen, zu ven Holz 
Berufsgenoſſenſchaften zählen. Es würde zu ftörenden Wiederholungen 
geführt haben, berartige Unterfchetoungen, fofern dies überhaupt durch» 
führbar gewejen wäre, in allen einzelnen Fällen in dem Berzeichniffe 
aufzuführen. 

Daß durch die Zutheilung der Betriebe für weibliche Handarbeiten 
zur Belleivungsinpuftrie-Berufsgenofjenihaft nicht auch die Stickerei⸗ 2c. 
Fabriken der legteren, ftatt den Textil⸗Berufsgenoſſenſchaften, haben 
überwiefen werben follen, verfteht fich hiernach von felbit. 

Ebenſo konnte bei Heritellung des Werzeichniffes nicht darauf 
NRüdficht genommen werden, daß viele Gewerbezweige fehr häufig einen 
Nebenbetrieb eines anderen Gewerbezweiges bilden. Solche Neben 
betriebe gehören gemäß $ 9 Abf. 3 des Unfallverficherungsgefeges zu 
derjenigen Berufsgenoſſenſchaft, welcher der Hauptbetrieb angehört. 
So 3. B. find Steinmegereien, welche ven Nebenbetrieb eines Stein- 
bruchs bilden, nicht ver Baugewerkls-Berufsgenoffenfchaft, fondern ber 
Steinbruch8-Berufsgenoffenfhaft und andererſeits Steinbrechereien, 
welche ven Nebenbetrieb einer Steinhauerei ausmachen, nicht ber 
Steinbruhs- Berufsgenofjenfhaft, Tondern der Baugewerks⸗Berufs⸗ 
genofjenfchaft zuzumeifen. 

Das Verzeihnig enthält in möglichiter Vollſtändigkeit alle 
Gewerbezweige, deren Betriebe nad) dem Geſetze vom 6. Juli 1884 
unfallverficherungspflichtig fein können; außerdem bie unter das Gefeg 
vom 23. Mai 1835 fallenden Privateifenbahnen und Straßenbahnen zc. 

Aus der Aufnahme eines Gewerbezweiges in das Berzeichniß iſt 
indeß noch nicht zu folgern, daß alle Betriebe dieſes Gewerbezweiges 
zu ber betreffenden Berufsgenofjenfchaft gehören. Es muß vielmehr 
die Frage, ob der einzelne Betrieb verfiherungspflictig ift und dadurch 
der biefen Gewerbezweig umfaffenden Berufsgenoffenfchaft angehört, in 
jevem Falle nach ven gejetlihen Beftimmungen geprüft werben. 
Schmiede oder Schneider 3. B. gehören nur dann zu einer Eijen- und 
Stahl» beziehungsweife zur Bekleidungs⸗Berufsgenoſſenſchaft, wenn fich 
ihr Betrieb als eine Fabrik darftellt, insbeſondere wenn fie in dem⸗ 
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jelben Triebwerke im Sinne des 8 1 Abf. 3 des Unfallverfiherungs- 
gefege8 verwenden oder mindeſtens zehn Arbeiter in dem Betriebe 
vegelmäßig beſchäftigen. Kulturingenieure find nur infofern Mitglieder 
einer Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft, als ihr Gewerbebetrieb fich 
etwa auf die Ausführung von Maurer, Zimmer- oder Brunnen- 
arbeiten erftredt, ebenfo Geometer und Martfcheiver nur dann, wenn 
fie als Baugewerbetreibende (Bauunternehmer 2c.) auftreten. 

4. Was die Privateifenbahnbetriebe anlangt, fo ift zu beachten, 
daß dieſelben einfchließlich der Bauten, welche von ihnen für eigene 
Rehnung ausgeführt werben, ver Privatbahn-Berufsgenofjenichaft 
(Nr. 56) angehören, jofern fie dem „Bahnpolizei-Reglement für vie 
Eifenbahnen Deutſchlands“ beziehungsweife der „Bahnordnung für 
deutſche Eifenbahnen untergeorpneter Bedeutung“ oder den entfprechen- 
den baberifchen Verorpnungen unterliegen und nicht wejentlide Be 
ſtandtheile eines anderen unfallverficherungspflichtigen Betriebes find. 
Die übrigen Privateiſenbahnen (Pferdebahnen, Straßenbahnen ꝛc.) ges 
hören, wenn fie nicht einen wefentliden Beftandtheil eines anderen 
unfallverficherungspflichtigen Betriebes bilden, ver Straßenbahn-Berufs- 
genoſſenſchaft (Nr. 57) an. 

8* Zur Erklärung der gebrauchten Zeichen iſt Folgendes zu be— 
merken: 

a) die Betriebe für Herſtellung und Verarbeitung von Eiſen 
und Stahl, welche im Allgemeinen zu den Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
Berufsgenoſſenſchaften gehören, zählen in der Rheinprovinz 
und Weſtfalen (mit Ausnahme des Regierungsbezirks Trier 
und des Kreiſes Wetzlar), ſowie in Birkenfeld 

aa) zur Rheiniich-Weftfälifchen Maſchinenbau⸗ und Klein⸗ 
eifeninbuftrie-Berufsgenofjenfchaft, wenn fie mit * be- 
len, jind (3. B. Betriebe für Herftellung eiferner 
Achſen) 

bb) zur Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Hütten- und Walzwerks⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft, wenn ſie mit T bezeichnet find 
(3. B. Eifenhochofenwerfe) ; 

b) die Rnappfchafts-Berufsgenoffenfchaft umfaßt (mit Ausnahnte 
der ſtets zu den EifensBerufsgenofjenichaften gehörenden 
Hochöfen und Stahlhütten, Eifen- und Stahl⸗, Frifch- und 
Stredwerfe, Eifengießereien und Schwarz: und Weißblech⸗ 
fabrifen) alle Betriebe, welche landesgeſetzlich beftehenven 
Rnappichaftsverbänden angehören. Solche Knappſchafts⸗ 
betriebe finden fich in vielen Gewerbezweigen, am häufigiten 
in denjenigen, welche in dem Verzeichniſſe als zur Stein- 
bruchs⸗Berufsgenoſſenſchaft gehörig bezeichnet find, d. h. 
unter den Bergwerfen, Steinbrühen ꝛc. Es wurde baber, 
um bei der Benutung des Verzeichnifjes darauf aufmerkam 
zu machen, daß vie betreffenden Betriebe nur dann zur 





bis zum 1. Oftober 1885 gebildeten Berufsgenofjenjchaften gehören. 365 


Steinbruchs⸗ 2c. Berufsgenoffenfchaft gehören, wenn fie nicht 
nappfchaftspflichtig find, während fie andernfalls zur Knapp⸗ 
Ichafts-Berufsgenoffenfchaft gehören, ven fraglichen Gewerbe- 
zweigen das Zeichen TT beigegeben; 

c) die Leinen⸗Berufsgenoſſenſchaft eritredt fich über das Neiche- 
gebiet mit Ausnahme des Königreihe Sachſen, der Provinz 
Schlefien und des Reichslandes Elfaß-Lothringen. Gewerbe: 
zweige, welche im übrigen Reichsgebiete zur Leinen-Berufs- 
genoffenichaft gehören, werden in Sachen, Schlefien unv 
Elſaß⸗Lothringen von den für viefe Gebiete gebildeten Textil: 
Berufsgenoffenichaften mit umfaßt. 

Berlin, ven 26. September 1885. 


Das Reichsverſicherungsamt. 
Böodiker. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebildeten Bernfsgenoffenfchaften gehören. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebilbeten Berufsgenofienfhaften gehören. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebilbeten Berufsgenoſſenſchaften gehören. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebildeten Berufsgenoſſenſchaften gehören. 
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bis zum 1. Oltober 1885 gebifbeten Berufsgenoffenichaften gehören. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebilbeten Berufsgenoffenfäaften gehören. 





























on. Bad 
we] * 08 ———— 

— “aapunndnaa| gr . |‘ — 18 

|: eo | 22 Bmmunseimaing 1-16 5% |: amummnmnptue 

BEE ——— 

—B er usuppagoleujaterdd 
vo—er| “ vneaabuvg eu a * vvid - -  mmunagulaßande 
8I-31| * poauagaun neagp |" PO 0 . rt 
we“ au |° 7 18 u | | 5 hg | © © Mann 19 anbındS 

|, ik | 2 72 7 ammanmalter| ; a |: ————— 
wer * onoaiabnv DR Dr “ 
. |“ ougun | HUND name | ve A nodunadog unuvnagvg 
For | “ samen rd 33 (mvay) —3 
T “ su |" ” — — J av pt 
le ee: eng |: eeminins 
#-1e| * «ho J uouvnagipoua vas 
nouvn av onnnuvase—is —R BEN ei 
er naynqug plain ||. . WDgUNDIS j ! * 
nl“ ad | | nr | “ Sn alıy uapunggulgnngandg 
sr-ar| ® mormagun mepgn |" © © © Ba ” EEE nsunatung . erunpgebnmaue 
u 2 609 n ulın ||. — D ——— re 
6 |“ ob |" "raue “ EN > apa 

* * „wapuoptagolusjzadiäug: | guoluedad 

n-r| * gu 'n ‚an | BE 1 ELLE a SE TE N 

Fin au \ — sr | uunaug apa } .. WMDNAgDILID 
2bunnoqavaaoaoi u a 2. Arc 

a re Bono aohuamaa |, |} 2 

er" RÄT . Er Er311113723 6% ‚gdunmagat N ji ——— 

mamma |er—ar| “ -porugun 0 | apa 

abge u pn Re = 

se |“ aaa ) |. ge | | = 40 7 ln } — — — 

gun aD "RD 8P ——8———— 

2 ROH u — 8 
»—1e| * le graue er—ar| mopuhegeun md... onen 
ve-er| / 0 GE ce udavvaiouanvnuia auns 
—e— — ves ꝛꝛgꝛagqunaq no“ ang |* “Le 
18-08 ana ma rer aumdel — * ED |. A aRBmBRg ag 








Alphabetifches Verzeichniß ber Gewerbezweige, welche zu ben 


406 

































































va“ ———— ae 7 |” aaumamssunanaen | nanuagvjungeaddane 
8 “ uopaunmag Aaponyogonopl Sera) “ poramagau ‘u 20 oqpugodiua 
u . apa | rE—ıE | “ DT ee 11.7111, 1837°39 
9-18 Re umalsg-er) “ rn | .. angnntumg 
" uaguopaguuamvaddnngs | LT “ ae | nuuunuum wo AS 
nr|" und | > aamogimlldungs| 91 | “ den |- - © mmuugolöntnng 
pn 8 fagoad mama 
9818| “ Pierre u Be uouuasghuauma js 2.38 up) AnauanaS 
25 aouiaoſſqumais a⸗bu⸗adlujes 
aoaiqaoqduinai aoqoſuio 
{3 “ au |" "4° onen Cuanagav 
fl | ° ee Ba an sg 
sig * +0 ges], ._, u u ZUG) iſvpſũo lſauabonasc 
6 aan a asp an 
se |“ oma |" IR —— Enter waaggad aan) 
_ ” “ unuvnagðoſlloloai⸗ “= 29graudplunag 
vc⸗ it uog — ven. ne 
. u⸗nuaoglpaunqgſoai (u⸗anq gaagduvg 
* anne ug ru ram 
1:7 aununquisbunqau⸗g u ame a pr pamel) aadpl 
u⸗ꝛuunoqꝑu⸗u aaqhumqoaa J 21 * — onionagbluoagoa 
J wumpuguhnggono |ra—er| “ va⸗atabnvg ee 
Br — — 6 7 bunmaicngan awg uapograguladdudusgD 
_ u 4 . np || * oc u⸗auvnagol ſdouignui 
78-18 —2 i ee * Car apa —— 
Ppoum poe8 „ |: uedouiuſo 
9⸗2 ug | ° arpooſppoqoao [4 palder |° aauu⸗agbuajujri⸗ 
u-r|“ 0 gun ul |° ago [781g | * us | ° * +HuagnaurgopugD® 
9—12| “ 8% vu⸗nivnagvſuoavvaipiazo 61T ⸗naauollvgx num |* um biuvorbungouus 
u—* Snap |° u⸗uvuagdſuauolvuuiajl vp coo (dr aapagınad .. aodonuiao 
9-12 | OR az |* "DIOR Yogaf jba) -apmaßuo ||" "7 amoduD 
uspphug 8250 ar ag wi 2 2 
a an ne ———— — ig an man enpennuend er Ho) 
Hopinaloußejug 22q gg Avꝙluollauobslnaog 129 age 
"on. Bunupyatag on | Sunnpytag 








407 


bis zum 1. Oftober 1885 gebifbeten Berufsgenofſenſchaften gehören. 


9-87 





BT 
nuv ouniv 


22 obnluo 
2290 · uaung·uꝛan 


nunqus akute 


eg 

— 

Avjaujaqaun 'n 7299 
‚ungug 

angBunadurg 

naunquna⸗g 

es 


Prard 
aunquia⸗gog 


BE JErL IE De 
unaug lad 
nunut 
ammugßunagugg 
-aaynqug aplyuady 
nanqug 
“anugBunado; 
-uvpanınp! 


Ag 


“RT 





re Uog ano uaraduz 
"7 napuupago) 
anplounaanogudg 


aruanoguwð 





— amndipugoT, 
4 wohaldepugug 
0 MamopagulpuguT, 
ab nao aaauolvjgrvarð 


T 





¶Anuvungwuaavvanuaas 
spupgguljuädsogdaadun 
ee 
ug 


1) 
go jan 








um 
aopvumn uobjnjeẽ 
“page 
anojvpnu⸗ 

aoviuuanj⸗ 











4% 
Inunaun⸗aog 
nunaug 

ou⸗siunaigununzg 

ꝛnaunqug ſnũed 
u | 

9 7 -ulln 

ayungungbungagaR 

aunqug ap jnagd 

909 2 -ualıa 


vR aan 
Bunpaanagaog 186 
vobunnegavarar⸗vg 
BT 
ARE N aenvag 
a 
»gBunnagavaaaandog, 
ENT 
nunaug 
uouaumnauuunz; 
49 n u⸗n 
auquosbungano 
ninauß pa 
— 
Sn ld 
»gBunpagavaagaıdıg, 
nuogaumag 
"12% »Buluol 
2990 cuauog URS 


Rpnaghng: 
Nnuvpouuia | 





uꝛuunepiaus qun aopaus⸗ 
u⸗uvinagvſuauoaadoaa⸗ 


a⸗prumouaumaguippaio 
9 ag KLLU NER TOT 
“gan 
aauuiq uavboiaa 
—A———— 
nounaphiugnvaijs 
{2 unoguvobuubiaau⸗nvas 
BT 
uol waiduve · WON 








ELDER 


a 


wugogusguyg 
aapvuiusguvajs 
u—⸗uvnagdſunuvaj⸗ 
woman 
„wanvgngolualdor> 
alle 
wupgulPS 
Kae 2 117:2111:1111179 
. wprunalug 
wlan u aↄuuuuo 
“ abi 





2 apmpagolaaglmupa 
5 nanogagojuaup|oupnS 
u uuarpuo 
a⸗auꝙpjotaaapi⸗ 
ap 

u⸗nviuvodqorao 
J uanuvjnagoluodojloaaa 


Alppabetiäches Berzeigniß ber Sewerbezweige, welche zu ben 


408 




































































F . 3*242 Sn ln |" „uamoaoiusunpiomssur 
su! et: 2: | * Tora | EEE 
vo—er men an 51 “ aaaldgz I. (aaßyaajaaanausuLmEEnDge 
1808| * 322 alu] 2 aapnly u) apmpptagulusommang 
2290 Ua "U2g1@ " wapuogagn|; ur “ BOENG C(u⸗ nuwuao 
2 Gang) aꝛanuasvij nvg) uauvnaavjuaneovaa 
. Pt sr auaunaug ap |" * ° mamumptagulummadag 
9818| * Dr za |“ Ben nn age 
o. “ 2aldonong il — uonuwnagv hiaay 
ir anunquisbunqun⸗ꝰa 2* ie 18 —— — 
ee aan “ F .. n⸗nun· aiu · g aba 
9—ız| “ ana | Sr aagmmal & & muopanupg d |. . Lg 
RE (1) | “ “plnomnaud. udoqdvaboj 
os “ nunquuoqeg vnudv al —e— nr |“ 1409 0 nal 418 19092 auu 
wijuonaav n& ul sh 3 
oꝛ · iz Er ee age € “ uopauupQ 1° * mapvylnonuguaidudosz, 
[gen 9 | uunauc 
ir “ Bag uruvnagvlupilaiojoað anmusbunagvrg ' N 
” anunaug — enoaubuvg " 0 a 
ungen wpmpaguipumneaz| 08 “ u | rt wg 
„ aupunquisbunqu⸗ } wopmlmvmapeag | FT “ ungug 
re-18| “ 0 } uam gen u vluoumazguzuagu 
aopvuiuocicuaẽ “ uunodpauınag, udjuvnagv moaqnuoglve 
nr |“ 498 © ualız, “ „Napıypagulana “az ⸗bnuoſ 
93—13| * mr u⸗euvnagolu⸗avvanooia⸗ argo uanog mug |" arbnaolaꝛauoavvanaolaav 
se |“ pa⸗unac; J * aaumaagaalaa “ a |" * = napgmmunogondor,. 
sr—zr| “ -pORUagaun · n ꝓað “ " wapmpagoluallaaz| 08 “ aaungmagag |" " 
oe “ saunqunagaz u⸗auvnagvluouiaagoaad ni uopogagojuaradog 
613 “ UNI uouvnigvaapuntuoquva 63 “ :gBunmagavaaıaıdog | ba a⸗puaquoedv 
.8 J Aarnuigva 5 4 "@ "dog ono napadoz 
. (08 u ||. Auaguaßgen] os |'08& rapmgupagag |" "1" (agag ann mapaduz 
——— — apradanng ppm | 
“AST JORE "55 won Bunpuwzuungagg 229 PDN) 3 won Bundoun 
Yophuallousßeing 229 LIED ETEIDEN Yobmallomßeinug 2q | hg 
"on Bunupıataı oN Bunupıstlar 





























409 


bis zum 1. Oftober 1885 gehilpeten Berufsgenoſſenſchaften gehören. 
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bis zum 1. Oftober 1885 gebifveten Berufsgenoſſenſchaften gehören. 
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Bis zum 1. Oftober 1885 gebifveten Berufsgenoſſenſchaften gehören. 
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B. 


Alphabetiſches Verzeichniß 
der Gewerbezweige, welche zu den auf Grund des Ausdehnungs⸗ 
gejeßes vom 28. Mai 1885 ($ 1 Ziffer 2—5) gebildeten Berufs- 
genoffenfchaften gehören. 
(UN. d. R.V. A. 1886 ©. 134.) 





Yorbemerkungen. 


m das erfte Verzeichniß unfallverſicherungspflichtiger Gewerbs⸗ 
zweige (A. N. d. R.V. A. 1885 ©. 254 ff) konnten die unter das 
Auspehnungsgejeg vom 28. Mai 1885 fallenden Betriebe nur theil- 
weife aufgenommen werben (vergl. Privatbahnen und Straßenbahnen). 
Nachdem für die Übrigen von dieſem Geſetz erfaßten Betriebe, nämlich 
den Baggereibetrieb, den gewerbsmäßigen Fuhrwerks⸗, Binnenfchiff- 
fahrts⸗, Flößerei-, Prahm⸗, Fährbetrieb jowte für den Gewerbebetrieb 
des Schiffsziehens (Treidelei), für ven gewerbsmäßigen Spebitions«, 
Speicherei- und Kellereibetrieb, für den Gewerbebetrieb ver Güterpader, 
Güterlader, Schaffer, Brader, Wäger, Meſſer, Schauer und Stauer 
bie Bildung von Serufegenoffenihaßen durch den Beichluß des Bundes⸗ 
rathes vom 15. April 1886 (A. N. d. R.B.A. 1886 ©. 50) erfolgt 
ift, find in dem nachfolgenden Berzeichniffe bie Gewerbszweige, welche 
zu dieſen Berufsgenoſſenſchaften gehören, zufammengejtellt. 

Wegen der Beveutung, welche ver Aufnahme ver einzelnen Ge- 
werbszweige in das Verzeichniß beizulegen ift, wird auf bie Bor- 
bemerfungen zu dem Eingangs erwähnten erften Verzeichnijje Bezug 
genommen. Dabei wird insbefonvere hervorgehoben, daß die nach—⸗ 
ftehend aufgeführten Gewerbe, fofern viefelben im Sinne des $ 9 
Abſ. 3 des Unfaliverficherungsgefees wefentlihe Beftandtheile eines 
anderen verfiherungspflichtigen Betriebes bilden, denjenigen Berufs⸗ 
genofjenfchaften zuzutheilen find, welchen der Hauptbetrieb angehört. 

Die mit T bezeichneten Betriebe gehören, fofern fie fih als 
Nebenbetriebe von gewerbsmäßigen Wuhrwerföbetrieben darftellen, zur 
Fuhrwerks⸗Berufsgenoſſenſchaft. 

Hinſichtlich der Unfallverſicherung der für Reichs- bezw. Staats⸗ 
rechnung verwalteten Baggerei⸗, Binnenſchifffahrts⸗, Flößeret-, Prahm⸗ 
und Faͤhrbetriebe wird auf die Bekanntmachung vom 13. Mat 1886 
(A. N. d. R.V. 1886 ©. 75) Bezug genommen, welche erjehen 
. läßt, inwieweit die Staatsbetriebe der gedachten Art den Binnenſchiff⸗ 
fahrts⸗Berufsgenoſſenſchaften angehören. 
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C. 
Nachweiſung 


der Namen, Sitze und Bezirke der Berufsgenoſſenſchaften, der 

Sektionen und der Schievsgerichte, ferner der Namen und Wohn- 

orte der Vorfigenden der Genofjenfhafts- und Sektions-Borftände 
jowie der Schievsgerichte, 





Nachdem die Sige der Schiensgerichte theils von ven Landes⸗ 
Gentralbehörven, theils im Einvernehmen mit dieſen Behörden von 
dem Reichs⸗Verſicherungsamt beftimmt, und die VBorfigenden ver Schieds⸗ 
gerichte von den gedachten Centralbehörden ernannt worden find, bringt 
das Neih8-Verjiherungsamt Im Anfchluffe an vie Bekanntmachungen 
vom 22. Mat und 15. September 1885, betreffend die Bildung ber 
Berufsgenofjenihaften ꝛc. („Amtlihe Nachrichten des Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamts* S. 143 und 221) nunmehr vie folgende 
Nachweiſung der Namen, Site und Bezirfe ver Berufs: 
genofjenfchaften, ver Sektionen und der Schievsgerichte, ferner 
der Namen und Wohnorte der DVorfigenden der Genoffen- 
ihafts- und Sektionsvorſtände ſowie der Schlensgerichte 

zur Öffentlichen Kenntniß. . 

Im zweiten Theile der Nachweifung find die für vie Poſt-⸗, Tele 
graphen-, Marines und Heeresverwaltungen, fowie für die Reichs- und 
Staatseifenbahnbetriebe eingefegten Ausführungsbehörden und Schieds⸗ 
gerichte, die leteren unter Angabe der Sige und Bezirke, ſowie der 
Namen der Borfigenvden, aufgeführt. 

Dieſe Veröffentlihung, welde auf die Bezirke und Namen ber 
berufsgenofjenfchaftlihen Vertrauensmänner, jowie der gemäß 8 45 des 
Unfallverfiherungsgefeges gewählten Bevollmächtigten ver Krankenkaſſen 
nicht ausgedehnt werben konnte, bezwedt zunädhft, einen Gefammt- 
überblid über die bis jet gefchaffene Drgantfation der Unfallverfiherung 
zu gewähren. Außerdem foll viejelbe zufammen mit vem in ber 
Nummer 23 der „Amtlichen Nachrichten des Neich8-Verficherungsamts“ 
befannt gemachten 

Alphabetifhen Verzeichniffe ver Gemwerbezweige, welche zu ben 
bis zum 1. Oftober 1885 gebildeten 57 Berufsgenoifen- 
ſchaften gehören, 


Nachweiſung der Namen, Site und Bezirke ver Berufsgenoffenfhaften 2. 421. 


den Genofjenfchaftsorganen fowie den einzelnen Gewerbtreibenven die 
Erfüllung ihrer Verpflihtungen in Bezug auf die Unfallverficherung, 
und ben verficherten Arbeitern die Verfolgung ihrer gefehlichen An⸗ 
ſprüche infofern erleichtern, als daraus zu erſehen ift, an wen fich die 
Bethelligten in vorkommenden Fällen zu wenden haben. 

Endlich ift die Veröffentlichung der nachftehenden Zufammenftellung 
dazu beftimmt, die erforderliche Verbindung zwifchen ven Vorfigenven 
der Schlensgerichte einerfeitS und denjenigen ver Genoſſenſchafts⸗ und 
Seftionsvorjtände andererjeits, ſowie die Verbindung der vorgedachten 
Drgane mit den bei der Ausführung ver Unfallsverficherungsgefege 
betheiligten öffentlichen Behörden herzuftellen. 


Berlin, ven 26. Oftober 1885. 


Das Reichs-Berfiherungsamt. 
Bödiker. 
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Zu 8 1 Abf. 5. 

Auf Grund vow Ratafterheichiperven hat das Reichsverſicherungs⸗ 
amt Hinfichtlid der DVerficherungspflichtiglett der Ziegeleien ent- 
fchteden, daß ftändige Ziegeleten, ſoweit die Verficherungspflichtigfeit der⸗ 
felben nicht jchon dur die Verwendung von Dampfleffeln over durch 
elementare Kräfte bewegten Triebwerfen bedingt wird, als Fabrilen im 
Sinne des U.B.G., auch mwerm weniger als zehn Arbeiter regelmäßig 
bef&häftigt werben, in der Regel dann anzufehen find, wenn die jähr- 
kiche Produftion von Ziegelfteinen vie Zahl von 100,000 bis 200,000 
Steinen erreiht. Sofern in einer Ziegelei auch Dachziegel, Hohlziegel, 
Blatten, Dratnröhren ꝛc. gebrannt werden, find diejelben ven Ziegel- 
fteinen im Allgemeinen gleich zu rechnen und mit biefen zufammen In 
Rechnung zu ziehen. 

(Beihluß d. R.B.U. v. 30. April 1886 Nro. 190. A. N. I. ©. 160.) 

Desgleichen binfichtlich ver Bierbrauereien, daß vom ven ohne 
Dampffefjel und mit weniger als zehn Arbeitern betriebenen Bayriſch⸗ 
Bierbrauereien biejenigen, welche minveftens 1000 SHeftoliter Mal; 
jährlich verbrauchen, in der Regel als Fabriken, biejenigen mit ges 
ringerem Malzverbraud als Handwerksbetriebe zu behandeln find. 

GBeſchluß d. RB. v. 5. Juni 1886 Nro. 189. A. N. II. ©. 160.) 


, 3u 8 1 Abf. A. 
Aus Anlak von Katafterbefchwerven hat das Neich8:Verficherungs- 

amt nad S 34 Abi. 4 des U.B.G. entſchieden: 

daß die verficherungspflichtigen Hopfenſchwefeldarren 

und Hopfenpreffereien der Rahrungsmittel-Inpuftrie- 

Berufsgenoſſenſchaft anzugehören haben. 

(Beichetd d. R.B.U. ohne Datum Nro. 185. A. N. II. ©. 159.) 

Daß die verficherungspflichtigen Getreidereinigungs— 

und Hädfelfchneide- Betriebe ver Milferei,-Berufegenoffan 

ſchaft anzugehören haben. 

(Beicheid d. R.B.A. ohne Datum Nro. 186. A. N. U. ©. 159.) 

Daß nah dem Bundesraths⸗Beſchluß vom 21. Mat 1885 

die „eleftrifhen Beleubhtungsanlagen” (alfo deven 
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geſammter Betrieb und nicht nur deren Verfertigung) zur 
Berufsgenoſſenſchaft der Feinmechanik gehören. 
(Beſchd. d. R.V. A. ohne Datum Nro. 187. A. N. I. ©. 160.) 


Daß Strumpfwirkernadeln als ein zur Nadel⸗ und 
Nadelwaaren-Fabrikation gehöriges Fabrikat anzuſehen und 
der Betrieb daher in Gemäßheit des Bundesraths⸗Beſchluſſes 
vom 21. Mai 1885 zur Berufsgenoſſenſchaft der Feinmechanik, 
welcher die geſammte Nadel- und Angelzeug⸗Fabrikation zu⸗ 
getheilt iſt, gehört. 

(Entfchdg. d. R.B.A. v. 21. Juni 1886 Nro. 188. A. N. OD. ©. 160.) 


Zu 8 1 Abf. 6 bezw. 5 1 Abf. 1 des Gef. v. 28. Mai 1885. 


Zur Frage der Berfiherungspflicht ver land- und forftwirth- 
ſchaftlichen Eifenbahnen. 

- Nachdem der Borftand der Straßenbahn-Berufsgenofien- 
ihaft die Aufnahme des dem N. N. zu X. gehörenden Feld⸗ 
etienbahn-Betriebes in das Genofjenfhaftstatafter abgelehnt 
und der genannte Betriebsunternehmer gegen dieſen Beſcheid 
Beſchwerde nicht erhoben hat, ift die Angelegenheit gemäß 
8 37 Abi. 5 des U.V. G. an das NReich8-Verficherungsamt zur 
Entſcheidung gelangt. Das Reichs⸗Verſicherungsamt hat darauf 
bei'hloffen, unter Aufhebung des ablehnenvden Beſcheides des 
Berufsgenoffenfchaftsporftandes den oben bezeichneten Betrieb 
auf Grund des 8 1 Ziffer 1 des Ausdehnungs⸗Geſetzes vom 
15. September 1885 ver Straßenbahn-Berufsgenoffenichaft 
zur Aufnahme zu überweijen. 


Thatſächliche Verhältniffe des Betriebes. 


Der Schienenweg, deſſen Spurweite 666 Millim. beträgt, hat eine 
Gefammtlänge von 500 Meter. Die Schienen (Stahljchienen) liegen 
auf Holzichwellen. Es find 6 Kipplowries & 1/s Cubikm. Inhalt in 
Gebrauch. 

Die Eiſenbahn dient hauptſächlich zur Fortbewegung von Sand, 
womit eine etwa 60 Hektare große Moorfläche befahren wird. Bei 
ungünſtigen Witterungsverhältniſſen wird die Eiſenbahn jedoch auch be⸗— 
nutzt, um Zuckerrüben von den aufgeweichten Feldern auf vie Fahr— 
wege zu ſchaffen. 

Die Bahn wird in der Regel im Spätherbſt 1 bis 2 Monate 
lang in Betrieb geſetzt; ausnahmsweiſe geſchieht ſolches jedoch auch im 
Mai. ALS Zugkraft dienen Thiere, in ſeltenen Fällen Menſchen. Be— 
ſtimmte Perſonen ſind bei dem Betriebe nicht beſchäftigt; es werden 
vielmehr bald dieſe, bald jene aus den vorhandenen landwirthſchaft⸗ 
lichen Arbeitern — gewöhnlich 7 bis 8 Perſonen — für den Betrieb 
verwendet. 
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Gründe. 


Das Reichsgeſetz über die Ausdehnung der Unfalls und Kranken⸗ 
verfiherung vom 28. Mai 1885 beftimmt in $ 1 Ziffer 1, daß das 
Unfaliverfiherungsgefeg vom 6. Juli 1884 mit einigen bier nicht 
erheblihen Abänverungen Anwendung findet, auf „ven gefammten Be- 
trieb der Poft-, Telegraphen- und Eifenbahnverwaltungen, fowie ſämmt⸗ 
liche Betriebe der Marine» und Heeresverwaltungen und zwar ein« 
ſchließlich der Bauten, welche von biefen Verwaltungen für eigne 
Rechnung ausgeführt werden.“ 

Hinfihtlih der Eifenbahnen follte durch dieſe Beftimmung bie 
Anwendung des Unfallverjiherungsgefeges auf alle Betriebe, welche 
nicht bereits unter $ 1 Abf. 6 des letzteren Gefees, aber unter das 
Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 fallen, erjtredt werben. _ 

Um alfo ven Willen des Gefetgebers in Bezug auf den Umfang, 
in welchem Eifenbahnbetriebe unfallverficherungspflichtig fein follen, zu 
erfennen, ift e8 geboten, auf ven „Betrieb einer Eiſenbahn“ im Sinne 
des Haftpflichtgefege® $ 1 zurüdzugehen. 

In der auf das Haftpflichtgefeß bezüglichen Nechtiprechung find 
die früher mehrfach angenommenen Begriffsbeftimmungen des „Eiſen⸗ 
bahnbetriebes" allmählich erweitert worben; fchließlih find dieſe Ein⸗ 
ſchränkungen vom Reichsgericht als rechtsirrthümlich ausprüdlich be= 
zeichnet worden, und hat baffelbe feit dem Jahre 1880 in Fonftanter 
Rechtſprechung ven folgenden Begriff des „Eifenbahnunternehmens “ 
feftgehalten (vergl. Entſcheidungen des Neichsgerichts in Kivilfachen 
Br. J S. 247): 

„Ein Unternehmen, gerichtet auf wiederholte Fortbewegung 
von Perſonen oder Sachen über nit ganz unbebeutenve 
Raumſtrecken auf metallener Grundlage, welche durch ihre 
Konfiftenz, Konftruftion und Glätte den Transport großer 
Gewichtmaffen, bezw. die Erzielung einer verhältnißmäßig bes 
beutenden Schnelligkeit ver Transportbewegung zu ermöglichen 
beftimmt ift, und durch viefe Eigenart in Verbindung mit den 
außerdem zur Erzeugung der Zransportbewegung benutten 
Naturkräften (Dampf, Elektrizität, thieriſcher oder menjch- 
licher Musfelthätigfeit, bei geneigter Ebene der Bahn aud 
ihon der eignen Schwere der Zransportgefäße und deren 
Zadung u. f. w.) bei dem Betriebe des Unternehmens auf 
berjelben eine verhältnigmäßig gewaltige (je nach Umftänven 
nur in bezwedter Weife nüßliche, oder auch Menfchenleben 
vernichtende und die menfchliche Geſundheit verletzende) Wir- 
fung zu erzeugen fähig iſt.“ GVergl. Eger, Reichs⸗Haftpflicht⸗ 
gefeß, 3. Auflage vom Jahre 1886 ©. 58.) 

Es entipricht daher nicht der Abficht des Geſetzgebers, wenn ver 
Vorstand der Straßenbahn-Berufsgenofjenjchaft feine Ablehnung ver 
Aufnahme des Betriebes durch den im 8 1 des Gefeges vom 28. Mai 
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1885 gebrauchten Ausprud: „Betriebe der Eifenbahnverwaltungen” in 
der Weife zu begründen verjucht, daß eine bejondere Bahnverwaltung 
beftehen und ein befonveres Betriebsperfonal und ⸗Material vorhanden 
fein müſſe, um bie Anwendung des Ausdehnungsgeſetzes auf ven Bähn⸗ 
betrieb zu verhtfertigen. Im Gegentheil bejagen die Deotive zu ber 
angeführten Gejetesftelle (Verhandlungen des Reichstags 6. Legislatur- 
petiode, I. Seifion 1884/85 Br. V S. 254) ausprüdlich: 
Ebenfo wie der Ausprud „Betrieb* ift auch der Ausprud 
„Eiſenbahn“ im meitejten Sinne verftanden worden und um⸗ 
faßt alle zur Beförderung von Perſonen oder Gütern mittelft 
elementarer Kraft over auf Schtenen beftimmte Transports 
mittel, alfo nicht nur die großen Lokomotivbahnen, welche vie 
Verbindung zwifchen entfernteren Gegenden vermitteln, ſondern 
- auch die Heineren Straßen-, Pferve-, elektriſche Bahnen und 
ähnliche Unternehmen. 

Daß die nur aus redaktionellen Gründen erfolgte Zuſammenfaffung 
ber Eifenbahnen mit den Betrieben der Poft- und Zelegraphen- 
verwaltungen im 8 1 Ziffer 1 des Ausbehnungsgefeßes burch ben 
Wortlaut „geſammter Betrieb der Poft:, Telegraphen- und Eifenbahn- 
verwaltungen“ eine Beſchränkung gegenüber ven oben bargelegten Ge⸗ 
fichtspunkten nicht bezwedt hat, ergiebt ſich enplich auch aus der Faſſung 
des 8 2 a. a. O., wo von den für Reichs: bezw. Staatsrechnung 
„verwalteten Kifenbahnbetrieben” vie Rebe tft, und fomit der Nach⸗ 
druck auf die „Betriebe“, nicht auf vie „Verwaltungen“ gelegt ift. 

Hiernach ift der die Aufnahme in das Genoffenichaftsfatafter -ab- 
lehnende Beſcheid des Vorftandes ver Straßenbahn-Berufsgenoſſenſchaft, 
ſoweit derſelbe fih auf das Nichtvorhandenſein einer „Eifenbahnver- 
waltung“ gründet, nicht gerechtfertigt. 

Aber auch die weiteren Ausführungen des Berufsgenoffenichafts- 
vörftandes, nach welchen die in Rebe ſtehende Eifenbahn als Neben- 
betrieb der Land» und Forftwirthfchaft won der Verficherungspflicht 
ausgenommen fein fol, können für zutreffend nicht eradhtet werben. 
Denn durch die in Bezug genommene Vorſchrift des $ 1 Abi. 3 des 
Unfallverfiherungsgefeges follen lepiglich vie Miotorenbetriebe, mit Aus⸗ 
nahme gewiifer lande und forftwirthichaftlicher Nebenbetriebe, ven in 
Abſatz 1 aufgeführten Fabriken binfichtlih ver Linfallverfiherungs- 
pflichtigkeit gleichgeftellt werden. Es befteht varüber fein Zweifel, daß 
zu den durch Abſatz 3 erfaßten Betrieben die Eifenbahnen nicht ge 
hören (vergl. $ 1 Abi. 6 a. a. O.). 

Ebenfowenig kann dem Berufsgenoſſenſchaftsvorſtand darin beige- 
treten werden, daß es für die Begründung der Verficherungspflicht auf 
die regelmäßige Befchäftigung von minveftend 10 Arbeitern oder auf 
die Gewerbsmäßigfeit des Kifenbahntransportes anlommt. Der $ 1 
Abi. 4 des Unfallverficherungsgefetes, aus welchem beide Erforderniſſe 
entnommen find, findet auf Eifenbahnen feinem Wortlaute nad Teine 
Anwendung. Daß die Gewerbsmäßigfeit des Betriebes auch da, wo 
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das Gefeg fie nicht ausprüdlich vorjchreibt (wie legteres 3. 3. bet ven 
Schiffahrtsbetrieben 8 1 Ziffer 3 des Ausdehnungsgeſetzes ver Fall 
tft), eine Vorausſetzung der Verfiherungspflichtigfeit wäre, tft eine un« 
zutreffende Annahme, zu deren Rechtfertigung der Hinweis auf bie 
Nichtverfiherung des Betriebsunternehmens nichts beiträgt; vielmehr 
bildet die legtere, ſoweit nicht durch beſondere ftatutenmäßige Vor⸗ 
ſchriften Ausnahmen zugelafjen find, bei allen verficherungspflichtigen 
Betrieben die gejegliche Regel. 

Was ſodann die Frage betrifft, ob auch Betriebe von dem vor⸗ 
liegenden verhältnigmäßig geringen Umfange als verficherungspflichtige 
Eifenbahnbetriebe anzujehen find, jo muß auch in diefer Beziehung 
aus den oben bdargelegten Gründen an die Rechtſprechung zum Haft 
pflichtgefeg angelnüpft werden. Danach müfjen yeriegbare (hu Inmalfpurige 
Bahnen (vergl. Entſcheidungen in Civilſachen Br. vi 
©. 38), Anſchlußgeleiſe an öoͤffentliche Verbehrsbahnen — Po 
©. 40 a. a. O.) in der Regel auch dann für 'verfiherungspflictig 
erachtet werden, wenn fie ohne Lokomotiven nur mit thlerifcher Kraft 
betrieben werben, ober wenn bei geneigter Bahn ein Herabrollen ver 
Wagen vermöge ihrer eignen Schwere ftattfindet. Dagegen wird es 
als Betrieb einer Eifenbahn in ver Negel nicht ungefehen “werben 
fönnen, wenn auf einer horizontalen fchmalfpurigen Geletsanlage ein- 
zelne Heine Wagen ausschließlich mittelft Menfchenkraft langfam auf 
Schienen über fürzere Entfernungen weggeſchoben werden (vergl. Ent- 
iheidungen a. a. DO. Bd. XIV ©. 2771. 

Im vorliegenden Falle findet end ein Betrieb der zulett ge- 
dachten Art, wie aus der Eingangs gegebenen Beichreibung des Be⸗ 
triebes erhellt, nicht ftatt. 

Segen die hiernach begründete Verficherumgspflicht des in Rebe 
ftehenvden Betriebes Tann endlich auch nicht geltend gemacht werven, 
daß die Eifenbahn nur zeitweife in Betrieb ſei. ‘Derartige Betriebs- 
unterbrechungen, welche auch bet zahlreihen verſicherungspflichtigen 
induftriellen Betrieben vworlommen (3. B. bei AZuderfabrifen), haben 
auf die Verfiherungspflicht an fich Teinen Einfluß, kommen dagegen 
infofern zur Geltung, al8 während des Ruhens des Betriebes feine 
anrehnungsfähigen Löhne erwachſen. Im Folge der Beftimmungen ver 
88 71 und 10 des U. V. G., wonach die anrechnungsfähigen Löhne und 
Gehälter in Verbindung mit ven Gefahrenflaffen, venen vie Betriebe 
angehören, für die Umlagebeiträge bejtimmend find, wird auf biefe 
Weife ein jeder Betrieb entfprechend feinem Umfange und feiner Ge- 
fährlichleit zu den Laften ver Berufögenofjenfchaft herangezogen. 

(Entichbg. d. R.V.A. v. 24. September 1886 Nro. 192. A. N. U. ©. 182.) 
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Ehefrauen der Bettiebsunternehmer 10. 
Ehrenvechte, buͤrgerliche 148. 
Eid der Beauftragten und Sachverſtäͤn⸗ 
digen 271. 
— der Bertrauensmänner 97. 
Einlabıng gur Generalverſammlung B4. 
— at Den Genoffenſchaftsverſammiungen 


Einleitung der Unfallunterfuchung 193. 
Einfhägung der Betriebe 258. 265. 
Einfeßer 9. 71. 

Einftellung bes Betriebes 142. 

Eiſenbahn. Begriff 6.7. 21. 76. 77.492 ff. 
Eijenbahnbetriebe 7. 55. 75. 287. 


enbahnen, land⸗ ımb farſtwirthfchaft⸗ 
liche 492 ff. 


Eijentahnwermaltungen 7. 122. 
Efenhütien 1. 68. 
Eisgewinnungsbetriebe 19. 

Elektriſche Bahnen 6. 

und" Lothringen, suftänbige Behörben 


eier, enfgltigengeunpri berfelben 


Empfaugsbeſcheinigungen, |. Zuftellung. 
Entſchaͤdigungen, Umfang berielben 31 ff. 
— der Ärbeiterertreter 149. 


= tung ‚und Auszahlung berf. 
a seantpräße, Anmelbung®- 


— Ablehnung derjelben 206. 
Enthäbignngäberechtigte, auslänbiiche 


Pie orbeenngen, Unpfänbbar- 
feit derielben 221 


Entſcheidung der Borfinbe über Unfall 
entſchadigung ’200 ff. 


— des Schiedsgerichts 180. 


— des Reichs 8 182. 


Sah-Aagiften. 


Entwäfferungsanlageır 16. \ 
Erdarbeiten 11. 15, 
Erbarbeiter 71. 
Erhöhung des Kranlengeldes B5—At. 
Erhöhung ber Unfallvente 218. 
Ermittelung ber verfiherungspflichtigen 
Betriebe 67 ff. 
Erjat des Schadens als Objelt der Ver⸗ 
fiherung 31. 
— des entgamgenen Arbeitswerbienftes 
der Arbeitervertreter 196. 
Erſatzmänner der Vorſtandsmitglieder 105. 
— der Arbeitervertreter 161. 
Erwerbsunfähigleit 193. 
Erelntiofirafen 67. 128. 
Erplodirende Gegenftänbe 8. 5. 
Erplofionsftoffe 3. 5. 


F. 
Fabrik, fabrikmäßiger Betrieb 5. 17. 18. 
Fabriten, VBerfiherungspflicht 1. 68. 
Fabrikgeheimniſſe, Wahrung derſ. 316. 
— Berlegung berielben 269. 
Fabrik⸗Krankenkaſſen 147. 
Fährbetrieb 7. 8. 76. 
Fährbetriebe, fiskaliſche 55. 57. 75. 
Wälligleitstermine ber Renten 218. 
Tahrläfftgleit der Betriebsunternehmer 
und Betriebsheamten 301. 303. 
Teftftellung ber Entſchädigungen 186 ff. 
198. 200. 


Fiskaliſche Betriebe ſiehe Staatsbetriebe. 
Flößerei 7. 8. 76. 

Flößereibetriebe, fiskaliſche 66. 57. 75. 
Formulare der Betriebsanmeldungen 78. 

— ber Entf hädigungsanweljungen 229. 

— ber Lohnnachweiſungen 233. 

— der Rechnungsergebnifie 242 ff. 

— ber Unfallanzeigen 187. 193. 

— der Unfallregifter 190. 
Forſtwirthſchaftliche Nebenbetriebe 5. 
— der Unternehmer 10. 

uhrwerksbetriebe 7. 8. 75. 
Fundamente, Ausſchachtung derſelben 9. 


G. 


Gartenbau 5. 

Gasanſtalten 17. 

Gaskraftmaſchinen b. 

Gaswerke, Berufsgenoſſenſchaft für 67. 

Gebührenfreiheit won Atteſten, Verhand⸗ 

lungen und Urkunden 193. 312. 

Gefahrenklafſen, Bildung derſelben 107 ff. 
— Einfhäßung in diejelben 258. 

Gefahrentarife, Aufftelung derſelben 108. 

Gegenfeitigleitss Prinzip 49. 
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Gegenftand der Berficherung 31 ff. 

Gegenftände, explodirende 3. 5. 

Gehalt 25. 

Geldftrafen ſiehe Exelutivſtrafen. 

Gemeindebeamte 26 ff. 

Gemeindebehörden, Feſtſetzung bes ort8- 
üblichen Tagelohnes 25. 

Gemeinden, Verhaltniß zu denſelben 47 

i8 49. 

Genehmigung der Statuten 97. 

— der Gefahrentarife 259. 

— der Unfallverhütungsvorſchriften 256. 
General⸗Verſammlungen 84. 
Genoſſenſchaften 49 ff. 
Genofienichaftsfatafter 132 ff. 

— Form und Führung 134 fi. 
Genoſſenſchafts⸗Rechnung 241. 
Genoſſenſchaftsverſammlungen 87. 99. 
Genoſſenſchaftsvorſtände 88 ff. 99 ff. 
Gerichtsftand der Genoſſenſchaften 52. 
Geſammtnachweiſung ver Löhne 235. 
Gefchäftsführer der Genofjenichaften 106. 
Geihäftsgeheimniffe, Wahrung derſ. 316. 
Geſchaftsgang des Reichs-VBerfiherungs- 

amtes 279 ff. 
Geſchaftsſprache 206. 
Geſinde 4 


Getreivemahlmühlen 69. 

Getreidereinigungsbetriebe 491. 

Gewerbemäßigkeit bes Betriebes 13. 

Glaſer an -Bauten 8. 22. 71. 74. 

Glasſcheibenreiniger 23. 

Gondelfahrer 8. 75. 

Gräbereien 1. 70. 

Granitbrücde 1. 

Gruben 1. 70. 

®üterlaber 8. 75. 

Güterpader 8. 75. 

Gutadten über Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften 269. 266. 

Gypſer 8. 71. 74. 


H. 
Häckſelſchneidebetriebe 491. 
Haftbarkeit der Genoſſenſchaften 52. 
— der Genoſſenſchaftsorgane 104. 
Haftpflicht der Unternehmer und Betriebs⸗ 
beamten 299. 
Haftpflichtgeſetz 6. 
Haftung Dritter 304. 
Hamburg, freie Stadt, Berwaltungsbe: 
hörden 325. 
Handelsgeſellſchaften 302. 
Handſchuhfabriken 17. 120. 
Handwerksbetriebim Gegenſatz zum Fabril⸗ 
betrieb 17. 
Hauptbetrieb 52. 
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Hausinbuftrielle 21. 

Hauswaſſerleitungen 185. 

Heberolle ber Beiträge 235. 

Heeresverwaltungen 7. 52. 

Heilverfahren, Yortführung durch bie 
Krankenkaſſen 31 ff. 39. 

Herabminberung bes Beitrags 237. 

Heffen, Großherzogthum, Verwaltungs⸗ 
behörden 320. 

lprerpliebene ‚ Entſchädigung derſelben 


— U mittelung derſelben 193. 

— von Beamten 27 ff. 
Höhere Verwaltungsbehörden, ſiehe letztere. 
Hopfenſchwefeldarren 492. 
Hopfenpreſſereien 492. 
Hotelwagen 76. 
Hülfskaſſen 163. 
Hüttenmarke 1. 68. 


J. 


Jahresarbeitsverdienſt 25. 

Jahresfriſten der Dauer der Genoſſen⸗ 
ſchaftsaͤmter 103. 

Jahresverdienſt über 2000 Mk. 23. 24. 

Snbuftriegweige , Zufammenlegung ber- 
jelben 50 

— Ausſcheidung einzelner 119. 

Inhalt des Statuts 92. 

Inkrafttreten des Geſetzes 327. 238. 

Junungs⸗Krankenkaſſen 147. 151 ff. 

Suftallateure 7. 

Jugendliche Arbeiter 25. 


KR. 


Kähne 8. 75. 

Kaltöfen, Kalkbrennereien 18. 

Kapitaldedungsverfahren 60. 61. 

Karenzzeit 32. 41. 

Katafter 132 ff. 

Kaution bei Betriebseinftellungen 93. 
237. 

Kellereibetrieb 8. 21. 76. 

Keltereien 22. 

Kiesbaggereien 2. 70. 

Kiesgruben 2. 70. 

Kinder der Unternehmer 10. 

— ber Verlegten bezw. Getöbteten 42. 

AA, 


— von Beamten 27 ff. 
Kleinfchifferei 8. 75. 
Klempner 8. 71. 74. 
Knappſchaften 299. 
Knappicaftsältefte 299. 
Knappicaftsberufsgenoffenihaft116.298. 
Knappſchaftskaſſen 147 ff. 


Sach⸗Regiſter. 


Knappichaftsverbände 298. 
Kochteffel 12. 
Köhlereien 16. 
Körperverlegung, Begriff 38. 
Kommunalbeamte 26. 
Konkurs von Genofjenihaftsmitgliedern 
123. 
Kontrole der Betriebe 267. 
Kornfpeicher 21. 76. 
Koften des Heilverfabrens 31. 
— liebernabme ber weiteren durd die 
Krankenkaſſen 35 ff. 
— des Schiedsgerichts 183. 
— der Feftftellung Hinterbliebener 193. 
— — Betriebsüberwachungen 272. 
— de8 Reich3-Verfiherungsanmtes 287. 
— ber Rechtshülfe 310. 
— — Theilnahme an den Unfallfeft- 
ftellungen 196. 
— — Zuſtellung der Mitgliedfgeine 
310. 


Kraftmaichinen ftehe Motoren 14. 
Krankenhaus, Kur und Berpflegung in 
demfelben 45. 46. 
Krankengeld, Erhöhung beifelben 35. 
Krantentaffen, Uebernahme der Ber- 
pflegung 31 ff- 

— Fortführung des Heilverfahrens und 
Uebernahme der Rentenzahlung 39 ff. 
— Berbältniß zur Unfallverfiherung 47. 
— Wahl von Arbeitervertretern 147. 

Küfereibetrieb 58. 
Kürzung der Renten 43. 
Kur im Krankenhauſe 46. 


L. 


Lackirer, Verſicherungspflicht 8. 71. 74. 

Lag erräume 77. 

Sanbesbehörben, Zuſtändigkeit derf. 317 ff. 

Landes-Verficherungsamter 294 ff. 297. 
29 

— Zuſammenſetzung u. Beſchlußfafſung 

derſelben 297. 

Landdroſteien 80. 

Sandräthe 80. 

Landwirthſchaftliche Nebenbetriebe 5. 

eegitimation der Genoſſenſchaftsvorftände 
100. 

Lehmgruben 2. 70. 

Lehrlinge, Jahresverdienſt derjelben 25. 

Seinreiterei, ſiehe Treidelei. 

Leiftungsfähigteitver Genoſſenſchaften 49ff. 

Reiter des Betriebes 85. 91. 

Lippe, Fürſtenthümer, zuftändige Be— 
hörden 324. 

Liquidation des Mehrbetrags an Kranken⸗ 


geld 37 





Sach⸗Regiſter. 


Liquidationen der Arbeitervertreter 151. 
— der Poſt 230. 

Löſchung im Kataſter 139. 

Lohn, Begriff 25. 

Lohnliften 232 ff. 

Lohnnachweiſungen 233. 

Lokomobilen 5. 14. 70. 

Lübeck, freie Stadt, 

hörden 325. 
Luftheizungen 13. 
Luftmotoren fiehe Motoren. 


Berwaltungsbe- 


M. 


Magazinbetriebe 77. 

Magiftrate 80. 317 ff. 

Maler, Berfiherungspfliht 8. 22. 71. 
14 


Marine-Berwaltung, Betriebe der 7. 52. 
22 


122. 

Marmorbrüde 2. 

Mafchinenbetrieb 5. 

Maurer, Verfiherungspflicht 4. 69. 

Mecklenburg, Schwerin u. Strelig, Groß⸗ 
Herzogthlimer, zuſtändige Landesbe⸗ 
hörden 321. 

Mehrbetrag an Krankengeld 35—41. 

Mergelgruben 2. 

Merkmale ver Betriebsunfälle 191. 

Meiler 8. 75. 

Miethbung von Mafchinenkräften 13. 

Militärbehörden, Betriebe derjelben 7. 
52. 122. 

Minderjährige, Zahlungen an 228. 

Minderung der Rente 43. 

Mineralien, Gewinnung berfelben 2. 

Mineralwaſſer⸗Fabriken 18. 

Mitglieder des Reichs⸗Verſicherungsamtes 


274. 

— Wahl derfelben 276 ff. 
Mitglienihaft der Genofjenichaften 124. 
Mitgliedfcheine 133. 136. 

— Behändigung derſelben 310. 
Mitgliederverzeichniffe 143. 

Mittel, Aufbringung derſelben 59 ff. 
Motoren 5. 14. 70. 

Mühlen 69. 

Mühlenbauer 12. 


N. 


Nachweiſungen, der Krankenkaſſen 159. 
— der Löhne u. ſ. w. 231. 

— der Redhnungsergebniffe 240 ff. 

Name der Genoſſenſchaft 92. 

Naturalbezüge 25. 78.. 
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Nebenbetriebe 10. 

— landwirthſchaftliche 5. 16. 
Nebenliften des Kataftere 135. 
Nichterftattung von Unfallanzeigen 198, 
Nichtigkeit, beichränfender Verträge 304. 
Normalftatut 93. 

Numerirung des Kataflers 135. 


O. 


Obliegenheiten der Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtände 88 ff. 
Oldenburg, Großherzogthum, zuftänbige 
Behörden 321. 
Omnibusfuhrwert 76. 
Ordnungsftrafen 313. 
Drgane der Genoſſenſchaften 88 ff. 
— des Reihsverfiherungsamts 287. 
Organtfation der Unfallverfiherung 49 ff. 
— des Reich8-Berfiherungsamts 273 ff. 
Ortskrankenkaſſen, Wahl der Arbeiterner- 
treter und Schiebsgerichtsbeifier 149 ff. 
Ortspolizeibebörden, Funktionen derſelben 
80. 81. 187. 
Ortsüblicher Tagelohn 25. 


P. 


Packhofsbetrieb 8. 21. 76. 

Pauſchalbeiträge 90. 

Pfändung der Renten 222. 

Pferdebahnen 6. 76. 

Pflafterer 12. 

Pinfelfabriten 17. 

Portofreiheit der Sendungen 311. 

Portofoften 132. 311. 

Boft, Auszahlungen durch diejelbe 222 ff. 

Vofthaltereien 6. 76. 

Poſtkaſſen, Abführung von Beiträgen an 

diefelben 239. 

Poft-Berfiherungs-Kommilfion 56. 169. 

Poft-Verwaltung 7. 52. 122. 

Präflufivfrift für Entihädigungsanmel- 

dungen 218. 

Prämien, Ausſetzung derjelben 62. 

Prahmbetrieb 7. 8. 76. 

Prabmbetriebe, fisfaliiche 55. 57. 75. 

Preußen, Königreid, Berwaltungsbe- 

hörden 318. 

Profuriften 86. 91. 

Brotofolle der Generalverfammlung 85. 
— der Unfallunterfucdhung 196. 198. 
— der Beichlußfaffung Über Unfallver- 

hütungsvorſchriften 261. 263. 349. 
— der Schiedsgerichte 179. 335. 
Prüfung der Vollmachten bei der. Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung 93. 
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Prüfung der Iahresrehmang 98. 
— der Lohnnachweiſungen 288. 
PublilationssOrgame 98. 136. 171. 


Q. 
Qualifikation der Arbeitervertreter 162. 


Quittirung von Poſtſendungen 106. 
Quittung des Zahlungsempfanges 226. 


R. 


Rechnungsergebniſſe, jährliche 240. 
Rednungofubrung ber Genoffenſchaften 


Rechnungsjahr, Beſtimmung deſſelben 241. 
Rechtsbefugniſſe der Genofſſenſchaften 52. 
Rechtshulfe 309. 

Rechteweg, Zuläffigkeit beffelben 800. 

Regiebauten 11. 

Regierungen, Regierungs-Präfidenten 80. 

Regulativ flir die Wahlen von Arbeiter- 
vertretern 150 ff. 

Reich, Mebernahme von Verpflichtungen 
und Koften durch dafjelbe 122. 287. 

Reichsbeamte 26. 

Reichs⸗Verſicherungsamt 273 ff. 

Reiſekoſten 25. 

Rekurs gegen Entſcheidungen des Schieds⸗ 
gerichts 216. (Siehe im Uebrigen: 
Beſchwerde.) 

Rente 31 ff. 

— Berechnung derfelben 38. 

— der Hinterbliebenen 41 ff. 

— der Frauen im Kranlenhaufe Unter- 
gebrachter 46. 

— Zahlung berjelben durch die Kranfen- 
tofien 39. 


Rentenzahlungen, Fefftellung und An- 
weilung 43. 
Hequifitionen der Genofjenfchaftsorgane 
9 


309. 

Reſervefonds 38. 

Keug, Fürftentbümer, Berwaltungsbe- 
hörden 324. 

Reviſion des Gefahrentarifs 108. 

Kevifionsbefugniß der Genofjenichaften 
268. 


— des Reichs⸗Verſicherungsamtes 278. 
(Siehe au Kontrole.) 
Rhederei 21. 76. 
Riſiko, Tragung deſſelben 116. 


S. 


Sachſen, Konigreich, Verwaltungsbe⸗ 
hörden 320. 
— ⸗Altenburg, Herzogthum, Verwal⸗ 
tungsbehörden 322. 


Sach⸗ Regiſter. 


Sadfew- Enburg- Gotha, Herzogthum, 
Verwaltungsbehörden 322. 
— ⸗Meiningen, Herzogthum, Verwal⸗ 
tungsbehörden 322. 
Sachverſtändige, Zuziehung berjeiben 
durch das Schiedsgericht 176. 
— bei den Unfallfeſtſtellungen 195. 
— bei Ueberwachung ber Betriebe 283. 
Saltnen 1. 68. 
Sandbaggereien 7. 76. 
Saudgruben 2. 
Schabenerja bei Tödtung 41 ff. 
Scaffer 8. 75. 
Schauer 8. 75. 
Schaumburg=-Lippe, Fürftentbum, Ber- 
waltungsbehörden 324. 
Säiebegerichte ‚ DOrganifätion berfelben 


— Entſcheidungen berjelben 214. 
u elurs gegen deren Entſcheidungen 
2 


Schieferbrüche 2. 

Schiffahrtsbetrieb 7. 8. 75. 

Schiffsziehen 7. 8. 75. 

Schlahthausanlagen 19. 

ES chlächtereien 18. 19. 

Schloſſer bei Bauten 19. 79. 

Schnupftabal-Fabriten 18. 

Schornfteinfeger 4. 69. 71. 

Schreiner bei Bauten 19. 79. 

Schwarzkurg, Fürftenthiimer, Berwal- 
tnngsbehörden 323. 

Sektionen, Einrichtung derfelben 95 ff. 
zung der Entihädigungstoften 


Sektionsvorſtaͤnde 96. 
Selbftverfiherung der Unternehmer 23. 
Sicherſtellung fiebe Kaution. 

Siegel der Schiebsgerichte 183. 

Sit der Genoſſenſchaften 92. 

— F —* | he 168. 

— bed Reichs⸗Verſicherungsamts 274. 
Situngsprotsfolle 179. . 
Soldaten 26 ff. 
Speditionsbetrieb 8. 21. 75. 76. 
Speichereibetrieb 8. 21. 75. 76. 
Spengler 18. 71. 74. 
Spezialvollmacht 100. 
Spiritusbrennereien 16. 18. 69. 
Staatsheamte 26 ff. 
Statut der Genoffenichaften 87 ff. 
Stener 8. 75. 
Steinbrüde 1. 68. 70. 
Steinhauer 4. 69, 71. 
Stellsertreter ber Bertrauenentäuner 96. 

105. 
— — Schiebsgerichtäbeifiger 154. 168. 








Sach⸗NRegifler. 


Stellvertretung in den Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlungen 85. 
Stempelfsipeit ber Verhandlungen umd 
Altteſte 312 
Sterbegeid 27. 
Sterbekaſſen 47. 
Stimmberedtigung der Genoſſenſchafts⸗ 
“ mitglieder 126. 
— — Arbeitervertreter 261. 
Stimmzettel für Wahl der Arbeiterver- 
treter 153. 
— — — Schiedsgerichtsbeiſitzer 174. 
Strafantrag wegen Verletzung von Be⸗ 
triebsgeheimniſſen 317. 
Strafgefangene 10. 
Strafverfügungen 314. 
Strafvorſchriften 312. 
Straßenbahnen 6. 8. 
Streigung ans dem Katafter 139. 
Streitigfeiten mit Krankenkafſen 34. 36. 
Zn über Bermögensauseinanderfegung 
19 


Strumpfwirtereien 19. 
Strumpfwirternabel-Fabrilation 492. 
Studateure 8. 22. 71. 74. 
Subftitution, Subftitutionsvollmacht 88. 


T. 


Tabad-Kabriten 18. 
Tagelohn, ortsühliches 25. 
Tagesverdienſt 83. 24. 
Tantiömen 25. 78. 

Tarife der Gefahrenflaffen 108. 
zelegraphen- Serwaltung 7. 52. 122. 
Thongruben 2. 

Tiſchler 19. 79. 

Todtung 41. 

Transportgewerbe 8. 75. 
Treibelei 7. 8. 75. 

Triebwerke fiehe Motoren. 
Tüncher 9. 71. 74. 
Zunnelbanten 9. 


u. 


Uebereinkunft, behufs Veſchränknug der 
gejeglichen Beftimmungen 304. 

ur: der Betriehe 128. 142. 256. 
26° ‘ 


Ueberweifung der Betriebe 128. 142, 
Umfang ber — — 31 ff. 

— ber Verfierung 1 fi. 
Umlageverfahren 231 ff. 
Umlegung der Beiträge 232. 
Uneheliche Kinder 44. 
Unfall, Begriff 10. 11. 
Unfall-nzeigen 188. 
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Unfalfunterfudung 198. 

Unfallverhütung 256 ff. 

Unfalfverhiitungsnorfchriften, Erlaß ber- 
ſelben 266 ff. 

— Arten derjelben 262. 

— Begutachtung verfelben 266. 
Unfallverzeichniffe 187. 190. 
Unpfändbarleit der Entſchädigungen 221. 
Unternehmer ber Betriebe 13.51. 57.58. 

126. 
Unternehmer, en berielben 23. 
Unterſtützungskafſen 47. 4 
Unterfuhung von Unfällen im Auslandbe 


Unterfudrmgsverhanbinngent, Mitthei⸗ 
lung derſelben 196. 


— Theilnahme an denſelben 106. 


B. 


Beränderung ber Verbältnifje 217. 

Beranlagung zu den Gefahrenklaffen 108. 

Berarbeitung von Gegenftänden 5. 

Bereibigung der Bertranensmänner 97. 

— ber Beauftragten unb Sachverftän- 

digen 271. 

al über Bildung von Genoffens 
haften 81. 


— — gemeinſame Tragung ber Ent- 


ſchädigungskoſten 116. 

Bereinigung mehrerer Bernfsgenofjens 
ſchaften 118. 

Berfahren bei Einſchätzung ber Betriebe 


— I der Unfallfefiftelflung 193 ff. 

— vor den Schiebsgerichten 175. 

— des —— 280 ff. 

— bei Veränderungen des Betriebes 93. 
Verfügungsébeſchraͤnkung 102. 174. 
Bergiitungen ber Arbeiterbertreter 149. 


Berbältnif ber Unfallverfiherung zur 
Gemeinde, zu Armenverbänden und 
Krankenkaſſen 47 ff. 

— zum Haftpflicht 


gefetz 300 
Verhaͤltniſſe der Betriebe ‚Wenderung berf. 


217. 
Berbandlungen, Stempelfreiheitderf. 312. 
— beim Schiedsgericht 178. 
Berheirathete, Berpflegung berfelben im 
Krankenhaus 46. 
Berjährung der Entſchaͤdigungsanſprüche 


— bie Regreßanipruches gegen Unter⸗ 
nehmer 302. 
Verkündigung ber Entiheibungen bes 
Sciedsgerichts 181. 
Berlegung des Betriebes 131. 
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Berlekung von Betriebsgeheimniffen 269. 
Bermögensauseinanderfegung bei Bes 
ftandsänderung der Genoſſenſchaft 119. 
Beröffentlichung der Bildung von Berufs- 
genofjenichaften 87. 98. 
— berOrganifationd. Genofjenfchaft98. 
— der Zufammenjegung ber Schieb8- 
gerichte 171. 

— amtlicher Auskunft 136. 
Berpfändung von Renten 222. 
Berpflegung im Krankenhauſe 45. 
Berpuber 9. 71. 74. 
Verſchwiegenheit ber Vorſtände 

Organe 270. 317 
Berfiderungsanträge, ältere 305. 
Bertheilung des Riſiko's 116. 
Bertrauensmänner 96. 296. 
Bertreter der Arbeiter 144 ff. 

— Zuziehung zur Berathung von Un⸗ 

fallverfiherungevoriäriften 260. 

— zur Unfallfeftftellung 194. 
— der Bevollmächtigten der Kaffen 165. 


Bertretung in den Beneralverfammlungen 
85. 


— der Genofienihaft 100. 

— durch den Bundesrath 86. 
Berwaltung ber Berufsgenoffenichaften 87. 
Verwaltungsbehörden, höhere 80. 100. 

143. 
— untere 80. 81. 128. 131. 152. 159. 
270. 


und 


— ber Bundesftaaten 318 ff. 
Berwaltungserefution 317. 
Berwaltungstoften ber Berufsgenofien- 

ſchaften 272. 
— erſtmalige Aufbringung derſ. 64. 
Verwaltungsſtreitverfahren 35. 
Verweigerung der Uebernahme von Ge⸗ 
_ noffenfhaftsämtern 106. 
Verwendung im Betriebe 14. 
Verzeichniß ber verfiherungspfliätigen 
Betriebe 67. 

— ber Unfälle 187. 189. 

Vollmachten, Stempelfreibeit derſ. 312. 
Borauszahlung von Berwaltungsloften 64. 

— von Renten 219. 

Borfätzlichfeit beim Unfall 34. 


Borftände der Krankenkaſſen, Wahl ber 
Arbeitervertreter durch dieſe 147 ff. 

— von Betriebstaflen, Straffeftfegungen 
durch diefe 266. 

— ber Bernfsgenoffenfchaften, Entſchei⸗ 
dung derfelben bei Entjhädigungsfeft- 
ftellung 300 ff. 

Im Uebrigen fiehe: Genoſſenſchafts⸗ 
und Seltionsvorſtaͤnde. 
Vorzugsrecht im Konkurs 123. 


Sach⸗Regiſter. 


W. 


Wäger 8. 75. 

Bällbarkeit zu Genoffenfhaftsämtern 101. 
— zu Arbeitervertretern 148. 152. 162. 
— zu Schiebsgerichtsbeiftkern 155. 

Wahl des Genoffenſchaftsvorſtandes 88. 
— ber Arbeitervertreter 148. 152. 162. 

Wahl der Schievsgerichtshbeifiger 154 ff. 

Wahlen, Entiheidung über Gültigkeit 

derſelben 279. 
— zum Reichsverſicherungsamt 175 ff. 
anrberehtigung der Krankenkafſen bei 
Wahl von Arbeitervertretern 162. 164. 
Wahlperiode ber Arbeitervertreter und 
Schhiebsgerichtäbeifiger 156. 

Wahlverfahren 162. 172 ff. 

Wahrung der Gejhäftsgeheimmifie 316. 

Waldeck, Fürftentbum, Verwaltungsbe⸗ 

hörben 323. 

Mafferheizungen 15. 

Waſſerkraft 5. 

Wafjerleitungen 13.15. 

Wechſel in der Perſon der Unternehmer 

134. 140. 

Weibliche Arbeiter 2. 

Weingewinnung 22. 

Werften, Berfiherungepfit derſ. 1.10. 

Weißbinder 9. 71. 

Widerſpruch gegen Veitragefehſſtellung 

236. 


Wiederverheirathung von Wittwen 43. 
Wiederwahl von Genoſſenſchaftsorgauen 
101. 
Windmotoren 13. 
Wittwen, Rente derfelben 42. 
— von Beamten 27. 
Württemberg, Königreih, Verwaltungs⸗ 
bebörden 320. 


8. 


Zahl der Arbeitervertreter 147. 
Zahlungen ing Ausland 228. 

— an Minderjährige 228. 

— don Entihäpigungsbeträgen an 

Krankenkafſen 230. 

Zahlungs-Anweilungen 224 ff. 
Zahlungsfriften 218. 
geitpunft bes Beginnes der Mitgliedſchaft 


— "ie Inkrafttreten der Geſetze 327. 
Zeitverluft, Entſchädigung für 104. 171. 
Zeugen, Bernehmung derfeiben 175.194. 
Ziegeleien 491. 

Zimmerer 4. 69. 71. 
Zinkſchmelzereien 17. 
Zufammenlegung der Betriebszweige 86. 


Sach⸗Regiſter. 


Zuſammenſetzung der Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlungen 94. 

— des Reichs⸗Verſicherungsamts 288. 

— der Landes-Verſicherungsämter 296. 
aut: Feſtſetzung derjelben 94. 265. 
Zuſchuß zum Krankengeld 35 ff. 
Zuftändigleit der Sektionen 95. 

— ber Genofjenichaftsverfammlung 99. 
Zuftändigfeit des Schiedsgerichts 177. 

— des Reichs⸗Verſicherungsamts 278. 

— der Landesbehörden 317. 
Zuſtellung der Beſcheide 136. 

— ber Mitgliedſcheine 136. 137. 140. 
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Zuftellungen 326. 
uftimmung bes Bundesraths zur Ge- 
nofienihaftsbildung 81. 
Zutbeilung der Betriebe 131. 
Zutritt zu den Betriebsftätten 268. 
Susiebung zu den Unfallunterfuchungen 


Bimangsbeitreibung ber Beiträge 257. 

— der Beiträge für bie Poftlaffen 239. 

Zwangsverfahren zur Erftattung der Un- 
fallanzeigen 193. 

Zmede, frembe, Beitragserhebung für 62. 

Zweigbetriebe 126. 


1870. 


1871. 
1875. 


1876. 
1877. 
1878. 
1881. 
1888. 


” 
1884. 


23/11. 


Chronologiſches Regiſter. 


Bündniß⸗ Vertrag mit 
Bayern Seite 31. 

Haftpflicht⸗Geſetz 5. 30. 

Bormundfhafts - Ordnung 
102. 


. Geſetz 30. 


Endſchog. d. R.O. H.G. 9. 
Sütfetaffen- Geſetz 35. 
Konkurs-Orbdng. 122. 
Ertl. d. R.O. H. G. 9. 
do. 9. 

Krankenkafſſen⸗Geſetz 25. 
Zuſtändigkleits-Geſetz 318. 
Kreis⸗Ordug. f. Heſſen⸗ 

Naſſau 319. 
Verordnung 80. 
Unfallberfigerunge - Geſetz 


Beftrnähg. d. R. V. A. 68. 
Anleitungd. R.V. A. 9. 68. 
Handelsgeſetz 86. 
Bektmchg. 325. 

do. 819. 
Berorbng. 320. 

do. 8324. 
Berfügung 320. 
Beltmdg. 322. 325, 


do. 320. 
Berordng. 323. 

do. 322. 

do. 322. 325. 

do. 323. 
Beltmdg. 318. 
Gefet 318. 
Beltinhg. 321. 
Berordnng. 80. 318. 

do, 321. 

do. 324. 

do. 821. 322, 324, 


Beltmdhg. 325. 
Beſchd. d. R.V. A. 16. 18. 
Bektmchg. d. R.V. A. 319. 
Verordng. 323. 


1884. 


1888. 


18/8. 
21/8. 


Berordng. Seite 321. 


Bektmchg. 324. 
Beſchd. d. R.V. A. 16.17. 
Beltmdig. 323. 
do. 322. 
do. 325. 
Beſchd. d. R. V. A. 16. 
do. 10. 


Bektmchg. 319. 


. Beſchlß. d. R.V. A. 299. 

. Beſchd. d. R.V. A. 17. 

. Verordng. 320. 

. Beſchd. d. R.V.A. 11. 
18. 24. 


do. 
o0. 


48, 
In 


 Betimdg, v..R.8.4. 280, 
. Kbfehrden. d. R. V. A. 93. 


Beſchd. d. *34 85.91. 
Bed, . R.V.A. 85. 


Bette. d. Reiche- 
kanzlers 8. 
do. d. R. V. A. 74. 
Beſchd. d. R.V. A. 13. 
aan. dv. R. V. A. 311. 
Beſchd REN. 13.17. 
14. 


do. 
Beſchlß. d. Bundesraths 12. 
Bektmchg. d. R. V. A. 87. 
Ausdehnungs⸗Geſetz 5. 6. 
26. 52. 119. 165. 169. 
198. 202. 207. 266. 
326. 327. 

Beſchd. d. R.B.X. 22. 
 gelimdg. d. R.V. A. 75. 
Beſchd. d. R.V. A. 85. 91. 
do. 6. 62. 109. 








SI NY SYS 


n 


u y 2 


. Beſchd. d. 


Chronologiſches Regiſter. 


Cirk.⸗Erlß. 158. 

do. 161. 
Roſchrben. d. R. V. A. 88. 
Beſchd. d. R.V.A. 101.170. 

do. 81. 

Ciel.sEriß. 161. 
Beſchd. d. R. V. A. 21. 
Allerh. Verordug. 280. 
Beſchd. d. RVV. A. 18. 
Rdfchrben. d. R. V. A. 162. 


. Beſchd. d. R. V. A. 13. 


do 14. 24 
do 109. 
do 22. 58 
do. 136. 
DD. 58. 

de. 109 


bo. 105. 
Beltmäg. b. R.B.X. 187. 
Beil. b.R.B.U.88. 233. 
. Beltuuche. d. R.B.X. 87. 


Rohrben. v.R. BR. 183. 


Beichb. d. R.B.U. 119. 


. : ‚Aller. Verordng. 328. 


Beltmchg. d. R.B.X. 129. 
Regulatte 250 ff. 171. 
Ameiungb. R.V. U. 228. 
Beſchd. d. RB 227. 
do. 164. 305. 
Beltmchg. d. R.B.X. 35. 


Beſchd. RXBVAiio. isn. 


do. 11. 234. 
do. 136. 310. 
Regulativ 158. 


. Beſchd. d. R.V. A. 106. 


do. 171. 
do. 217. 271. 
bo. 125.195.198.269. 


Beſchlß. d. di. v.A. 96.270. 


Regulativ 158. 


.Bektmchg. d. R.V. A. 56. 
170. 
.Beſchd. br R. V. A. 64. 


o. 12. 
Roichrben. d. R.V. A. 232. 
. Allerh. Verordng. 176. 


do. 308. 


Rdoſchrben. d. R.B.X. 306. 
— —— 
18. 


Berorhnn. 158. 
Cirk⸗. Erlß. 189. 
R. B.A. 10. 
11. 26. 


do. 192. 
do. 192. 219. 


"Berk. d. R.B.A. 43.208. 


1885. 17/11. Beihb. d. MBH. 198. 


807 


6. 18. 


" Ban. Beltmebg. 9. R.2. 1 231. 
241. 

„ U. Rofdeben. d. RB.A. 139. 
112. —** d. R. V. A. 236. 
„ 5/12. Do. 183. 
„ 10/112. bo. 131.160. 283. 
„ 19/12 im. 140. 
„ 2312. Do. 39.41 
„ 311%. do 809. 

1886. 3/1. do. 126 
671. do 160 
„8. do 197 
„ tl. v0. 233. 
n „AMdſchrben. d. R.V. A. 292. 
„20/1. Beſchb. d, R. V. A. 11. 
28/1. bo. 187. 310. 
F „ Mdſchrben. d. RV.A. 182. 
„ 286/1. Beſchd. 9.8.8.8. 11.15. 

31. 193. 312. 
„12. ds. 264. 
„ 2/2. do. 16. 
„838. bo. 39. 
„ 10/2. do. 11.88. 
„ 11/8. do. 132. 
„ 12/2. bo. 202. 
„ 13/2. bo. 88. 63. 233 
„ 18/2. bo. 18. 
„ 21/2. do. 236. 
„ 22/2. do. 63. 
„ 23/2. Bektmchg. d. R.B.X. 240 
„ 25/2. Beſchd. d. R.B.R. 20. 
" „Entſchog. d. R.B.A. 66 
„ 27/2. Beſcho. d. R.V. A. 10.138 
„5/3. do. 43. 
„88. bo. 46. 197. 297. 
„ 12/8. bo. 237. 
„13/8. do. 241. 
„ 15/3. Geſetz. 26 ff. 
„ 18/3. Beſchd. d. R. B.A. 11. 18. 
" „ Entihdg. d. R.B.X. 19. 
„ 20/3. Beſchd. d. R.V. A. 15. 
„ 21/8. Beltmdg. d. R.B.X. 56. 
170. 

„ „ Beſchd. d. R.B.R. 272. 
„23/8. do. 22. 43. 
„26/3. do 229 
„ 28/8. do. 19, 
„ 29/3. bo. 203. 219. 
„ 31/3. Regulativ 158. 
„ 1. bo. 10.41.49. 


191. 228. 
Bektmchg. d. R. V. A. 317. 
Beſcr. g Reichs⸗Poſtamt 
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1886. 2/4. 
3/4. 


Chronologifches Regifter. 


Beſchd. d. R.V. A. 58.126. 
do. 40. 
Bektmchg. d. R. V. A. 170. 


Beichd. d.R.B.X. 264. 269. 


do. 812 
do. 139. 
Cirt.⸗Erlß. 57. 170. 
Beſchd. d. R.B.X. 184. 
Bektmichg. d. R.B.A. 57. 
87. 227. 
Beſchd. d. R. V. A. 15.46. 


Entſchog. d. R.V. A. 47. 
Rdſchrben. d. R.V. A. 261. 
Beſchd. d. R.B. A. 10. 20. 
97. 194. 271. 
Roſchrben. d. R. V. A. 314. 
Beſchd. d. R. V. A. 20. 21. 
Bektmchg. d. R.V. A. 170. 
Beſchlß. d. R.B.X. 491. 
Bektmichg. d. R. V. A. 276. 
Berf. d. R. B. A. 315. 
Beſchd. d. R.B.A. 192. 315. 
Rodſchrben. d. R.V. A. 102. 
Bektmichg. d. R.B.X. 289. 
297. 
Beſchd. d. R. B.A 


1886. 20/6. 


25/6 
26/5 


27/5. 
5/6. 


10/6 


11/6. 


12/6. 


" 
14/6 


15 
1778. 


% 


2 


23/6. 


24/6, 
25/6. 


29/86. 
81/6. 


10/7. 
15/7. 
16/7. 
10/9. 


11/9. 


24/9. 


Entſchog. d. R.B.N. 265. 
do. 65. 292. 
Roichrben.d.R.B.A. 292. 
Beltmdg. d. R.B.X. 79. 
bo. d. Reichskzlrs. 9. 

. R.V. A. 491. 


Beichd. d. R.B.A. 122. 


do. 12. 
Roſchrben. d.R.B.X. 242. 
Entichd. d. R.B.X. 492. 
Bektmiichg. d. R.B.X. 289. 

296 


Allerb. Verordng. 328. 
Beichd. d. R.B.A. 194. 
Cirt.⸗Erlß. 132. 311. 
Regnlativ 158. 
Beltndg. d. R.V. A. 79. 
Rdſchrben. d.R.B.X. 208. 
do. 171. 
Beltimdg. d. R.V. A. 170, 
Rodſchrben. d. R.V. A. 210. 
Entſchog. d. R.V. A. 492 ff. 


Leipzig, Walter Wigand's Buchdruckerei. 
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